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(Gafmann)

vestition in die Stabilitdt dieser Demokratie und selbstver-
stindlich auch in den Wirtschaftsstandort Baden-Wiirttem-
berg sind.

(Beifalt bei der SPD — Abg. Schmiedel SPD: Sehr
gut! Herr Hauk, aufpassen!)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Konig,

Abg. Kinig REP: Herr Prisident, meine Damen und Her-
ren! Die GroBe Anfrage der Griinen — grofl im walrsten
Sinne des Wortes, ndmlich mit iiber 130 Einzelfragen —
und natiirlich auch die sehr umfangreiche, 53 Seiten umfas-
sende Antwort der Landesregierung machen zwei Tatsachen
besonders deutlich, nimlich zum einen die wachsenden Pro-
bleme im Kinder- und Jugendbereich und zum anderen die
Hilflosigkeit der Landesregierung gegeniiber diesen Proble-
men.

(Zurufe von der SPD: Na, na!)

Die Landesregierung verweist fast schiichtern auf beschei-
dene Ansitze hier, bescheidene Ansdtze dort. Die Landesre-
gierung wiirde gerne hier und dort und iiberall mehr tun,
wenn dazu nur das liebe Geld nicht fehlen wiirde. Da gibt es
dann Gott sei Dank noch die verschiedenen Zustandigkei-
ten, hinter denern man sich verstecken kann,

Meine Damen und Herren, eines ist fiir mich klar: Wir kén-
nen noch so viel Geld bereitstellen, wir konnen noch so viele
Einrichtungen schaffen,

(Zuruf von der SPD: Trotzdem?)

wir koénnen noch so viele Angebote vorhalten, wir kénnen
noch so viele Kommissionen, Beirdte und Arbeitskreise be-
schilftigen, dies alles wird aber ziemlich wirkungslos verpuf-
fen, wenn nicht gleichzeitig ein Umdenken, ein Gesinnungs-
wandel mit einhergeht,

(Beifall bei den Republikanern — Abg. Wintruif
SPD: Ach du lieber Gott! — Abg. Jacobi GRUNE:
Das ist genauso ein Auslaufmodell wie die Reps!)

das heiBt, eine klare Abkehr vom linksideologisch geprigten
Zeitgeist und dem damit einhergehenden Zerfall traditionel-
ler Werte und Normen.

{Bravo! und Beifall bef den Republikanern — Zuruf
des Abg. Jacobi GRUNE)

Diese Ideologie birgt namlich in sich schon einen inneren
Konflikt, der sich als gordischer Knoten erweist und nicht
zu lésen ist.

Da steht auf der einen Seite die totale Selbstverwirklichung
und Emanzipation mit dem Ziel der vélligen Individualisie-
rung des Menschen. Auf der anderen Seite soll genau dieser
egozentrierte Mensch Gemeinschaftssinn entwickeln und
sich in die Gesellschaft einordnen.

Meine Damen und Herren, es ist bezelchnend, wenn in ei-
ner Gesellschalt Ehrlichkeit, Treue, Hoflichkeit, Disziplin,

{(Unruhe)

Crdnung, Plinktlichkeit, Sauberkeit und noch vieles mehr

(Bravo! und Beifall bei den Republikanern — Abg.

Jacobi GRUNE: Gehorsam hast du vergessen! —

Abg. GaBmann SPD: Wehrtlichtigkeit haben Sie
vergessen!)

als sogenannte Sekundiriugenden herabgewiirdigt und her-
abqualifiziert werden.

(Zuruf der Abg. Birgit Kipfer SPD)

Auch Mutter sein, Hausfrau sein, Ehefrau sein, fir die Fa-
milie dasein haben im Laufe der Zeit in weiten Kreisen eine
unverantwortliche Abwertung erfahren.

Eine Geselischaft, die glaubt, ohne Autorititen, ohne Re-
spektspersonen, ohne Voerbilder, ohne Idole auszukommen,

{Abg. Wintruff SPD: Jawohl!)

und diese geradezu systematisch demontiert, braucht sich
nicht iiber Orientierungslosigkeit der Jugend, aber auch vie-
ler Erwachsener zu wundern.

{Brave! und Beifall bei den Republikanern)

Meine Damen und Herren, an wem sollen sich Kinder und
Jugendliche heute orientieren?

(Abg. Wintruff SPD: Fihrer, befehle! Wir folgen
dir?)

Am Sozialpsychologen? Am Sozialarbeiter? Am Streetwor-
ker?

(Abg. Wintruff SPD: Am Fihrer!)

Diese haben doch hiufig die meisten Probleme mit sich sel-
ber.

(Beifall bei den Republikanern)

Nein, meine Damen und Herren, das sind zuallererst einmal
die Eltern.

(Abg. Zeller SPD: Das ist unterstes Wiveau, was Sie
hier bringen!)

Da miissen wir ansetzen, direkt in der Familie.
(Abg. Zeller SPD: Ja wie?)

Es werden unzihlige aufwendige Aktionen und Kampagnen
fur und gegen alles moégliche inszeniert.

(Abg. Weyrosta SPD: Jetzt zur Sache!}

LaBt uns doch einmal eine GroBaktion fiir dic Familie star-
ten

(Beifall bei den Republikanern)

als konzertierte Aktion aller — wie man so schén sagt —
gesellschafilich relevanten Krifte, vorneweg die Politik. die
Kirchen und dic Medien. Wenn dann, meine Damen und
Herren, die Fernsehsender in ihren Kinder- und Jugendsen-
dungen weniger einseitig Uber Rechte und Forderungen ge-
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{Kinig)

geniiber Eltern, Schule, Lehrern und Staat, sondern starker
tber Pflichten und Mitverantwortung fiir diese informieren
witrden,

{Beifall bei den Republikanern)

wenn sie in den diversen Talk-Shows auf allen Kanilen leib-
haftige Matter,

(Lachen bei der SPD — Abg. Mogg SPD: Ich habe
andere Miitter!)

Hausfrauen, Handwerker und Arbeiter zu Wort kommen
lieBen anstatt Lesben, Schwule, arbeitsscheuve Lebenskiinstler
und weitere Wichtigtuer,

{Beifall bei den Republikanern)
dann, meine Damen und Herren, wire viel gewonnen,
{Glocke des Prisidenten)
Zum Schlull noch — —

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Ich muB Sie bitten, zum Schlufl
zu kommen, Herr Abgeordneter.

Abg. Konig REP: Jawohl, Herr Prisident, ich komme zum
SchluB.

Zum Schiul noch, meine Damen und Herren, sollte es die
Milhe wert sein,

(Zuruf des Abg. Wintruff SPD)
einmal dariiber nachzudenken,
(Abg. Zeller SPD: Ein leibhafter Rep!)

ob das viele Geld, das wir insgesamt in die verschiedenen
auBerfamiliiren Erzichungsreparaturbetriebe investieren —

{Abg. Weimer SPD: Waus sapt denn eigentlich Thre
Kollegin Offermanns zu dieser Rede? — Unruhe)

und das wird kiinftig angesichts eines wahrscheinlich weiter
sinkenden Wirkungsgrads noch mehr sein —, nicht in der
direkten Unterstiitzung der familidren Erziehung besser an-
gelegt wire.

(Lebhafter Beifall bei den Republikanern — Abg.
GuBmann SPD: Das war die Rede zum Rosenmon-
tagh

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Das Wort hat Herr Abg, Plister.

(Abg. Konig REP: Wenn ich von lhnen keinen Wi-

derspruch kriegen wiirde, hiitte ich einen Fehler ge-

macht! — Beifall bei den Republikanern — Abg,

GaBmann SPD: War das die Rede zum Rosen-
montag? — Weitere Zurufe)

Abg. Phister FDP/DVP: Herr Prisident, meine sehr verehr-
ten Dumen und Herren! Nach dieser Rede, Herr Kollege
Konig,

(Abg. Deuschle REP: Sie stottern ja!)
kann ich nur ¢ines sagen:

{Abg. Rapp REP: Sie sagen immer das gleiche!)
4536

Nach meinem Verstindnis besteht Jugendpolitik darin, Ju-
gendlichen in ihrer ganz konkreten Situation zu helfen. Ju-
gendpolitik besteht aber nicht darin, sich Jugendliche so vor-
zustellen und sie so zu machen, wie das diec Republikaner
wollen, Das sollten wir unterbinden.

(Beifall bei der FDP/DVP, den GRUNEN und bei
Abgeordneten der SPD — Zuruf von der SPD:
Aufzucht!}

Im Obrigen freue ich mich daritber, daB wir Gelegenheit ha-
ben, ber Fugendpolitik zu sprechen. Sie wissen, daB die
FDP/DVP-Fraktion hierzu den Anfang gemacht hat, Ich er-
innere an unsere Initiativen zum Ehrenamt und zur Spont-
politik. Ich denke, dal diese GroBe Anfrage der Praktion
GRUNE, lieber Michael Jacobi, eine gute Grundlage bildet,
um den Stellenwert der Jugendpolitik im Lande new zu
iiberdenken.

Ich halte es allerdings auch fiir notwendig, dall hier eine
Neudefinition stattfindet. Denn ich glaube schon, dafi die
Jugendpolitik im Land Baden-Wartiemberg Defizite auf-
weist. Diese Defizite bestehen sunichst einmal darin, daB
Zweifel daran angebracht sind, ob die traditionellen Formen
und die traditionellen Institutionen der Jugendpolitik heute
noch ausreichen.

Der zweite Zweifel besteht darin: Ich vermisse im wesentli-
chen jugendpolitische Konzepie und Initiativen, die diese
neuen Entwicklungen in der Jugendpolitik beriicksichtigen,

Herr Hauk, Sie haben recht: Baden-Wiirttemberg ist wahs-
scheintich das Bundesland in Deutschland mit dem hdchsten
Organisationsgrad von Jugendlichen in allen méaglichen Ver-
binden, Vereinen, Musikschulen usw. Aber auf der anderen
Seite zeigt sich auch, daBl wir einen deutlichen Trend zur In-
dividualisierung von Jugendlichen haben. Es zeigt sich auch
ganz deutlich, dall dieser Organisationsgrad in den Vereinen
gerade bei den 15- bis 18jdhrigen Jugendlichen deutlich ab-
nimmt und daB gerade die Jugendlichen in diesem Alter mit
ihrem Interesse sich in ¢her informelle Gruppen mit projekt-
bezogenem Engagement verlagern.

Ich finde, daB das eine Entwicklung ist, die man zwar so
oder so werten kann, auf die man aber Ricksicht nehmen
und die man in eine zukOnftige Jugendpolitik einbezichen
muld.

Ich will an dieser Stelle nicht itber Haushaltsfragen spre-
chen. Ich bin froh, dal das Schlimmste noch einnmul abge-
wendet werden konnte, indem zum Teil globale Minderaus-
gaben zuriickgenommen wurden. Ith bin natiirlich auch
dariber froh, daB ein Einstieg in die Jugendakademie gefun-
den worden ist. Dariiber werden wir aber am nichsten Frei-
tag sprechen,

Ich will nur sagen: Der Landesjugendplan ist unbestritten
ein ganz wichtiges Instrument zur Forderung der Jugendar-
beit in Baden-Wiirttemberg. Nach meinem Geschmack hat
der Landesjugendplan jedoch den Nachteil, dal er zu biirg-
kratisch, zuwenig flexibel und auch zuwenig innovations-
freundlich ist.

(Abg. GaBmann SPD: Konkret!)



Landtag von Baden-Wiirttemberg — 11. Wahlperiode — 56. Sitzung — Mittwoch [, Februar 1995

(Pfister)

— Konkret heiBt das: Wenn ein Jugendverband versucht,
auf neue Entwicklungen — Gewaltbereitschaft, Sektenunwe-
sen, Drogen usw. — zu reagieren, dann wird ihm das des-
halb erschwert, weil er bereits im Februar eines Jahres —
mit allen inbaltlichen und finanziellen Konsequenzen —
seine Antrdge stellen mul

(Abg. Hauk CDU: Das stimmt doch gar nicht
mehr!)

und damit natlirlich keine Chance hat, beispielsweise auf
Entwicklungen im November aktuell zu reagieren. Der Lan-
desjugendplan ist starr, und, Herr Kollege Hauk, zumindest
wiirde ich mir wiinschen, daB in diesen Landesjugendplan so
etwas wie ein Feuerwehrfonds eingezogen wiirde, der ein ak-
tuelles und schnelles Reagieren auf Entwicklungen ermég-
licht.

Punkt zwet: Die Enquetekommission ,Kinder in Baden-
Wirttemberg™ ist angesprochen worden. Die Jugendpolitik
hat dort in der Tat keine groBe Rolle gespielt. Aber ein
Punkt war wichtig, ndmlich die besondere soziale Bedeutung
der Vereine auch fir die Jugendlichen, Ich denke, daraus
mul} die Konsequenz einer Reform der Jugendleiteraushil-
dung gezogen werden. Ich bin davon iiberzeugt, daB es nicht
mehr moglich ist, Jugendliche miitel- oder langfristig an die
Vereine zu binden, wenn ihnen nut fachliche Angebote im
Sportverein oder im Kulturverein gemacht werden. Jugend-
letter missen, hitte ich fast gesagt, Animateure sein, die
auch im iberfachlichen Bereich, im Freizeitbereich ent-
sprechende Angebote machen. Wir brauchen einen neuen
Typ des Jugendleiters, der auf diese Entwickiung Riicksicht
nimmt.

(Zuruf des Abg, Scheuermann CDU — Beifall bei
den Republikanern)

Dritter Punkt: Wer ja sagt zur offenen Jugendarbeit — und
alle haben das getan, auch die Regierung —, der mul na-
tlirlich dafiir sorgen, daB endlich das zweite Ausfithrungsge-
setz zum KJHG kommt. Es ist ein groBes Versiumnis dieser
Landesregierung — ich habe es bereits zu Beginn dieser Le-
gislaturperiode angemahnt -, Herr Staatssekretdr, meine
Damen und Herren, daB dieses Ausfithrungsgesetz noch
nicht vorliegt. Dort mulBl festgelegt werden, was offene Ju-
gendarbeit eigentlich bedeutet. Dort miissen die Inhalte fest-
gelegt werden, dort miissen die Ziele festgelegt werden, und
dort mul} auch die sachliche und personelle Mindestausstat-
tung festgelegt werden.

{Zuruf der Ministerin Helga Solinger)

— Frau Kollegin Solinger, Frau Ministerin, Sie wissen, es
ist Thr Haus, das dieses zweile Ausfithrungsgesetz vorlegen
miilte.

(Abg. Helga Solinger SPD meldet sich zu einer
Zwischenfrage.)

Ich entnehme der Stellungnahme des Kultusministeriums,
dall daran gedacht ist, dieses Ausfilhrungsgesetz so schnell
wie méglich vorzulegen. Ich bitte Sie darum, dies zu tun. Sie
werden zugeben, daB dies die Voraussetzung dafiir ist, daB
offene Jugendarbeit endlich auf den Weg kommit.

(Abg. Hauk CDU: Sie hitten sich ja schon ein paar
Gedanken machen kdénnen, oder? — Glocke des
Prisidenten)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Gestatten Sie eine Zwischen-
frage der Frau Abg. Solinger?

Abg. Pfister FDP/DVP: Gerne, ja.
Stellv. Prisident Dr. Geisel: Bitte schin, Frau Abg, Solinger.

Abg. Helga Solinger SPD: Herr Kollege Pfister, wiirden Sie
zugeben, dal die Forderungen, die Sie gerade aufgelistet ha-
ben und die alle drinstehen sollten, nur hineingeschricben
werden kénnen, wenn das Land die Kosten auch voll itber-
nimmt? Sind Sie dazu bereit?

Abg. Pfister FDP/DVP: Wir sind uns darin einig, Frau Kol-
legin Solinger, daB offene Jugendarbeit nicht in erster Linie
eine Aufgabe des Landes ist.

(Abg. Hauk CDU: Aha!)
Offene Jugendarbeit ist eine Aufgabe der Kommunen.
(Abg. Zeller SPD: Und der freien Triger!)
Dabei soll es nach meiner Uberzeugung auch bleiben.
(Abg. Hauk CDU: Also!)

Aber Sie werden mir recht geben, daB der Bundesgesetzge-
ber Sie, den Landesgesetzgeber, aufgefordert hat, und zwar
exakt in § 15, ein solches Ausfilhrungsgesetz zu machen. Es
liegt bis zur Stunde nicht vor.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP — Abg.
Dr. Déring FDP/DVP: Jawohl! Genau so war das!)

Ich will noch zwei Gedanken ganz kurz ansprechen.
(Glocke des Prisidenten)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Ich bitle Sie, langsam zum
SchluB zu kommen, Herr Abgeordneter.

Abg. Pfister FDP/DVP: Ja. — Ich glaube, Herr Kollege
GaBmann hat es gesagt: Mitwirkungsmoglichkeiten fiir Ju-
gendliche schaffen. Das freiwillige Okologische Jahr ist ange-
sprochen worden und anderes mehr. Ich will das Thema
Landesschillerbeirat ansprechen. Das ist ja auch so ein The-
ma, das wir seit zehn Jahren verfolgen,

{Abg. GaBmann SPD: Und wir haben es gemacht!)

Jetzt haben wir den Landesschiilerbeirat mit entsprechenden
Madglichkeiten. Was wir allerdings nicht haben — und das
bedauere ich —, das ist eine entsprechende Ausstattung,

{Abg. Monika Schnaitmann GRUNE: Jawohl!)

damit dieser Landesschilerbeirat iiberhaupt funktionieren
kann.

(Abg. Galmann SPD: Die kommt noch!)

Deshalb warne ich in diesem Zusammenhang vor einem:
Man darf in der Jugendarbeit einen Fehler nicht machen.
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Man darf nicht einen Landesschillerbeirat schaffen, dann
aber nicht die Voraussetzungen mitliefern.

Monika Schpaitmann GRUNE: Das ist
richtig)

(Abg.

Wenn dies geschieht, dann ist es eine Alibiveranstaltung und
letzten Endes schiidlich.

{Abg. Monika Schnaitmann GRUNE: Jawohl!)

Letzte Bemerkung: Herr Kollege Hauk, ich bin Thnen dank-
bar. Auch ich bin der Meinung, Jugendpolitik hingt sehr
mit dem politischen und dem sozialen Erscheinungsbild zu-
sammen, wie Jugendliche leben, 50 % der jugendlichen Ar-
beitslosen sind ohne Ausbildung. Das ist eigentlich ein Skan-
dul, weil es ja Méoglichkeiten gibe, diesen Zustand zu
verandern. Ich bitte, daran zu denken, daB gerade ausldndi-
sche Jugendliche heute in wesentlich gréBerem Umfang
keine Ausbildung haben als deutsche Jugendliche. Ich bitte,
daran zu denken, dal es Jugendliche gibt, die zwar im hand-
werklichen Bereich auBerordentlich begabt sind, die aber
theoretische Schwiichen haben. Wir miissen diesen jungen
Leuten angepalite Ausbildungswege 6ffnen. Die Abbrecher-
quote von rund 20 % mul zuriickgefithrt werden. So kdnnen
wir es schaffen, dal Jugendliche Ausbildungsplitze und,
wenn es geht, auch AnschluBarbeitspldtze bekommen, wenn
es nicht anders méglich ist, auch in Form von Teilzeitar-
beitsplitzen,

{Abg. Wintruff SPD: Schénen GruB an Herrn Rex-
roth!}

Meine Damen und Herren, ich wiinsche mir, daB diese Ge-
danken rusammengebunden werden in ein jugendpolitisches
Konzept. Sie wissen, daB im November 1993 cine Landesju-
gendkonferenz stattgefunden hat. Ein Ziel dieser Landesju-
gendkonlierenz war, daB die Ergebnisse dieser Konferenz —
so ist ¢35 damals geschricben worden — in ein umfassendes
jugendpolitisches Konzept zusammengebunden werden. Ich
wiirde mir wiinschen, daB3 dies bald kommt. Wenn es nicht
kommt, will ich den Ball gern aufgreifen. Dann mul das
Parlament nachhelfen. Dann sind auch wir dafur, dal in der
nichsten Legislaturperiode eine Enguetekommission zur Ju-
gendpolitik eingesetzt wird.

{Zuruf des Abg. Scheuermann CDU)

Dus wiire durchaus sinnvoll, Wir sollten aber zumindest er-
reichen, meine Damen und Herren, daB in der Zukunft we-
nigstens einmal pro Legislaturperiode von der Landesregie-
rung ein Jugendbericht vorgelegt wird. Dieser Jugendbericht
soll hier im Parlament diskutiert werden.

(Beifall bei der FDP/DVP und der Abg. Monika
Schnaitmann GRUNE)

Stellv, Prisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Hermn
Staatssekretir Koberle vom Ministerium filr Kultus und
Sport,

Staatssckretiir Koberle: Herr Prisident, liebe Kolleginnen,
licbe Kollegen! Wenn wir an die Probleme der jungen Ge-
neration denken, stellen wir zunidchst einmal fest, dall diese
Probleme in erster Linie Spiegel der Probleme von uns allen
sind, Immer melhr junge Menschen haben es schwer, in un-
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serer Gesellschaft thren Platz zu finden, soziale Einbindung
zu erfahren sowie Sinnorientierung und eine Zukunftsper-
spektive zu finden. Thnen dabei zu helfen ist Aufgabe einer
zukunftsorientierten Jugendpolitik. Das ist die Aufgabe von
uns allen.

(Abg. Pfister FDP/DVP: lhnen zu helfen! Das st
wahr!)

Ich bin dankbar, dafl in den bisherigen Beitrdgen konstruk-
tive Vorschlige gemacht wurden,

(Abg. Zeller SPD: Nicht in allen!)

Allerdings muB ich auch feststellen, da} es schwierig ist, eine
sehr umfangreiche Anfrage, wie ste dic Griinen eingebracht
haben, und den sehr umfangreichen Landesjugendplan ge-
nau durchzulesen, Wenn Sie das getan hitten, hidtten Sie
namlich feststellen konnen. daB eine ganze Reihe von For-
derungen auf den Weg gebracht oder erfiillt sind. Licher
Herr Pfister, es gibt einen Feuerwehrfonds, es gibt Miglich-
keiten, Modellvorhaben, die inhaltlich nicht von vornherein
festgelegt sind, auf den Weg zu bringen.

Meine Damen und Herren, die Landesregierung stellt sich
der Aufgabe der Jugendfdrderung in einem sehr breit ange-
legten Ansatz, nicht nur im engen Bereich

(Zuruf des Abg. Pfister FDP/DVP)

der Forderung, so, wie er im Landesjugendplan zum Aus-
druck kommt. Fiir mich ist Jugendpolitik auch und ganz be-
sonders Schulpolitik und Hochschulpolitik. Auch da ist das
jugendspezifische Angebot griber, als Sie es wahrhuben wol-
len, zum Beispiel differenzierte Angebote im Berufsvorberei-
tungsjahr. Oder wir kimpfen darum, daB wir einen Ab-
schluB erzielen, der unter der traditionellen Lehre legl, und
dann manche Jugendlichen erreichen, di¢ sonst ohane Ab-
schlisse durch ihr Berufsleben gehen mikssen.

Jugendpolitik ist {r mich auch — das nenne ich neben der
Schul- und Bitdungspolitik an vorderster Stelle — Familien-
politik. Tch glaube, daB die Stdrkung der Familie die beste
Forderung fr Kinder und Jugendliche ist.

{Beifall bei Abgeordneten der CDU, der Republika-
ner und des Abg. Weimer SPD)

Jugendpolitik ist selbstverstiindlich Sozialpolitik, Umwelipo-
litik, sind Zukunftsinvestitionen, sind die Anstrengungen, die
Kommunen im sportlichen Bercich und in der Vereinsforde-
rung unternehmen. Ich meine, Jugendpolitik ist nicht euletzt
auch die Tatsache, dali die Landesregierung in finanziell au-
Berordentlich schwierigen Zeiten durch eine sehr sparsame
Haushaltsfithrung nicht schon heute zukiinftige Gestaltungs-
méglichkeiten der jetzt jungen Generation vervespert und
daB wir mit dem Geld der jungen Generation von morgen
nicht heute unsere Probleme 1dsen.

Meine Damen und Herren. die Vorbereitung der Jugendli-
chen auf die Herausforderungen der Zukunft ist eine unse-
rer Kernaufgaben in der Jugendpolitik, Angesichts der Viel-
falt von Lebensstilen und von Lebensentwiirfen, die heute
den Jugendbercich prigen, milssen wir unsere politischen
Aktivititen, Herr Kollege Jacobi, vielfiltig anlegen und viel-
faltig akzentuieren. Aber auch dort, wo Ihre Partei EinfluB-
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méglichkeiten auf die Landespolitik hat, findet nicht der re-
volutiondre Investitions- und Innovationsschub statt, den Sie
hier bei uns anmahnen.

(Abg. Jacobi GRUNE: Daran kann ich aber nichts
dndern!)

Lieber Herr Pfister, um Thnen eine lusion zu nehmen: Das
ist auch dort, wo die FDP in der Landespolitik Mitverant-
wortung trigt, nicht der Fall.

(Abg. Pfister FDP/DVP: Viel zuwenig! Das wissen
Sie jal)

— Ja, mit schwindendem EinfluB; das ist mir schon be-
kannt,

{Abg. Pfister FDP/DVP: Deshalib haben Sie es ja
gesagt; Sie wollten mir bloB eine auswischen!)

— Nein, ich wollte nur feststellen, lieber Herr Pfister, dal
Sie aus Regierungserfahrung der FDP sehr wenig brauch-
bare Vorschlige hier auf den Tisch legen kdnnen. Nur dort
machen Sie es, wo Sie es nicht bezahlen miissen, weil Sie
nicht mit in der Verantwortung stehen,

Meine Damen und Herren, wir miissen auch die besonderen
Chancen fir die Heranbildung einer gemeinschaftsorientier-
ten und sozial bewuBten, einer sozial engagierten Genera-
tion nutzen, die sich aus dem stirker ausgeprigten Selbstbe-
wuBtsein der heutigen Jugend ergeben. Es gilt aber, gleich-
zeitig der Moglichkeit einer sozialen Abkapselung entgegen-
zutreten. Abkapselung, Ausstieg aus der Gesellschaft kann
auf der einen Seite die Radikalisierung sein; es kann auf der
anderen Seite aber auch die Verabschiedung aus der Gesell-
schaft in Scheinwelten — in den Drogenbereich, in den Sek-
tenbereich — sein. Wir miissen dieser Abkapselung der jun-
gen Generation entgegentreten.

Von zentraler Bedeutung, ich glaube, geradezu eine Voraus-
setzung hierfiir ist der Dialog zwischen den Generationen,
Alle, seien es Eltern, Lehrer, aber auch wir Politiker missen
mit der jungen Generation einen stindigen, schr intensiven
Dialog fithren, einen Dialog, der nicht durch Belehrung be-
stimmt ist, sondern durch das Zuhérenkdnnen und von der
Bereitschaft, auf die Situation, auf die Probleme der jungen
Generation einzugehen,

(Abg. Alfred Haas CDU: Sehr gut!)

Eine Grundvoraussetzung hierfiir sind erzicherische An-
strengungen, die auf die Heranbildung stabiler Persdnlich-
keilen in einem umfassenden Sinn abzielen. Jugendpolitik,
das ist in meinem Verstdndnis in erster Linie auch Mut zur
Erziehung.

(Beifall bel Abgeordneten der CDU und den Repu-
blikanern)

Dies ist die Aufgabe der Familie, die sich dieser erzieheri-
schen Verantwortung bewuBt sein muB und sich ihr nicht
entzichen kunn. Dies ist aber auch clementare Aufgabe der
Schule von heute, Wir stellen uns dieser schwierigen Heraus-
forderung auf der Grundlage zeitgemiBer Lehrpline, mit
Lehrplinen, die das erzieherische Element, die neue Unter-

richtsméglichkeiten und Unterrichtsansitze in den Mittel-
punkt geriickt haben.

Wir wollen, die Landesregierung will den intensiven Dialog
mit unserer Jugend. Deshalb haben wir die Landesjugend-
konferenz durchgefiihrt, Es war ein Experiment, es war viel-
leicht auch ein Risiko, aber ich glaube, wir kénnen sagen,
daB sich dieses Experiment gelohnt hat und daB es sich loh-
nen wird, Nachfolgeveranstaltungen noch in diesem Jahr der
jungen Generation anzubieten.

Wir verdanken dieser Landesjugendkonferenz eine ganze
Reihe konkreter Vorschlige, viele inhaltliche Impulse. Bei
dieser Jugendkonferenz, aber auch in vielen Gesprachen, die
alle Mitglieder der Landesregierung immer wieder mit Ju-
gendlichen, mit Jugendverbinden fithren — immer wieder
wird deutlich, wie sensibel, wie motiviert, wie sachkundig,
wie engagiert sich junge Menschen mit der Gestaltung nicht
nur ihrer Zukunft, sondern der Zukunft von uns allen aus-
einandersetzen.

Unabhingig davon diirfen wir aber nicht aus den Augen
verlieren, daB unsere Jugend nach Halt, nach Orientierung,
nach Geborgenheit und auch nach positiver Autoritéit sucht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der Repu-
blikaner)

Jugendliche bei dieser Suche tatkriftig und vor allem durch
das eigene Vorbild zu unterstiitzen ist, glaube ich, der beste
Weg der Uberzeugung, besser als alle Programme, die wir
auf den Weg bringen. Jugendliche brauchen auch heute Vor-
bilder.

(Beifall bei Abgeordneten der Republikaner)

[e Vermittlung von Lebensorientierungen ist auch der Leit-
gedanke der jugendpolitischen Konzeption der Landesregie-
rung, die wir, nachdem sie im Kabinett beraten sein wird, in
Kirze dem Landtag Gbermitteln und dann der Offentlichkeit
vorstellen.

(Zustimmung des Abg. Pfister FDP/DVP)

Sicher wird diese jugendpolitische Konzeption die Moglich-
keit geben, noch in dieser Legislaturperiode erneut hier im
Landtag iiber jugendpolitische Fragen zu diskutieren.

(Abg. Pfister FDP/DVP: Da kann ich mir meine
Kleine Anfrage sparen!)

— So erspart die Regierung lhnen, lieber Herr Pfister, Ar-
beit.

In dieser jugendpolitischen Konzeption, meine Damen und
Herren, sind alle wichtigen Schwerpunkte der Jugendarbeit
und der Jugendhilfe aufgefilhrt. Wir orientieren uns dabei
an der veriinderten Lebenswelt junger Menschen. Wir brau-
chen eine generelle Verstirkung der padagogischen und
werteerzieherischen Elemente, nicht nur in der Schule, son-
dern in allen Bereichen der Jugendarbeit. Ganz wichtig ist
die Erziehung gegen Gewalt, die Erziehung zur Toleranz
und zu rationaler Konfliktfihigkeit, die Erziehung zur Ge-
meinschaftsfiihigkeit, zu den Werten, die auch fiir eine frele,
pluralistische Gesellschaft unverzichtbar sind.
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Wir wollen die Medienpidagogik verstirken im Hinblick auf
einen verantwortungsvollen und miindigen Umgang mit den
Massenmedien, und wir wollen das Jugendmedienschutzge-
setz verbessern,

{Abg. Mogg SPD: ARD abschaffen')

Die Schaffung von jugendadiquaten Lebensriumen auch
auBerhalb von Familie und Schule, in denen Jugendliche
sich selbstiindig und in sozialer Verantwortung entfalten und
weiterentwickeln kénnen, ist eine wichtige Aufgabe. Wir
miissen die Jugend befdhigen zu einer verantwortungsvollen
Mitbestimmung durch eine jugendgerechte politische Bil-
dung. Ein wichtiger Ansatz hierzu sind die Jugendgemeinde-
rate. Es sind zwar noch wenige im Land, aber wir haben
doch von lahr zu Jahr cine Steigerung.

(Zuruf des Abg, Mogg SPD)

Ich halte den Jugendgemeinderat nicht fiir die einzige Mog-
lichkeit. Ich halte vor allem wenig davon, wenn wir ihn der
Gemeinde vorschreiben wiirden. Vielmehr sollten wir Tradi-
tipnen weiterfihren, die sich in den Kommunen entwickelt
haben in der Zusammenarbeit, im Aufeinanderzugehen zwi-
schen den Kommunalpolitikern und der jungen Generation
in threr Gemeinde,

Fiir notwendig halte ich 2uch eine verstirkte Zusammenar-
beit zwischen den verschiedenen Trigern der Jugendarbeit
sowie eine intensive Kooperation von Schule und auBerschu-
lischer Jugendbildung,

chrgrcifend, meine Damen und Herren, werden wir zwei
Bereichen eine ganz besondere Aufmerksamkeit widmen
miissen. Das eine — das ist hier auch vdllig zu Recht schon
gefordert worden — ist die Forderung der Miadchen durch
spezifische Angebote in der Jugendarbeit, vor allem in der
Verbesserung der Aus- und Fortbildungsméglichkeit von
jungen Frauen zu Jugendgruppenleiterinnen, Wir haben die
entsprechenden Mittel im Haushalt aufgestockt. Die zweite
Gruppe. die besondere Aufmerksamkeit verdient, ist die
Gruppe der ausldndischen Jugendlichen, die Gruppe der Ju-
gendlichen, die aus dem Ausland in die Bundesrepublik und
unser Land kommen. Sie sind ein Schliissel fiir die Integra-
tion der Auslinder bei uns insgesamt.

Meine DPamen und Herren, eine Jugendpolitik, die umfas-
senden Anspritchen gerecht werden will, ist in ganz beson-
derer Weise auf eine tatkriftige Unterstiitzung aus dem Eh-
renamt angewiesen. Die Stdrkung des Ehrenamts ist deshalb
ein Eckpfeiler unserer Politik. Wenn die Jugendlichen selbst
und dariiber hinaus viele Erwachsene sich ehrenamtlich en-
gagieren, dann wird sich gleichzeitig auch das einstellen, was
wir uns wiinschen und was wir fordern: ein intensiverer Dia-
log zwischen Jung und Al

(Abg. Riickert CDU: So ist es!)

Obwoll die Qualitdt der Jugendpolitik nach meiner festen
Uberzeugung nicht identisch ist mit der Hohe des Geldes im
Haushalt, wissen wir allerdings alle, daB die Ernsthaftigkeit
unserer jugendpolitischen Bemithungen in der (ffentlichkeit
in allererster Linie am Haushalt, am Landesjugendplan ge-
messen wird.

{Abg. GaBmann SPD: So ist es!)
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Es wird gefragt, ob wir die notwendigen Mittel fiir die Auf-
gaben bereitstellen, die wir hier gemeinsam definieren. Es ist
in den Beratungen des Finanzausschusses nach langem Hin
und Her mit globalen Minderausgaben, mit Kirzungen Gott
sel Dank gelungen, die Haushallsansitze, die das Land fir
die Jugend ausweist, auf dem erreichten Niveuu fortzu-
schreiben — aus meiner Sicht doch auf einem beachtlichen
Niveau in Zeiten, in denen di¢ meisten Bereiche schmursli-
chen Sparzwidngen und Kiirzungen unterlicgen.

Auf dieser Grundlage. meine Damen und Herren, wird die
Landesregierung auch in Zukunft alies daransetzen. solide
und entwicklungsfihige Rahmenbedingungen fitr ecine zu-
kunftsoffene Jugendarbeit su schaffen, fir eine Jugendar-
beit, die den jungen Menschen Antworten aul ihre Fragen
gibt, die thnen SelbstbewuBtsein. Orientierung und soziale
Einbindung vermittelt, die ihnen lohnende Lebensperspekti-
ven erdffnet und sie so auch zu svzialem Engagement moti-
viert.

Ich meine zum SchluB, meine Damen und Herren, wenn wir
in Baden-Wiritemberg ¢inmal um uns schauen, rundum in
der Bundesrepublik, rundum in Europa und rundum in der
Welt, sehen wir in erster Linie nicht Probleme in der jungen
Generation, sondern vor allem Chancen, Chancen filr dje
Jjunge Generation bei uns in Baden-Wiirttemberg. Ich freue
mich dariiber, daB die allermeisten Jugendlichen diese Chan-
cen genauso erkennen und sic guch nutzen,

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der SPD)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Meine Dumen und Herren.
Wortmeldungen liegen nichit mehr vor. Die Redezeiten sind
auch erschopft. Damit ist die Besprechunyg der GroBien An-
frage Drucksache 11/4020 erledigt und der Trgesordnungs-
punkt 2 abgeschlossen.

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf:

Antrag der Fraktion Die Republikaner und Stellungnahme
des Innenministeriums — Kriminalititsentwicklung 1. Halb-
jahr 1994; hier: Lagebild .,Grenzkriminalitit® — Drucksache
11/4446

Das Prisidium hat folgende Redezeiten festgelegt: zur Be-
grindung des Antrags 5 Minuten und fir die Aussprache
5 Minuten je Fraktion.

Wem darf ich das Wort erteilen? — Bitte, Herr Abg.
Dr. Schlierer.

Abg. Dr, Schlierer REP: Herr Priasident. meine sehr gechr-
ten Kolleginnen und Kollegen! Wiederholt wurde in den
letzten Jahren in den Medien unter Berufung auf Policei-
dienststelien iiber einen Kriminalititsanstieg ant den Grenzen
Siidbadens zur Schweiz und zu Frankreich berichtet, Mit
Vollzug des in Schengen vereinbarten Grenzkontrollabbaus
wurde deutlich, daB die offene Grenze am Rhein zunch-
mend zu einem_ Einfallstor fiir Kriminalitiit wird. Offen wird
inzwischen von den Grenzschutzbehirden der Sicherheits-
verlust durch den Wegfall der Grenzkontrollen angepran-
gert. Die erst kirzlich bekanntgewordene Statistik  des
Grenzschutzamts Weil am Rhein weist eine Steigerung um
155 % bet Eigentumsdelikten, um 100% bei illegalen Einrei-
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sen, um 55% bei gefilschten Ausweispapieren und 43 %
mehr Straftaten gegen das Leben aus.

Seit dem Friihjahr 1993 haben sich vor diesem Hintergrund
mehrere parlamentarische Anfragen und Berichtsanirdge mit
dem Problem der zunehmenden Grenzkriminalitit beschif-
tigt, Wie ein roter Faden durchzieht die Antworten des In-
nenministers zumindest der Versuch, die Fakten schénzure-
den und statistisch zu verschleiern.

Beginnend mit der Antwort auf die Kleine Anfrage des Kol-
legen Stdchele vom 10. Februar 1993 zur Kriminalitdtsent-
wicklung im Bereich Kehl iber den Antrag der Kollegen
Rau u. a. vom 29. Médrz (993 bis hin zu unserem heute zu
behandelnden Antrag zum Lagebild ,,Grenzkriminalitit™
vom 3. August 1994, aber auch bei der Beantwortung der
Kleinen Anfrage des Kollegen Stichele vom 27. September
1994

(Zuruf des Abg. Hackl GRUNE)

weist der [nnenminister jeden Verdacht einer grenzéffnungs-
bedingten Kriminalitit zurick. Dieses an Palmstrém erin-
nernde Wahrnehmungsvermdgen scheint, wie der Antrag
des Kollegen Zimmermann vom 29. September 1994 be-
weist, inzwischen auch dem Kealitionspariner suspekt zu
sein.

Zutreffend flir die vom Innenminister gewihlte &ffentliche
Darstellung des Problems dilrfte daher schon eher der von
der ,Stuttgarter Zeitung™ am 24, Dezember 1993 gewiihite
Begriff der ,Mogelpackung™ sein.

Meine Damen und Herren, dabei horten wir es vom Mini-
ster auch schon einmal anders, Wie der ,,Polizei-Zeitung Ba-
den-Wiirttemberg™ Nr. 9 aus dem Jahr 1992 zu entnehmen
ist, ging der Innenminister anldflich des Wechsels in der
Leitung der Polizeidirektion Offenburg im Herbst 1992 sehr
konkret aul den Zusammenbang zwischen dem Wegfall der
Grenzkontrollen und der starken Verdnderung des Krimina-
litdtsgeschehens ein. Heute noch erinnern sich Teilnehmer
der damaligen Veranstaltung sehr genau daran, daB der In-
nenminister den starken Kriminalititszuwachs im QOrtenau-
kreis als unmittelbare Folge des Grenzkontrollabbaus am
Rhein ansah. Logisch war dann auch die bis heute nicht ein-
geloste Ankindipung, er, der Innenminister, wolle durch
verschiedene MaBnahmen dafiir sorgen, daB die Prisenz der
Polizei in diesem sicherheitsempfindlichen Raum spiirbar
verbessert werde,

Doch dann wurde der Zusammenhang zwischen Kriminali-
titsanstieg und Wegfall der Grenzkontrollen vehement be-
stritten. Die einzig spirbare Malnahme des Innenministers
blieb bis heute der offensichtliche Maulkorberla fiir die Po-
lizeifithrung in den grenznahen Direktionen, soweit es die
Verdffentlichung von Statistiken angeht. Wie anders soll
auch die in der ,Stuttgarter Zeitung“ vom 4. Dezember
1993 wiedergegebene Aussage ecines Polizeichefs interpretiert
werden, der es nicht mehr wagte, die Verdffentlichung des
Innenministers zu kommentieren, weil -~ so wortlich - er
dann gleich seinen Hut pehmen™ kénne.

Bezeichnend fiir die statistischen Kabinettstiickchen des In-
nenministers ist fr mich auch die Tatsache, dall seine Zah-

len vom Grenzschutzamt Weil nicht nachvollzogen werden
konnten.

Inzwischen scheint sich allerdings ein erneuter Meinungs-
wandel im Innenministerium abzuzeichnen. Wie nidmlich die
»~Badische Zeitung” am 18. Januar dieses Jahres vermeldete,
fordert der Innenminister jetzt intensive Einreisekontrollen
durch den Bundesgrenzschutz, nicht ohne sich jedoch den
vom Ministerprisidenten zu Recht fiir notwendig erachteten
Kontrollbefugnissen fir die Schutzpolizei in grenznahen
Réumen zu nihern.

Zusammenfassend ist also festzustellen: Die Infermationspo-
litik des Innenministers ist ¢benso widerspriichlich wie auch
verantwortungslos, indem sie den realen Kriminalitdtszu-
wachs an den Grenzen schénzureden versucht.

{Beifall bei den Republikanern}

Meine Damen und Herren, ich mache den Innenminister
nicht flir den Anstieg verantwortlich, aber die Information
mub stimmen. Denn nur dann, wenn die Dinge schonungs-
los offengelegt werden, kénnen Fehlentwicklungen durch
entsprechende Mafinahmen abgestellt werden.

(Beifall bei den Republikanern)

Nun noch ein Wort zu den Zahlen und deren Bewertung,
Noch am 26. April 1993 haben Sie, Herr Innenminister, zu-
gegeben, dal grenznahe Dienststellen Erkenntnisse haben,
die grenziiberschreitende Kriminalitit insbesondere im Be-
reich der Eigentumsdelinquenz belegen, Dann behaupten
Sie, daB eine signifikante Wechselbezichung zwischen dem
weitgehend vollzogenen Abbau der Grenzkontrollen und der
Entwicklung der Kriminalitit im Grenzgebiet nicht zu bele-
gen sei. Aber jetzt rufen Sie den Bundesinnenminister und
den Bundesgrenzschutz zu Hilfe, um mehr Grenzkontrollen
zu bekommen, Wenn die im ersten Halbjahr 1994 fesige-
stelltenn 0,47 % grenziiberschreitender Kriminalitit — wobei
ich mich manchmal frage, welche Kriterien da herangezogen
wurden — einen wirklich nur so geringen Anteil ausmachen,
warum dann jetzt diese Uberreaktion? Oder was verbirgt
sich hinter dieser Zahl? Wie, Herr Innenminister, bewerten
Sie eigentlich die allein zwischen dem 22.Juni und dem
26. August 1994 zwischen Rastatt-Wintersdorf und Schwa-
nau im Ortenaukreis veribten Gewaltverbrechen, darunter
auch Mordversuche an Polizeibeamten, bel denen sich die
Straftater problemlos Ober die offene Rheingrenze zuriick-
zichen konnten?

Am 28 November 1994 schrieb dann ein Nachrichtenmaga-
zin, daB sich das badisch-elsiissische Grenzgebiet zu einem
Schlaraffentand fir Verbrecher und Ganoven entwickle, in
dem Bankiiberfille, Einbriiche und Autodiebstihle seit Off-
nung der Grenzen sprunghaft angestiegen seien.

AufschluBreich sind in diesem Zusammenhang die in der
Stellungnahme zu unserem Antrag Drucksache 11/5110 vom
Innenminister zugegebenen Fallzahlen zur Rauschgiftsicher-
stellung im Grenzgebiet. Man mul feststellen, dafl fast zwei
Drittel aller Rauschgiftsicherstellungen in diesem Bereich er-
folgt sind.

Glaubwiirdiger wire es gewesen, wenn der Herr Innenmini-
ster in den diversen Anfragen auf folgende Entwicklung der
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registrierten Grenzkriminalitit eingegangen wiére: die Verin-
derung, bezogen auf den Grenzkontirollabbau in Vollzug des
Schengener Abkommens ab 1989, Tatsache ist, daf sich in
diesen Grenzkreisen Ortenaukreis, Kehl und Lorrach

(Abg. Alfred Haas CDU: Emmendingen nicht ver-
gessen')

die Kriminalititsentwicklung zwischen 1984 und 1989 lan-
desweit besogen unterdurchschnittlich und ab 1989 deutlich
ttberdurchschnittlich entwickelte.

Nun wird natiitlich — so auch in der Stellungnahme zu un-
serem Antrag — eingewandt, daB im ersten Halbjahr 1994
eine Rilckentwicklung zu verzeichnen gewesen sei. Dies
stehit allerdings im Widerspruch zu den  Aussagen der
Grenzschutzbehdrden.,

Cine Frage swelle ich patlirlich auch, Herr Innenminister:
Wie ist o8 denn mit der Erfassung der Daten, dem Erfas-
sungsmodus? Was ist denn, wenn beispielsweise durch Zu-
sammenzichen mehrerer Taten im Sinne des Fortsetzungszu-
sammenhangs slatistisch aus mehreren Taten eine wird?
Dann kann ich natiirlich jede Statistik sehr viel glinstiger ab-
fassen,

{Abg. Schrempp SPD: Das gilt aber (ir alle!)

— Aber wenn das jetst zunehmend gemacht wird, Herr Kol-
lege Schrempp,

{Abg. Schrempp SPD: Das wird entweder fiir alle
oder fiir keine gemacht!)

dann werden Sie eine Verdnderung in der Statistik bekom-
men, die den Aussagewert stark herabsetzt, Darum geht es.

{Beifall bei den Republikanern)

Meine Damen und Herren, der in Schengen beschlossene
und ab 1989 umgesctzte Grenzkontrollabbau entfaltet eben
seine reale, grenzlagebildbestimmende Wirkung, Das ldBt
sich auch nicht mit dem Hinweis auf eine verinderte Kon-
trolldichte oder andere statistische Erfassung wegreden, Po-
lizeibeumte und Bevdlkerung, inshesondere die Verbrechens-
opfer, sind entgegen jeder zurechtgerechneten Statistik die
verlifllichen Zeugen fir den Kriminalititsanstieg.

Ich finde es auch nicht gut, Herr Innenminister, wenn Sie
die Polizeibeamten, die das ansprechen, als ,,selbsternannte
Experten™ abgualifizieren, Zutreffender diirfte da schon die
bei vielen Polizeibeamten vor Ort geteilte Auffassung eines
der von [hnen abqualifizierten Beamten sein, daB Sie an ei-
nem .grenziiberschreitenden Kriminalititstrauma®  leiden
wirden. Ich zitiere lediglich.

(Minister Birzele: Wen?)}

Meine Dumen und Herren, mit Maulkorberlassen oder so-
genanniem Einschwéren der Polizeifithrung schaffen wir die
grenziiberschreitende Kriminalitat nicht aus der Welt, Ge-
fragt sind jetzt vielmehr die schonungslose Lagefeststellung
und die sich daraus ergebenden Konsequenzen. Eine dieser
Konsequenzen haben wir bereits mit unserem Antrag zur
Novellierung des Polizeigesetzes aufgezeigt.

Ich will zum AbschluB noch auf folgendes hinweisen. Es
geht gar nichi um europafeindliche Einstellungen, sondern
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hier geht es um Fakten. Diese Fakten kann ich nicht mit bil-
liger Polemik wegschieben. [ch weise nur auf folgendes hin:
Sie, Herr Innenminister, haben in der ,Deutschen Polizei-
Zeitung™ Nr. 12/94 — ich zitiere Sie jetrt wirthch — gesugt:

Wir werden vor allem der steigenden Kriminalitdt nur
wirksam begegnen kénnen, wenn wir dic Prdsenz der
Polizet auf der Strale weiter verstarken ...

Recht haben Sie. Also stelle ich fest: zunchmende Kriminali-
tat. Laut PKS und lhren Antworten fillt sie allerdings ub. Da
stellt sich die Frage: Was stimmt eigentlich, Herr Minister?

{Beifall bei den Republikanern}

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Zimmermann.

(Abg. Hackl GRUNE: Qje, aje!)

Abg, Zimmermann CDU: Herr Prasident. meine schr ver-
ehrten Damen und Herren! Es wird kein Weg daran vorbei-
gehen, daB der grenzitberschreitenden Kriminalitit in Zu-
kunft noch mehr Bedeutung beigemessen werden mub.
Wenn auch in der Stellungnahme des Innenministerinms
zum Antrag der Republikancr ausgefithrt wird, daB eine si-
guifikante Wechselbezichung zwischen dem weitgehenden
Abbuu der Grenzkontrollen und der Entwicklung der Krimi-
nalitidt im Grenzgebiet nicht zu belegen ser, wird zunundest
vom Innenminister grundsitzlich eine grenzéiberschreitende
Kriminalitit an der baden-wiirttembergisch-franzosischen
Grenze nicht in Abrede gesteilt.

Fiir die CDU-Fraktion mdchte ich an dieser Stelle auf die
Zahlenspielereien der Polizeilichen Kriminalstatistik im Hin-
blick auf den Vergleich der beiden Jahre — des ersten Halb-
jahrs 1994 im Vergleich zum ersten Halhjahr 1993 — nicht
weiter eingehen. Wenn man Vergleiche ansteill, sollte man
meines Erachtens das ganze Jahr nehmen. Hier kommen wir
ndmlich zu dem Ergebnis, dall zum Beispiel im Raum Lor-
rach bei der Ubersicht iiber die Jahre 1993 und 1994 tat-
sachlich ein Zuwachs von 2,7 % zu verzeichnen ist. Von ei-
nem Riickgang kann insoweit nicht gesprochen werden. Es
ist auch eine Tatsache, daB die Zahl der Grenzdelikte im
Vergleich zu Delikien in anderen Landusteilen itberpropor-
tional gestiegen ist.

(Zuruf des Abg. Deuschle REP)

Seit Jahren hat der Raum Lérrach eine hohe Kriminalitdts-
belastung im Vergleich zu anderen lindlichen Riumen. In
den Jahren 1992 und 1993 ist die Kriminalitit in Lorrach
um sage und schreibe 36 % gestiegen. Wenn nunmehr im
ganzen Jahr 1994 eine Steigerung von .nur™ 2,7% zu ver-
zeichnen ist, so hat sich die Kriminalitit auf einem hohen
und unertriglichen Niveau eingependelt.

{Beifall der Abg. Strobele CDU und Deuschie
REP)

Die Aufkldrungsquote zwischen 57 % und 62 % ist als sehr
gut zu bezeichnen. Hierfiir gilt der Polizei dort unten ein
herzliches Wort des Dankes.

(Beifall bel Abgeordneten der CDU und der Repu-
blikaner)
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Wir miissen wissen, daB in der Polizeilichen Kriminalstati-
stik nur aufgeklirte Tatbestinde verzeichnet werden. Wir
alle wissen nicht, was letztendlich den Anteil der Grenzde-
likte bei den ungeklirten Tatbestinden ausmacht.

Die CDU-Fraktion fordert, daB der Bekdmpfung der grenz-
iberschreitenden Kriminalitdt in Zukunft mehr Beachtung
geschenkt wird. Wir miissen zur Kenntnis nehmen, dafB das
international organisierte, grenziiberschreitende Verbrechen
immer weiter auf demn Vormarsch ist. Dies macht uns Sor-
gen,

(Zuruf des Abg. Hackl GRUNE)

Es ist Handlungsbedarf gegeben. Wir miissen alles tun, um
von diesem hohen Niveau der Kriminalititsbelastung ganz
allgemein und insonderheit im Bereich der grenziiberschrei-
tenden Kriminalitit herunterzukommen. Die CDU-Fraktion
betrachtet es als schidlich, wenn, wie im Fall Lérrach, die
Polizeifithrung bis hin zum Ministerium und der Vollzugs-
dienst Diskussionen tiber eine unterschiedliche Auswertung
oder Auslegung der Kriminalstatistik fiihren. Diese Diskus-
sionen verunsichern die Offentlichkeit und auch die Polizei.

{Beifall bei Abgeordneten der CDU und der Repu-
blikaner)

Wir milssen auch hier im Parlament die Fakten und Tat-
sachen der Kriminalitit, auch im Grenzbereich, ohne jeg-
liche Beschonigung auf den Tisch legen und daraus Konse-
quenzen ableiten.

(Abg. Drexler SPD: Ja, dann macht’s doch)

Wir miissen konsequent an der Verbesserung der Instrumen-
tarien der Kriminalitdtsbekdmpfung arbeiten.

{Zuruf des Abg, Hackl GRUNE)

So werden wir auch weiterhin unsere Polizei mit aflem
Nachdruck unterstiitzen. Unsere Polizei braucht weiter ge-
hende Befugnisse, um die grenziiberschreitende Kriminalitit
erfolgreich bekidmpfen zu kénnen.

Dem Innenministerium diirfte bekannt sein, dal seit 1. Ja-
nuar 1995 der Freistaat Bayern itber ein neues Polizeigesetz
verfiigt, nach dem die bayerische Polizei auch ohne konkre-
ten Verdacht Personenkontrollen entlang der Grenze durch-
fiihren kann, Die Ubertragung von ereignis- und verdachts-
unabhingigen Kontrollbefugnissen auf die Polizei ist auch in
Baden-Wiirttemberg dringend notwendig.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der Repu-
blikaner)

Wir miissen zur Kenntnis nehmen, daB die ﬁffnung der
Grenzen nicht nur zu mehr Freiheit gefiihrt hat, sondern
auch Straftitern neue Operationsriume erdffnet hat. Ange-
sichts dieser neuen Form der grenziiberschreitenden Krimi-
nalitdt, wie etwa Menschenhandel, Autoschieberei, Nukle-
arschmuggel usw., milssen neue Wege bei der Bekampfung
des internationalen grenziiberschreitenden Verbrechens ge-
gangen werden.

Ohne Frage muB auch die internationale polizeiliche Zusam-
menarbeit weiter verbessert werden. Hier bleibt noch vieles

zu tun, Ich erinnere an den Leitartikel der . Stuttgarter Zei-
tung” von vorgestern, dem 30. Januar 1995, mit der {iber-
schrift ,,Ein FBI fiir Europa“. Die CDU-Fraktion wird in-
tensiv daran mitarbeiten und neue Wege bei der Bekimp-
fung des internationalen organisierten grenziiberschreiten-
den Verbrechens gehen. Die CDU-Fraktion fordert simtli-
che Fraktionen in diesem Hohen Haus zur Mitarbeit auf.

(Beifall bei der CDU — Abg. Strébele CDU: Sehr
gut!)

Stellv, Priisident Dr. Geisel: Das Wort hat Herr Abg.
Schrempp.

Abg. Schrempp SPD: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Die Stellungnahme zum Antrag ergibt erfreulicher-
weise — das sollte man einmal zur Kenntnis nchmen — ei-
nen Riickgang der Fallzahlen im Vergleich der ersten Halb-
Jjahre 1993 und 1994 fiir Baden-Wiirttemberg um 3,3 %.

(Zuruf des Abg. Zimmermann CDU)

Ich meine, das ist zunichst einmal eine erfreuliche Mittei-
lung und vor allem eine wichtige Botschaft. Ich vermute,
daB die Polizeiliche Kriminalstatistik des Jahres 1994, wenn
sie nun endgiiltig vorliegt, auch einen Riickgang der Fallzah-
len fiir Baden-Wiirttemberg darstellen wird.

Wenn hier Zeitungen zitiert werden, zitiere ich aus der
»oiddeutschen Zeitung” von heute. Heribert Prantl schreibt
in einem Artikel, die Daten, also die ricklidufigen Daten,
storten die harte Linie, taugten nicht, Alarm zu schlagen,
und man wolle diese Duten deshalb nicht zur Kenntnis neh-
men.

(Beifall der Abg. Hackl GRUNE und Kiesswetter
FDP/DVP — Abg. Hackl GRUNE: Sehr richtig!)

Dab dies auch ein Erfolg der Polizei ist, ein Erfolg des de-
mokratischen Rechtsstaats und ein Erfolg dieses Innenmini-
sters, soll hier angemerkt werden, obwoh] dies alles sicher
kein Anlal} zur Entwarnung ist,

Es gibt ein Lagebild des Landeskriminalamts — wer hier
schlauer ist als das baden-wiirttembergische Kriminalamt,
der mdge dies doch sagen —,

{Abg. Drexler SPD: Herr Zimmermunn!)

das die Vergleiche der Kriminalititsentwicklungszahlen fiir
grenzferne Kreise, die zum Teil héher sind als die der grenz-
nahen Kreise, sehr deutlich feststellt. Wir wissen auch sehr
genau, dafl die organisierte Kriminalitit sich noch niemals
durch Grenzen hat schrecken lassen und daB diese organi-
sierte Kriminalitdt bereits vor der Grenzdifnung hier erheb-
lich zugenommen hatte.

Es wird nicht bestritten, daB es eine grenziberschreitende
Kriminalitdt gibt, insbesondere bei illegulen Grenziibertrit-
ten. Dies héngt aber offensichtlich auch mit der erfolgrei-
chen polizeilichen Arbeit an den 6stlichen deutschen Gren-
zen zusammen, weil sich Schleuserbanden jetzt andere Wege
suchen,

Meine Damen und Herren, wie reagieren wir denn darauf?
Sicher nicht — das hat Gott sei Dank niemand gefordert —
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mit der erneuten SchlieBung der Grenzen, sicher nicht, in-
dem wir dic europiische Freiziigigkeit ritckgingig machen,
sicher nicht, indem wir ein paar Kilometer hinter der ehe-
maligen Grenze eine neue Grenze aufmachen, und sicher
nicht mit Stimmungsmache sowie Angstmache. Dies alles
wiire nicht nur dumm, sondern auch unpolitisch.

(Beifall bei der SPD — Abg. Hackl GRIONE: Sehr
richtig'}

Wir reagieren mit der strikten Umsetzung des Schengener
Durchfiihrungsiibereinkommens und, soweit notwendig, mit
weiteren Erginzungen hierzu. Wir haben als SPD in diesem
Zusammenhang hier mehrfach kritisiert, dall es mehr als
zwei Jahre gedauert haben wird, bis die sogenannten Aus-
gleichsmaBnahmen in Kraft treten werden. Die Polizeien
beispiclsweise von Baden-Wiirttemberg und Frankreich miis-
sen endlich in die Lage versetzt werden, Kriminelle auch
iiber die Grenven hinweg observieren und verfolgen zu kén-
nen. Dus Schengener Informationssystem, das nach langen
Querelen — und dies hat nicht allein die Bundesrepublik zu
verantworten, sondern auch unser Nachbar Frankreich, den
ich hier gar nicht so sehr kritisieren will, aber ich bedaure
es, duf das so gelaufen ist —

(Abg. Rickert CDU: So ist es!)

nunmehr zu arbeiten beginnt, wird die Polizei durch zusitz-
liche Informationen unterstitzen. Die Zusammenarbeit mul
grenzilberschreitend  verstirkt werden. Aber auch die
Rechishilfe, die Kompetenz fiir die Polizei und fir den
Rechishilfeverkehr muB verbessert werden, Die direkten Ge-
schiftswege zwischen den Polizelen miissen erst einmal
grenziiberschreitend aufgemacht werden,

Und auf deutscher Seite? Dies nimmt niemand zur Kennt-
nis. Dies empért mich, Was hat denn das Innenministerium
gemacht? Wer Zeitung Hest, hiitte das eigentlich wissen mis-
sen. Es wurden extra Kraftfahrzeugfahndungstrupps an der
Grenze eingerichtet. Es gab hohere Personalzuweisungen,
vermehric Verwendung von Ziigen der Einsatzhundertschaft
— zum Beispiel in Offenburg —, Einrichtung der Kriminal-
auBenstelle Milllheim, Uberarbeitung und Verbesserung der
Alarmfahndungskonzepte in Abstimmung mit der franzdsi-
schen Seite, Gezielte Kontrollen werden durchgefihrt — da
unterscheiden wir uns ein biBchen, Herr Zimmermann —,
ortlich und zeitlich begrenzt, der Lage angepalt und teil-
weise im VYerbund mit regionalen GroBSfahndungen. Dies
sind bessere Fahndungsinstrumente als schr leicht durch-
schaubare Grenzkontrollen, Es gab eine Verbesserung bei
der Sprachschulung,

Wir miissen sicher Europol schlagkriftiger machen. Das ist
eine alte Forderung der SPD. Die Zustindigkeit von Euro-
pol muB erweitert werden auf Terrorismus und — das sage
ich hier auch aus gutem Grund - auf Rechtsradikalismus,

{Abg. Deuschle REP: Bravo! — Abg. Wieser CDU:
Und links!)

AubBerdem brauchen wir bessere Priventionskonzepte, und
gwar grenziiberschreitend, einen intensiveren Erfahrungsaus-
tausch, eine curopaweite erkennungsdienstliche Sammlung,
direkte Zusammenarbeit des LKA mit Europol und eine ein-
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heitliche internationale Funkfrequenz, weil die Information
verbessert werden muB.

Mein Fazit ist: Stimmungsmache und billige Polemik helfen
hier nicht weiter. sondern intelligente und erfolgreiche Maf-
nahmen. Dies will die SPD.

(Beifall bei der SPD)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Duas Wort erteile ich Herrn
Abg. Hackl.

Abg. Hackl GRUNE: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Zunichst einmal etwas zu dem Antrag und zu den
Antragstellern, Ich meine, die Antragstetler haben mit die-
sem Antrag die Tradition ihrer Fraktion fortgesetzt, die Tra-
dition. die darin bestehi, daB sie, wenn sie Politik betreiben,
nur Politik mit der Angst betreiben. Sie haben das mit dem
Thema Asyl gemacht. Das Thema hat man ihnen inzwischen
weggenommen.

Jetzt haben sie auf dem letzten Landesparteitag beschlossen,
innere Sicherheit zum Thema zu machen, Wir erichen hier
die Urauffuhrung. Wir werden dies noch in unzihligen bort-
seizungen beobachten., Wir konnen uns auf einiges gefalt
machen, meine Damen und Herren.

(Abg. Brechtken SPD: Das werden wir ihnen auch
wegnehmen! — Zuruf des Abg. Drexler SPD)

— Doch, ,Jeider” ist es so, daB sich dieses Thema platzlich
nicht mehr eignet, um — —

(Glocke des Prisidenten)

Stellv, Priisident Dr. Geisel: Herr Hackl, gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Herrn Abg. Herbricht?

Abg. Hackl GRUNE: Nein, jetzt nicht,
(Abg. Schrempp SPD: Kann der sprechen?)

Meine Damen und Herren, ,Jeider” eignet sich dus Thema
Kriminalititsentwicklung nicht zum Malen von Horrorge-
milden. Was ich jedoch als einen besonderen Hobn empfin-
de, ist, dall man jetzt versucht, den Innenmingster dafiir 2zu
prigeln, daB er sich weigert, entsprechende Horrorgemalde
zu zeichnen, und sich bemiiht, ein einigermafen realistisches
Lagebild zu geben. Das empfinde ich als besonderen Hoha,

Wenn es Thnen, meine Damen und Herren von den Republi-
kanern, wirklich um Kriminalitdtshekimpfung ginge. wirden
Sie auch einmal etwas zu den Ursachen der Krimimlditit sa-
gen, Da haben wir von [hnen noch wenig gehdrt, Wenn Sie
cinmal VerofTentlichungen von namhaften Kriminologen, wic
zum Beispiel die von Herrn Christian Pfeifer, lesen und sich
damit auseinandersetzen wiirden, dal} gerade die gestiegene
Kriminalitit in den neunziger Jahren insbesondere an der zu-
nehmenden Jugendarmut und an der zunehmenden Beschaf-
fungskriminalitit liegt, wiren Sic dazu in der Lage, thre Vor-
schlige auf den Tisch 2u legen und miiBten nicht stindig
irgendwelche  Abgrenzungsgeschichten und  irgendwelche
Horrorgemilde an die Wand malen. Duazu. meine Damen
und Herren, fillt Ihnen allerdings nichis ein —

(Zuruf des Abg. Rapp REP})
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vielleicht auch deshalb, weil Ihnen gar nichts daran liegt, das
Thema &ffentliche Sicherheit in den Griff zu bekommen,
Denn wenn wir dieses Problem wirklich 18sen wiirden, hiit-
ten Sie ja auch dieses Thema nicht mehr, und dann wiillten
Sie fiberhaupt nicht mehr, worliber Sie in dieserm Parlament
reden sollten.

(Lachen bei der CDU — Abg. Strébele CDU: Das
ist richtig! — Widerspruch bei den Republikanern)

Meine Damen und Herren, jetzt aber auch einmal etwas an
die Adresse der CDU. Herr Zimmermann hat mich da sehr
enttiuschi. Sie haben hier heute das Geschift der Republi-
kaner besorgt.

{Widerspruch bei der CDU — Zuruf des Abg.
Trageiser REP — Abg. Wieser CDU: Das ist jetzt
unanstindig, was Sie machen!)

Wenn Sie den Wegfall der Grenzkontrollen der EU zum
Anlal fiir verdachtsunabhingige Kontrollen im Hinterland
nchmen wollen, dann ist das, meine Damen und Herren, zu-
tiefst antieuropdisch.

(Widerspruch bei der CDU)

Sie, meine Damen und Herren, drehen den Gedanken der
Freiziigigkeit in Europa um und fordern im Ergebnis ein
Verdachtseuropa statt cines Europas der Freiziigigkeit fiir
den einzelnen. Ich denke, daB3 das zutiefst antieuropiisch ist,
Wir sollten uns in diesem Haus gemeinsam dagegen wehren.
Ich fordere die CDU auf, zuriickzukommen und gemeinsam
mit den anderen demokratischen Fraktionen an einem Eu-
ropa der Freiziigigkeit und nicht der Verdachtsgesellschaft
zu arbeiten.

{Abg. Strébele CDU: Ein Europa der Sicherheit!)

Meine Damen und Herren, auch wenn Sie sich einmal mit
dem realistischen Ausmall der Grenzkriminalitit — —

(Glocke des Prisidenten)

Stellv. Pridsident Dr. Geisel: Herr Hackl, gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Herrn Abg, Stichele?

Abg. Hackl GRUNE: Ich gestatte eine Zwischenfrage des
Herrn Abg. Stdchele.

Stellv, Prisident Dr. Geisel: Bitte schon, Herr Abg. Stachele.

Abg. Stichele CDU: Ich bedanke mich. — Herr Hackl, ha-
ben Sie nicht den Eindruck, daB Sie das Thema der Debatte
ein biichen verfehlen? Sind Si¢ denn zufrieden mit dem
Nichtvollzug des Schengener Abkommens?

Stellv, Priisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Abg. Hackl.

(Zuruf des Abg. Drexler SPD — Gegenruf des
Abg. Stichele CDU: Er muB sich ja eimmal zum
Thema duBern!)

Abg. Hackl GRUNE; Nein, Herr Stichele, ich habe nicht den
Eindruck, dal} ich das Thema verfehle; denn die heutige De-
batte bezieht sich auf einen Antrag der Republikaner, der sich
nicht mit dem Vollzug des Schengener Abkommens befalt.

(Abg. Drexler SPD: So ist esl)

Und dazu nehme ich gerade Stellung.
{Abg. Koder SPD: Aufpassen!)

Ich denke, daB der Vollzug des Schengener Abkommens,
was die Nachteile und die grenzilberschreitende Polizeizu-
sammenarbeit angeht, auch von den Grinen mitgetragen
werden kann. Es ist notwendig, zu einer grenziiberschreiten-
den Zusammenarbeit der Polizei zu kommen. Nach unserer
Auffassung ist es aber auch notwendig, dall wir, wenn wir
eine europaweite Polizei — die ja dann auBerhalb von
Schengen im Bereich Europol angedacht worden ist — wol-
len, zu einer parlamentarischen Verantwortung einer wie
auch immer gearteten europiischen Polizei kommen miis-
sen. Das darf nicht im rechtsfreien Raum passieren, sondern
kann nur im Zusammenhang mit der Verantwortung gegen-
liber einem Parlament — in diesem Fall dem Europaparla-
ment — geschehen. Dann kdénnen wir einer verbesserten Zu-
sammenarbeit der Polizeien in Europa auch ndhertreten,
Damit haben wir keine Probleme.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum Schlul
kommen. Ich denke, wir sollten das Problem der grenziiber-
schreitenden Kriminalitit realistisch sehen und nicht zum
Anlall von Horrorgemilden nehmen; denn sonst machen wir
das Geschift der Rechten und verunsichern unsere Birger
ohne Grund.

(Beifall bei den GRUNEN — Zurufe von den Re-
publikanern)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Das Wort hat Herr Abg, Kiess-
wetter.

Abg. Kiesswetter FDP/DVP: Herr Prisident, meine Damen
und Herren! In der Stellungnahme der Landesregierung zu
der hier zur Diskussion stehenden Initiative heiBt es:

Das Innenministerium hat grenziberschreitende Krimi-
nalitit an der baden-wiirttembergisch-franzosischen
Grenze nie in Abrede gesteilt.

Gleichwehl hilt es daran fest, daB eine signifikante
Wechselbeziehung zwischen dem weitgehend vollzoge-
nen Abbau der Grenzkontrollen und der Entwicklung
der Kriminalitit im Grenzgebiet nicht zu belegen ist.

Dies ist fiir die allgemeine Kriminalitit richtig, insbesondere
wenn der Minister ausdriicklich betont, illegale Einreisen
oder PaBvergehen dérften nicht der Grenzkriminalitit zuge-
ordnet werden.

Meine Damen und Herren, das Problem fir Baden-Wiirt-
temberg in diesen Grenzgebieten liegt bei der Schleuserpro-
blematik und der aktuellen Situation hinsichtlich illegaler
Grenziibertritte an der Grenze zwischen Buaden-Wiirttem-
berg und Frankreich.

Faktum ist, daB in den ersten neun Monaten des letzten Jah-
res die Zahl der illegalen Grenziibertritte auf Landesebene
deutlich zugenommen, aufl Bundesebene aber abgenommen
hat, wobei insbesondere Albaner aus dem Kosovo die
Grenze illegal iiberschreiten.
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Dies muB man nichtern analysieren und daraus die Konse-
quenzen im Hinblick auf diese spezielle Kriminalititsform
zichen.

Zu dieser Analyse gehort anch die niichterne Erkenntnis,
daB durch den Wegfall der Kontrollen an den Binnengren-
zen und die damit verbundene Verlagerung an die AuBen-
grenzen der Europdischen Union sich das Problem binnen-
grenzenliberschreitender  Schlepperkriminalitit nicht auto-
matisch auflést, wie aus der aktuellen Situation deutlich
wird,

Die Annahme der Bundesregierung, wonach bei Inkraftset-
zung des Schengener Abkommens ,die vollstindige Freizii-
gigkeit des Personenverkehrs ... nicht zu einem Verlust an
Sicherheit fithre, gilt fiir diese Kriminalitdt nicht, wean die
angrenzenden Staaten nicht willens sind, bereits an ihren
Aulengrenzen die Schlepperorganisation festzunehmen oder
sie aul ihrem Gebiet zu verfolgen.

Verdachtsunabhingipe Personenkontrollen durch die Lan-
despolizei von der Grenze weg ins Hinterland zu verlegen,
wie es in trauter Gemeinsamkeit von Ministerprasident Teu-
fel und den Republikanern gefordert wird, die zwischenzeit-
fich einen entsprechenden Gesetzentwurf eingebracht haben,
ist abzulehnen.

(Beifall des Abg. Hacki GRUNE)

Der Polizei darf keine Legitimation erteilt werden, Personen
zu kontrollieren ohne Anhaltspunkte, dall eine kriminelle
Handlung vorliegen kénnte.

Nach Pressemitteilungen sieht Innenminister Birzele keine
Notwendigkeit fiir derartige verdachts- und ereignisunab-
hangige Kontrollen. Als Argument bemiht er dazu unter an-
derem den Geist von Schengen, wonach derartige Kontrol-
len mit dem Schengener Yertrag unvereinbar seien. Dies ist
richtig,

Des weiteren verweist er darauf, da8 er nicht geniigend Per-
sonal und Sachmittel fiir die Realisierung verdachtsunabhin-
giger Kontrollen habe. Im {brigen sagt er ,gezielte und sehr
konsequente Identitiitskontrollen® an der Grenze im Fall
konkreter Anhaltspunkte fiir Gefahrensituationen zu.

Auf der anderen Seite macht es sich der Landesinnenmini-
ster einfach, wenn er diese Fdentititskontrollen ausschlieB-
fich auf den Bundesgrenzschuiz abwilzen will. Dieser Ein-
druck mufB bei der LekiGre des ,Staatsanzeigers™ vom
21. Januar 1995 entstehen, in dem ausfihrlich Ober eine De-
marche des Innenministers in Richtung Bundesinnenminister
Kanther beziiglich des Einsatzes des Bundesgrenzschutzes
an der franzdsischen Grenze berichtet wird.

Fir den Bundesgrenzschutz gilt ebenso wie fur die Landes-
polizei; Eine ausreichende Personalstirke, um eine effiziente
und effektive Kriminalitdtsbekdmpfung zu leisten, ist nicht
gegeben,

Die Probleme, die an der Grenze Baden-Wiirttembergs zu
Frankreich dadurch entstehen, daB sich die illegalen Grenz-
Gbertritte hiufen, werden also nicht mit Hilfe eines Schwar-
zer-Peter-Spielchens zwischen Birzele und Kanther zu 18sen
sein.
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Die erforderliche Nachbesserung des Schengener Abkoni-
mens muB darauf abzielen, eine konkrete grenziiberschrei-
tende Zusammenarbeit der einzelnen Polizei- und Ermitt-
lungsbehdrden zu erreichen. Es mufl cin direkier Kontakt
zwischen diesen Behdrden geschuffen und die Nacheile er-
mbglicht werden. Dies hiingt jedoch nicht allein von der
Bundesregierung und von der Bundesrepublik Deutschiand
ab, sondern auch davon, ob die beteiligien Vertragsstaaten
dazu auch wirklich bereit sind. Dall dies beispielsweise mit
unserem [ranzosischen Nachbarn nicht ganz einfach ist, ist
aligemein bekannt.

Es wird darauf ankommen, dall das Land in dieser Frage
statt zur Konfrontation zu einer sachlichen Kooperation mit
dem Bund findet, um gemeinsam die psychologischen Vor-
urteile gegeniiber den Nachbarstaaten abzubauen.

(Beifall der Abg. Schéning und Pfister FDP/DVP)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Der fraktionslose Abgeordnete
Amann hat ums Wort gebeten. Herr Abg. Amann, Sie ha-
ben das Wort mit einer Redezeit von 3 Minuten,

Abg. Amann (fraktionslos): Herr Prisident. meine sehr ge-
chrten Damen und Herren! Nach den jahrelungen und mit-
unter in weiten Teilen ftr die Bundesrepublik erfolgreich ab-
geschiossenen Yereinbarungen zum Schengener Abkommen
ist ein Zusammenwachsen der Anrainerstaaten Wirklichkeit
geworden, Neben dem Austausch von Waren ohne Zoll-
schranken werden so der freien Markiwirtschaft weitere
Chancen erdffnet, die nicht zuleizt Baden-Wirttemberg zum
Vorteil gereichen.

Leider erwiesen sich diese Marktchancen zugleich als Sym-
bol grenziiberschreitender Kriminalitit, Es zeigt sich immer
mehr, daB nicht nur die badischen Grenzkommunen unter
einem nicht mehr als gering zu bezeichnenden Kriminalitits-
anstieg zu leiden haben, nein, gleiches gilt fir die Bevolke-
rung im benachbarten ElsaB. Die gleichen Sorgen und Ang-
ste vor Diebstahl, Einbruch und Raub beherrschen das
Leben in dieser mit uns eng befreundeten Region, Elsdssi-
sche Biirger und die dort neu angesiedelten deutschen Fami-
lien sind durch die europdische Grenzéffnung und den dar-
aus resultierenden ungezilgelien Zuzug von Kriminellen aus
dem Nahen Osten und aus Siidosteuropa gleichermalien be-
troffen.

Meinen Feststellungen zufolge besorgen sich Rechtsbrecher
notwendige Mittel und Fahrzeuge durch Straftaten im Llsall
rund um StraBburg bis hin in den lothringischen Raum. Da-
mit erstversorgt, erdffnet sich fir diese Kriminellen auf
deutschem Gebiet ein weiteres und fiir sie lohnendes Betiiti-
gungsfeld, und dies insbesendere im Wissen um die Schwer-
falligkeit der Zusammenarbeit mit den franzdsischen Straf-
verfolgungsbehdrden.

Wihrend sich die deutschen Sicherheitsbehdrden kooperativ
und sehr zuginglich zeigen. beharrt die franzdsische Regie-
rung mit Nachdruck auf deren Zentralismus., Aber auch sei-
tens der franzdsischen Regierung kommt es zu Reklamatio-
nen iber die Zusammenarbeit — so die Aussage eines
Senatsmitglieds.

Dessen bewuBt, werden wichtige Befugnisse, die fur die
deutsche Polizei im Zuge einer effektiven Strafverfolgung
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notwendig sind, nicht eingeriumt. So ist die Nacheile zur
Festnahme von Straftitern bislang unméglich. Das obligate
Mitfihren der dienstlichen SchuBwaffe stGBt bei der franzo-
sischen Regierung auf ein absolutes Nein. Rechtshilfeersu-
chen sind noch immer umstindlich iiber Bonn und Paris zu
versenden, wodurch Strafverfahren unnétig verzdgert oder
teilweise Uberhaupt nicht erfolgversprechend eingeleitet wer-
den kénnen.

DalB seit geraumer Zeit Siidosteuropier — vermehrt Koso-
vo-Albaner — illegal nach Baden-Wiirttemberg eindringen,
ist Zeugnis dafiir, daB8 die bayerischen Grenz- und Polizeibe-
hérden durch massiven Einsatz verstirkte Personenkontrol-
len, Abschiebungen von Wirtschaftsfliichtlingen und Strafti-
tern durchfiihren. Deshalb sucht eine groBe Reihe von
Kriminellen den neuen Weg iiber die Schiene Elsal — Ba-
den zur illegalen Einreise.

Angesichts dieser Tatsache sind die von Herrn Ministerpri-
sident Teufel anberaumten Schutz- bzw. SicherheitsmaBnah-
men an den Ubergingen mehr als notwendig, Inwieweit die
sogenannte griine Grenze in die UberpriifungsmaBnahmen
auf rheinland-pfélzischer Seite einbezogen ist, bedarf hier im
Haus einer Erlduterung,

Doch, meine Damen und Herren, unstrittig dirfte das Ge-
fithl der Sicherheit durch den Anblick von Beamten des
Bundesgrenzschutzes an den Ubergiingen sein. Fest steht,
daB die geschulten Beamten erkennen und gezielt kontrollie-
ren, um priventiv titig zu werden, Hierfiir nimmt der unbe-
scholtene Grenzgéinger billigend, schon seiner eigenen Si-
cherheit wegen, eine kurze Fahrtverlangsamung in Kauf.
Das BewuBtsein der Biirger beiderseits des Rheins fiir innere
Sicherheit ist gréBer als der Wunsch nach freiem Markthan-
del, der mithin durch die Unterzeichnung des Schengener
Abkommens und des Verirags von Maastricht foriert.

(Glocke des Présidenten)

Stelly, Prisident Dr. Geisel: Ich mulB Sie bitter, zum Schluf3
zu kommen.

Abg. Amann (fraktionslos); Herr Prisident, ich komme zum
Schiuf,

Absolute Prioritdt muB pun endlich der Zusammenarbeit der
Polizeien und Staatsanwaltschaften beider ILinder ecinge-
rdumt werden, Insbesondere die polizeiliche Nacheile muf
von beiden Seiten absolute Beriicksichtigung und Umset-
zung finden. Nur durch die erfolgreiche Bekidmpfung der
grenzilberschreitenden Kriminalitit ist die abschlizBende
Umsetzung des Schengener Abkommens liberhaupt méglich.

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Das Wort hat der Herr Innen-
minister.

Innenminister Birzele: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Die Diskussion, die heute hier und schon des lange-
ren im badischen Raum gefithrt wird, leidet an einer Reihe
von Maingeln. Sie leidet zunichst einmal an dem Mangel,
daf} jeweils keine saubere Definition des Begriffs vorgenom-
men wird. Uber die Definition des Begriffs ,grenziiber-
schreitende Kriminalitidt” besteht weithin Unklarheit, Des-
halb will ich ausdriicklich sagen: Zur grenziberschreitenden
Kriminalitdt zihit in der Polizeilichen Kriminalstatistik eine

Straftat dann, aber auch nur dann, wenn der Tatverdichtige
eine Straftat unter Ausnutzung der Grenznihe begeht, also
wenn der Tatverdichtige zum Beispiel im grenznahen Aus-
land wohnt und nur zu dem Zweck nach Baden-Wiirttem-
berg cingereist ist, hier eine Straftat zu begehen, und sich
anschlieBend wieder iiber die Grenze ins Ausland begibt.

Nicht unter den Begrifl ,.grenziiberschreitende Kriminalitit™
fallt beispielsweise, wenn ein Franzose mit stindigem Wohn-
sitz in Baden-Wiirttemberg im deutschen Grenzgebiet eine
Straftat begeht. Dann ist dies eine Straftat eines auslindi-
schen Tatverdichiigen. Aber diese Straftat hat keinen Bezug
zur Grenze.

Von der grenziiberschreitenden K riminalitit mul man auch
die sogenannten Grenzkontrolldelikte deutlich unterschei-
den. Auch hier werden in dieser Diskussion — manchma)
mit sehr durchsichtigen Motiven; das ist ja insbesondere bei
Abg. Schlierer deutlich geworden — unterschiedliche Sach-
verhalte miteinander vermischt. Auf die Grenzkontrollde-
likte komme ich spiter noch einmal zu sprechen.

Nun lassen Sie mich, meine Damen und Herren, zuniichst et-
was zu der Polizeilichen Kriminalstatistik allgemein sagen,
weil hier abstruse Vorstellungen insbesondere bei den Repu-
blikanern bestehen. Vielleicht sollien sich einmal die Republi-
kaner vergegenwirtigen, wie die Polizeiliche Kriminalstatistik
hergestellt wird. Die mache nicht ich am Schreibtisch, die
macht auch nicht das Innenministerium, sondern die Strafta-
ten werden aul drtlicher Ebene regisiriert, werden von den
Polizeidirektionen iiber die Landespolizeidirektionen an das
Landeskriminalamt weitergeleitet und dort zusammengefalt.
Diese Zahlen werden von mir nicht verindert und sind in
meiner ganzen Amtszeit von mir noch nicht um eine cinzige
Ziffer gedindert worden. Also, was soll dieser Quatsch von
Schonreden, Zahlenspielereien und dhnlichem?

Ich biete Thnen an, dann, wenn Sie diesen Antrag oder auch
einen anderen, der sich mit der Polizeilichen Kriminalstati-
stik befaBt, in den InnenausschuB bringen, einmal die zu-
stindigen Herren und Damen des Landeskriminalamts und
der ortlichen Polizeidienststellen, afle, soweit Sie es win-
schen, in den InnenausschuB zu laden, wenn der Herr Vor-
sitzende damit einverstanden ist. Dann haben Sie die Mog-
lichkeit, alle Thre Vorurteile durch Befragen der Beamten
abzubauen. Vielleicht hitte dies einmal einen Sinn,

(Abg, Schrempp SPD: Nein, wenn man es nicht
verstehen willl)

aber ich weil, daB insbesondere bei den Republikanern In-
formationen natirlich schidlich sind, weil sich die Vorurteile
dann nicht mehr so trefflich pflegen lassen.

{Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der i'DP/
DVP)

Sie kriegen diese Chance. Zeigen Sie mir einen einzigen Fall,
in dem von mir irgendeine Zahl veriindert worden ist,

(Abg. Alfred Haas CDU: Darum geht es ja nicht!)

— Doch, darum geht es, weil hier absoluter Unsinn behaup-
tet wird. — Man kann dariiber reden, ob der Begriff ,grenz-
liberschreitende Kriminalitit™ richtig ist oder verdndert wer-
den muB. Dariiber kdnnen Sic reden; ich habe die Fakten
immer auf den Tisch gelegt.
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Drann sollien Sie vielleicht einmal Thre gesamten Vorurteile,
die Sie in diesern Bereich so trefflich hegen und pflegen, aus-
riumen. wenn Lhnen das fiberhaupt mdglich sein sollte,

Nun, warum ist denn die grenziiberschreitende Kriminalitdt
in die Diskussion gekommen? Das ist zum ersten darauf zu-
riickzufiihren, daB es unserem Gerechtigkeitsempfinden vél-
lig widerspricht, wenn ein Krimineller eine Straftat begeht
und nur deshalb nicht gefaBt wird, weil er Gber die Grenze
entkommi. Besonders drgerlich wird dies natiirlich dann,
wenn die Grenze fiir den Kriminellen gar nicht mehr exi-
stiert, fiir die ihn verfolgende Polizei aber sehr wohl

Doch auch in diesem Zusammenhang will ich gleich einmal
cine Einschrinkung machen. Die Fille, die in den Medien
gerne dargestellt werden — Verbrecher entflicht dber die
Grenze, Polizel mit Wagen hinterher, mufl mit quietschen-
den Reifen an der Grenze anhalten, Verbrecher winkt zu-
riick —, sollten Sie mir mal in der Praxis zeigen. Davon gibt
es nur ganz wenige Fille. Das hat mit der Entwicklung der
Polizeilichen Kriminalstatistik nichts zu tun, Solche Fille
sind drgerlich, sie miissen abgestellt werden, aber — ich
komme nachher darauf zu sprechen — das ist Aufgabe des
Bundes: dazu haben wir {berhaupt keine Moglichkeiten.
Wenn dann hier so diskutiert wird, als wenn das mein Ver-
siumnis wire, dann zeigt dies entweder nicht zu erschiit-
ternde Vorurteile oder eine frappante Unkenntnis der tal-
siichlichen Gegebenheiten.

(Abg. Hackl GRUNE: Oder Absicht!)

Das zweile, was es auch an Motiven gibt: Fiir digjenigen, die
den Abbau der Grenzen in der Europiischen Union schon
immer mit MiBtraven beobachtet haben und die sich nach
einem Europa der Nationalstaaten zuriicksehnen, st das
Phiinomen der grenziiberschreitenden Kriminalitdt ein will-
kommenes Argument, um gegen die europdische Einigung
Front zu machen.

{Beifall des Abg. Kiesswetter FDP/DVP)

Dabei schrecki natiirlich der Redner Schlierer auch nicht
vor eindeutigen Fulschbehauptungen zuriick. Da behauptet
er, ich hiitte bestritten, daB es grenzitberschreitende Krimi-
nalitit gidbe. Das genaue Gegenteil steht in der Antwort.
Aber Lesen stOrt Vorurteile, und deshalb liest man am be-
sten Oberhaupt nichi.

Wenn Sie die Diskussion nehmen, dann ist es doch auch in-
teressant. dall die ganze Diskussion auch und gerade, Herr
Stichele. im badischen Raum 1994 stattgefunden hat, ob-
wohl die Grenzkontrollen systematisch seit 19835 sukzessive
abgebaut worden sind und es den freien Grenzverkehr bei-
spielsweise zwischen Frankreich und Deutschland de facto
schon seit einigen Jahren gibt.

Der Argumentation dieser Europakritiker liegt die Haltung
zugrunde, daB grundsitzlich alles, was aus dem Ausland zu
uns kommit, potentiell gefahrlich ist oder, andersherum aus-
gedriickt, daB der grofte Teil der Probleme bei uns in Wirk-
lichkeit aus dem Ausland importiert wird, Das ist ja durch
die Ausfilhrungen des Abg. Schlierer sehr deutlich gewor-
den.
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Soweit — ich sage es jetzt einmal ganz vorsichtig — auch
von anderen politischen Kriiften dhnliche Thesen im budi-
schen Raum artikuliert werden, will ich auf eine Presscerkli-
rung des Presse- und Informationsamts der Bundesregicrung
vom 22. Dezember in Bonn verweisen. Da heillt es — ich 2i-
tiere wortlich —:

Die vollstindige Freiziigigkeit des Personcnverkehrs
wird aber nicht zu einem Verlust an Sicherheit fihren.
Im Gegenteil,

- sagt die Bundesregierung —

obwohl schon heute weitgehend auf Kontrollen an den
Flughifen und Landesgrenzen verzichtet wird, gibt es
bislang noch keine verbindliche umfassende polizeiliche
und justitielle Zusammenarbeit in Europa, Hier schafft
Schengen den Durchbruch. Mit dem Inkraftsetzen des
Schengener Ubereinkommens wird zeitgleich ein umfas-
sendes Sicherheitspaket wirksam.

Dann wird das im einzelnen aufgezihlt; ich komme darauf
noch zu sprechen.

(Abg. Alfred Haas CDU: Gute Bundesregicrung!)

Aber all diejenigen, die im badischen Raum Kritik duliern,
sollten sich dariiber im klaren sein, daB sie Kritik an der
Bundesregierung dullern.

(Zuruf von den Republikanern: Genau!)

Ich weise diese Kritik weitgehend zuriick — nur damit ein-
mal die Verhiltnisse klargestellt werden,

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Hackl GRUNE
und Schoning FDP/DVP — Zuruf des Abg. Alfred
Haas CDU)

Wie diinn die Argumentation mit Bezug auf die Kriminalitit
tatsichhch ist, zeigt ein Blick auf die Fakten, Dieser kann
auch nicht durch Zitatenwirrwarr, Herr Schlierer. ersetat
werden. Der sukzessive Abbau der Grenzkontrolien 2wi-
schen Frankreich und Deutschland seit 1985 hat bisher
keine — immer sehr genau zuhéren und dann auch hinter-
her differenziert argumentieren! — nachweisbaren signifi-
kanten Auswirkungen auf die Kriminalititsentwicklung im
Grenzgebiet gehabt. Diese Feststellung stiitzt sich sowohl
auf die Zahlen der Polizeilichen Kriminalstatistik als auch
auf die Daten eines ncuen Kriminalititslagebildes, das vom
LKA auf der Basis der Meldungen der Polizeidienststellen
im Grenzgebiet erstellt wurde. Ich sage noch einmal Dus
sind Zahlen der &rtlichen Polizei. Das sind nicht Zahlen ir-
gendeiner oberen Ebene, sondern sie werden lediglich auf
oberer Ebene zusammengefaGt, aber nicht erfalt.

(Zurufe der Abg. Alfred Haas CDU und Deuschle
REP)

Ein Langzeitvergleich verdeutlicht vielmehr, dufi dic Ge-
samtkriminalitit im deutsch-fransosischen Grenzgebiet von
Karlsruhe bis Lorrach im Zeitraum von 1985 bis 1993 um
11,3 % angestiegen ist, wihrend die registrierte Kriminalitdt
in ganz Baden-Wiirttemberg im gleichen Zeitraum um zirka
20,7 % zugenommen hat.

{Abg. Rapp REP: Truurig genug!)
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Wir haben also im deutsch-franzdsischen Grenzgebiet sogar
einen im Vergleich zum Land unterdurchschnittlichen An-
stieg der Kriminalitat.

(Abg. Alfred Haas CDU: Das ist aber nur stati-

stisch belegt, sonst durch gar nichts! — Heiterkeit

bei der SPD — Abg. Schrempp SPD: Worte sind
verriterischl)

— Herr Abg. Haas, es gibt offensichtlich verschiedene Er-
kenntnisse,

(Abg. Alfred Haas CDU: Wir reden vdllig aneinan-
der vorbeil)

Es gibt Thr Empfinden - ich weif} nicht, wo im Blut Sie das
sptiren —, und es gibt eine polizeiliche Statistik. Ich be-
haupte gar nicht, daB es nicht tatsichlich eine hohere grenz-
tiberschreitende Kriminalitdt gibt. [ch bin viel vorsichtiger in
meinen Aussagen. Ich sage, sie 1dBt sich statistisch nicht
nachweisen.

{Abg. Alfred Haas CDU: Das ist das Problem!)

Wenn Sie andere Nachweisquellen haben, dann miissen Sie
die Quellen auf den Tisch legen.

(Zuruf des Abg. Alfred Haas CDU}

Dafiir reicht aber nicht Ihr Empfinden aus, daB Sie den Fin-
druck haben, die Kriminaiitiit steige, weil die Grenzkontrol-
len fallen, sondern Sie missen das belegen. Dieser Aufgabe
miissen Sie sich leider unterziehen. Sie haben sich ihr bisher
entzogen.

(Abg. Alfred Haas CDU: Das stimmt nicht!)

Eine Sonderauswertung des Landeskriminalamts zur spezifi-
schen grenziiberschreitenden Kriminalitdt weist fiir das erste
Halbjahr 1994 — ich habe das ja dargestellt — einen Anteil
von rund 0,5% an der registrierten Gesamtkriminalitit im
Grenzgebiet aus. Von den dber 67000 — genau sind es
67 266 ~— Straftaten im grenznahen Bereich im ersten Halb-
jahr 1994 wurden nur 314 unter Ausnutzung der Grenznihe
begangen — von fiber 67 000 Straftaten 314! Soviel zu den
tatsichlichen Dimensionen, ber die wir hier reden.

Die in der Stellungnahme zum Antrag Drucksache 11/4446
dargestellte Entwicklung scheint sich auch fiir das Gesamt-
jahr 1994 zu bestitigen. Die endgiiltigen Statistikdaten lie-
gen allerdings noch nicht vor. Sie werden gerade ausgewer-
tet. Der Anteil der grenziiberschreitenden Kriminalitit an
der Gesamtkriminalitdt liegt jedoch immer noch deutlich un-
ter 1 %.

Anders sieht es bei den sogenannten Grenzkontrofldelikten
aus, Hier zeigt sich eine Zunahme von VerstdBen gegen das
Auslinder- oder das Asylverfahrensgesetz und damit auch
eine Zunahme des Delikts der Urkundenfilschung. Diese
Grenzkontrolldelikte wurden in erster Linie durch mehrtd-
gige Sonderaktionen des Bundesgrenzschutzes an der West-
grenze und durch intensivere KontrollmaBnahmen an der
Grenze zur Schweiz, also an der EU-AuBengrenze, festge-
stellt. Von diesem Anstieg von Grenzkontrolldelikten auf ei-
nen Anstieg der grenziiberschreitenden Kriminalitit zu
schlieBen ist falsch, und alle Fachleute wissen das; denn

sonst wire jeder, der unerlaubt die Grenze passiert, ein po-
tentieller Verbrecher. Vielleicht ist dies aber gerade der tie-
fere Sinn des Antrags der Republikaner.

{Abg. Dr. Schlierer REP: Sagen Sie einmal etwas zu
den festgestellten Eigentumsdelikten!)

Jeder Auslinder, der unerlaubt zum Beispiel mit falschen
Papieren ins Land kommt, ist nach dieser Vorstellung ein
Krimineller. Dabei gibt es sicherlich viele, die zwar illegal
einreisen, aber nicht, um hier Straftaten zu begehen, sondern
um hier zum Beispiel illegal zu arbeiten und Geld zu verdie-
nen. Damit wird das nicht beschénigt,

(Zuruf des Abg. Rapp REP}
aber man mufl die Tatbestinde auseinanderhalten.

Die Aufpriffsstatistik 1994 des Grenzschutzamts Weil am
Rhein spielt in der Diskussion eine grofle Rolle. Herr Abg.
Schlierer hat sich ja ausdriicklich auf diese Statistik bezogen.
Das ist deshalb hochinteressant, weil es sich um eine an-
onym an diec Medien versandte Statistik handelt, die nicht
offiziell von den Grenzschutzstellen weitergegeben worden
ist. Auch fiir digjenigen, die es vielleicht nichi wissen: Der
Grenzschutz untersteht nicht dem baden-wiirttembergischen
Innenminister, sondern dem Bundesinnenminister.

(Abg. Dr. Schlierer REP: Wer hiite das gedacht!)

Diese Statistik kann — entgegen der Behauptung — einen
spezifischen Anstieg der grenzitberschreitenden Kriminalitit
ebenfalls nicht belegen. Die Aufgriffsstatistik erfaBt nimlich
nicht nur Straftaten, sondern auch solche Fille, in denen der
Bundesgrenzschutz gesuchte Personen oder Sachen feststellt.
Das sind dann Fille, in denen beispielsweise jemand zur
Aufenthaltsermittlung ausgeschrieben wurde oder ein Auto-
kennzeichen entstempelt werden muBl. Solche Titigkeiten
fullen zwar auch bei der Kontrolle des grenziiberschreiten-
den Verkehrs an und gehen damit in die Statistik ein, diese
Fille gehdren aber selbstverstindlich nicht zur grenziiber-
schreitenden Kriminalitét,

Das Grenzschutzamt Weil am Rhein, das fiir das gesamte
Grenzgebiet von Konstanz bis Kehl zustdndig ist, hat im
Jahr 1994 insgesamt rund 7 000 Straftaten abschlieBend be-
arbeitet. Das bedeutet eine Zunahme bei den vom Grenz-
schutz ermittelten Straftaten gegeniiber dem Jahr 1993 um
rund 21 %. Ungefdhr drei Viertel dieser Straftaten entfallen
dabel ausschlieBlich auf VerstdBe gegen das Auslinder- und
das Asylverfahrensgesetz,

Ich will noch einmal darauf hinweisen, daBl das die Zahlen
des Bundesgrenzschutzes (ber ermittelte Straftaten sind.
Diese Zahlen gehen in unsere Polizeiliche Kriminalstatistik
ein. Das Argument, BGS und Polizei wiirden hier mit zwei
verschiedenen Statistiken operieren, ist unsinnig.

Wenn man das insgesamt betrachtet — ich will das am Bei-
spiel des Kreises Lérrach darstellen —, mul man sich dar-
iber im klaren sein, daB diese Grenzkontrolidelikte in ihrer
zahlenmiBigen Entwicklung selbstverstindlich ganz massiv
davon abhingen, wie intensiv kontrolliert wird. Sie kénnen
sagen: Je intensiver kontrolliert wird, desto hoher ist die
Zahl der festgestellten Straftaten, je weniger kontrolliert
wird, desto eher sinkt diese Zahl
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Aus diesem Grund gab es im Jahr 1994 und im Jahr 1993
diesen Anstieg; denn es wurden vom Bundesgrenzschutz
ganz gezielt — richtigerweise — Kontrollen verstérkt,

(Zuruf des Abg. Alfred Haas CDU)

fch will Thnen das einmal anhand der Zahlen flir den Kreis
Lorrach darstellen. Wenn man den Kreis Ldrrach nimmt
und sich den Anstieg der Fallzahlen der Polizeidirektion
Lorrach in der Kriminalstatistik obne die anderen Dienst-
stellen ansieht, also das, was die Landespolizei ermittelt hat,
dunn stiegen die Zahlen von 11 907 im Jahr 1985 auf 14 780
itn Jahr 1994, Das ist ein Anstieg um 18 %. Wenn man die
Straftatenzahlen der anderen Dienststellen nimmt, dann stie-
gen diese von 738 im Jahr 1985 auf 3012 im Jahr 1994,
Das ist ein Anstieg von 75 %. Von daher ist auch erkldrbar,
daf der Anstieg in diesem Bereich {iberproportional ist, weil
andere Dicnststellen, sprich Bundesgrenzschutz, verstirkt
Straftaten festgestellt haben.

Wenn Sie das einmal vergleichen, dann hat Lérrach nach
der Polizeilichen Kriminalstatistik insgesamt eine stirkere
Belastung als der Landesdurchschnitt. Der Landesdurch-
schnitt der Hiufigkeitszahl war 1993 6 103; im Kreis Lor-
rach betrug die Hiufigkeitszahl 8 337. Aber cin erheblicher
Anteil, nimlich 2 534 von insgesamt 17 326, ist auf die Ti-
tigkeit anderer Dienststellen zurtickzufiihren,

Dessenungeachtet ist festzuhalten, dali der Kriminalitdts-
durchschnitt, also die Haufigkeitszahl, im Bereich der Poli-
zeidirektion Lorrach iiber dem Landesdurchschnitt liegt.
Aber nebenbei: Es gibt viele, die noch weit héher liegen, Die
Grolstiidie liegen ungefihr bei der doppelten Haufigkeits-
zahl. Nur, damit auch da die Verhiltnisse einmal richtig be-
wertet werden,

Wenn ich Wert darauf gelegt habe, die grenziiberschreitende
Kriminalitit und die vom Grenzschutz festgestellten Grenz-
kontrolldelikte auseinanderzuhalten, so heit dies nicht, dall
hier die illegale Einreise von Auslandern verharmlost werden
soll. Im Gegentetl, ich lege grolen Wert darauf, dal der
Bundesgrenzschutz illegale Einreisen von Auslindern ganz
energisch unierbindet. Dem Bundesgrenzschutz liegen Er-
kenntnisse vor, wonach die massive Verstirkung der Kon-
trollen an der deutschen Ostgrenze zu einer Umleitung ille-
galer Migrationsstrome iber die Westgrenze gefiihrt hat.

(Zuruf des Abg. Hackl GRUNE)

Der Bundesgrenzschutz fithrt fast tiglich an den Grenziber-
gingen am Oberrhein Sonderkontrollen durch, Dabei hat
sich gezeigt, daB seit Ende vergangenen Jahres vermehrt il-
legale Zuwanderungsstrdme aus Ost- und Siidosteuropa.
vornehmlich Kosovo-Albaner und tirkische bzw. irakische
Kurden, iiber Italien und Frankreich in die Bundesrepublik
Deutschland und damit auch nach Baden-Wirttemberg ge-
leitet wurden. Die bislang vorliegenden Erkenntnisse bele-
gen, dad dic Einschleusungen organisiert durchgeftibrt wer-
den. Die eingeschleusten Ausldnder halten sich in der Regel
nur kurze Zeit in Grenzndhe auf und werden dann meist auf
GroBstidie in ganz Deutschland verteilt. Die illegale Ein-
reise von Auslindern ist also weniger ein Problem im grenz-
nzhen Bereich als vielmehr ein Problem mit bedeutenden
Folgewirkungen auf die allgemeine Kriminalititsentwicklung
im Land und vor allem in den Ballungszentren.
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Nun ist die angebliche Notwendigkeit verdachts- und ereig-
nisunabhdngiger Polizeikontrollen angesprochen  wotden,
Wenn die Regelungen des Schengener Durchfiihrungstiber-
einkommens nach Erfiillung der notwendigen Voraussetzun-
gen wirksam werden — das heiBt, nach dem 26, Miirz 1995,
das ist etwas, was die Bundesregierung zu verantworten hat;
richtigerweise hiitle das Ubereinkommen nach der Vertrags-
lage schon am 1. Januar 1993 in Kraft gesctzt werden sollen
—, wenn dlso nach dem 26, Mirz [995 die Binnengrenzen
des Vertragsraums an jeder Stelle vhne Personenkontrellen
iiberschritten werden kdnnen, dann entspricht dies Artikel 2
Abs, | SDU. Den zustindigen Grenzbehorden ist es danach
grundsiitzlich verwehrt, dberhaupt noch Binnengrenzkon-
trollen vorzunehmen. Eine Ausnahme: Wenn konkrete An-
halispunkte fir Gefahrensituationen vorliegen wie gegenwir-
tig bei den iftegalen Einschleusungsaktionen am Oberrhein,
dann kénnen an der Grenze gezielte Idemtititskontrollen
durchgefithrt werden. Nach Artikel2 Abs. 2 SDU besteht
also auch nach dem 26, Mirz 1995 die rechtliche Moglich-
keit, den sachlich zustindigen Bundesgrenzschuts in Form
zeitlich begrenzter nationaler Grenzkontrollen an den Bin-
nengrenzen zum Einsatz zu bringen, wenn — ich zitiere —
wdie 8ffentliche Ordnung oder die nationale Sicherheit dies
erfordern™.

Die Linder haben jederzeit die Mdoglichkeit, bei entspre-
chenden Erkenntnissen ihrerseits den Bundesinnenminister
zu bitten, von dem Instrument Gebrauch zu machen. Dies
habe ich zum Beispiel in einem Schreiben vom 17, Januar
gegeniber dem Bundesinnenminister grundsitzlich angekiin-
digt.

Neue Kompetenzen der Polizel fir verdachisunabhiingige
Kontrollen, wie sie in Bayern beschlossen wurden, halte ich
fiir falsch. Ich befinde mich damit auch im Einklang mit der
Auffassung der anderen Flichenlinder in der Bundesrepu-
blik.

(Beifall des Abg. Hack] GRUNE)

Dies gilt erst recht nach dem Schengener Durchfiibrungs-
iibereinkommen. Das baden-wirttembergische Polizeirecht
erdfinet genitigend Moglichkeiten, bei konkreten Anhalts-
punkten fir besondere Gefuhrensituationen auch dic not-
wendigen polizeilichen GegenmalBnahmen zu ergreifen. Auf
das konkrete Beispiel der illegalen Einschleusung bezogen,
hat die Polizei auch schon nach geltendem Recht die Mog-
fichkeit, Kontrollstellen einzurichten, um solche Fille wirk-
sam zu bekdmpfen.

Nun will ich gerade jetzt, angesichts der Haushaltsberatun-
gen, eines dazusetzen, Wer zusdtzliche gesetzliche Moglich-
keiten fordert, der mul} sich daritber im klaren sein, daB dies
der Polizel nur etwas bringt, wenn Sie gleichzeitig mehr Per-
sonal und mehr Sachmittel zur Verfligung stefien oder, wenn
Sie dies aus Haushaltsgriinden nicht kdnnen, wenn Sie sich
dann hier daflir einsetzen, daB in anderen Bercichen von Ba-
den-Witrttemberg, zum Betspiel in lindlichen Bereichen, Po-
lizeibeamte abgezogen und in dic Grenzgebicte peschickt
werden, damit sie dort entsprechende Kontrollen durchfiih-
ren.

(Abg. Weimer SPD: Jawohl! — Abg. Alfred Haus
CDU: Das sind doch lindliche Bereiche!)
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Sonst milssen Sie mir einmal erkldren, wie bei gegebener Po-
lizeistirke zusitzliche Polizeibeamte im Grenzgebiet titig
werden sollen, ohne dafl ich Neustellen schaffe und ohne
daB ich sie an anderer Stelle abziehe,

(Abg. Strébele CDU: So ist es! — Abg, Weimer
SPD: Jal)

Wenn Sie das fertigbekommen, wenn Sie da einen guten Tip
fiir mich haben, dann bin ich gern bereit, dariiber nachzu-
denken und solche Vorschlige zu realisieren.,

{Abg. Stichele CDU: Sie haben doch 1600 Stellen
bekommen! — Abg. Weimer SPD: Eins und eins ist
noch lange nicht zweil)

— Aber, licber Herr Stichele, Sie wissen doch, daB die
Leute ausgebildet werden miissen. Sie werden gegenwirtig
ausgebildet. Sie haben eine Ausbildungszeit von 29 Mona-
ten. Noch ist auf keiner einzigen Neustelle, die diese Koali-
tion erfreulicherweise ab 1993 geschaffen hat, ein ausgebil-
deter Polizeibeamter vorhanden. Wir werden den ersten
Einstellungsjahrgang vom Frithjahr 1993 im Herbst 1995
ausgebildet haben. Die eigentliche personelle Verstirkung
werden wir schrittweise erst nach 1996 haben,

Nun wissen Sie aus den Antworten auf viele Schreiben an
mich, daB die Bedarfszahlen der Polizej gegenwirtig neu er-
rechnet worden sind. Ich bin gern bereit, diese Bedarfszah-
len und die Berechnungsmethoden dem InnenausschuB in al-
ler Ausfithrlichkeit darzulegen und genau aufzugliedern, wie
die Bedarfszahlen verteilt werden. Dabei mul3 man sich dar-
iiber im klaren sein: Dann werden Stellen verteilt und nicht
Personen, weil die Personen noch nicht ausgebildet sind.
Aber das sind dann die Stellen fir die Zuweisung von Per-
sonen in der Zukunft.

(Glocke des Prisidenten)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Herr Innenminister, gestatten
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Alfred Haas?

Innenminister Birzele: Bitte sehr.
Stellv. Prisident Dr. Geisel: Herr Haas, bitte.

Abg. Alfred Haas CDU: Herr Innenminister, sind Sie, nach-
dem Sie die ganzen Probleme in Richtung Bund zu dirigie-
ren versuchen, wenigstens bereit, die Sorgen der Biirger und
der von Ihnen so apostrophierten ,ahnungsiosen badischen
Abgeordneten aufzunehmen”?

(Abg. Schrempp SPD: Da hat er nicht alle gemeint!

— Heiterkeit — Beifall — Abg, Dr. Schlierer REP:

Da fiihlt sich aber jemand angesprochen! — Un-
ruhe)

— Dann soll er das, bitte schén, in diesem Zusammenhang
auch beantworten, wen er damit meint.

(Unruhe — Glocke des Prisidenten — Abg. Wei-
mer SPD: Haas, das war ein BlattschuB!)

Stellv. Prisident Dr, Geisel: Bitte, Herr Innenminister.

Innenminister Birzele: Herr Abg. Haas, to whom it may con-
cern. Jeder, der sich getroffen fiihlt, ist vielleicht zu Recht
getroffen.

(Abg. Jacobi GRUNE: Der bellt! — Abg. Alfred
Haas CDU: Das ist keine Antwort!)

Selbstverstindlich sind mir die Sorgen bekannt. Da wird
eine vollig falsche Diskussion gefiihrt. Dem von einem Ein-
bruch betroffenen Birger ist es schnurzegal, ob das eine
grenzilberschreitende oder was weil} ich fiir eine Kriminali-
tat ist. Er will nicht vom Einbruch betroffen sein,

(Abg. Weimer SPD: So ist es!)

Aber hier geht es darum, daB man einmal iber die Lage
niichtern nachdenkt, um die Konsequenzen daraus zu zie-
hen, Das heilit, man muB niichtern dariiber nachdenken und
nicht Verhiltnisse {iberzeichnet darstellen, die so nicht gege-
ben sind.

(Zuruf des Abg. Alfred Haas CDU)

— Aber natiirlich, Mit was denn sonst? Mit Threm Gefiihl
etwa?

(Abg. Weimer SPD: Aual)

Herr Kollege Haas, ich mache [hnen einen ganz prizisen
Vorschlag. Sie kriegen jeden Polizeibeamten — das sichere
ich Thnen hiermit zu —, von dem ein Kollege Ihrer Fraktion
sagt, in seinemn Wahlkreis sei der nicht nétig, in Ihren Wahl-
kreis versetzt. Bringen Sie mir die Herren, und dann werden
die konkret versetzt,

Herr Bloemecke hat sich gerade — — Nein, der Herr Bloe-
mecke war es gar nicht. Es war der Herr Keitel. Aber der
Herr Bloemecke sitzt in der gleichen Richtung,

Herr Bloemecke vertritt zum Beispiel die Auffassung, dal
bei der neuen Bedarfssollrechnung die Hilfte nach Bela-
stung gehen soll.

(Abg. Bloemecke CDU: So ist es!)

Dies wiirde bedeuten, daB die polizeiliche Prisenz und die
Stellen in den GroBstidten ganz entscheidend verstiirkt

(Abg. Bloemecke CDU: Das wire auch notwendig!)
und im flachen Land verringert wiirden.

(Zurufe der Abg. Alfred Haas und Zimmermann
CDU — Anrhaltende Unruhe)

— Aber Herr Kollege Haas, ich hoffe doch, Sie sind in der
Lage, einmal iber Probleme nachzudenken. Ich wiil Ihnen
nur sagen: Es ist doch nachvollziehbar. daB jeder die Pro-
bleme seines Wahlkreises sieht. Sie als Abgeordneter miissen
aber auch einmal die Probleme des ganzen Landes sehen

(Beifall das Abg. Weimer SPD)

und diber eine gerechte Verteilung von Stelien und Personen
nachdenken,
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Deshalb sage ich Thnen noch einmal: Ich biete Thnen an, die
Bedarfssoilberechnung mit der genauen Auswirkung auf jede
Polizeidircktion in Baden-Wiirttemberg vorzulegen. Die
knnen wir im Innenausschul diskutieren. Dann bin ich ge-
spannt auf die Anderungsantrige, die Sie zu dieser Bedarfs-
sollberechnung stellen. Tch bin fiir Abdnderungsvorschlige
offen. prophezeie Thnen aber schon jetzt, daB Sie nicht sehr
viele Méglichkeiten dazu haben werden.

(Glocke des Prisidenten}

Stellv, Prasident Dr. Geisel: Herr Innenminister, gestatten
Sie noch cine Zwischenfrage des Herrn Abg. Zimmermann?

Innenminister Birzele: Ja.

Abg. Zimmermapn CDU: Herr Innenminister, wiren Sie be-
reit. bei den genannten zirka 2000 Polizeiplanstellen, die
durch vrganisatorische MaBnahmen frei werden, die Bal-
lungsriilume Mannheim, Freiburg usw. etwas besser zu be-
riicksichtigen?

(Beifall des Abg. Bloemecke CDU)
Stellv. Prisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Innenminister.

Ich darf vielleicht folgendes sagen: Wir machen jetzt keine
allgemeine Polizeidebatte, Ich bitte darum, dies zu beachten.

Innenminister Birzele: Herr Kollege Zimmermann, Sie ha-
ben das vielleicht nicht ganz sorgfiltig gelesen. Rund 2 500
Stellen werden sozusagen [veigesetzt, wenn die organisatori-
schen MabBnahmen usw. durchgefithrt werden — das macht
rund 1400 Stellen — und wenn 1 100 Stellen im Bereich des
Tarifrechts geschaffen werden. Nur bei den letzteren besteht
iberhaupt eine Méoglichkeit zur Verteilung. Das ist aber
doch nicht der Sinn, Der Sinn ist, die polizeiliche Prisenz
im gesamten Land aufgrund dieser Rationalisierungsmal-
nahimen zu verstirken, Deshalb sage ich: Das Entscheidende
sind die Diskussion iiber die Bedarfssollzahlen und die Zu-
weisung auf die einzelnen Bereiche im Land. Ich wiederhole
mein Angebot: Sie bekommen im Innenausschull simtliche
Unterlagen, und Si¢ konnen dies in atlen Einzelheiten detail-
liert erértern und Abinderungsantrige stellen.

(Abg. Weimer SPD: Sehr gut!)

Mehr kann man das Parlament mit Sicherheit nicht beteili-
gen.

ich will in diesem Zusammenhang noch ein Wort zum Pro-
blem der Schleuserkriminalitit sagen. Das Innenministerium
hat die Landespolizeidircktionen Karlsruhe und Freiburg
mit ErlaB vom 13, Januar 1995 beauftragt, im Hinblick auf
die bekanntgewordenen Schleusungsfille im  grenznahen
Raum anlaBbezogene Kontrollen durchzufithren. Das Lan-
deskriminalamt hat dariber hinaus fur Februar 1995 landes-
weile FahndungsmaBnahmen mit dem Schwerpunkt illegale
Einreise und Schleuserkriminalitit eingeleitet.

Nun lassen Sie mich noch eines zu den Forderungen an den
Bund sagen, weil diese in diesem Zusammenhang selbstver-
stindlich zu erwihnen sind. Ich verweise noch einmal dar-
auf, daB die Kontrolle der Grenze bzw. der Aulengrenze
der Europdischen Union eindeutig in der Verantwortung
und Zustandigkeit des Bundes liegt. [ch halte es deshalb fir
dringend erforderlich, daB erstens der Bundesgrenzschutz

4552

weiterhin anlaBbezogene Einreisekontrollen vornimmt, um
der sicherlich weiter anhaltenden iflegalen Einreise in gebo-
tenem Umfang zu begegnen, Dies kann der Bund entspre-
chend Artikel 2 Abs, 2 des Schengener Durchfiihirungsiiber-
einkommens auch nach Information des Parinerstaates
Frankreich.

Zweitens: Das Schengener Durchfithrungsibereinkommen
mul nachgebessert werden, insbesondere hinsichilich der
Voraussetzungen fiir eine grenziberschreitende Observation
und Nacheile, Das Verfahren mufl generell vereinfucht, und
den nacheilenden Kriften in allen Vertragsstaaten mul cin
Festhalterecht eingeriumt werden, wie es die Bundesrepu-
blik gegeniiber allen Schengen-Staaten getan hat,

Damit keine MiBverstindnisse entstehen: Hier befinde ich
mich in vélliger Ubereinstimmung mit dem Bundesinnenmi-
nister und den anderen Linderinnenministern. Das ist eine
einhellige Forderung in der Bundesrepublik, Leider ist ins-
besondere Frankreich nicht bereit, ein solches erweiteries
Nacheilerecht und insbesondere Festhalterecht einzuriiumen.

Drittens: Ich halte es fiir dringend erforderlich, daf3 die po-
lizeiliche Zusammenarbeit mit den nicht der EU angehiren-
den Nachbarstaaten — das ist bei uns insbesondere die
Schweiz - vertraglich geregelt wird, Dies ist bislang daran
gescheitert, daB der Bund sich weigert, den Lindern ein
Verhandlungsmandat zu erteilen, und er selbst Regierungs-
abkommen bislang noch nicht abgeschiossen hat.

Ich hatte den konkreten Versuch unternommien, das, wus
Baden-Wiirttemberg, Rheinland-Pfalz und das Saarland mit
Frankreich in der weiteren Durchfiihrung des Schengener
Durchfiithrungsiibereinkommens vereinbart haben, auch mit
der Schweiz vereinbaren zu kdnnen. Der Bundesinnenmini-
ster hat mich darauf hingewiesen. dabl ich dies erst dann
diirfe, wenn er ein Rahmenabkommen mit der Schweiz ab-
geschlossen habe, Das ist nunmchr zirks zwel Jahre her. ich
wire dankbar, wenn solche konkreten Schritte ermaglicht
wiirden. Ich fordere den Bundesinnenminister deshulb noch
einmal auf, fiir die Lander unverziglich die Voraussetzun-
gen fiir bilaterale Vertrige zu schaffen, damit eine verbes-
serte grenziiberschreitende Kooperation der Polizeibehdrden
im grenznahen Raum vereinbart werden kann,

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich hoffe, ich
konnte aufzeigen, daBl es nicht darum geht, irgendwelche
Verhiltnisse schonzureden. Es geht darum, die Verhiltnisse
nitchtern zu beurteilen und die richtigen Konsequenzen ru
ziehen, damit die Sicherheit auch im grenznahen Bereich
weiter verbessert werden kann.

{Beifall bei der SPD und Abgeordneten der CDU)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Meine Damen und Herren,
Wortmeldungen zur Sache liegen mir nicht mehr vor.

Herr Abg. Dr. Schlierer hat gemiB § 88 der Geschiiftsord-
nung das Wort zur Abgabe einer persdnlichen Erkldrung er-
beten. Ich darf darauf hinweisen, daB persénliche Erkldrun-
gen nur die Zuriickweisung eines persénlichen Angriffs oder
die Berichtigung einer unrichtigen Wiedergabe von Ausfith-
rungen zum Gegenstand haben diirfen.

Bitte, Herr Abg. Dr. Schlierer, Sie haben dus Wort,
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Abg. Dr, Schlierer REP: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Ich will genau dies Letztgenannte tun. Sie, Herr In-
nenminister, haben mir vorhin unwahr unterstellt, daB ich
behauptet hitte, Sie hitten, ich hitte behauptet, Sie wiirden

(Abg. Weimer SPD: Was jetzt? Was ist jetzt?)
— Héren Sie einmal zu, nicht unterbrechen.

Sie haben vorhin die unwahre Tatsachenbehauptung aufge-
stellt,

(Abg. Weimer SPD: Was? — Abg. Schrempp SPD:
Noch einmall)

ich hitte bestritten, dal Sie die grenziiberschreitende, ich
hitte Ihnen unterstellt — so mubB ich sagen — —

(Abg. Weimer SPD: Was? — Heiterkeit und Un-
ruhe)

— Ja, es ist auch sehr schwierig, Das mulB ich zugeben.

{Abg. Dr. Weingirtner SPI>: Spucken Sie es einmal
aus! — Abg. Heiler SPD: Dann singen Sie es doch!
— Glocke des Prasidenten)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Ich darf um Ruhe bitten.

Abg. Dr. Schlierer REP: Sie haben mir vorhin unwahr un-
terstellt, ich hiitte, im Gegensatz zu den Ausfithrungen in
der Drucksache |1/4446,

{Abg. Weimer SPD: Jetzt wird es langsam!)
Ihnen unterstelt,
(Lachen bei Abgeordneten der SPD)

grenziiberschreitende Kriminalitit wirde von Thnen bestrit-
ten. Ich habe aber etwas ganz anderes gesagt.

(Abg. Weimer SPD: Jetzt noch einmal!)

Ich habe in meinen Ausfilhrungen gesagt — und das ist
sachlich etwas ganz anderes —, dall Sie in der Vergangen-
heit den Verdacht einer grenzdffnungsbedingten Kriminali-
tit bestritten hétten. Das haben Sie heute wieder getan. Das
ist ein groBer Unterschied. Ich kann Ihnen nur eines sagen:
Wenn Sie mir vorhalten, ich solle genau lesen, dann hdren
Sie bitte in Zukunft genau zu.

(Beifall bei den Republikanern)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Wir haben jetzt
noch {ber diz weitere Behandiung des Antrags zu befinden,

{Abg. Dr. Déring FDP/DVP zu Abg. Dr. Schlierer
REP; Ich habe es nicht verstanden! Bitte noch ein-
mal wiederholen!}

Herr Abg. Dr. Schlierer, es handelt sich um einen Berichts-
antrag. Kann er fiir erledigt erklirt werden, oder wiinschen
Sie, daB er dem InnenausschuB (berwiesen wird?

Abg. Dr. Schlierer REP: Uberweisung an den Innenaus-
schuB, bitte.

Stellv, Priisident Dr. Geisel: Sie bitten um Uberweisung an
den Innenausschul,

(Abg. Weimer SPD: Ah!)
Dem wird nicht widersprochen. Es ist so beschlossen.
Punkt 3 der Tagesordnung ist damit erledigt.
Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung aufl:

Wahl von weiteren Mitgliedern der Enquetekommission ,,FEnt-
wicklung, Chancen und Auswirkungen neuer Knformations-
und Kommunikationstechnologie in Baden-Wiirttemberg
(Multimedia-Enquete)*

Meine’ Damen und Herren, der Landtag hat anliBlich der
Einsetzung der Enquetekommission beschlossen, daB {iber
die Erweiterung der Enquetekommission um externe Mit-
glieder aus den angesprochenen Themenfeldern der Landtag
aul Vorschlag der Enquetekommission entscheidet. [hnen
liegt ein Wahlvorschiag der Enquetekommission vor, in dem
vorgeschlagen wird, neun sachverstindige Persdnlichkeiten
und neun Stellverireter zu weiteren Mitgliedern der Multi-
media-Engquetekommission zu wihlen (Anlage 3).

Darf ich ohne férmliche Abstimmung feststellen, dafl Sie der
Wahl der weiteren Mitglieder zustimmen? — Dem wird
nicht widersprochen?

{Abg. Deuschle REP: Doch! Wir enthalten uns!)
— Sie wilnschen eine formliche Abstimmung?

{Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Namentlich? — Abg.
Weimer SPD: Namentlich und geheim!)

Dann lasse ich abstimmen. Wer dem Wahlvorschlag der En-
queteckommission — er liegt Thnen ja vor — zustimmen will,
die dort genannten Personlichkeiten zu externen Mitgliedern
bzw. Stellvertretern zu berufen, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Bei ei-
nigen Stimmenthaltungen ist dem Vorschlag entsprochen.

{Abg. Weimer SPD:; Die Republikaner stehen wie-
der im Abseits!)

Meine Damen und Herren, damit ist Punkt 4 der Tagesord-
nung eriedigt.

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf:

a) Erste Beratung des Gesetzentwurfs der Fraktion der CDU
und der Fraktion der SPD — Gesetz zur Anderung der
VYerfassung des Landes Baden-Wiirttemberg — Druck-
sache 11/5326

b) Antrag der Fraktion GRUNE und Stellungnahme des In-
nenministeriums — Neuregelung des Landtagswahlgeses-
zes — Drucksache 11/2307

Meine Damen und Herren, das Prasidium hat folgendes be-
schlossen: Zur Begriindung der Initiativen soll eine Redezeit
von je 5 Minuten gelten, und tiber die beiden vorliegenden
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Initiativen soll eine Aussprache mit einer Redezeit von
10 Minuten je Fraktion gefiihrt werden.

Dus Worl erteile ich Herrn Abg. Oettinger.

Abg. Oettinger CDU: Herr Prisident, meine verehrten Kol-
leginnen und Kollegen! Mit dem heute in erster Lesung zu
beratenden Gesetzentwurf der Fraktion der CDU and der
Fraktion unseres Koalitionspartners bringen wir unsere Vor-
stellungen, auf die wir uns in den letzten Monaten in einem
intensiven Beratungsprozef3 geeinigt haben, hier in den
Landtap und damit in einen offenen Dialog mit den anderen
Fraktionen ein,

fch glaube — und dies sage ich am Anfang —, unser Land
Baden-Wirttemberg hat sich unter anderem deswegen or-
dentlich entwickelt, weil wir eine gute Verfassung haben.

(Abg. Reddemann CDU: Jawohl! — Abg. Jacobi
GRUNE: Da miBt ihr klatschen!)

Ich habe manchmal den Eindruck, daB der, der die Verfas-
sung dndern will und iiberall herumhantiert, den Eindruck
beschleunigt, als sei die Verfassung antiquiert oder gar in-
haltlich fulsch., Diese Verfassung hat sich bewdhrt und wird
auch fir die kinftigen Jahre die Grundlage parlamentari-
scher und demokratischer Arbeit im deutschen Siidwesten
sein kdnnen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU — Abg. Meyer
CDU: Sebr gut!)

[Tberhaupt haben wir hier ein Verstindnis, das sich von dem
der anderen Fraktionen unterscheiden mag. Natdirlich ist
auch uns klar, daB nicht mehr jedes Wort, welches die Ver-
fassungsviter in den flinfziger Jahren — damals zeit- und
sachgerecht — gewihlt haben, heute noch zeitgemil ist,
Aber ich finde es schlimm, wenn man Verfassungen immer
dem rhetorischen, redaktionellen, aktuellen Geist anpassen
miBte. Im Gegenteil, Yerfassung zu verstehen und Grund-
lagen zu erkennen heiBt auch, die Verfassungsgeschichte zu
bewahren, Dazu gehoren Inhalte und Worte, Deswegen
wollten wir von vornherein nicht mit einem ,.Zeitgeistbesen*
durch jeden Satz und jeden Absatz der Verfassung gehen,
nur um akiuell und zeitgemdB zu erscheinen. Aber dort, wo
Anderungen notwendig sind, sind sie auch zeitgerecht zu
machen.

Wir halten die jetzt gemeinsam vorgelegten Anderungsvor-
schldge fir sinnvoll. Tch méchte dies auch kurz begriinden.

Erstens: Als die Verfassung erarbeitet wurde, war Europa in
seiner Entwicklung, in seinen Umrissen, in seiner Bedeutung
nicht erkennbar, Im Jahr 1953 gab es noch keine Ausséh-
nung mit Frankreich, noch keine Verséhnung von Adenauer
und de Gaulle in Reims, ja, es gab noch (berhaupt keine
Entwicklung zur Europdischen Wirtschaftsgemeinschaft, zur
Europdischen Gemeinschaft, zur Europdischen Union,

Baden-Wiirttemberg ist auch aus seiner Nachbarschaft her-
aus in besonderem Mall an der europidischen Entwicklung
interessiert, und dies mul in die Verfassung gelegt werden.
Diese im Vorspruch nun vorgelegte Verinderung und das Ja
zu Europa, das Mitwirken Baden-Wiirttembergs als Region
in Europa ist meines Erachtens mehr als eine Anpassung, es
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ist die notwendige Grundlage fiir unsere Arbeit in guter
Nachbarschaft im Herzen dieses Kontinents,

Zweitens driicken wir damit auch aus, dal wir die grene-
iiberschreitende Zusammenarbeit bejahen. lch bin daven
fiberzeugt, daB die baden-wiirttembergische Entwicklung
auch davon abhiingt, ob es uns gelingt, mit Nachbarbundes-
landern - Rheinland-Pfalz, Hessen und Bayern — in not-
wendigen Staatsvertrigen grenziberschreitende Zusammen-
arbeit zu pflegen, und ich bin davon iberzeugt, daB das, was
fitr Mannheim mit Ludwigshafen und fiir Ulm mit Neu-Ulm
moglich ist, am Oberrhein, am Hochrhein und am Bodensee
auch mit den entsprechenden Nachbarregionen von Frank-
reich und der Schweiz méglich sein muB und deshalb in der
Verfassung auch ausdriicklich bejeht werden sollte.

(Abg. Stichele CDU: Jah)

Drittens haben wir ja eine Verfassung, die sich auf das
Grundgesetz zu beziehen hat, Unsere Verfassungsgrundla-
gen sind nicht nur die Landesverfassung, sondern auch das
Grundgesetz. Dieses hat gerade in den letzten Monaten er-
hebliche Veranderungen erfahren, Deshalb ist es, glaube ich
— Herr Kollege Dr. Déring, ich bin dankbar. dall Sie das
durch Mitschreiben bejahen —, notwendig, dal wir eine dy-
namische Verweisungskiausel auf das Grundgesetz nicht nur
des Jahres 1949, sondern auch des Jahres 1994 haben. In-
dem wir in Artikel 2 unserer Verfassung klurstellen, dall wir
das Grundgesetz dynamisch bejahen. haben wir indirekt
auch simtliche Staatsziele und simtliche Grundrechte, die
sich neu ergeben haben, zum grundlegenden Geist der Lan-
despolitik gemacht.

Viertens: Davon unabhingig sind der CDU und unserem
Koalitionspartner zwei Elemente des aktualisierten Grund-
gesetzes besonders wichtig. Wir erwihnen neben der gene-
rellen Verweisung ausdriicklich den Schutz von Behinderten,
das Verbot der Diskriminierung von Behinderten als ¢in
konkretes Landesgrundrecht, und wir wollen die Aussage,
die in Artike] 86 steht, daf} wir die natiirlichen Lebensgrund-
lagen erhalten, aktualisieren, erweitern, nach vorne zichen
und damit verstirken. Das Staatsziel Umweltschutz wird mit
unserer Novelle an vorderer Stelle in der Verfassung veran-
kert.

Das Selbstverstindnis der Arbeit des Landtags war — nahe-
liegend — auch Gegenstand unserer Beratungen und ist Ge-
genstand unseres Antrags. Machen wir uns nichts vor: Wir
haben in Deutschland eher 2uviel Wahlkdmpfe als zuwenig.
Europawahl, 16 Landtagswahlen. Bundestagswahl, Kommu-
nalwahlen, Kreistagswahlen, Regionalwahlen in der Region
Stuttgart und Biirgermeisterwahlen

(Abg. Jacobi GRUNE: Vorstandswahlen!)

sind eher eine Uberforderung als eine zu geringe Einschal-
tung des Birgers. Wenn man ndchtern die eigentliche Ar-
beitsperiode vom Wahlkampf abtrennt, dann hat ein Land-
tag nicht mehr als knapp drei Jahre, in denen er effektiy fiir
den Biirger Verwaltung kontrollieren und Gesetze gostalten
kann. Vom Wahltag bis zur Konstituierung und Arbeitsauf-
nahme vergeht mehr als ein Viectelahr,

(Abg. Sieber CDE:: Mindestens!)
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und etwa ein halbes Jahr vor einem Wahltag ist in jeder De-
moekratie zunehmend Wahlkampf

(Abg. Sieber CDU: Bei uns schon ein Jahr vorher!)

und nicht mehr die reine Arbeit im Parlament der Schwer-
punkt von uns allen.

Deswegen wollen wir, dafi die Wahlperiode des Landtags
von Baden-Wiirttemberg schon mit der nichsten Landtags-
wahl im Interesse der Sache, im Interesse der Birger und
zur Erleichterung unserer Arbeit von vier Jahren auf fiinf
Jahre verlingert wird.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)
Der nichste Landtag soll von 1996 bis 2001 Arbeit leisten.
(Beifall des Abg. Schrniedel SPD)

Damit wird im Interesse der Sache fiir uns alle ein echtes
Arbeitsjahr gewonnen.

(Zuruf des Abg. Biitikofer GRUNE)

Nun kann man fragen: Steht dies im Einklang mit vergleich-
baren anderen Parlamenten? Meine Damen und Herren,
mir ist der Vergleich mit anderen Parlamenten besonders
wichtig,.
(Abg.

Dr. Déring FDP/DVP: Uns auch, seit

Jahren!)

Das Europiische Parlament in StraBburg und in Briissel
wird seit jeher vorn Biirger Europas mit gutem Erfolg auf
fiinf Jahre gewdhlt. Der Landtag von Nordrhein-Westfalen
wird seit vielen Jahrzehnten auf finf Jahre gewithlt. Die
Landtage der neuen Lénder wurden im letzten Jahr samt
und sonders auf fiinf Jahre gewihlt. Den Gemeinderat und
den Kreistag wilhlen wir seit jeher auf ftinf Jahre. Biirger-
meistern sowie Landridten geben wir gar ein Vertrauen auf
acht Jahre, und niemand sagt, auf dem Rathaus herrsche zu-
wenig Demokratie.

Wir bewegen uns mit upserem Vorschlag, dic Wahlperiode
des Landtags auf flinf Jahre zu verlingern, exakt auf dieser
Linie. Das jetzt zu beschlieBen ist zeitgerecht, der Sache an-
gemessen und dennoch geniigend demokratisch unterfiittert.
Der Biirger wird stark genug und oft genug an seinen Par-
lamenten beteiligt.

Dem steht aber gegeniiber, dal man nicht zwingend fiinf
Jahre verharren solite, wenn Parlamente nicht mehr hand-
lungsfihig sind. Deshalb ist das Selbstaufldsungsrecht des
Landtags mit entsprechend qualifizierten Quoren das logi-
sche Gegenstlick der Verldngerung der Wahlperiode fiir un-
ser Parlament.

Wir wollen dann die bew#hrte Praxis, wie die Regierung den
Landtag in bezug auf alle Entscheidungen auf europiischer
Ebene, die unsere Kompetenzen betreffen, zu informieren
und zu beteiligen hat, in den Verfassungsrang erheben und
legen Thnen heute einen entsprechenden Vorschlag vor.

Letztlich sind wir in der Pflicht, aber auch davon iiberzeugt,
daB die staatsangehdrigen Mitbiirger der Europiischen
Union bei Kommunalwahlen, bei Wahlen des Gemeinderats

und des Kreistags aktiv und passiv beteiligt werden sollten.
Wir schaffen in unserer Verfassung damit die entsprechende
rechtliche Grundlage, der wir gemeinsam mit der Regierung
im Lauf dieses Jahres auch die notwendigen kommunalwahl-
rechtlichen Anderungen beigeben miissen.

Alles in allem eine Anderung mit MaB und Ziel. Nicht Ver-
dndern um des Verdnderns willen, nicht Verdndern um des
Zeitgeists willen, aber auch nicht Verharren, woe Verinde-
rung geboten ist.

Kollege Stichele hat das Vergniigen, nachher unsere Entgeg-
nung auf die Fiille von Vorschligen der Fraktion Die Repu-
blikaner zu bringen.

(Abg. Biitikofer GRUNE: Das ist nicht vergnii-
gungsteuerpflichtig! — Zurufe von der SPD)

Ich méchte mich hier auf eine einzige Uberlegung, die von
der Fraktion der FDP/DVP und der Fraktion GRUNE an-
gestellt wird, beschrinken, Der Vorschlag auf Verkleinerung
des Parlaments ist mit Sicherheit populidr. Sie schlagen vor,
das Parlament auf 100 Abgeordnete zu verkleinern.

(Abg. Schmiedel SPD: Die FDP? Da gibt es ja gar
keine FDP-Gruppe mehr!)

Herr Kollege Dr. Déring, bei einer kleinen Fraktion wie der
der FDP/DVP - ob Sie acht, sieben oder sechs sind — ist
das vollig egal; im Land sind Sie nie und nimmer vertreten.
Ich glaube aber, daB der Vorschiag auch unter dem Ge-
sichtspunkt der Blirgerndhe gepraft werden sollte.

(Beifall des Abg. Sieber CDU — Zuruf des Abg.
Drautz FDP/DVP)

— Lautstarke, Herr Kollege Drautz, bringt keine Birger-
ndhe.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU)
Baden-Wiirttemberg, Herr Kollege Drautz, hat mit
(Zuruf des Abg. Biitikofer GRUNE)
— Sie kdnnen sich drauBen streiten —

(Abg. Jacobi GRUNE: Mit Ihnen nicht, Sie sind ja
drin!)

120 Abgeordneten fur 10,3 Millionen Frauen und Méinner
in Baden-Wiirttemberg gemeinsarm mit Nordrhein-Westfalen
das kleinste Landesparlament. Es ist weit kleiner als das Par-
lament in Bayern, weit kleiner als das in Hessen, weit kleiner
als das in Niedersachsen.

{Abg. Schmiede]l SPD: Bei der FDP ist jeder flr
zwei Millionen zustindig!)

Deswegen kann ich nur dazu raten: Dort, wo die Griinen
und die FDP noch in der Regierungsverantwortung sind —
in Niedersachsen, in Hessen, in Rheinland-Pfalz, in Bremen

(Abg. Sieber CDU: Saarland!)
wire allemal AnlaB zur Verkleinerung gegeben.

(Zuruf des Abg. Dr. Geisel SPD)
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Dort wird s nicht gemacht. Ich sage deswegen: Ich bin der
Uberzeugung, daB die jetzige GrdBe des Landtags richtig ist,
Ich habe die konkrete Hoffnung, daB die Ausgleichs- und
Uberhangmandate, die ich auch uls Argernis empfinde, nach
der nichsten Landtagswahl,

{(Zuruf von der CDU: Wenn die Reps nicht mehr
da sind!)

wenn wir um eine Fraktion oder um zwel Fraktionen kleiner
geworden sind, in Baden-Wirttemberg wieder zur Regel-
grofe des Landtags zuriickkehren kénnten. Wir sollten
nicht, Herr Kollege Schmiedel, wegen der besonderen Wahl
des Jahres 1992 eine Anderung der ansonsten richtigen Re-
gelgréfe des Landtags von Baden-Wiirttemberg vornehmen,
zumal ich ¢inen ganz gewichtigen Gesichtspunkt in die Dis-
kussion einfiihren mochte.

Unsere Wahlkreise, die wir haben, entsprechen in vielen Fal-
len cinem kleinen Landkreis. Ich finde es richtig, daB im
Landkreis Sigmaringen der Wahlkreis dem Landkreis eat-
spricht, Ich finde es richtig, daB in vielen Landkreisen dieser
dermn Wahlkreis entspricht.

Wenn Sie bei den Wahlkreisen von 70 auf 50 heruntergehen,
dann ist die ldentitit des Abgeordneten mit seinem Land-
kreis und damit eine ganz wichtige Einbindung den Birgern
gegenitber nicht mehr gegeben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Ich glaube, daB wir derzeit Wichtigeres zu tun haben, als
den Biirger von den kommunalen Strukturen und den
Volksvertreter vom Biirger zu entfernen. Deswegen werden
wir diese Verringerungen, auch wenn sie populdr sind, hier
ablehnen und nicht mehrheitsfihig machen.

Bleibt der letzte Punkt, ndmlich die Behauptung, das Amt
des Staatssekretirs und des Ministers sei mit dem Mandat
des Abgeordneten nicht vereinbar. Auch dies liest sich auf
Anhicb gut,

{Abg. Sieber CDU: Kinkel kennt das sehr gut! Der
ist Profi auf diesem Gebiet!)

Ich kann nur sagen: Exakt dort, wo die Parteien es vorschla-
gen, sind sie nicht in dem Zwang, es persdnlich erleiden 7u
milssen, und {iberall dort, wo sie als Abgeordnete Regie-
rungsverantwortung Ubernehmen, sind sie plotzlich ganz und
gar anderer Meinung,

{Zuruf des Abg. Haasis CDU)

Von der SPD wird es ja, seitdem sie einen Selbstversuch im
Juni 1992 begonnen hat, nicht mehr beantragt.

(Abg. Schmiedel SPD: Von der Jungen Union auch
nicht mehr, seit Sie da herausgewachsen sind!)

In der SPD Baden-Wirttembergs — und dies wird eine der
wenigen notwendigen Erfahrungen dieser groBen Koalition
sein — ist mittlerweile akzeptiert, dal diese Trennung von
Mandat und Regierungszugehonigkeit theoretisch gut klingt,
aber der Sache nicht gerecht wird.
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Deswegen biete ich gerne an — nétigenfalls werden wir an-
dere Selbsterfuhrungsgruppen brauchen —, daB die Fraktio-
nen, die dies noch immer fordern, in wenigen Jahren auch
aus der Erfahrung der Praxis heraus klug werden kénnen,

Ich empfehle Thnen eine maBvolle Anderung der Verfas-
sung, nicht mehr und nicht weniger.

(Beifall bei der CDU)

Stellv. Prisident Straub: Dus Worl erteile ich Herrn Abg.
Dr. Geisel,

Abg. Dr. Geisel SPD: Herr Prisident! Meine sehr gechrten
Damen und Herren! Die Koalitionsfraktionen von SPD und
CDU legen Thnen heute einen Gesctzentwurf vor, der in ei-
nigen Bereichen eine Anderung und Ergiinzung der Landes-
verfassung von Baden-Wiirttemberg zum Inhalt hat,

(Abg. Hackl GRUNE: Einen sehr diinnen!)

Wir beschiiftigen uns also mit einer Geseizesmaterie, die
nicht zum Allerweltsbetrieb dieses Parlaments gehort, son-
dern in ihrem Stellenwert dariiber hinausreicht, Dceshalb
mdéchte ich am Anfang, bevor ich <u den Einzelbestimmun-
gen komme, einige grundsitzliche Bemerkungen machen,

Meine Damen und Herren, unsere Landesverfassung, die im
November letzten fahres 41 Jahre alt geworden ist, ist zwar
insgesamt sechzehnmal gedndert worden, in threr Grundaus-
sage ist sie jedoch nahezu unverdndert geblieben. Lediglich
die im Jahr 1967 erfolgte Verankerung der christtichen Ge-
meinschaftsschule im ganzen Land, die 1969 festgelepte si-
multane Lehrerausbildung, die im Jahr 1974 verfassungs-
rechtlich erffnete Moglichkeit der Volksgesetzgebung und
schlieflich die im Jahr 1976 erfolgte Ergiinzung des Arti-
kels 86, die den Schutz der natitrlichen Lebensgrundlagen
als Staatszielbestimmung in unsere Landesverfassung einge-
fligt hat, haben wesentliche Inhalte verdndert. Alle anderen
Yerfassungsanderungen waren entweder durch Bundesrecht
notwendig gewordene Modifizierungen oder bezogen sich
auf spezielle Einzelfragen.

Meine Damen und Herren, wenn man Gber die Verfassung
und tiber Ergidnzungen und Anderungen ihres bisherigen In-
halts sprechen will, muB man sich zundchst auf dic Aufgabe
besinnen, die die Verfassung als Grundnorm eines Staatswe-
sens zu erfillen hat. Unser Augenmerk hat sich auch darauf
zu richten, wie eine Verfassung beschaffen sein muB, um
diesen Aufgaben gerecht zu werden. Wir sagen, und ich hof-
fe, die meisten hier in diesem Hause kdnnen sich dieser Auf-
fassung anschlicBen: Aufgabe der Verfassung mull es sein,
die Leitprinzipien zu bestimmen, nach denen Macht ausge-
iibt werden und sich dic politische Einheit aus der Vielzahl
der in unserer Gesellschaft wirksum werdenden Krifte bil-
den soll. So verstanden stelll die Verfussung die rechtliche
Grundordnung dar, die dem politischen ProzeB nicht nur
den Rahmen gibt, sondern ihm auch die Richtung weisen
will. Nur auf diese Weise kann die Verfassung dazu beitra-
gen, daB die Birgerinnen und Biirger das Gemeinwesen als
Whren® Staat erkennen, sich in thm wiederfinden und sich in
dieses Gemeinwesen eingliedern konnen. Der einer Verfas-
sung innewochnende Integrationswert verbiciet es — ich be-
tone das ausdriicklich —, sie jeder politischen Modeerschei-
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nung zu unterwerfen oder sie gar zum Spielball tagespoliti-
scher Ereignisse zu machen.

Aber eine Verfassung kann ihren Auftrag nur dann erfiillen,
wenn sie sich, um ein Wort des Altmeisters des deutschen
Verfassungsrechts, Konrad Hesse, zu zitieren, mit den spon-
tanen Kriften und den lebendigen Tendenzen der Zeit so zu
verbinden vermag, daB sie diese Krifte zur Entfaltung bringt
und sinnvoll einander zuordnet. Tut sie dies nicht, ignoriert
sie dem geistigen, sozialen, politischen und &konomischen
Entwicklungsstand ihrer Zeit. Dann fehlt ithr — wiederum
Konrad Hesse — der unerliBliche Keim ihrer Lebenskraft.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN — Abg.

Bittikofer GRUNE: Sehr gut gesagt! — Abg. Wei-

mer SPD: Gutes Zitat! — Abg. Biitikofer GRUNE:
Das ist uns aus dem Herzen gesprochen!)

Meine Damen und Herren, 41 Jahre sind in bezug aul Exi-
stenz und Wirksamkeit von Verfassungen keine (iberlange
Zeitspanne, Andererseits kann niemand leugnen, daB sich
seit dem Jahr 1953 die politische Wirklichkeit und die Be-
deutung lber den Tag hinausreichender neuer politischer
Fragen auch fiir Baden-Wiirttemberg als Gliedstaat der
Bundesrepublik Deutschiand erheblich verdndert haben. Ei-
nige Beispiele mdgen dies verdeutlichen.

Erstens: Zu Beginn der fiinfziger Jahre spielte die Frage der
europiischen Integration verfassungsrechtlich praktisch keine
Rolle. Niemand konnte damals erahnen, welche Eigendyna-
mik der fortschreitende curopdische EinigungsprozeB auch in
bezug auf die politische und rechiliche Entwicklung eines
deutschen Bundeslandes haben kann und haben wird.

Zweitens: Das Geschenk der deutschen Einheit hat zwangs-
ldufig neue Fragen und Herausforderungen virulent werden
lassen. Sie ergeben sich nicht nur aus dem Auftrag des Ar-
tikels 5 des Einigungsvertrags an die gesetzgebenden Kor-
perschaften des geeinten Deutschlands, sich als geeintes
Staatswesen mit den verfassungsrechtlichen Grundlagen zu
befassen. Sie miissen nach meiner persénlichen Uberzeu-
gung auch zu einer entsprechenden Neubesinnung in den al-
ten Bundeslindern fithren, dies nicht zuletzt auch deshalb,
weil die inzwischen verabschiedeten Verfassungen der neuen
Bundeslinder mit ihren aus der besonderen Historie und der
besonderen Situation heraus erwachsenen Verfassungsfor-
mulierungen dazu einen ganz besonderen Anlal bieten.

Drittens: Unsere Wirtschaftswelt, ihre Produktionsmethoden
und ihre Auswirkungen auf unsere Gesellschaft haben sich
in den letzten 40 Jahren zum Teil dramatisch verdndert. Der
Siegeszug der elektronischen Datenverarbeitung und die un-
geahnten Mdglichkeiten neuer Kommunikationstechnologien
sind eine neue Stufe technischer Revolution. Die damit zu-
sammenhidngenden Herausforderungen und Gefahren fur
unsere Umwelt, fiir unsere natlirlichen Lebensgrundlagen,
fiir die Beschiftigungsméglichkeiten der Menschen, fiir ihr
Zusammenleben iberhaupt sowie die schwierige Ausbil-
dungssituation junger Menschen waren bei der Verabschie-
dung unserer Landesverfassung im Jahr 1953 in dieser Form
noch weitgehend unbekannt, zumindest unerkannt. Sie ver-
langen, wie mir scheint, nicht nur allgemeingesetzliche, son-
dern auch verfassungsrechtliche Antworten.

Viertens: Unser Staatswesen ist aus gutem Grund als repri-
sentative parlamentarische Demokratie konzipiert worden.

Dies schliefit allerdings nicht aus, im Licht der oft hilfrei-
chen Mitarbeit von Birgerinitiativen bei politischen Ent-
scheidungsprozessen, vor allem aber im Hinblick auf die
Biirgerrechtshewegung beim Zusammenbruch der ehemali-
gen DDR ernsthaft und vorurteilsfrei die Frage zu priifen,
ob und, wenn ja, auf welche behutsame Weise der Blirger-
partizipation auch verfassungsrechtlich breiterer Raum gege-
ben werden kann. Durch die Mdglichkeit der Volksgesetzge-
bung hat der Landesgesetzgeber bereits 1974 insoweit einen
ersten Anfang gemacht.

(Zuruf des Abg. Biitikofer GRUNE)

Finftens: Es kann, wie mir scheint, schwerlich bestritten
werden, dal sich unsere Gesellschaft in threr Zusammenset-
zung und in ihrem inneren Gefiige in den letzten 40 Jahren
gleichfalls wesentlich verandert hat. Auch wenn man dies
vielleicht bedauern mag, Tatsache bleibt, daB sich traditio-
nelle Bindungen, auch im kirchlichen Bereich, vielerorts lok-
kern, daB die Solidaritit zwischen den verschiedenen Grup-
pen unserer Gesellschaft nachliBt und dall in der Zwischen-
zeit mehr als eine Million auslindischer Mitbiirger seit
vielen Jahren unter uns wohnen, die mit ihrer teils andersar-
tigen Kultur und Religion und ihren unterschiedlichen Le-
bensgewohnheiten unser gesellschaftliches Leben neu und
anders prigen. Diesen Gegebenheiten Rechnung zu tragen
und, soweit notwendig und rechtlich méglich, gewissen Ent-
wicklungen entgegenzuwirken scheint mir ebenso eine Frage
modernen Verfassungsverstdndnisses zu sein wic der Ab-
schied von einer verstaubten Sprache, die sich in unserer
Verfassung an etlichen Stellen findet.

Meine Damen und Herren, vor diesem Hintergrund méchte
ich jetzt einige FErlduterungen zu den einzelnen Punkten der
Gesetzesvorlage geben.

Erstens: Die Frage der Verlingerung der Wahlperiode des
Landtags ist bereits im Zusammenhang mit einer Gesetzes-
initiative der FDP/DVP-Fraktion eingehend erértert wor-
den. Es gibt viele gute Griinde einer gréBeren Effektivitdt
des Parlaments, die fiir eine solche Verlingerung sprechen.

Zweitens: Die Frage der Verlangerung der Wahlperiode war
fir uns Sozialdemokraten stets untrennbar mit der Moglich-
keit eines Selbstauflésungsrechts des Parlaments verbunden.
Wir begriilen es deshalb ausdricklich, dall nunmehr auch
durch den Entwurf der Koalitionsfraktionen dieser Weg er-
offnet werden soll. Wir hitten es auch gerne gesehen, wenn
als Aquivalent zur verlingerten Wahlperiode eine stirkere
Birgerpartizipation in unserer Verfassung hiitte verankert
werden konnen,

{Sehr gut! und Beifall bei der SPD ~ Beifall des
Abg. Dr. Doring FDP/DVP — Abg. Deuschle
REP: Darum geht es!)

etwa durch die Absenkung der weit iberhdhten Quoren bei
der Volksgesetzgebung,

{Abg. Deuschle REP: Natirlich!)

Leider ist bei unserem Koalitionspartner dazu offensichtlich
die Zeit noch nicht reif,

(Abg. Biitikofer GRUNE: Dann habt ihr halt ge-
kuscht!)

4557



Landiag von Baden-Wirttemberg — 11. Wahlperiode — 56. Sitzung — Mittwoch 1, Februar 1995

(Dr. Geisel)

Drittens: Es gehorte in diesem Hohen Haus immer zu den
politischen Streitfragen, ob und in welchem Umfang neue
Staatszielbestimmungen in unsere Verfassung aufgenommen
werden sollten. Aus unserem Verfassungsverstindnis heraus
sind derartige Staatszielbestimmungen in grundlegenden
Fragen als verbindliches objektives Verfassungsrecht, das
zwar keine subjektiven Rechtsanspriiche verleiht, das sich
aber als politische Orientierungs- und Zielvorgabe an alle
drei Staatsgewulten, insbesondere auch an die Gesetzgebung
wendet und so den Staat zu aktivem Handeln herausfordert,
gerade auch im Hinblick auf die biirgerschaftliche Akzep-
tanz einer Verfassung heutzutage unverzichtbar. Wir begri-
Ben deshalb die ausdrickliche Ubernahme der Staatszielbe-
stimmungen des Grundgesetzes zum Umweltschutz und
¢ines Grundrechts zum Schutz der Behinderten als beson-
dere Betonung unserer Solidaritidt mit der Natur und mit ei-
ner Gruppe unserer Gesellschaft, die unseres besonderen
Schutzes und unserer Hilfe bedarf.

(Beifall bei der SPD)

Damit, meine Damen und Herren, ist wenigstens in ginem
Teilbereich der von mir beschriebenen Herausforderungen
verfassungsrechtiich Geniige getan.

Viertens: Wir alle spliren, wie die europdischen Einigungsbe-
mithungen zusehends auch die Landespolitik beriihren und
herausfordern. Es ist deshalb berfillig, diesen Fakten auch
verfaysungsrechtlich Rechnung zu tragen. Die SPD-Fraktion
begriift deshalb ausdriicklich, daB ihrer diesbeziiglichen For-
derung dadurch Rechnung getragen werden soll, daB im
Vorspruch ein Bekenntnis zu einem vereinten Europa veran-
kert wird, dessen Aufbau foderativen Prinzipien und dem
Grundsatz der Subsidiaritidt entspricht, und dariber hinaus
zum Ausdruck gebracht wird, dal Baden-Wirttemberg ge-
willt ist, un der Schaffung eines Europas der Regionen sowie
an der Forderung der grenziiberschreitenden Zusammenar-
beit aktiv mitzuwirken,

Meine Damen und Herren, es kann und darf keinem Zwei-
fol unterliegen, dal diese zktive Mitwirkung kein Privileg
der Regierung ist, sondern der gleichrangigen und gleich-
wertigen Mitwirkung des Landtags bedarf.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir Sozialdemokraten haben gréBien Wert darauf gelegt, im
Interesse und unter Betonung der verfassungsrechilichen
Stellung der Legislative als erster Gewalt in diesem Staat das
Mitwirkungsrecht des Parlaments in diesem Bereich verfas-
sungsrechtlich abzusichern. Wir sind uns dabeir durchaus be-
wult, daB die Vorgabe des Grundgesetzes eine Bindungswir-
kung parlamentarischer Entscheidungen im Hinblick auf die
Regierung nicht zuldBt. Wir erwarten aber, dal die Landes-
regierung in Achtung vor diesem Parlament dessen Ent-
scheidungen ernst nimmt, sich mit ihnen gewissenhaft aus-
einandersetzt und sie in thre eigenen Entscheidungen einflie-
Ben @Bt Die in Artikel 34 2 Abs, 3 vorgeschene Vereinba-
rung, die im Ergebnis bereits abschiuBreif ausgehundelt ist,
hat gerade dic Frage der Mitwirkung und der Beteiligung
weiter zu prazisieren.

Fiinftens: Von grundlegender Bedeutung ist schlieBlich die
Verankerung des Kommunalwahlrechts fiir EU-Blrger in
Artikel 72 unserer Verfassung. Damit ist eine von uns Sozi-
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aldemokraten seit langem erhobene und nunmehr von der
Europdischen Union sanktionierte Forderung ecfiillt, Wir
sind tiberzeugt, daB auch dies ein entscheidender Beitrug zur
Integration der bei uns lebenden EU-Birger ist und zur Fe-
stigung des europdischen Einigungsgedankens beitrdgt.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zusammenfassen
und eine persdnliche Wertung anschlicBen. Diese Vorlage zur
Anderung und Ergianzung unserer Landesverfassung ist zwei-
fellos ein beachtenswerter Schritt in die richtige Richtung

(Abg. Biitikofer GRUNE: Beachtenswert, sehr fein
formuliert, Herr Kollege! Sagen Sie doch ecinmal
Ihre Meinung direkt!)

und spricht fiir die Entscheidungsfihigkeit dieser Koalition,

Aus meiner personlichen Sicht heraus ist es der grolie Wurf
freilich nicht. Wie Sie wissen, meine Damen und Herren,
habe ich vor Jahresfrist der Landesregierung und den Land-
tagsfraktionen Vorschlige zur Weiterentwicklung unserer
Landesverfassung vorgelegt, die wesentlich weiter gehen als
der jetzige Entwurfl, Nicht die Tatsache — ich betone das
ausdriicklich —, daB eine groBe Zahl dieser Vorschlige
nicht aufgegriffen worden ist, begriindet meine persdnliche
Enttiuschung. Sie liegt vielmehr darin begrindet, dall das
von mir angestrebte Ziel, nimlich eine vorurteilsfreie und
vor allem umfassende Diskussion unter den demokratischen
Parteien dieses Hauses iiber die Notwendigkeit, den Umfang
und das Ziel einer Weiterentwicklung unserer Verfassung in
das 21. Jahrhundert hinein, leider nicht erreicht werden
konnte,

(Beifall des Abg. Biitikofer GRUNE)

Offensichilich waren die Kriifte des Beharrens starker als die
der Innovation und der Erneuerung.

{Abg. Weimer SPD: Das ist wie bei allen Themen,
Herr Kollege!

Die faktische, mehr als zehnmonatige Sendepause zwingt
uns zudem, die jetzt prisentierte Vorlage in einer Hektik
und Eile zu beraten und zu verabschieden,

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Sehr richtig!)

die nach meinermn persénlichen Rechtsempfinden mit einer
geordneten Verfassungsberatung nur schwerlich in Einklang
zu bringen ist.

{Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Sehr richtig! — Abg.
Biitikofer GRUNE: Sehr vornchm gesagt!)

Als im Grundsatz freilich optimistischer Mensch will ch
gleichwohl die Hoffnung nicht aufgeben, dull diese Verfas-
sungsinderung ¢in wichtiger Schritt in Richtung auf eine
notwendige Erneuerung und Weiterentwicklung unserer
Landesverfassung, und zwar in tunlicher Bilde, sein moge.
Dies bleibt die Aufgabe dieses Parlaments,

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der CDU)

Stelly. Prisident Straub: Das Wort erteile ich Herrn Abg,
Biitikofer,

{Unruhe)



Landtag von Baden-Wiirttemberg — 11. Wahlperiode — 56. Sitzung — Mittwoch 1. Februar 1995

Abg. Biitikofer GRUNE: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Bert Brecht hat einmal gesagt: ,,Unrecht macht sich
unsichtbar, indem es sehr grofe AusmalBe annimmt.”

Etwas Ahnliches kann man von dieser Situation hier sagen.
Das Verfehlen des Ziels einer Verfassungsreform macht sich
unbeurteilbar, indem auch nicht in einem einzigen Punkt der
AnschluB an die notwendige Diskussion gefunden worden
ist. Unserer Meinung nach ist das, was Sie hier als Reform
présentieren, ein politischer Skandal im eigentlichen Sinn;

{Widerspruch bei der SPD und der CDU}

denn ein Skandal ist nicht nur, wenn irgendeine Person eine
gewisse Summe Geldes mitgehen 1aBt, sondern ein Skandal
ist, wenn — da darf ich den Vorredner, den Herrn Vizepra-
sidenten, noch einmal zitieren —

(Zuruf des Abg Schewermann CDU)

man der Offentlichkeit politischen Unsinn verkauft, indem
man die ,spontanen Krifte und lebendigen Tendenzen der
Zeit®, die in Verfassungsform zu gieBen wiren, tatséichlich
ignoriert und unterdriicke.

(Beifall bei den GRUNEN — Abg. Drexler SPD:
Kénnen Sie das noch einmal sagen? Was war das?)

Bereits das Verfahren, das hier angewandt worden ist, war
bodenlos.

{Abg. Schmiedel SPD: Was liegt denn von euch ei-
gentlich vor?)

Nicht nur ist der Vorschiag, den wir zu Beginn der Legisla-
turpericde gemacht haben, Herr Oettinger — einen Unter-
ausschufl des Stindigen Ausschusses zu bilden, um sich die-
sen Fragen mit Zeit und Prizision zu widmen —, abgelehnt
worden.

(Zuruf des Abg. Alfred Haas CDU)

Das geschah damals von Ihnen noch mit dem eitlen Ver-
sprechen, man werde spiter, wenn die Sache auf Bundes-
ebene gelaufen sei, gegebenenfualls darauf zuriickkommen.
Auch alle anderen Vorschlige sind nicht beriicksichtigt wor-
den: weder der Vorschlag einer zwischenfraktionellen Kom-
mission noch all das, was in feierlichen Reden zum 40, Jah-
restag der Verfassung hier in diesem Haus von Verfassungs-
rechtlern gesagt worden ist.

Was Sie jetzt am SchluB gemacht haben, indem Sie diese
Quasireform abgesegnet haben, bevor sie {iberhaupt ins Par-
lament oder auch nor in die Fraktionen kam, und das auch
noch durch ein Gremium, das es von Verfassungs wegen gar
nicht geben darf,

{Abg. Deuschle REP: Richtigl)

war ein unwirdiges Gewiirge. Insbesondere die SPD —
Herr Vizeprasident, bei allem Respekt flir Thre persdnliche
Position und Thr Engagement, das ich hier ausdriicklich un-
terstreichen mochte —

{Abg. Drexler SPD: Sehr gut!)

macht hier praktisch die Figur eines Verfassungsreformers
von der traurigen Gestalt;

(Beifall bei den GR{INEN)

denn von all dem, was hier ndétig wiire, bleibt nichts im
Netz. Nach einer langen Verfassungsdiskussionsverweige-
rung wird jetzt ein abgenagtes Gerippe im Schweinsgalopp
durch das Parlament gejagt.

(Beifall bei den GRUNEN — Abg. Weimer SPD:
Ein furchtbares Wort! Wie jugt man ein Gerippe?
— Weitere Zurufe — Unruhe)

Und auch wenn es nicht Gblich ist, hier die Presse und die
Medien zu kritisieren, will ich doch sagen; Meines Erachlens
hat ein Grobteil der sogenannten vierten Gewalt hier auch
sein dffentliches Wichteramt nur sehr lax ausgeiibt. Nur ein-
zelne Journalisten, wie zum Beispiel Herr Wertel, haben dar-
auf gedringt, daB hier eine Verfassungsdiskussion stattfin-
det.

{Abg. Deuschle REP: O Gott, ¢ Gott! — Zurufe
von der SPD — Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Herr
Wertel wird rot, Herr Biitikofer!)

— Herr Wertel steht nicht in der Gefahr, mich dafiir auch
zu loben, meine Damen und Herren.

{Heiterkeit bei den GRUNEN, der SPD und des
Abg. Dr. Déring FDP/DVP)

Deswegen kann ich mir das Jeisten.
(Abg. Dr, Déring FDP/DVP: Der ist objektiv!)

Ich halte es in der Tat fiir unwiirdig, wie hier in diesem Pro-
zel verfahren wird, dafl noch nicht einmal eine solide Bera-
tung i einer normalen Sitzung des Stindigen Ausschusses
stattfinden kann,

{Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Jawohl!)

sondern dal} das einfach dazwischenhuschen mufy, damit es
— schnell, schnell — Ober die Bdhne geht, meine Damen
und Herren.

{Beifall bei den GRUNEN — Abg. Weimer SPD:
Jetzt zur Sache! — Zuruf des Abg. Drexler SPD)

Verweigert wird also eine Verfassungsreform, die diesen Na-
men verdient, Was Sie prisentieren, ist ein Muster ohne
Wert.

Ich will auf das, was Sie jetzt de facto prisentieren, einge-
hen, um spéter unsere weiter gehenden Punkte in den ent-
scheidenden Dimensionen zu skizzieren.

Sie haben von der Umsetzung des Wuhlrechts fiir EU-Aus-
linder, die hier in die Verfassung aufgenommen werden sol-
len, gesprochen, Schon an diesem — eigentlich wiirde man
denken: unstreitigen -- Punkt zeigt sich das erste Manko.
Im Unterschied zum Europdischen Parlament, das sich auf
Initiative der dortigen sozialistischen Fraktion dazu verstan-
den hat, zu sagen, dal3 auch Wahlen zu Regionalparlamen-
ten flir das Wahlrecht von EU-Auslindern offenstehen, hat
man dies in der vorliegenden Anderung der Landesverfas-
sung nicht beriicksichtigt.

{Zuruf des Abg. Schriedel SPD}
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(Biitikofer)

Was die Selbstaufldsung betrifft, so bin ich in der Tat der
Meinung — dies ist der zweite Punkt —: Es ist eine bare
Selbstverstidndlichkeil. Herr Oecttinger, ich freue mich, daB
Sie heute nicht so reden wie Thr Kollege, der, als wir das
vorgeschiagen haben, es ganz kategorisch abgelehnt hat. Mit
dieser Feder konnen Sie sich schlechterdings nicht schmiik-
ken.

(Zuruf des Abg. Maurer SPD - Abg. Dr. Wein-
giariner SPD: Eine Schweinsfeder ist das! — Un-
ruhe)

Was die Verlingerung der Legislaturperiode von vier auf
finf Jahre betrifft, so wissen Sie, dal3 wir dieser im Grund
tberhaupt nicht widersprechen, wenn ich auch denke, daB
das Argument, mit dem Sie diese Verlingerung begriinden,
schon seine tiickischen Seiten hat. Zu sagen, man misse die
Legislaturperiode verlingern, damit im Parlament mehr se-
ridse Arbeit gemacht werden kénne, wirft doch eigentlich
die Frage auf, warum denn in so viel Zeit, die uns eigentlich
zur Verfitgung sicht, diese angeblich von allen gewollte se-
ridse Arbeit nicht gemacht werden kann,

{Glocke des Prisidenten — Abg, Dr. Weingirtner
SPD: Eine Frage der Disziplin!)

Stellv. Prisident Straub: Herr Abg. Biitikofer, gestatten Sie
eine Zwischenfrage des Herrn Abg, Oettinger?

Abg. Biitikofer GRUNE; Ja.
Stelly. Prisident Straub: Bitte schon, Herr Abgeordneter.

Abg. Oettinger CDU: Herr Kollege Biitikofer, sind Sie be-
reit. zuzugestehen, dal die einzige Partei, die in Baden-
Wiirttemberg im Januar dieses Jahres den Wahlkampf flir
erdffnet erklirt hat, die Partei der lhrigen ist? Denn der
Kollege Kuhn sagte: ,,Ab sofort beginnt der Wahlkampf™,

{Abg. Jacobi GRUNE: Das heit doch nicht, daBl
wir nicht mehr arbeiten!)

wohingegen die Sozialdemokraten und wir uns vorgenom-
men haben, ein volles Arbeitsjahr 1995 fortzufithren.

(Zurufe von der SPD: Ein Widerspruch!)

Abg. Biitikofer GRUNE: Herr Qettinger, ich sehe das Pro-
blem, das Sie anscheinend haben, liberhaupt nicht. Wir sind
bereit, die seridse Arbeit einer Verfassungsreform zu ma-
chen und legen Ihnen ganz konkrete Vorschlige vor,

{Lebhafte Zurufe von der SPD: Wo?)

Das wird im Stindigen AusschuB von lhnen zu behandeln
sein,

(Heiterkeit — Lebhafte Unruhe)

Zweitens legen wir thnen ganz konkrete Vorschlige zur Re-
forin des Landtagswahlrechts vor, die {ibrigens genauso wie
unsere Vorschlige zum Plebiszit ja nicht erst jetzt — Sie
wissen das ganz genau, Herr Qettinger — von uns einge-
bracht worden sind und nur zuriickgestellt worden sind, um
Ihnen die Gelegenheit zu geben, darliber nachzudenken, ob
Sie sich wenigstens an einem einzigen Punkt bewegen wol-
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len. Auch die Vorschldge, die wir zum Plebiszit formell ein-
bringen, sind schon lingst auf dem Tisch sowie Offentlich
und im Parlament wvertreten und erfiutert, meine Damen
und Herren. Tun Sie also nicht s0. Wenn Sic ein kurzes Ge-
dichtnis haben, kénnen Sic das nicht uns in die Schuhe
schieben. Wir sind bereit, dazu jetzt auch noch seridse Ar-
beit zu leisten. Wer die seridse Arbeit verweigert, sind Sie.
Drehen Sie also den Spiel nicht herum.

{Beifall bei den GRUNEN — Abg Dr. Doring
FDP/DVP: Jawohl})

Meine Damen und Herren, es ist jetzt keine Zeit, alle die
Punkte aufzuzidhlen, die man hier als Licken bezeichnen
mub. Das fingt bei religidsen Festlegungen in der Verfas-
sung an und geht bis zum Datenschutz, Wir werden lhnen
aber bei dem, was Sie hier als Verfassungsreform bezeich-
nen, nicht zustimmen. Wir werden, obwohl wir uns im
Grund nicht gegen eine Verlangerung der Legislaturperiode
aussprechen, auch diesern Vorschlag so. wie er hier vorliegt,
nicht zustimmen, weil wir meinen, dafl es nicht demokra-
tisch vertretbar ist, auf der einen Seite den Wihlerinnen und
Wihlern die Chance, auf das politische Geschehen im Land
und darauf EinfluB zu nehmen. wer die Gesetze macht, 7u
verkirzen, indem man ihnen nur noch alle finf statt bisher
alle vier Jahre diese Auswahl ermoéglicht, auf der andercen
Seite aber an keiner Siclle ein Zugestandnis zu machen.

Von der Richtung her bin ich derselben Meinung wie der
Herr Vizeprisident, aber mit dem Vorteil, daB ich es Thnen
deutlicher sagen kann, aber auch mit dem Vorteil. dal} ich
die zweite Konsequenz daraus ziche, nimlich bei einer sol-
chen Sache nicht mitzumachen,

Was das Durchsetzen betnifft, Herr Kollege, sollten Sie viel-
leicht, wenn Sie einmal Zeit haben, in die Verfussung schau-
en. Da gibt es ndmlich verschiedene Mdglichkeiten. so etwas
durchzusetzen. Man kann die Verfassung aul zweierlel
Weise dndern. Wenn man die Verfassung ernsthaft reformie-
ren will, muB man sich beide Wege tiberlegen. Man kann
entweder dafiir im Parlament eine Zweidrittelmehrheit erhal-
ten. Die haben Sie offensichtlich mit den Diskussionsverwei-
gerern von der CDU nicht erreicht. Das habe ich zur
Kenntnis genommen.

(Abg. Schmiedel SPD: Thr habt zuwenigh)

Man kann aber daritber hinaus eine Verfassungsinderung
auch noch dadurch erreichen, daB der Landtag mit absoluter
Mehrheit — nicht mit Zweidrittelmehrheit — Gber Frugen
der Verfassungsreform selber einen Volksentscheid ansetat.
Dies haben Sie noch nicht einmal versucht.

(Abg. Weimer SPD: Wo ist die Mchrheit?)

Bevor Sie nicht alle Moglichkeiten ausgelotet haben, meine
Damen und Herren, sollten Sie nicht so arg bescheiden sein
und gleich den Schwanz einziehen.

(Unruhe — Abg. Weimer SPD: Mil den Republika-

nern? — Abg. Oettinger CDU: Mit den Republika-

nern eine Ampel! Eine braune Ampell! — Abg

Schmiedel SPD: Eine Aufwertung der Republika-
ner! — Glocke des Prisidenten)
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Stellv. Priisident Straub: Herr Abg. Biitikofer, gestatten Sie
eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Weimer?

Abg. Biitikofer GRUNE: Sicher.
Stellv. Priisident Straub: Bitte schén, Herr Abg. Weimer.

Abg. Weimer SPD: Herr Kollege Biltikofer, das wollen wir
doch einmal festhalten. Habe ich Sie richtig verstanden, dai3
Sie gerade an uns die Frage gestellt oder die Aufforderung
gerichtet haben, dal3 wir fiir eine absclute Mehrheit hier im
Parlament eintreten sollten, inklusive Republikaner — sonst
gibt es keine 51 % —,

(Abg. Octtinger CDU: Er hat nicht nachgerechnet!)

um eine Verfassungsreform iiber einen Volksentscheid in
Baden-Wiirttemberg herbeizufithiren?

Abg. Biitikofer GRUNE: Herr Weimer, Sie sind in diesem
Parlament berithmt flir Thre langen, umstindlichen Fragen
und fiir Thre MiBverstindnisse.

{Abg. Weimer SPD:; Nein, nein! — Abg, Schmiedel
SPD: Jetzt dazul)

Was ich Ihnen darauf antworten kann und was Sie sich auch
selber beantworten knnen, ist: Wenn Sie ernsthaft cine Ver-
fassungsreform wollen, dann nehmen Sie sich ein Beispiel an
Ihrem Fraktionsvorsitzenden, der offensichtlich ernsthaft
will, dal der Richter Orlet, dieser rechtsradikale Sympathi-
sant, in diesem Land nicht weiter richtet. Wenn Sie sehen,
was [hr Fraktionsvorsitzender zu diesem Ende unternimmi
und in Bewegung setzt, schen Sie, was man machen kann,
wenn man etwas bewegen will, auch wenn man einen wider-
strebenden Partner hat. Ich sage Thnen — und das kdnnen
Sie nicht vom Tisch wischen —, daB in der Frage der Ver-
fassungsreform auch nicht ein Zehntel soviel Liebe, auch
nicht ein Zehntel soviel Engagement und auch nicht ein
Zehntel soviel Uberlegung von Ihnen reingesteckt worden
ist, sonst hitten Sie an einer einzigen Stelle wenigstens ein-
mal das organisierte Gesprich mit den demokratischen
Fraktionen der Opposition gesucht. Sie haben gesagt, Sie
wiirden wohl gern, aber da die CDU nichts mache, unter-
nihmen Sie auch nichts. Damit kdnnen Sie sich nicht raus-
reden, meine Damen und Herren von der SPD.

{Abg. Schmiedel SPD: Frage beantworten! — Un-
ruhe)

Meine Damen und Herren, wir werden die Gelegenheit ha-
ben, auf viele der Detailliicken dessen, was Sie iiberhaupt
vorgelegt haben, im Ausschull zu sprechen kommen, zum
Beispiel auch auf die Frage, wie hier in Ihrem Artikel 34 a
die Beteiligung des Landtags an Europaangelegenheiten ge-
regelt ist. Dies ist zus meiner Sicht mindestens in zweierlei
Hinsicht ungenigend, Ich werde spiter die Gelegenheit ha-
ben, Thnen das vorzutragen.

Sie werden aber auch Gelegenheit haben, sich mit dem zen-
tralen Vorschlag, den wir hier zum wiederholten Mal in die
Verfassungsdebaltte einbringen, aussinanderzusetzen. Das ist
der Vorschlag, daB man das Plebiszit, daB man die Beteili-
gung der Birgerinnen und Bilrger am politischen Schicksal

dieses Landes durch Volksgesetzgebung so regeln muB, dal
es nicht nur auf dem Papier steht.

Die Vorschlige sind Thnen bekannt. Herr Oecttinger hat sie
wieder vergessen, deswegen bringen wir sie auch noch ein-
mal ein. Die Vorschldge laufen darauf hinaus — und das ist
der zentrale Punkt —, daB beim Volksbegehren die im Mo-
ment uniiberwindliche Hirde von 16 % auf ein verniinftiges
MaBl von 5% der Wahiberechtigten reduziert werden soll.

fch meine, wenn es einerseits im parlamentarischen Teil un-
serer Demokratie ausreicht, dall 5% der Wiihlerinnen und
Wiihler eine bestimmite Partel unterstiitzen, um dieser Partei
fiir vier oder, wenn Sie so wollen, fiinf Jahre das Recht zu
geben, an der Gesetzgebung teilzunehmen, sollie es umge-
kehrt auch ausreichen, wenn 5% der Wahlberechtigten sich
in einem konkreten Fall fiir ein Anliegen der Volksgesetzge-
bung einsetzen, dal dieses auch zum Zug kommen kann.
Dafiir wollen wir jedenfalls sorgen.

(Zuruf von der CDU)

Meine Damen und Herren, die Verfassungsreform muB —
und das war zu Beginn dieser Legislaturperiode in den of-
fentlichen Erklirungen jedenfalls unstreitig, auch bei [hnen
damals, Herr Oettinger — durch eine Parlamentsteform er-
ginzt werden. Das ist jetzt sehr stark in den Hintergrund ge-
treter. Aber dus ist in unserem Antrag zur Reform des
Landtagswahlrechts, der hier mit erériert wird, angestrebt,
Wir wollen einen Skandal beseitigen, der eigentlich seit lan-
gem hier auf der Tagesordnung steht: Das ist die geringe
Reprisentanz der Frauen in diesem Parlament.

(Abg. Oettinger CDU: Bei Ihnen, Herr Kollege!)

— Bei uns auch, Herr Qettinger, wie bel Thnen und bei allen
Fraktionen., — Das kdnnen wir am besten beseitigen, wenn
wir ein Wahlverfahren anwenden, das die Chancen von
Frauen verbessert. Sie wissen auch genau, wie dieser Vor-
schlag aussicht, denn wir haben ihn schon vor zwei Jahren
erdrtert.

{Abg. Weimer SPD: Aber kumulieren und pana-
schieren wirkt objektiv kontraproduktiv! Das ist
sicher!)

Wir woellen zweitens den Biirgerinnen und Biirgern die Még-
lichkeit geben, nicht nur Parteilisten zu wiihlen, die sich ir-
gendwelche Parteioberen ausdenken, sondern — so wie in
der Kommunalwahl — auch Priorititen zu setzen und zu sa-
gen: Ein guter Kandidat wird vorgezogen, und jemand an-
deres, der in der Partei vielleicht etwas gilt, aber in der Be-
volkerung kein Ansehen hat, wird eben dann den kiirzeren
ziehen.

(Zuruf des Abg. Drexler SPD)
Auch das ist ein bewiihrter Bestandteil unserer kommunalen
Demokratie und kann auch auf Landesebene sehr heilsame
Wirkungen haben.

{(Zuruf des Abg. Drexler SPD)

— Mancher, der hier soviel schreit, wiirde dann hier viel-
leicht nicht mehr schreien, Herr Kollege.
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(Biitikufer)

{Beifall bei den GRUNEN sowie bel Abgeordneten

der CDU und der SPD — Abg. Maurer SPD: Das

war eine Drohung mit Suizid! — Abg. Dr. Wein-
giartner SPD: Wer schreit denn jetzt gerade®)

Auch das Argument, daB 100 Abgeordnete zuwenig seien,
Herr Oecttinger, haben Sie ja an den Haaren herbeigezogen.
Vergleichen Sie doch einmal die GroBe der Landtagswahl-
kreise und der Bundestagswahlkreise. Wenn das, was Sie sa-
gen, stimmen wirde, dann miiBte der demokratische Kon-
taki des Bundestagsabgeordneten zu seinem Wahlkreis vollig
unmoglich geworden sein, weil der Wahlkreis ein bichen
groller ist als ¢in Landtagswahlkreis. Das macht ja iber-
haupt keinen Sinn.

{Abg. Octtinger CDU: Fragen Sie einmal den
Schlauch!)

Meine Damen und Herren, auch zwel weitere Punkte sind
in unserem Eckpunkteantrag angesprochen. Ich kann sie nur
noch stichpunktartig nennen.

{Abg. Weimer SPD: Wo ist denn der?)

— Haben auch Sie ithn nicht gelesen? Wie bereiten Sie sich
denn eigentlich auf Parlamentssitzungen vor, Herr Kollege?
Drucksache 11/2307! Die haben Sie seit 29. Juli 1993, Herr
Kollege.

{Beifall bei den GRUNEN — Abg Dr. Caroli

SPD: Wer briillt denn hier s0? Warum schreit denn

der s0? — Abg. Dr. Weingirtner SPD: Warum
schreien Sie?)

Das betrifft zum einen die Frage der Uberreprisentanz von
Beamten hier im Parlament.

{(Zurufe von der SPD)

fch kunn verstehen, dal das andere hier nicht thematisieren,
wir thematisieren es.

{Glocke des Prisidenten)

Stellv. Prisident Straub: Herr Abg, Bitikofer, ich darf Sie
bitten, zum Ende zu kommen.

Abg. Biitikofer GRUNE: Ich komme zum Ende, Herr Pri-
sident.

Wir thematisieren das, weil wir glauben, dafl das Parlament
der Reprisentant des ganzen Volkes und nicht vorzugsweise
der Reprisentant seines beamteten Teils sein sollte.

Wir thematisieren auch die Frage der Inkompatibilitit von
Amt und Mandat. Herr Oettinger, dariiber lieBe sich sehr
viel diskutieren. Ich habe zur Kenntnis genommen, daB in
anderen Bundeslandern, zum Beispiel in Hamburg., im Mo-
ment der gegenteilige Prozel stattfindet, dall dort die derzeit
noch gegebene Inkompatibilitdt aufgehoben wird. Ich meine,
dal die Inkompatibilitdt von Amt und Mandat kein Allheil-
mittel ist. Aber es mull erlaubt sein, die Frage zu stellen.
Und die Fragestellung mull dazu fihren, daB man sich ein-
mal das Problem bewuBt macht. Das geht aber nicht, wenn
die BeschluBfassung tiber die Verfassung hier einfach hopp-
lahupp durchgerogen wird. Das war ja einer der Griinde da-
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fiir, daB wir gesagt haben: Es mul eine ordnungsgemile,
auch fiber Zeit verfiigende Verfassungsdebatte stattfinden,

Im Ergebnis: Was Sie hier vorfegen. ist in der Tat ein Bi-
rendienst fiir all das, was verfussungsrechtliche Reform ge-
nannt werden kdnnte. Was Sie vorlegen, ist das Papier nicht
wert, auf das Sie es schreiben. Wir werden dem nicht zu-
stimmen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Stellv. Priisident Straub: Das Wort erteile ich Herrn Abg.
Deuschle,

Abg. Deuschle REP: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Bevor ich auf den vorliegenden Gesetzentwurf der
Fraktionen der CDU und der SPD niher eingehen werde,
méchte ich eine verfahrensméiBige Kritik {ben: Der jetst 2u
diskutierende Entwurf wurde den Abgeordneten der anderen
Fraktionen erst am letzten Freitag zugeleitet. Dies st
schlechter parlamentarischer Stil.

(Beifall bei den Republikanern)

Dies zeigt auch sehr deutlich, wie wenig CDU und SPD auf-
grund ihrer zahlenmiBigen Mehrheit den Landtag als eigent-
lichen Souverin der Gesetzgebung noch ernst nchmen.

{Beifall bei den Republikanern)

Ferner offenbart sich dadurch, wie schwer ey die Koulitions-
fraktionen haben, auch nur zu refativ kletnen Kompromissen
zu kommen. Meine Damen und Herren von der CDU und
der SPD, was Sie uns hier als Weiterentwicklung der Lan-
desverfassung prisentieren, kann man — da hat Bitkofer
einfach recht — nur als sehr kiitmmerlich bezeichnen.

Wir Republikaner haben uns 7u diesem Thema mehr Ge-
danken gemacht und legen im nachfolgenden Tagesord-
nungspunkt zehn Gesetzemwirfe zur Anderung unserer
Verfassung vor.

{Abg. Dr. Weingirtner SPD: Aufgeblasen wie der

Ochsenfrosch! — Beifall der Abg. Monika Schoait-
mann GRUNE}

Lassen Sie mich mit den Punkten Ihrer Vorschlige begin-
nen,

(Abg. Dr. Weingirtner SPD: Schrecklich!)
denen auch wir zustimmen werden.
Erstens: Wir [reuen uns, dall Sie unserem Anliegen, den Na-
tur- und Umweltschutz als Staatsziel in die Landesverfus-

sung aufzunehmen, entsprochen haben.

{Abg. Dr. Weingirtner SPD: Da haben wir gerade
auf euch gewartet!)

Damit hat sich unser nachfolgender Gesetzentwurf Druck-
sache 11/4829 faktisch erledigt.

Zweitens: Wir unterstiitzen Si¢ ferner in Ihrem Vorschlag,
den Schutz der Behinderten als weiteres Staatsziel in die
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(Deuschie)

Landesverfassung aufzunehmen. Wenn Sie dies, meine Da-
men und Herren, nicht nur plakativ meinen, dann unterstiit-
zen Sie zum Beispiel unsere Initiative, den 6ffentlichen Per-
sonennahverkehr barrierefrei und damit fiir Behinderte bes-
ser benutzbar zu machen. Dort haben Sie die konkrete
Moglichkeit, daritber dann auch praktisch abzustimmen.

(Beifall der Abg. Trageiser und Rapp REP — Abg.

Dr. Déring FDP/DVP: Das muf} aber nicht in die

Verfassung, oder? — Abg. Dr. Weingidrtner SPD:
30 cm!)

Die von Fhnen vorgeschlagene Neuformulierung des Vor-
spruchs zur Landesverfassung kann von uns Republikanern
so nicht mitgetragen werden.

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Hort, hért!)

Wir haben in der Drucksache 11/4828 cinen eigenen Ent-
wurf vorgelegt, auf den ich nun kurz eingehen werde.

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Ach nein! Komm!
Nachher!)

Wir sind der Meinung — auch fir Sie vielleicht, Herr Do-
ring —, dall neben dem BewuBtsein der Verantwortung vor
Gott und den Menschen auch die Verantwortung fiir die Be-
wahrung der geistig-kulturellen Tradition des Abendlandes
als weitere wesentliche Wurzel unserer Verfassung ins Be-
wulltsein der Menschen geriickt werden soll.

(Abg. Stichele CDU: Das miissen wir uns doch
nachher noch mal anhgren! — Abg. Dr. Déring
FDP/DVP: Was sagen Sie nachher?)

Diese ausdriickliche Einfugung erscheint uns deshalb als
notwendig,

{Abg. Dr. Weingirtner SPD: Jetzt habt ihr eure
Kurve wieder!)

um Tendenzen in Richtung einer multikulturellen Geseli-
schaft entschieden entgegenwirken zu kénnen,

(Beifall bei den Republikanern — Abg. Dr. Wein-
girtner SPD: Das Abendland war multikulturell, Sie
deutschnationaler Volksvertreter!)

die sowohl Geist als auch Wortlaut der Verfassung wider-
sprechen. Wir Republikaner treten auch allen Islamisie-
rungsbestrebungen in Deutschland und Baden-Wiirttemberg
konsequent entgegen.

(Beifall bei den Republikanern — Abg. Dr. Wein-
girtner SPD: Sie milBten mal endlich die Ge-
schichte studieren!)

Unser Bekenntnis zum MNatur- und Umweltschutz — Herr
Kollege Weingértner, wer keine Argumente hat, briillt; das
macht keinen guten Eindruck —

(Abg. Dr. Weingirtner SPD: Schwitzer!)

hat zur Folge, daB der Staat wirtschaftlichen Fortschritt nur
unter Wahrung der natiirlichen Lebensgrundlagen fordern
darf. Wirtschaftlicher Fortschritt ist kein Selbstzweck und
mul in Einklang mit der Okologie gebracht werden. Des-

halb wollen wir Republikaner den Vorspruch auch entspre-
chend dndern.

Neben den unverletzlichen und unverduBerlichen Menschen-
rechten sowie den Grundrechten der Deutschen kommt dem
Recht auf Heimat vor dem Hintergrund des enormen
Wachstums der Weltbevdlkerung und der zunehmenden
Wanderungsbewegungen ein besonderer Stellenwert zu.

{Beifall bei den Republikanern)

Die Bedeutung des Rechts auf Heimat, die in Artikel 2
Abs. 2 erwihnt wird, soll durch Aufnahme in den Vorspruch
besonders herausgehoben werden.

(Abg. Weyrosta SPD:; Was ist fir Sie Heimat, Sie
Heimatloser?)

Wir Republikaner halten dieses Anliegen im Gegensatz zu
manchen in den lnken Parteien und ihren Medien fiir schr
zukunftsorientiert. Meine Damen und Herren, wer hiitte vor
einigen Jahren gedacht, daB 50 Jahre nach Kriegsende eth-
nische Konflikte mit Massenmord und Vertreibungen fast
schon wieder zur Tagesordnung geh&ren? Die bose Saat. die
man mit der ungesiihnten Vertreibung von 12 Millionen
Menschen aus dem deutschen Osten gesit hat,

{Abg. Weyrosta SPD: Sie wissen doch, wem wir das
zu verdanken haben!)

geht nun in Ruanda, Bosnien oder Tschetschenien auf,

(Beifall bei den Republikanern — Abg. Dr. Wein-
girtner SPD: Und was war vorher? — Abg. Wey-
rosta SPD: Das ist eine impertinente Heuchelei!)

Der vorgeschlagene Europapassus im Vorspruch geht uns
Republikanern zu weit. Wir stehen einem zentralistischen
EU-Europa mit verringerten nationalen Kompetenzen du-
Berst skeptisch gegenitber. Wir sagen ju zum Nationalstaat
Deutschland und ebenfalls ja zu einer verstirkten Zusam-
menarbeit der Nationen

(Abg. Weyrosta SPD:; Volk ohne Raum! Ich kenne
das!)

mit einem Europa der Vaterlinder.

{Beifall bei den Republikanern — Abg. Weyrosta
und Abg. Dr. Weingirtner SPD: Das haben wir al-
les schon einmal gehdri!)

— Das haben wir schon von General de Gaulle gehort.

(Abg. Weyrosta SPD: Das haben Sie beim Spengler
abgeschrieben! — Abg. Dr. Weingirtner SPD: Sie
haben dberhaupt nichts gelernt!)

Der Begriff der Region und ebenso der Begriff der Subsidia-
ritit werden von der Kommission der Europiischen Ge-
meinschaften und von den einzelnen EU-Staaten unter-
schiedlich ausgelegt. Als Beispiel verweise ich auf das Griin-
buch der Kommission

{Abg. Weyrosta SPD: Nach 50 Jahren diirfen Sie
sich hier hinstellen, um so etwas zu verzapfen!)
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~Pluralismus und Medienkonzentration im Binnenmarkt —
Bewertung der Notwendigkeit einer Gemeinschaftsaktion™.
Dort méchte die Kommission eine europiische Gemein-
schaftsinitiative gegen eine weitere Medienkonzentration
starten. Der Bundesrat hat dies aber mit der Argumentation,
daB das im Vertrag von Maastricht verankerte Subsidiari-
tatsprinzip

(Abg. Drautz FDP/DVP: Was heiBBt das?)

einem Titigwerden der Gemeinschaft prinzipiell entgegen-
stehe und duB die Medienpolitik nicht zu den Kompetenzen
der EU gehére, abgelehnt. Der Stdndige AusschulB des
Landtags hat sich diesem Bundesratsvotum angeschlossen.
Ieh gehe davon aus, dafl der Landtag heute unter Tagesord-
nungspunkt 12 dassefbe tun wird.

Wie sagte Staatsminister Dr, Vetter im Sténdigen Ausschufl?
Dus Rechtsverstindnis der Kommission der Europdischen
Gemeinschaften sei nicht von Foderalismus und Subsidiari-
it geprigt, sondern davon, Zustindigkeiten an sich zu zie-
hen und auszufihren.

Im weiteren Verlauf meiner Ausfithrungen mdchte ich auf
dic Entscheidung der Koalitionsfraktionen eingehen, dem
Landtag unter bestimmien Voraussetzungen ein Recht auf
Selbstauflésung zu gewihren.

Die Landesverfassung sieht zwei Moglichkeiten fir eine
Landtagsauflosung vor: Auflosung auf Verlangen des Volkes
nach Artikel 43 und automatische Aufldsung im Falle ge-
scheiterter Regierungsbildung nach Artikel 47 der Landes-
verfassung.

Der Verfassungsgeber hat aus gutem Grund die Vorausset-
zungen fiir eine Aufldsung des Landtags sehr hoch angesie-
delt, Dadurch sollte dem Parlament eine groBere Stabilitit
gegeben werden, um zu verhindern, daBl wie in Weimar das
Parlament als Instrument im Kampf gegen den Parlamenta-
rismus miBbraucht wird. Die CDU-Fraktion war bisher der
gleichen Meinung und hat dies bei der Debatte des Gesetz-
entwurfs der Griinen erst vor einigen Wochen hier an dieser
Stelle deutlich gemacht. Warum sind Sie, meine Damen und
Herren von der CDU, bet dieser fiir unsere Verfassung so
wichtigen Frage eigentlich umgefallen?

(Zuruf des Abg. Biitikofer GRUNE)

Gelten Thre Argumente von damals heute nicht mehr, oder
miissen Sie Ihre Prinzipien wegen der groflen Koalition im-
mer mehr opfern? Wir Republikaner sind der Meinung, daB
unscre Verfussung keine Anderung des Artikels 43 bendtigt.

Die Fraktionen von CDU und SPD haben sich in ihrer Yer-
einbarung auch Jdariber verstindigt, die Dauer der Wahlpe-
riode des Landtags von vier auf finf Jahren zu verlingern.

{Abg. Dr. Weingirtner SPD: Jahre! Deutsch! —
Abg. Drautz FDP/DVP: Richtiges Deutsch!)

Wir Republikaner sind der Meinung, daB Verlingerungen
von Legislaturperioden des Landtags nur dann akzeptabel
sind, wenn gleichzeitig die plebiszitdren Elemente,

{Abg. Druutz FDP/DVP: Was ist das fir ein
Fremdwort?)
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das heiBt die Maglichkeiten einer wirksamen Birgerbeteili-
gung, drastisch verbessert werden, So miissen die Quoren
fiir das Zustandekommen und fir den Erfolg von Volksbe-
gehren deutlich nach unten gesenkt werden. Nach Artikel 59
ist ein Volksbegehren nur dann zustande gekommen, wenn
es mindestens von einem Sechstel der Wahlberechtigten ge-
stellt wird. Dies wiren in Baden-Wiirttemberg etwa 1,2 Mil-
lionen Biirger. Ein solches Quorum ist praktisch unerreich-
bar.

Wir Republikaner schlagen deshalb eine Senkung auf 5%
der Wahlberechtigten vor, kénnten aber auch das Quorum
500 000 der FDP/DVP unterstatzen.

So, wie der Gesetzentwurf gefaBt ist, hat die SPD die von
ihr als wichtig dargestellten plebiszitdren Elemente auf dem
Altar der Koalitionsdisziplin geopfert. Sollte dieser Yor-
schlag der groBen Koalition als Gesetz verabschiedet wer-
den, haben die Biirgerinnen und Biirger in Baden-Wiirttem-
berg nicht ein Mehr, sondern ein Weniger an Demokratie
und Blrgerbeteiligung.

{Beifall bei den Republikanern)

Anstatt eine wirkliche Parlamentsreform mit der Konzentra-
tion auf das Notwendige zu beginnen und das selbstreferen-
tielle System Landiag auf das Wichtige zuriickzustutzen,
geht man den Weg des geringsten Widerstands, Wenn wir
die Unbeweglichkeil dieser grofen Koalition mit ihren ver-
krusteten Strukturen auch noch ein Jahr linger ertragen
miiBten, wiirde Baden-Wiirttemberg, wie auch Lothar Spiith
zu Recht bemerkte, ernsthaflt Schaden nehmen,

(Beifall bei den Republikinern)

Stellv. Prisident Straub: Duas Wort erteile ich Herrn Abg,
Dr. Déring.

{Abg. Octtinger CDU: Jetzt wird es wieder sachlich,
vermute ich!)

Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Herr Prisident, meine Damen
und Herren! Ich bin dem Vizeprisidenten Alfred Geisel aus-
dritcklich dankbar fiir seine Rede und fir die Offenheit, mit
der er aus seiner Sicht den Reformvorschlag der beiden Ko-
alitionsfraktionen vorgetragen hat und mit der er vor allen
Dingen auch die Kritik zum Ausdruck gebracht hat, die zum
Ausdruck zu bringen ist. Wir teilen diese Kritik. Herr Gei-
sel, ich finde es sehr gut, wie Sie das inhaltlich begriindet ha-
ben.

Herr Kollege Qettinger, Sie haben von einem offenen Dia-
log gesprochen: genau der hat eben leider nicht stattgefun-
den, Sie haben ja diesen offenen Dialog {iber die Verfas-
sungsreform geradezu ausdricklich verweigert. Es gub ihn
nicht. Es gibt die Vorschlige von einem weit zuriickliegen-
den Zeitpunkt des vergangenen Jahrs vom Kollegen Geisel,
es gibt die Vorschlige der FDP/DVP-Fraktion, die seit fan-
gem eingebracht sind, die in den Ausschiissen liegen und
dort beraten werden, zum Teil auch schon positiv entschie-
den sind, die Sie jedesmal weiter hinausgeschoben haben,
Und jetzt kommen Sie mit [hrem Vorschlag, der. vor weni-
gen Tagen eingereicht, heute schon hier ist. Wieder cine
Sondersitzung des Standigen Ausschusses, wenige Tage da-
nach die erste Lesung. Das ist in der Tat in der Nihe des-



Landtag von Baden-Wiirttemberg — 1[. Wahlperiode - 56. Sitzung — Mittwoch 1. Februar 1995

Protokoll

iiber die 56. Sitzung vom 1. Februar 1995

Beginn: 9.59 Uhr

Prisident Dr. Hopmeier: Meine Damen und Herren! Ich er-
6ffne die 56. Sitzung des 11. Landtags von Baden-Wiirttem-
berg.

Urlaub f{ir heute habe ich Herrn Abg. Schneider erteilt.
Krank gemeldet sind die Herren Abg. Kuhn und Rebhan.

Eine Zusammenstellung der Einginge liegt Ihnen verviel-
filtigt vor. — Sie nehmen davon Kenntnis und stimmen den
Uberweisungsvorschligen zu.

*
Im Eingang befinden sich:

l. Mitteilung der Landesregierung vom [9. Dezember 1994 — An-
meldung des Landes Baden-Wiirttemberg zum 24. Rahmenplan
der Gemeinschaftsaufpabe ,Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur® — Drucksache 1175174

Uberweisung an den WirtschaftsausschuB und federfiihrend an
den Finanzausschull

2. Schreiben des Wirtschaltsministeriums vom 28. November 1994
— Energiebericht *93

Uberweisung an den WirtschaftsausschuB

3. Antrag des Finanzministeriums vom [4, Dezember 1994 -~
Haushaltsrechnung fitr das Haushaltsjahr 1993 — Drucksache
11/5131

Uberweisung an den FinanzausschuB

4, Mitteilung des Finanzministeriums vom 23. Dezember 1994 —
Neuordnung der Bider- und Kurverwaltung Baden-Baden
(BKV} — Drucksache 11/5198

Uberweisung an den FinanzausschuB

5, Mitteilung des Rechnungshofs vom 2. Januar 1995 — Personal-
kostenzuschiisse des Landes fiir Fachkrifte in Kindergiirten —
Drucksache (/5220

Uberweisung an den Ausschul} fiir Familie, Frauen, Weiterbil-
dung und Kunst und federfithrend an den FinanzausschuB

6. Mitteilung der Landesbesuftragten fiir den Datenschutz vom
1. Dezember 1994 -~ 15 Tihtigkeitsbericht —  Drucksache
[1/5000

Uberweisung an den Stindigen Ausschuf

*

Meine Damen und Herren, nach seiner Wahl in den Deut-
schen Bundestag ist Herr Kollege Rezzo Schlauch zum
1. Dezember 1994 aus dem Landtag von Baden-Wiirttem-
berg ausgeschieden. Mit Schreiben vom 6. Dezember 1994
hat mir der Landeswahlleiter mitgeteilt, daB das Mandat des
ausgeschiedenen Herrn Abg. Schlauch auf Herrn Ivo Krieg
Ubergegangen ist. Herr Krieg hat am 6. Dezember die An-
nahme der Wahl erklirt und damit am gleichen Tag die
rechtliche Stellung eines Abgeordneten im 11. Landiag von
Baden-Wiirttemberg erworben.

Herr Abg. Krieg, ich begriiBe Sie sehr herzlich in diesem
Haus und wiinsche Thnen fiir Thre Tétigkeit als Abgeordne-
ter alles Gute und viel Erfolg.

(Beifall bet Abgeordneten aller Fraktionen)

Meine Damen und Herren, Sie finden aul 'hren Tischen ei-
nen Vorschlag der Fraktion der CDU und der Fraktion
GRUNE

(Unruhe — Glocke des Prisidenten)

fiir Umbesetzungen in verschiedenen Ausschiissen (Anlagen
1 und 2}. — Ich darf ohne fSrmliche Abstimmung feststel-
len, daB das Haus den vorgeschlagenen Umbesetzungen zu-
stimmt,

Meine Damen und Herren, der Landtag hat am 30. Novem-
ber 1994 das Scnderbehdrden-Eingliederungsgesetz verab-
schiedet. In Artikel 20 Abs. 1 des Gesetzentwurfs war vorge-
schen, daB das Gesetz am 1. Januar 1995 in Kraft tritt,
soweit in Absatz 2 nichts anderes bestimmut ist. Das Datum
des Inkrafitretens — 1, Januar — war auch in Artikel 6 § 1
Abs. 1 Satz 1 und in Artikel 6 § 2 Abs. | Satz | genannt. Mit
dem Anderungsantrag der Fraktion der CDU und der Frak-
tion der SPD, Drucksache 11/5029-2, dem der Landtag zu-
gestimmt hat, wurde der Zeitpunkt des Inkraftiretens des
Gesetzes in Artikel 20 Abs. | auf den 1. Juli 1995 festge-
setzt.

Richtigerweise hitte diese Anderung auch in den §§ 1 und 2
des Artikels 6 erfolgen miissen. Es geht in diesen Bestim-
mungen um die Ubernahme der vom Eingliederungsgesetz
bzw. Gesundheitsdienstgesetz betroffenen Beamten, Ange-
stellten und Arbeiter durch die Stadt- und Landkreise.

Da die rechtlichen Voraussetzungen fiir einc Berichtigung
gegeben waren, habe ich den Gesetzesbeschlul vor der
Ubersendung an den Herrn Ministerprisidenten entspre-
chend korrigiert. — Sie nehmen davon Kenntnis.
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(Préisiclent Dr. Hopmeier)

Meine Dumen und Herren, wir treten in die Tagesordnung
ein,

Ich rufe Puokt 1 auf

Aktuelle Debatte — Perspektiven des Berufsbeamtentums —
beantragt von der Fraktion der CDU

Das Prisidium hat fir die Aktuelle Debatte eine Gesamt-
dauer von 50 Minuten festgelegt. Dabei wird die Redezeit
der Regierung nicht angerechnet.

Fur die einleitenden Erkidrungen der Fraktionen gilt eine
Redezeit von jeweils 5 Minuten, im ibrigen betrdgt die Re-
dezeit 5 Minuten je Sprecher.

Das Wort darf ich Herrn Abg. Oettinger erteilen.

Abg. Oecttinger CDU: Herr Priisident, meine verehrten Kol-
leginnen und Kollegen! Die Beamten, Angestellten und Ar-
beiter in der Landesverwaltung, aber auch in den Gemein-
den und Landkreisen sind eine entscheidende Stiitze zur
Umsetzung unserer Gesetzgebung, zur Wahrnehmung der
Dienstleistungen des Staats und zur Aufrechterhaltung der
Ordnung in unserer Demokratie,

Verdnderungen in einer sich globalisierenden Wirtschaft,
wachsende Konkurrenz mit dem privaten Arbeitsmarkt,
stindig neue Herausforderungen durch Winsche und Not-
wendigkeiten im Gemeinwesen und seitens der Biirger sowie
sich immer enger begrenzende &ffentliche Spielrdume in den
Staatsfinanzen lassen es fiir die CDU-Fraktion sinnvoll er-
scheinen, (ber die Perspektiven gerade auch des Berufsbe-
amtentums innerhalb der Gffentlichen Verwaltung nachzu-
denken. Deswegen haben wir heute diese Aktuelle Debatte
beantragt,

Wir glauben, meine Damen und Herren, daBl sich in den
knapp 50 Jahren seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs im
Aufbau der Demokratic in Kommunen, Land und Bund un-
sere staatliche und kommunale Verwaltung, die Dienstlei-
stung fur Gemeinwesen und Bilrger, bewihrt hat. Wir sagen
ausdricklich: Bestechungsfille bei Beschaffungsabteilungen
der Polizei, Behauptungen in bezug auf ungerechtfertigte
Gehaltsvorteile und Pensionsvorziige, aber auch schwarze
Schafe im Einzelfall sollten nicht davon ablenken, daB die
groBe Mechrzahl der Staatsdiener motiviert, kompetent und
engagiert thren Dienst versieht,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU. der SPD, der
Republikaner und des Abg. Hackl GRUNE)

damit unsere Gesetzgebung umsetzt und ein Standortvorteil
fir unseren Staat ist.

Die Leistungsfihigkeit einer offentlichen Verwaltung hat
sich erstmals beim Aufbay der neuen Linder gezeigt, wo
nach volligem Konkurs auch des Staatsapparats mit Engage-
ment und einer Vielzahl von guten Koépfen Ordnung fiir und
in den Staat gebracht worden ist. Trotzdem, so glauben wir,
haben wir die Aufgabe, nicht etwas starr festzuhalten, son-
dern Verdnderungen da. wo sie notwendig sind, einzuleiten,

Dabei lassen wir uns allerdings davon leiten, daBl wir an den
Grundsatzen des beruflichen Beamtentums festhalten, und
ich sage fiir die CDU-Landtagsfraktion: Das einheitliche
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Dienstrecht wiire fiir uns Ideologie. Wir halten am bewdihr-
ten mehrgliedrigen System fest, und zu diesem System geho-
ren gerade und auch vor allem Beamte in Kommunalverwal
tungen und bei Land und Bund.

(Beifall bei der CDU)

Dennoch begriBen wir konkrete Verinderungen. Wir glau-
ben, daB3 die Bahnreform und die Postreform auf Bundes-
ebene notwendig waren, und wir tragen deswegen jede sinn-
volle Ausgliederung und Uberfiilhrung von Landes- und
kommunalen Dienstleistungen in neue Rechisformen mit.
Ich mochte deswegen auch aus konkretem Anlall sagen, daB
die CDU-Fraktion nichl nur mittrigt, sondern geradezu er-
wartet, daB innerhalb der Regierung Priiffungsauftrige in der
Frage erteilt und auch umgesetzt werden, ob nicht Theater
und Museen, Messungseinrichtungen und Pritfanstalten bes-
ser in privater Rechtsform oder gar privatisiert statt wie bis-
her in Regiebetrieben oder gar in ministericller Verwaltung
betrieben werden kdnnen.

Wir bieten ausdriicklich an, zu den Projektgruppen vielleicht
auch externen Sachverstand hinzuziehen, damit entspre-
chende Beschleunigungen bei der Priifung erreicht werden
koénnten.

Wir begriiBen die konkrete Bundesratsinitiative der Landes-
regierung und unterstiitzen sie darin. Wus wir brauchen, um
das Berufsbeumtentum zu erhulten, ist eine Weiterentwick-
lung des Besoldungsrechts, des Einstellungsrechts, und das
Prinzip der Leistungsverglitung und des Leistungsaufsticgs
hat mehr Verankerung darin verdient. Wir sollten deswegen
fiir Projektarbeit konkrete Leistungszulagen einfibren kon-
nen.

Wir wollen eine Erhéhung der Grundgehilier sowie eine
Senkung der Zahl der Dienstalters- und Lebensaltersstufen,
und wir glauben, daB ¢s gut wire, wenn fiir jeden Beamten
eine oder zwei Beférderungen moglich erschienen. Dull
Hauptschullehrer. Grundschullehrer und Ruealschullehrer —
auBer, sie werden Rektoren — Keiner Beftrderung in ihrem
beruflichen Alltag entgegensehen kénnen, st nicht gerade
motivierend, Deswegen pladieren wir dafiir, daB ganz kon-
kret die Beforderung nach Leistungsbemessung eine Motiva-
tionsbildung im Sffentlichen Dienst sein sollte. Wir erwarten
deswegen, daB der Bundesratsbeschlull auch 2u ganz kon-
kreten Gesetzgebungsinitiativen im Deutschen Bundestag
fiihrt und das Beamtenrahmenrecht so umgestaltet wird, dal
wir hier im Land mehr Leistungsprinzip fir Beamte und die
Beibchaltung des Berufsbeamtentums miteinander vereinbar
machen kénnen.

Dann raten wir uns allen, diese Fragen nicht mit Ideologien
Zu verbinden, Ein gans konkretes Beispicl: Fiir dic CDU-
Fraktion geht es in der Tat im Augenblick darum, auf Zeit
die Anzahl der jungen Kopfe zum Bewspicl in der Schule zu
erhohen.

(Beifall der Abg, Haasis und Sicber CDU}

Deswegen und nur deswegen sind wir bereit, mit Zweidritiel-
angeboten bei gleichen Kosten mehr Kopfe in die Lehrkdr-
per und Schulen zu holen. Aber wir schen darin keinen Ein-
stieg in den Ausstieg. Wir sind damit nicht bereit, das
Berufsbeamtentum als Regel zu verlassen.
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{Oettinger)

Ich wiederhole: Die CIdU-Fraktion ist zu flexibler Personal-
fiihrung bereit. Die CDU-Fraktion hilt mehr Leistungsprin-
zip im &ffentlichen Dienst fiir notwendig, aber die CDU-
Fraktion hdlt an den Grundsitzen des beruflichen Beamten-
tums fest.

(Beifall bei der CDU)

Ich schlieBe und sage ausdriicklich und abschlieBend meinen
Dank an die groBe Mehrzahl der Beamtinnen und Beamten,
der Angestellten und der Arbeiter. So, wie es die Politik ab
und zu verdrieit, wenn ein MiBbrauchsfall eines Politikers
die gesamte Kaste triffi, und wir uns dagegen wehren, soll-
ten wir uns aus Griinden der Fiirsorge auch dafiir stark ma-
chen, dall nicht ein schwacher Staatsdiener und ein Beste-
chungsfali bei der Polizei im Rahmen von Beschaffungen die
Beamten insgesamt trifft.

Meine Bitte an die Medien wire: Vermeiden wir gemeinsam,
dal wir uns hier populistisch auf die Beamten stiirzen. Wir
haben jedenfalls Vertrauen in die groBle Mehrzahl der Beam-
ten und sind im Riickblick und mit Blick auf die Zukunft
davon {berzeugt, dall ein Standortfaktor fiir unsere Demo-
kratie, fiir unsere Wirtschaft und fiir unsere Gesellschaft
darin liegen wird, unser berufliches Beamtentum weiterzu-
entwickeln, es zu reformieren, aber es in den Grundsitzen
zu erhalten.

(Beifall bei der CDU)

Priisident Dr. Hopmeier: Das Wort erteile ich Herrn Abg,
Maurer,

Abg. Maurer SPD: Herr Prisident, liebe Kolleginnen und
liebe Kollegen! Die Uberschrift {iber der heutigen Debatte
trifft nur einen Teilaspekt. Sie haben deswegen, Herr Kol-
lege Oetlinger, das Thema auch ausgeweitet. Ich finde das
richtig. Ich denke, es ist notwendig, eine Debatte dariiber zu
fiihren, daB wir einen Mangel an Innovationen im &ffentli-
chen Sektor in Deutschland insgesamt haben. Wir haben
Jahre hinter uns, in denen die Wirtschaft Neustrukturierun-
gen und Modernisierungen vorangetrieben und Birokratie
abgebaut hat, wo sie mehr Leistungsorientierung, mehr
Teamarbeit, mehr die Selbstverantwortung von einzelnen
Einheiten in den Vordergrund geriickt hat. Wir haben einen
Reformstau bei der Modernisierung des Sffentlichen Sek-
tors,

Dieses Problem, dal bei uns der &ffentiiche Bereich in der
Modernisierung zuriickliegt, ist ein entscheidendes Problem
fiir den Standort Deutschland insgesamt. Wenn es uns nicht
gelingt, die Prinzipien von mehr Demokratie, mehr Lei-
stungsorientierung, mehr Selbstentscheidungsrechten, mehr
Eigenverantwortung, mehr Teamarbeit auf den Staat zu
itbertragen, dann wird der Staat in Zukunft das eigentliche
Hindernis fiir die Wettbewerbsvoraussetzung des Standorts
Deutschland werden,

(Beifall bei der SPD und des Abg. Hackl GRUNE)

Ich will gleich hinzufiigen — das haben Sie ja auch schon
anklingen lassen, Herr Kollege Oettinger —: Nicht die Men-
schen im Offentlichen Dienst sind das Problem. Diese sind
zu groBen Teilen hoch motiviert und hochqualifiziert. Die
Strukturen im 6ffentlichen Dienst sind das Problem, Struk-

turen, unter denen die Gesamtgesellschaft und auch die
Leute zu leiden haben, die im 8ffentlichen Dienst arbeiten.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Nun ist das Dilemma dieser Diskussion in Deutschland, daB
sie seit 30 Jahren mit vielen Reformgutachten gefithrt wird.
Seit 30 Jahren besteht immer groBes Einverstindnis iber die
Reformnotwendigkeiten, fiber Verinderungen des Dienst-
rechts. Dartiber ist immer wieder geschrieben worden. Es
gibt gewaltige Sonntagsreden zu diesem Thema. Nur: Sobald
es zum Schwur gekommen ist, immer wenn es darum ging,
konkrete Reformvorhaben in Richtung auf mehr Leistungs-
orientierung, mehr Birgernihe, mehr Demokratisierung,
mehr Eigenstindigkeit, mehr Teamarbeit umzusetzen, waren
die Lobbygruppen noch allemal stirker als der Reformwille
in dieser Gesellschaft. Das ist die Realitit.

(Abg. Weyrosta SPD: Heulen und Zihneklappern
kam da heraus)

Wir haben auch in den letzten Wochen und Monaten wieder
Beispiele dafiir erlebt, wie unter dem EinfluB von Wahl-
kidmpfen beispielsweise der Bundesinnenminister

{Abg. Haasis CDU: Ein guter Mann!}

seine Reformfreude in diesem Bereich sehr rasch abgelegt
hat,

(Abg. Haasis CDU: Ein guter Mann, der Bundesin-
nenminister!)

weil man natiirlich schaut: Wo kriegen wir denn mit vorder-
griindigen Parolen noch 3 oder 4 % her?

Ich sage Ihnen: In Wahrheit liegt im Moment die Front der
politischen Debatte in Deutschland, wenn ich das richtig se-
he, zwischen denen, die im Grunde genommen an den alten
Strukturen festhalten wollen und dies mit Vorstellungen von
langerer Arbeit und Abbau von Staatsleistungen insgesamt
verbinden, Das Wort Privatisierung geht ja immer munter
durch die 6ffentliche Debatte, Es gibt viele, die darunter den
Ausverkaufl von staatlicher Daseinsvorsorge verstehen. Das
halte ich fiir eine falsche Linie. Eine andere Frage ist, ob
man den Staat in anderen Rechisformen neu organisiert.
Das ist die richtige Linie, Aber ich sehe eine Tendenz in der
Debatte, schlicht Ausverkauf zu machen, auf der einen Seite
~ das hére ich aus Bayern — starr festzuhalten an den al-
ten Strukturen, an Strukturen des Alimentationsprinzips, an
Strukturen, die aus dem alten Obrigkeitsstaat des 19, Jahs-
hunderts kommen — das hat gar nichts mit Demokratie und
Leistungsorientierung zu tun —, an diesen Strukturen fest-
zuhalten selbst in Bereichen, wo das ganz unsinnig ist, und
auf der anderen Seite den staatlichen Sektor in einer wilden
Privatisierung immer weiter abzubauen. Das ist genau die
falsche Linie.

Was wir wollen, ist ein moderner Staat, ein Staat, der nicht
in seiner Stirke geschwichi wird, sondern der modernisiert
wird, der in seiner Innovationsfihigkeit gestirkt wird, ein &f-
fentlicher Sektor, der hochmodern gefiihrt wird, ein Staat,
der begreift, daB er in weiten Teilen nichts anderes als ein
groBes, modernes Dienstleistungsunternehmen ist und des-
halb auch wie ein groles, modernes Dienstleistungsunter-
nehmen gefihrt werden muB,
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{Maurer)

Die Strukturen miissen iiberall dort auf den Priifstand, wo
sic den MNotwendigkeiten eines groBen, modernen Dienstlei-
stungsunternehmens Staat widersprechen. Darum geht es im
Kern, Wir wollen nicht weniger &ffentlichen Sektor, sondern
wir wollen einen besseren 6ffentlichen Sektor. Wir wollen
keine Beschimpfung der Menschen, die im &ffentlichen
Dienst arbeiten, sondern wir wollen statt dessen, dall sie viel
motivierter arbeiten kdnnen, weil sie merken, daB sich bei
ihnen Leistung lohnt, weil sie merken, daB sie mit anderen
im Team zusammenarbeiten konnen, weil sie merken, dal
ste, wenn sie Fithrungsfunktionen haben, hohe Eigenverant-
wortung und auch Budgetverantwortung haben.

Uberhaupt ist die Frage der Neuordnung der staatlichen Fi-
nanzpolitik untrennbar mit der Debatte, die wir hier fiihren,
verbunden. Ich kenne einen, der einmal gesagt hat — ich
fand dies cine schr zutreffende Bemerkung —, die ehemalige
DDR sei im wesentlichen daran zugrunde gegangen, dal sie
die Prinzipien der Kameralistik auf die Volkswirtschaft
{bertragen habe,

{Heiterkeit des Abg. Weimer SPD — Abg. Haasis
CDU: Das war nicht das einzige, an dem sie zu-
grunde gegangen ist!)

Ich kann das nur unterstreichen.

Aber das heilit doch im Gegenzug, dal wir fir den Staat
endlich einmal dazu kommen miissen, daB Menschen, die
dort Verantworiung tragen, iiber cigene Budgets disponieren
kénnen, daB sie das mit ihren Teams besprechen kdnnen,
dal sic die Politik daran miBt, was sie am Ende mit dem
Budget erreicht und welche Erfolge sie gehabt haben, und
die unsinnigen Methoden endlich verschwinden und wir statt
dessen zu Kostenkontrolle, zu betriebswirtschaftlichem
Rechnungswesen kommen, Die Gemeinden sind in dieser
Hinsicht nach meiner Beobachtung am fortschrittlichsten,
der Bund ist am weitesten zurfick, und die Linder hingen
irgendwo dazwischen. Es geht also um eine Neuordnung all
der Systeme, nach denen der 6ffentliche Dienst arbeitet, und
zwar nicht nur im Hinblick auf die Stirkung der Leistung,
sondern auch im Hinblick zuf mehr Birgerndhe. Das ist die
eigentlich entscheidende Frage, um die es geht.

Ich hoffe, daB der Konsens, den ich gelegentlich hdre, auch
ginmal zu praktischen Frgebnissen fithri. Wir haben uns da-
fiir entschieden, zu sagen, daB wir in den nicht hoheitlichen
Kernbereichen in der Tendenz auf Angestelltenverhiltnisse
{ibergehen wollen. Das war eine sehr pragmatische Entschei-
dung auch der Bundes-SPD, und zwar deswegen, weil wir
nach wie vor offen sind, neue Regeln eines einheitlichen 6f-
femlichen Dienstrechts zu formulieren. Nur: Wir haben in
den letzten 30 Jahren die Erfahrung gemacht, daff das zwar
immer wieder gesagt wird, daB es aber nie zustande kommt.
Wir haben keine Lust, noch einmal 30 Jahre lang mit abso-
luter Folgenlosigkeit iiber ein neues Gffentliches Dienstrecht
zu diskuticren, sondern wir miissen jetzt einfach die pragma-
tischen Schritte gehen, die der geltende Rechtsrahmen zu-
liBt. Er LBt zu, daB wir in Angestelltenverhiltnisse gehen,
dall wir im hoheitlichen Kernbereich am Beamtenrecht fest-
halten, dafl wir dieses Beamtenrecht dann aber in sich so
verindern, duB die Gedanken der Leistungsorientierung, der
Demokratisierung, der Selbstverantwortlichkeit und der
Budgetierung tatsdchlich durchgesetzt werden.
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Deswegen bin ich bereit, jeden Einzelschritt — wir haben in
Baden-Wiirttemberg ja ein bifichen Anfinge gemacht —
mitzugehen, der uns aul diesem Weg weiterbringt.

Also lassen Sie uns konkret dariber reden, ob Sie tn diesem
Parlament dafiir zu haben sind, FGhrungsfunktionen nur
noch auf Zeit zo vergeben,

{Zuruf des Abg. Pfister FDP/DVP)

weil es zu den Inhabern von Fithrungsfunktionen gehort,
daBl man sie nach einer Reihe von Jahren an threr Leistung
messen kann.

{Beifall bei der SPD und den GRUNEN sowie bei
Abgeordneten der FDP/DVI?)

Sind Sie bereit, dies beispielsweise auch fir Professoren,
Chefiirzte etc. festzulegen? Sind Sie dazu bereit?

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN sowie bei
Abgeordneten der FDP/DVP — Zuruf des Abg.
Drexler SPD)

Sind Sie bereit, statt des Systems ,einmal Ministerialdiri-
gent, immer Ministerialdirigent™ die Linic zu vertreten, JduB
man, wenn man ein sehr verantwortungsvolles Projekt
macht, dafiir eine hohe Leistungszulage bekommt, aber nur
so lange, wie man die entsprechende Leistung bringt, und
daB dann neu dariiber entschieden wird? Sind Sie dazu be-
reit?

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Sind Sie dazu bereit, Abteilungen, einzelnen Staatseinrich-
tungen eigene Budgets und Eigenverantwortung einzuriu-
men, die Leute machen zu lassen, aber dunn in der Tat auch
zu sagen, daB jemand Neues gesuchi wird, wenn di¢ Fith-
rung des Hauses das schlecht gemacht hat, da8 jedoch dann,
wenn sie es gut gemacht hat, wie bisher weitergemacht wird?
Sind Sie bereit, diesen Weg zu gehen?

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Sie waren bereit — aber das milssen wir jets auch durch-
setzen —, das System der Dienstaltersstufen zu ersetzen, Ich
hoffe, daB es in Deutschland gelingt, diese Stufen bis auf we-
nige zuriickzunchmen und dafiic in der Phase, in der dic
Menschen Familie haben, Kinder haben, im dtfentlichen
Dienst wesentlich besser zu bezahlen,

(Beifall bei der SPD. den GRUNEN und der FDP/
DVP)

Wenn dazu alle bereit sind, ist das ein Fortschritt,

Sind Sie bereit, bei Tarifvertrigen im Sffentlichen Dienst
eine Linie mitzugehen, die eine grolere Riicksicht auf die
sehr miese Bezahlung der einfachsten Beamtengruppen
nimmt? Sind wir dazu auch bereit, unten mehr zu tun als
oben?

(Zuruf vort den GRUNEN: Das sagen wir schon
Jange!)



Landtag von Baden-Wiirttemberg — 11, Wahlperiode — 56, Sitzung — Mitiwoch 1. Februar 1995

(Maurer)

In der Tat ist es so: Die Leute, die die Drecksarbeit machen,
auch in Beamtenverhiltnissen, zum Beispiel bel Bahn und
Post, sind in Deutschland miserabel bezahlt.

(Beifall bei der SPD}

Sind sie auch da bereit, den Weg einer Verinderung der
Strukturen mitzugehen?

Das sind die Fragen, um die es geht. Es geht darum, nicht
noch einmal eine 30jahrige Diskussion tiber Abstraktes zu
fihren und nicht noch einmal zehn Verfassungsgutachten
anfertigen zu lassen, sondern pragmatische Reformentschei-
dungen zu treffen, die aber in den nidchsten zwei Jahren jetzt
endlich einmal zustande kommen missen. Sonst wird in
der Tat der Offentliche Sekior der Standortnachteil fiir
Deutschland. Wir wollen einen starken, leistungsfihigen,
aber hochmodernen und hocheffizienten Staat, der dieses
Land in Partnerschaft mit der Wirtschaft nach vorne bringt,

(Beifal]l bei der SPD und des Abg. Hackl GRUNE)

Prisident Dr. Hopmeier: Das Wort erteile ich Herrn Abg,
Trageiser.

Abg. Trageiser REP: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Meine beiden Vorredner haben die Bandbreite der
Diskussion bereits aufgezeigt. Wenn man heute die Diskus-
sion zum Thema Berufsbeamtentum verfolgt, stehen sich ei-
gentlich zwei Lager ziemlich unverséhnlich gegenitber. Die
eine Seite sagt: ,,Wir brauchen Gberhaupt keine Berufsbeam-
ten, Bs gibt beliebig viele Linder, in denen es keine Beam-
ten nach unserem Rechtsverstandnis gibt.” Und die Gegen-
seife sagt, wir milfiten in noch viel mehr Bereichen als jetzt
Leute beschiftigen, die im Beamtenstatus fiir den Biirger
verflighar sind und ithm Dienstleistungen zur Verfiigung stel-
len.

(Unruhe — Glocke des Prisidenten)
Priisident Dr. Hopmeier: Darf ich um Ruhe bitten.

Abg. Trageiser REP: Um diese Diskussion wirklich sachlich
zu fithren, mull man einfach einmal zu den Urspriingen des
Berufsbeamtentums zurlickgehen und sich noch einmal ver-
gegenwirtigen, wie es eigentlich zu unserem System des Be-
rufsbeamtentums gekommen ist.

Bei der Einfiihrung des Berufsbeamtentums gab es in unse-
rem Land fiir die Bevdlkerung weder Arbeitsplatzsicherung
noch Alterssicherung, Wer keine Arbeit hatte, mufite hun-
gern, und wer keine Altersersparnisse zuriicklegen konnte,
der mufite Not leiden. Damals hat die ffentliche Hand ih-
ren Mitarbeitern in der Form des Beamten auf Lebenszeit
einen sicheren, unkiindbharen Arbeitsplatz mit Altersversor-
gung angeboten und hat daflir etn besonderes Treue- und
Loyalitdtsverhilinis aufgebaut und Treue und Loyalitdt des
Beamten eingefordert. Dies war die Grundlage flir die Ein-
fihrung des Berufsbeamtentums. Natiirlich war dies eine
starke Privilegierung des Beamien gegeniiber der ibrigen
Bevilkerung.

Heute hat sich die Umwelt total verdndert. Heute haben wir
Rentenversicherung, wir haben LVAs, wir haben eine Bun-
desanstalt flir Arbeit, die {iber die Arbeitsiosenversicherung
und nachgeschaltete Sozialhilfe durch die 6ffentliche Hand

letztlich Lebens- und Uberlebenshilfe fiir jeden zur Verfii-
gung stellt und sichert. Damit ist die wesentliche Privilegie-
rung des Beamten gegeniiber den anderen Biirgern eigeni-
lich beinahe nivelliert und zusammengeschrumpft und in
keiner Weise mehr so sichtbar, wie das in der Gffentlichen
Diskussion in vielen Fillen dargestellt wird.

Andererseits hat sich aber auch das Treueverstindnis vieler
Beamten gegeniiber ihrem Arbeitgeber gelockert. In der
OTV wird selbstverstindlich das Streikrecht fiir Beamte
nicht nur diskutiert, sondern gefordert. Viele Beamte sehen
heute ihre Verpflichtung gegeniiber ihrem Arbeitgeber nicht
mehr so, wie sie eigentlich dem Beamtenrecht entspricht.

Wir Republikaner glauben, dal man dann, wenn sich diese
Grundvoraussetzungen verdndert haben, natiirlich Gber das
Berufsbeamtentum grundsitzlich diskutieren muBl, Dies darf
weder in der Form geschehen, daB man sagt: ,Die Voraus-
setzungen haben sich gedndert; wir schaffenn das Berufsbe-
amtentum ab®, noch in der Form — wie Sie, Herr Kollege
Oettinger, das vorgeschlagen haben —, zu sagen: ,Im Prin-
zip ist ja alles in Ordnung. Wir justieren hier und da ein biB-
chen nach, aber ansonsten ist ja alles prima.” Da tendiere
ich schon eher zu der Meinung von Herrn Maurer, daB wir
an verschiedenen Stellen ganz gewultige Verinderungen vor-
nehmen miissen, Vor allem muB auch die Leistungsbezogen-
heit im Beamtenbereich sichtbar und meBbar und Bestand-
teil des Befdrderungssystems werden.

Wenn man die Befitrworter von mehr Anstellungen und Be-
amten im Sffentlichen Bereich einmal genau auf ihre Argu-
mentation abklopft, dann hért man: . .Wir haben einen Weg
weg von der Beschiftigung im Produktionsbereich und hin
zu immer mehr Dienstleistung™ und: ,,Mehr Beschiftigte im
dffentlichen Bereich gewihrleisten mehr Arbeitsplitze im
Dienstleistungsbereich und fihren damit zu einer Verringe-
rung der Arbeitslosigkeit.” Dies ist in einer Zeit, in der wir
offiziell vier Millionen Arbeitslose und noch einmal drei Mil-
lionen Personen in verdeckter Arbeitslosigkeit haben, sicher-
lich ein Denkansatz. Nun kénnen wir uns natiirlich immer
mehr verwalten, beraten, versorgen, pflegen und gegenseitig
Dienst leisten, am Ende in der Idealvorsteflung, dub Baden-
Wiirttemberg ein Dienstleistungsparadies wird, wo beinahe
keine Arbeitsplitze mehr in der Produktion verfligbar sind
und wo die Menschen hundertprozentig im Dienstleistungs-
bereich beschiftigt sind. Im Idealfall {ibernimmt dann die 6f-
fentliche Hand die Kosten. Man macht alle zu Staatsdie-
nern, und wir haben die Probleme der Arbeitslosigkert und
einige andere Probleme gelGst. Nur ein Problem [8st sich
nicht, und das ist die Frage, wie man das Ganze in Zeiten
leerer Kassen finanzieren soll.

Wir Republikaner meinen deshalb, dall man das ganze
Therma mit Augenmall angehen und sehr genau hinschauen
muB, wo aus der Sicht des heutigen Biirgers, der Anforde-
rungen an seinen Staat stellt und der aufgrund der Vielzahl
von Steuern, Abgaben und Abschdpfungen von seinem ver-
dienten Geld erwarten darf, daB der Staat ithm entspre-
chende Dienstleistungen zur Verfligung stellt, wirklich mehr
Beamte gebraucht werden.

(Zuruf des Abg. Renz GRUNE)

Aber man muB aufl der anderen Seite mit Augenmal schau-
en, wo dies auch finanzierbar und notwendig ist. Im zweiten
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Teil, in der zweiten Runde werde ich unsere Vorstellungen
dazu praristeren.

{Beifall bei den Republikanern)

Prasident Dr. Hopmeier: Das Wort erteile ich Herrn Abg,
Hackl,

Abg. Hackl GRUNE: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Dies ist ja nicht das erste Mal, daB wir eine Diskus-
sion Uber das Berufsbeamtentum in unserem Land flihren.
Aber ber diesen Debatten — das haben auch schon Vorred-
ner festgestellt — ist noch nichts Wesentliches herausgekom-
men. Wenn wir die Hoffnung haben, dal es dieses Mal et-
was anders sein wird, dann liegt das im wesentlichen daran,
dall die Gelder im Sffentlichen Bereich immer knapper wer-
den und daB dies auch im dffentlichen Bereich einen unge-
heuren Modernisierungsdruck schafft.

Wo sehen nun die Grinen den Reformbedarf? An welchen
MauBstiben muB sich das Berufsbeamtentum messen?

{(Unruhe — Glocke des Prisidenten)
Prisident Dr. Hopmeier: Tch darf um Ruhe bitten,

Abg. Hackl GRUNE: Wir meinen, das Berufsbeamtentum
sei kein Selbstzweck, Das Berufsbeamtentum muB sich fra-
gen und daran messen lassen, inwieweit und wie effizient es
in der Lage ist, die an es herangetragenen Anforderungen
der Gesellschalt zu erfiillen. Wir meinen, daBl angesichts der
weltweiten Veriinderungen und der weltweiten Standortken-
kurreny letztendlich auch der offentlichen Verwaltungen —
dazu hat Herr Maurer vorhin auch einiges gesagt — gerade
in diesem Bereich ein groBer Reformdruck auf dem &ffent-
lichen Dienst lastet. Flexibilitit und die Kraft, sich selbst re-
formieren zu konnen, werden wichtiger als Regelhaftigkeit
und Bestindigkeit. Diese beiden Merkmale waren bislang
mit die hervorstechendsten Merkmale des Berufsbeanien-
tums, Neuer Bedarf und neue Aufgaben zwingen dariiber
hinaus dazu, den Sffentlichen Dienst und damit auch das
Berufsbeamtentum zo reformieren.

Bet der notwendigen Reformdebatte darf allerdings nicht die
Beamienschaft als HaBobjekt entdeckt werden, wie dies im
Moment immer wieder cinmal, anch in den Medien, ge-
schicht, Da wird von ,hemmungsiosen Selbstbedienern aus
den Kassen des Staates" gesprochen. Ich denke, dies darf
nicht der Stil der Debatte sein. Die Reformen missen statt
dessen in Kooperation mit den Beschiftigten durchgefiihrt
werden. Sie miissen auch ihnen Chancen und Entfaltungs-
moglichkeiten bieten. Es darf keine einfache Debatte in der
Art herauskommen: ,Wer ist billiger, Angestellte oder Be-
amte?™ Denn eines ist sicher: Schlecht motivierte Angestellie
bringen nichi mehr als gut motivierte Beamte, Die Fragestel-
lung mufl} anders lauten, namlich: ,Mit welchen Beschilti-
gungsformen sind die anstehenden Aufgaben am besten und
auch am wirtschaftlichsten zu 19sen?"

{Beifal]l bei den GRUNEN)

Ich mochte die Fragestellung von Herrn Maurer aufgreifen.
Ich denke, die Griinen sind bereit, diese Fragen mit einem
Ja zu beantworten. Sie sind bereit, die Reform des &ffentli-
chen Dienstes gemeinsam anzugehen,
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Was ist nach unserer Auffassung zu tun?

Wir missen zum ersten Strukturen schaffen, die ein effizien-
tes Arbeiten im Gffentlichen Dienst itherhaupt ermoghichen,
Diese Frage ist zuniichst einmal unabhingig vom Berufshe-
amtentum zu sehen. Wir brauchen Kostentransparenz, wir
brauchen Kostenverantwortung. Wir missen dazu dberge-
hen, zu erreichen, daB jeder Beamte weil, was seine Lei-
stung kostet, daB er letztendlich daftir geradestchen mul3
und dall er mit einer dezentralen Ressourcenverantwortung
ausgestattet wird. Dazu gehdrt tm iibrigen auch eine Ausbil-
dungsreform, die die Innovationen aus dem Bereich der
Wirtschaft in den Bereich des offentlichen Dienstes hinein-
tragt. Wir milssen wegkommen von den Inselldsungen der
Ausbildung im Sffentlichen Dienst. Wir missen dazu kom-
men, daB die 6ffentlichen Bediensteten auch an allgemeinen
Hochschulen ausgebildet werden. Daftir haben wir auf Bun-
desebene bereits Vorbilder, zum Beispiel Bremen, Ich denke,
wir miissen in Baden-Wirttemberg, wenn der &ffentliche
Dienst konkurrenz{ihig bleiben will, diesen Weg mitgehen.

{Beifall bei den GRUNEN)

Dann, meine Damen und Herren, sollten wir genau untersu-
chen, in welchen Bereichen das Berufsbeamtentum — das
sage ich Herrn QOettinger ganz unideologisch — mit seinem
speziellen Dienst- und Treueverhiltnis heute noch Aufgaben
erfiillen kann. Historisch war das Berufsbeamtenium ein
Fortschritt. Es [8ste die willkiirliche Herrschaft von Perso-
nen durch die Herrschaft des Rechts ab, Das ist ¢in bleiben-
des Verdienst. Es gibt auch heute noch Bereiche, in denen
die Unabhingigkeit von wirtschaftlicher Machtstellung und
Marktmacht sehr wichtig ist und flr den einzelnen cinen
wichtigen Schutz darcstelll. Deswegen, meine Damen und
Herren, sollte das Berufsbeamtentum nach AufTassung der
Griinen im Bereich der Justiz und der Polizet sicherlich un-
umstritten sein,

Genauso unumstritten, meine Damen und Herren, sollte es
aber sein, dafl es andere Bereiche gibt, wo der Beamtensta-
tus sich als Hemmschuh erweist. Wir meinen, das ist zum
Beispiel im Bereich der Lehrer der Fall, Pidagogik und
Herrschaft schlieBen sich nach unserer Auffassung sus. Wir
meinen, gerade im Schulbereich, der sich mit den Entwick-
lungsmoglichkeiten der Kinder in einer sich rasch déndernden
Gesellschaft befaBt, ist ein lebenslanges offentliches Dienst-
und Treueverhiltnis fehi am Platz,

{Beifall bei Abgeordneten der GRUNEN)

Meine Damen und Herren, es verhindert eine Entwicklung
hin zu mehr Selbstverwaltung, und es verhindert auch den in
Zukunft immer dringender werdenden Austausch der Be-
schiftigten zwischen Schule und Wirtschaft, um die notwen-
digen Informationen und Innovationen in unsere Schulen
hineinzubringen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Wir meinen deshalb, dal Lehrer keine Beamten sein miis-
sen. [ch denke auch, daB wir dort die ideologischen Box-
handschuhe ausziehen missen. Wir missen den Weg, den
die EU vorgesehen hat, gehen und in diesem Bereich zu An-
gestellten kommen.
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Wir meinen dariiber hinaus, dal die Regierung unter Be-
grindungszwang steht, und zwar dahin gehend, daf} jede
freiwerdende Beamtenstelle in Zukunft daraufhin {iberpriift
werden mul, ob auf diesem Platz unbedingt ein Beamter sit-
zen muld oder nicht. Wir haben dazu in den Haushaltsbera-
tungen einen entsprechenden Antrag gestellt.

Meine Damen und Herren, als dritten Punkt — damit
mdchte ich schliefen — meinen wir, daB wir auch innerhalb
des Beamtenstatus Reformen brauchen. Dazu sind vorhin
schon Stichworte genannt worden. Dazu gehért die Erhé-
hung der Eingangsbesoldung, dazu gehdren Leistungszula-
gen statt Dienstaltersstufen, dazu gehért die Vergabe von
Fiihrungsfunktionen auf Zeit, und dazu gehdrt auch die Re-
form des Laufbahnrechts. Das Laufbuhnrecht mull wesent-
fich durchgingiger werden. Es muB méglich werden, daB f4-
hige Beamte leichter und schneller in hdéhere Laufbahnen
kommen, als das heute mdglich ist.

(Beifall bei Abgeordneten der GRUNEN)

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum Schlul
kommen und sagen: Nur dann, wenn der &ffentliche Dienst
grundlegend reformiert wird, wird er eine Zukunft haben.

(Beifall bei den GRUNEN)

Priisident Dr. Hopmeier: Das Wort erteile ich Herrn Abg.
Dr. Déring.

Abg. Dr, Diring FDP/DVP: Herr Prisident, meine Damen
und Herren! Die heute von der CDU beantragie Aktuelle
Debatte ist iiberfillig. Sie hat bisher zur Versachlichung der
Diskussion beigetragen, denn das, was in den letzten Mona-
ten an unterschiedlichen Stellen iiber die Beamten teilweise
zu vernehmen war, war mehr Populismus und Polemik als
eine sachliche Diskussion.

Wenn die Auswiichse und Wucherungen des &ffentlichen
Dienstes ausgerechnet von Politikern beklagt wurden, war
dies nicht ganz frei von Heuchelei. Es ist wohl unbestritten,
dal es hidufig genug gerade die Politik 1st, die mut teilweise
manischer Regelungswut, mit komplizierten Gesetzen stdn-
dig neue Aufgaben fiir die Verwaltung schafft und damit da-
fiir verantwortlich ist, dafl wir im Bereich des &fTentlichen
Dienstes eine zusatzliche Zahl an Regelungen, Verordnun-
gen und Gesetzen haben, die eingehalten, durchgefthrt und
iiberwacht werden missen.

Fiir uns ist das ein auBerordentlich wichtiges Thema, weil
wir nicht wollen, dall man einfach auf die Beamten ein-
schlagt, ohne zu sagen, wo Aufgaben abgebaut werden sol-
len. Wer ndmlich dies nicht sagt, bringt die Reform nicht
weiter.

Es ist sicher richtig — das ist von den Vorrednern auch an-
gedeutet worden —, daB wir uns darum bemithen miissen,
vom schlanken Staat und von der schlanken Verwaltung
nicht nur zu reden, sondern wir miissen diesen tatsachlich
auch durch weniger Geseize und Vorschriften auf den Weg
bringen und dann damit auch die Méglichkeit erhalten, in
nicht allzu ferner Zukunft unter dem Strich mit weniger
Staatsdienern auszukommen,

Ganz obenan steht die Aufgabe, den Staat auf den Kern sei-
ner Aufgaben, die staatlichen Titigkeiten auf ein Mindest-
maB zu reduzieren.

(Abg. Drautz FDP/DVP: Schr richtig!)

Wenn nichts passiert, kommt der finanzielle Kollaps. Den
kann niemand wollen. Was wir brauchen, ist eine grundle-
gende Reform des leistungsfeindlichen offentlichen Dienst-
rechts. Was wir brauchen, ist nicht ein stindiges Lamento
iber die Beamien, sondern die Reformfrage muB lauten:
Wie mul eine 6ffentliche Verwaltung organisiert sein, um in
einer sich wirtschaftlich und sozial wandelnden Gesellschaft
mitgestalten zu kénnen?

(Beifall bet der FDP/DVP)

Der &ffentliche Dienst hat hier Nachholbedarf. Herr Kollege
Maurer hat es angesprochen. Der Offentliche Dienst hat ent-
scheidenden Nachholbedarf, wenn man die Entwicklung der
letzten drei Jahre in der Wirtschaft als Vergleich heranzieht.

Die {Uberpriifung von Aufgaben, Organisation und Metho-
den der Verwaltung ist nicht minder wichtig. Fir uns ist
aber auch ganz klar, meine Damen und Herren, daB sich
das Berufsbeamtentum bewahrt hat. Wir bekennen uns aus-
driicklich dazu. Wir sehen keinen Grund, die hergebrachten
Grundsitze des Berufsbeamtentums in Frage zu stellen. Die
CDU, die die heutige Debatte beantragt hat, bekannte sich
heute ebenfalls eindeutig zum Berufsbeamtentum.

{Abg. Hackl GRUNE: Zu undifferenziert, Herr
Déring! — Abg. Weyrosta SPD: Priziser! Priziser,
Herr Kollege!)

Herr Qettinger, Sie haben vor nicht allzu langer Zeit, niim-
lich mit einem Antrag vom Oktober 1993, Vorschlige unter-
breitet, die an die Substanz des bewilhrten Berufsbeamten-
tums gehen. Die darin enthaltenen Vorstellungen

(Zuruf des Abg. Weyrosta SPD)

— Herr Weyrosta, einen Augenblick noch — im Zusam-
menhang mit unierschiedlichen Stufen von Zeitvertrigen ste-
hen nicht im Einklang mit der Verfassung. Dies hat Thnen
die Landesregierung seinerzeit auch so ins Stammbuch ge-
schrieben.

Aus unserer Sicht sind, um die Leistungsfihigkeit des Be-
rufsbeamtentums, Herr Weyrosta, auch in Zukunft zu ge-
wihrleisten, andere Reformen angesagt. Dazu gehdet, daBl
das Leistungsprinzip im 6ffentlichen Dienst stirker betont
werden muB. Dazu gehért, daB eine Reform des Systems
der Dienstaltersstufen herbeigefiihrt werden mull. Dazu ge-
hort, daB der Aufstieg qualifizierter Bewerber nicht durch
starre Laufhahngrenzen behindert wird. Dazu gehdren zu-
sitzliche Leistungsanreize, die an die Sielle des bisherigen
Zulagenwesens treten.

Der einfache Dienst — Herr Maurer, Sie haben es ange-
sprochen — in der Landesverwaltung, in dem Gehilter ge-
zahlt werden, die in der Nihe des Sozialhilfesatzes liegen,
sollte abgeschafft werden. Es ist {iberhaupt keine Frage, dall
wir dringend dafiir Sorge tragen miissen, dall hier die Ein-
gangsstufen gidnzlich abgeschafft werden, weil die Besoldung
dort viel zu gering ist, so daB es iiberhaupt keinen Anreiz
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mehr gibt, sich in diesen wichtigen Aufgabenfeldern zu be-
tatigen. Deswegen ist das ein von Thnen angesprochener und
von uns unterstiitzter wichtiger Reformansatz.

Weiter ist von besonderer Bedeutung eine Reform des Sy-
stems der Dienstaltersstufen, die derzeit so gestaltet sind,
daB das Gehalt alle zwei Jahre steigt, bis das Endgrundge-
halt erreicht wird. In der Praxis flihrt dies dann dazu, daB
hilufig gleiche Leistungen unterschiedlich hoch bezahlt wer-
den, ganz abgeschen davon, dal die Annahme, die diesem
System der Dienstaltersstufen zugrunde liegt, wonach der
Beamte erst dann seine volle Leistungsfihigkeit erreicht,
wenn er in der letzten Dienstaltersstufe ist, schlicht und ein-
fFach Falsch ist. Das System der Dienstaltersstufen ist dahin
gehend zu reformieren, dall das altersabhiingige Aufsteigen
kiinftig nur noch in drei oder vier Stufen erfolgt. Dies macht
aber nur Sinn, wenn gleichzeitig die Anfangsgehiilter gegen-
ttber der derzeitigen Regelung deutlich angehoben werden.
Auch dies ist dringend notwendig. Es ist notwendig, daB am
Anfang, wenn eine Familie gegriindet wird, wenn das Be-
rufsleben beginnt, ein ordentliches Gehalt gezahlt wird. Sie
haben vorhin ja auch angesprochen, daB die derzeitige Re-
gelung insofern eine Anderung erfahren muB, Dies wollen
wir ebenfalls mit auf den Weg bringen,

Aufstieg mub sich stdrker an Leistung orientieren. Deshalb
soll jeder Beamte bei entsprechender Leistung und nach an-
gemessener Dienstzeit die Moglichkeit erhalten, eine Auf-
stiegspriifung {iir die nidchsthéhere Laufbahn abzulegen, Die
sogenannte Erstausbildung darf dabei kein Hindernis sein.

Die bisherige Landeslaufbahnverordnung ist nicht mehr zeit-
gemall. Das starre Laufbahnprinzip verhindert den Aufstieg
qualifizierter Bewerber, weil die Hirden, die in der Praxis
fir den Aufstieg aufgebaut werden, nur in Ausnahmefillen
dberwunden werden kénnen. Dies fithrt dazu, dall fdhige
und bewidhrte Beamite nicht in die néchsthéhere Laufbahn
aufsteigen kdnnen, Dies ist ebenfalls nicht motivations(Gr-
dernd.

(Abg. Hackl GRUNE: Ein Skandal!}

Eine Gleichbehundlung gleichwertiger Bildungsabschliisse ist
bei der Zuweisung der Eingangsdmter vorzunehmen. Da die
Hochschulen in Baden-Wikrttemberg formal gleichgestellt
sind, kann es nicht ldnger sein, daB gleichwertige Bildungs-
abschlisse bei der Bewerbung fitr den éffentlichen Dienst
unterschiedlich bewertet werden. In diesermn Zusammenhang
gilt es insbesondere, die Diskriminierung der Fachhoch-
schulabsolventen aufzuheben,

In jeder Besoldungsgruppe sollte eine Art leistungsabhiingi-
ger Besoldungsieil vorgesehen werden. Dies kann durch Zu-
lagen geschehen, die leistungsbezogen zu gewihren sind. Die
bisherigen Amts- und Stellenzulagen sind dann nach und
nach abzubauen. Durch die Einfthrung von Leistungszula-
gen konnen sowohl die Motivation zur Leistung besonders
geftrdert aly auch herausragende individuelle Leistungen ge-
wirdigt werden.

(Dem Redner wird das Ende seiner Redezeit ange-
zeigt.)

Meine Damen und Herren — weil es hier schon michtig
blinkt —, ich halte die Vorschlige, die die Kollegen Oecttin-
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ger und Maurer in die Diskusston gebrachi haben — heute
in der ,.Stuttgarter Zeitung" nachzulesen —., im Zusammen-
hang mit flexibleren Arbeitszeitregelungen fir unbedingt
Uberlegenswert. Wir sollien diese flexiblen Modelle aufgrei-
fen und den Gedanken weiterverfolgen, dall es a sinnvoll
und b auch richtig fir alle Betroffenen ist, wenn diejenigen,
die am Anfang eines Berufslebens stehen, eine lingere Ar-
beitszeit haben und fiir diese ldngere Arbeitszeit am Anfang
dann als Ausgleich am Ende ihres Berufslebens eine kirzere
Arbeitszeit bekommen. DaB dies so ausgeglichen wird, halte
ich fir einen sinnvollen Vorschlag, den wir in jedem Fall
weiterverfolgen sollten.

Genauso sinnvoll ist es — was ebenfulls angeklungen ist —,
wenn man sich bei der Arbeitszeit im dffentlichen Dienst
insgesamt mehr konkrete Gedanken darliber macht, wie wir
mit flexibleren Modellen, aber auch mit Mehrarbeit »u bes-
seren Ergebnissen kommen kdnnen,

{Beifall bei der FDP/DVP)

Prisident Dr. Hopmeier: Das Wort erteile ich dem Herrn
Ministerprisidenten.

Ministerprisident Teufel: Herr Prdsident. meine schr verchre-
ten Damen und Herren! Um die Botschaft gleich vorwegzu-
nehmen: Ich bin flr die Erhaltung des Berufsbeamtentums,
und ich bin fir eine Modernisicrung des Beumtenrechts,

In Zeiten knapper Kassen wird zu Recht immer wieder mit
groBem Nachdruck die Frage einer effizienteren, auch eciner
sparsameren Verwaltung aufgeworfen. Weil erkennbar ist,
dal3 fast alle 6ffentlichen Haushalte nicht nur konjunkiurbe-
dingte, sondern auch strukturelle Probleme haben, wird
diese Frage nach meinem Eindruck derzeit 2u Recht in einer
nie gekannten Breite diskutiert. Dic Breite der Diskussion
entspricht aber leider bei weitem nicht threr Tiefenschirfe,
Die Oberflachlichkeit, mit der viclfach zu Werke gegangen
wird, ist erstaunlich, Vielfach miindet die Diskussion in eine
Kritik am offentlichen Dienst im allgemeinen und an den
Beamten oder am Beamtenstatus im besonderen, Das ist
ebenso falsch wie ungerecht,

Es gibt Probleme im offentlichen Dienst. Dies sind zum er-
sten die Probleme, die alle grofen Birokratien haben. Wer
mit Banken, mit Versicherungen. mit groBen Industrieunter-
nehmen zu tun hat, weil, wovon ich rede. Auch dort bilden
sich zum Beispiel Nischen flir weniger motivierte Mitarbei-
ter, auch dort bilden sich stindig mehr Hierarchicebenen
heraus, auch dort wird der Organisationsdschunge] mitunter
schwer durchschaubar, und auch dort sind die Kunden sebr
oft unzufrieden.

Ich mochte aus dieser Darstellung nicht den SchluB3 ableiten,
dal man folglich im offentlichen Dienst alles so Jassen kén-
ne, wie es ist. Es wird daran aber deutlich, daB diese Pro-
bleme auch dort entstehen, wo es tiberhaupt keinen Beam-
tenstatus gibt,

Wir haben es zum zweiten im &ffentlichen Dienst mit dem
Problem zu tun, daB wir viel zu viele Gesetze, Vorschriften
und Detailregelungen haben, Der einzige. der in der Debatte
darauf hingewiesen hat, war der Kollege Ddring. Wie soll
man eigentlich Beamte und Mitarbeiter des Offentlichen
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Dienstes fir Dinge auf die Anklagebank setzen, die aus-
schlieBlich die Parlamente auf dem Gewissen haben?

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP/
DVP)

Dafiir kdnnen wir weder den Beamten noch den Angestell-
ten und Arbeitern des &ffentlichen Dienstes Vorwirfe ma-
chen. Das ist ndmlich oft das Ergebnis unserer eigenen po-
litischen Axbeit, die sehr oft vor der Notwendigkeit steht,
vielfiltige Interessen, mitunter auch gegensitzliche Zielset-
zungen unter einen Hut zu bringen,

{Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Richtig! — Abg.
Hackl GROUNE: Deshalb haben die Politiker auch
so einen schlechten Ruf, Herr Teufell)

Kompromisse einzugehen und damit auch Gesetze und Vor-
schriften zu erlassen, die zu Lasten der Gesetzesklarheit und
auch zu Lasten des notwendigen Entscheidungsspielraums
flir die Verwaltung gehen.

Meine Damen und Herren, ich habe es oft und oft gesagt:
Wir miissen die Spielrdume fiir die Entscheidungstriger er-
weitern. Das Leben ist viel zu kompliziert, als daf} es im vor-
aus von Abgeordneten in jedem Einzelfall vorausbedacht
werden und in Normen eingefangen werden kdnnte.

Aber auch dieses Problembiindel kdnnen wir nicht durch
eine Abschaffung des Beamtenstatus l9sen. Da miissen wir
schon selbst den Mut haben, nicht jedes Detail zu regeln
und fiir qualifiziert ausgebildete Mitarbeiter Entscheidungs-
spielriume zuzulassen, mit denen Einzelfille gerecht und als
MaBanzug fir die jeweilige Problemlage geldst werden kon-
nen.

(Abg. Weyrosta SPD: Welche Rolle spielen Erlasse
und Verordnungen? — Gegenruf des Abg. Dr. Dd-
ring FDP/DVP: Die gleiche!)

— Erlasse und Verordnungen muB man in der Tat einbezie-
hen. Man darf nicht nur von Gesetzen, sondern muf3 von
Normen insgesamt sprechen und sich Zuriickhaltung aufer-
legen.

(Abg. Oecttinger CDU zu Abg. Weyrosta SPD: Im
Umweltbereich vor allen Dingen, Herr Kollege
Weyrostal)

Man muB auch einmal sagen, dal man in der Gesetzgebung
nicht die letzte Gerechtigkeit verwirklichen kann und dal
man auch nicht den letzten Einzelfall regeln kann,

Meine Damen und Herren, in aller Klarheit méchte ich
auch angesichts der Aufgeregtheit in der jetzt laufenden Dis-
kussion feststellen: Der Offentliche Dienst in Deutschland
mit seiner beamtenrechtlichen Grundstruktur hat sich be-
wihrt. Wenn Sie Gelegenheit haben, mit den &ffentlichen
Verwaltungen in anderen Léndern in Berlihrung zu kom-
men, wo auch immer, dann werden Sie mit dem &ffentlichen
Dienst in unserem Land zufrieden sein und mir diese Fest-
stellung bestitigen.

(Beifail bei Abgeordneten der CDU und des Abg.
Deuschle REP)

Der offentliche Dienst funktioniert in weiten Bereichen rela-
tiv gerauschlos und effizient. Meine Damen und Herren, ob-
wohl in jingerer Zeit Fille von Bestechlichkeit und Korrup-
tion aufgedeckt worden sind — ich mochte sie nicht ver-
harmlosen —, ist unsere Verwaltung insgesamt verldBlich,
objektiv und unbestechlich.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU, der SPD und
der FDP/DVP}

Ich glaube sogar, daB diese Unbestechlichkeit im internatio-
nalen Vergleich ein Hauptmerkmal unserer Verwaltung ist.

(Abg. Albrecht FDP/DVP: Sehr richtig!)

Ich bin in Lindern gewesen, in nicht wenigen Lindern, wo
ich immer den deutschen Botschafter, den Prisidenten der
deutschen Handelskammer und Leute aus Deutschland, die
schon lange in diesen Lindern wohnen, frage: Was sind die
Hauptprobleme in diesem Land? Da stehen in vielen Lin-
dern an der ersten Stelle die Korruption und die Bestech-
lichkeit der Verwaltung. Dann ist man zufrieden mit dem &f-
fentlichen Dienst im eigenen Land.

(Beifall des Abg. Albrecht FDP/DVP)

Wir haben eine unbestechliche Verwaltung. Ein hoheres Lob
kann man ihr, glaube ich, gar nicht aussprechen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU}

Meine Damen und Herren, welchen Wert eine funktionie-
rende Verwaltung und eine zuverldssige, fachlich qualifi-
zierte Beamtenschaft haben, wurde auch im Zug der Wie-
dervereinigung deutlich. Ich habe den Eindruck, es mubte
wirklich zuerst der Wiedervereinigungsprozel3 kommen, bis
viele in unserem Land und auch viele in unserer Wirtschalt
Vorurteile iiber den &ffentlichen Dienst abgebaut haben.
Was innerhalb von neun Monaten im Bundesinnenministeri-
um, im BundesauBenministerium, in der gesamten Bundes-
verwaltung und in den LAnderverwaltungen als Zuarbeit for
den Bundesrat an Innovation, an Flei8, an Qualitiit geleistet
worden ist, das ist weithin beispielhaft; das mdchte ich ein-
mal sagen.

(Beifall des Abg. Kurz CDU)

Ich beziche ein die Motivation unserer Stiddte, Gemeinden
und Kreise, die Motivation von Banken, von Allgemeinen
Ortskrankenkassen, von Innungen und von Kammern, die
innerhalb von wenigen Wochen Patenschaft beim Aufbau ih-
rer Parallelorganisationen in den neuen Bundeslindern gelei-
stet haben. DaB aus Baden-Wirtlemberg stindig 800 Be-
amte — also auch abwechscind eine sehr viel gréBere Zah!
— den Mut hatten, den eigenen, angestammten Platz in der
Verwaltung in Baden-Wiirttemberg zu verlassen, nicht wis-
send, wie ihre Fortkommensméglichkeit bei der Riickkehr
ist, und in die neuen Bundesldnder zu gehen, ist nach meiner
Meinung ecin herausragendes Beispiel auch fiir die Beweg-
lichkeit und fiir die Motivation des dffentlichen Dienstes.

Was hier ehrenamtlich und freiwillig von Ruhestandsbeam-
ten, von Mitarbeitlern von Stadtverwaltungen und anderer
Behorden geleistet worden ist, ist, glaube ich, jede Anerken-
nung wert.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der SPD)
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Meine Damen und Herren, bevor ich zu den Punkten kom-
me, an denen ich Reformbedarf sehe und die kritisch zu be-
feuchten sind, mdchte ich noch eine Bemerkung zu der lau-
fenden und, wie ich meine, sehr oberflichlichen Diskussion
~Beamte oder Angestellte? machen,

Zunichst einmal: Wenn immer wieder lapidar unterstellt
wird, Angestellte seien beweglicher, ihre Bezahlung sei stir-
ker leistungsorientiert als die von Beamten, man kénne sie
leichier und besser umsetzen oder versetzen oder gar aus
dem offentlichen Dicnst entfernen, so ist dies entweder alles
glatt falsch oder allenfalls — glinstigstenfalls — teilrichtig.

Nehmen wir dic Bezahlung als Beispiel. Angestellte werden
nach den Regeln des Bundesangestelltentarifs bezahlt. Darin
spielt die Leistung eine sehr, sehr untergeordnete Rolle, Be-
zahlt wird nach sehr detailliert festgelegten Titigkeitsmerk-
malen. Diejenigen, die diese Tatigkeitsmerkmale erfiillen, ob
sie ihre Titigkeit gut oder auch nur miBig ausfiihren, be-
kommen daflir die gleiche Bezahlung.

Jeder Praktiker der Personalverwaltung wird Thnen bestiti-
gen, dal ¢s im Beamtenbereich nach geltendem Recht schon
jetzt bessere Maglichkeiten der Leistungsorientierung gibt
als im Geltungsbereich des BAT.

{Glocke des Prasidenten)

Prisident Dr. Hopmeier: Herr Ministerprisident, gestatien
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Hackl?

Ministerprisident Teufel: Gern.

Abg. Hackl GRUNE: Herr Ministerprisident, ist Thnen be-
kannt, dal eine grofle Gewerkschaft thre Bereitschaft erklirt
hat, gerade lber leistungsbezogene Gehaltsbestandteile im
Offendichen Dienst zu verhandeln, und wiren Sie bereit, auf
dieses Verhandlungsangebot einzugehen, um eben genau den
BAT leistungsbezogener zu machen?

Ministerprisident Teufel: Jederzeit.
Ahnliches gilt im iibrigen fiir die — —
(Vereinzelt Heiterkeit)
— Ja, das ist eine klare Antwort.
(Heiterkeit)

Eine Antwort ist nicht immer nur dann gut, wenn man dazu
eine halbe Stunde braucht, finde ich.

(Heiterkeit — Beifall bei der CDU und Abgeordne-
ten der SPD}

Ahnliches gilt im {brigen fiir die Moglichkeiten der Verset-
zung und der Umseizung innerhalb der Dienststellen. Vieles
im Angestelltenbereich ist im tibrigen deshalb noch schwie-
riger, weil dort die Mitbestimmung der Personalrite noch
weit umfassender ist als im Beamtenbereich, Wir sind aber
nicht bereit, hier Strukturen aufzubrechen, sondern wir wer-
den zu diesem Thema in den ndchsten Wochen an 50 und
mehr Stellen weitere Verfestigungen beschlieBen, meine Da-
men und Herren.

Um es auf den Punkt zu bringen: Die Arbeits- und Bezah-
lungsbedingungen fir Beamte regeln die &ffentlich-rechili-
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chen Dienstherren, insbesondere Bund und Linder, als Ge-
setzgeber eigenstindig. Beamte haben deshalb bei Besol-
dungsanpassungen und bei Arbeitszeitverkiirzungen gegen-
Uber Angestellten im Sffentlichen Dienst mehrfach zuriick-
stehen miissen,

Fiir die Regelung der Arbeits- und Bezahlungsbedingungen
im Arbeiter- und Angestelltenbereich sind Vereinbarungen,
insbesondere Tartfvertrige, erforderlich. Bei dieser Gegen-
tberstellung solite eigentlich jedermann deutlich sein, welche
Konstellation fiir die &ffentlich-rechtlichen Dienstherren
glinstiger ist.

Zum Kostenargument: Wie Sie wissen. gibl s dazu solche
und solche Berechnungen. Die seridsen Berechnungen, die
den Zinsfaktor, also die Frage des Zeitpunkts, wann die je-
weiligen Zahlungen anfallen, einbezichen, kommen nicht zu
dem Ergebnis, daB Angestellte billiger seien,

Es gibt Gewerkschaften, die fordern. daB kiinftig tberwie-
gend Angestellte in bisherige Beamtenfunktionen zu bringen
seient. Sie sollten dann ehrlich sagen, daB dies entweder ci-
nen erheblichen Nettoverlust fiir die Betroffenen oder. falls
dieser ausgeglichen werden soll, horrende Mehrkosten fir
die OSffentliche Hand bedeuten wiirde, Also Vorsicht mit
dem Kostenargument; lieber erst rechnen und dann reden.

Meine erste Aussage, meine Damen und Herren, ist deshalb:
Erhaltung des Berufsbeamientums, weil ¢s sich bewihrt hat,
Und die zweite Aussage: Wir brauchen ¢ine Refornt, eine
Modernisierung, gerade weil wir das Beamtentum erhalten
wollen. Lassen Sie mich daflir einige konkrete Begriindun-
gen anfithren,

Erstens die Pensionslasten. Die Zahlungen fiic pensionierte
Beamte werden in den ndchsten Jahren massiv ansteigen.
Wir liegen jetzt bei 3 Milliarden DM; wir werden langfristig
auf 8 Milliarden DM kommen, und diese Zahl muBl jeden
erschrecken. Nichts wire aber ungerechier. als diese er-
schreckende Zahl den Beamten anzulasten. Die Beamten,
die in den ndchsten Jahren in den Ruhestand gehen, wurden
in den sechziger, siebziger und achtziger Jahren eingestelll.
Die Regelung {iber die Rubestandsbezige war damals 1m
Prinzip die gleiche wie heute. Sie wurde im Zug der Renten-
reform 1992 sogar etwas zu Lasten der Beamten verschlech-
tert.

Es ist nicht ganz logisch, wenn sich Politiker, die seinerecit
diesen Beamteneinstellungen zugestimmt haben, jetzt wun-
dern, daB fir diese Beamte auch Versorgungsbezitge bezahlt
werden miissen. Dies war auch seinerzeit klar und auch je-
derzeit berechenbar,

Nun mag man dariiber diskutieren, ob es sinnvoll wire, fiir
solche Pensionszahlungen Rickstellungen zu bilden. Dar-
iiber lasse ich mit mir reden, Die Einfithrung solcher Rick-
stellungen wiirde aber nichts an der Tatsache dndern, dald
wir die inzwischen aufgelaufenen Pensionslasten bezahien
mitssen. Wenn dies finanzpolitisch zu extremen Problemen
fiihrt, kann man im Grunde nur durch zwei MaBBnahmen ge-
gensteuern.

Erstens: Wir konnen dariiber nachdenken, die Altersgrenze
zu erhdhen. Dies will auch unter dem Gesichispunkt der
personalwirtschaftlichen Auswirkungen, ndmlich der Ver-



Landtag von Baden-Wiirttemberg — 11, Wahlperiode — 56. Sitzung — Mittwoch 1. Februar 1995

(Ministerprasident Teufel)

schlechterung der Chancen fiir die junge Generation, sorg-
féltig bedacht werden.

Zweitens: Wir miissen stindig ein kritisches Auge darauf ha-
ben, ob nicht zu viele Beamte zu friih als dienstunféhig aus
dem Dienst ausscheiden.

{Abg. Alfred Haas CDU: Jawohl!)

Hier milssen die Voraussetzungen dafiir geschaffen werden,
dal} Beamte, die eine bestimmte Funktion aus Gesundheits-
griinden nicht mehr wahrnehmen kénnen, méglichst in an-
deren Funktionen eingesetzt werden, damit sie nicht vorzei-
tig, ohne zu arbeiten, der Allgemeinheit zur Last fallen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Meine Damen und Herren, in dieser Frage war iibrigens die
Landesregierung von Baden-Wiirttemberg schon im Bundes-
rat initiativ, lange bevor etwa Schleswig-Holstein oder an-
dere dariiber nachgedacht haben.

Sehr langfristig wirksam konnen dariiber hinaus andere
Uberlegungen sein, etwa eine weitere Streckung der Ruhe-
gehaltsskala oder das Vorziehen der ohnehin schon im Ge-
setz stehenden, aber erst ab dem Jahr 2002 wirksamen Ver-
sorgungsabschlige fiir solche Beamte, die vorzeitig in den
Ruhestand gehen.

Meine Damen und Herren, filr mich ist es ein }irgernis, dal
das regulire Pensionsalter 65 Jahre ist, das tatsichliche Pen-
sionsalter aber nahe beim 60. Lebensjahr tiegt. Das wiire mit
Sicherheit nicht der Fall, wenn man nicht schon vor dem
60. Lebensjahr nach dem Beamtenrecht die vollen Ruhe-
standsbezilge erreichen konnte. An dieser Stelle ist nach
meiner Meinung anzusetzen: Volle Ruhestandsbeziige mit
dem 65. Lebensjahr, und dann kénnen wir gegeniiber jedem,
der mit 64, 62 oder 60 Jahren in den Ruhestand gehen will,
grofziigig sein, denn er hat dann entsprechende versiche-
rungsmathematische Abschlige hinzunehmen. Das hei}¢, er
hat mit dem 60. cder 62. Lebensjahr noch gar nicht seine
vollen Ruhestandsbeziige erreicht. Das wire eine nahelie-
gende ReformmaBnahme, die auBerordentlich wirksam und
entlastend wére,

Meine Damen und Herren, ich halte also noch einmal fest:
Die Beamten sind an den jetzt entstehenden Finanzproble-
men der Pensionslasten gewil} nicht schuld. Zum zweiten —
und das ist ein Kernbereich —: 90% von dem, was vorhin
von den verschiedensten Rednern vorgeschlagen worden ist,
ist, auch soweit ich es selber fiir richtig halte, nur auf Bup-
desebene zu realisieren. Politische Parteien, die hier grofle
Ziele verkiinden, sollten deshalb ihre Anstrengungen vor al-
lem darauf richten, ihre eigenen Verantwortungstriger auf
Bundesebene fir solche ReformmaBnahmen zu gewinnen.

(Abg. Hackl GRUNE: Das miissen Sie Ihren Par-
teifreunden in Bonn sagen!)

— Ja.

Jetzt komrme ich zu einem Bereich, wo wir auch selber han-
deln kdnnen. Meine Damen und Herren, ich sehe diese De-
batte heute als eine Einheit mit dem, was wir in den nich-
sten fiinf Monaten in Baden-Wiirttemberg tun. Hic Rhodus,
hic salta. Wir haben nicht weniger als 16 Guiachten bei den

namhaftesten deutschen Wirtschafisberatungsinstituten in
Auftrag gegeben. Es wird also niemand sagen kénnen, diese
seien nicht aul der Hohe der Zeit, Das sind Institute, die in
den letzten Jahren einer schwierigen Wirtschaftssituation
Dutzende und Aberdutzende, ja Hunderte von Firmen bera-
ten haben, die Verschlankung und Effizienzsteigerung auf
der Grundlage dieser Vorschlige betrieben haben. Wir be-
kommen in 14 Tagen die ersten Gutachten, und dann bin
ich gespannt

(Abg. Dr. Doring FDP/DVP: Wir auch!)

auf die Reaktion nicht nur der einzelnen Ressorts, nicht nur
der einzelnen betroffenen Ressorichefs, nicht nur auf die
Reaktion der Amtsleiter der 6ffentlichen Bediensteten, dann
bin ich sehr gespannt auf die Reaktion des Koalitionsaus-
schusses, auf den Mut der Abgeordneaten,

(Abg. Weyrosta SPD: Jawohl!)

der Koalitionsfraktionen und der Oppositionsfraktionen, auf
die [nnovationsbereitschaft, wenn es darum geht, auch nur
eine AuBenstelle einer Behérde zu streichen.

{Zuruf von den Republikanern: So ist es!)

Ich stelle diese Fragen nicht aus dem hohlen Bauch. Es war
in den letzten zwei Jahren nicht zu verwirklichen, das Lan-
desamt fir Besoldung und Versorgung beispielsweise in eine
Stadt zu verlegen, wo Tausende von Wohnungen freigewor-
den sind, Tausende von Arbeitsplitzen vernichtet worden
sind, weil die kanadischen Streitkrifte abgezogen sind, wo
das eine echte strukturverbessernde MaBnahme gewesen wi-
re. Mit der letzten Kraftanstrengung war es moglich, dieses
Amt vom Kernbereich Stuttgarts nach Fellbach zu verlegen,
So grof} ist die Innovationskraft im Einzelfall, die ich dem
entgegensetze, was heute in Debatten grofl verkiindet wor-
den ist.

(Abg. Dr, Schlierer REP: Falsche Richtung! — Zu-

ruf von der SPD: Wer hat das verhindert? — Abg,

Qettinger CDU: RP Stuttgart! — Abg. Hackl

GRUNE: Das ist doch ein Armutszeugnis, das Sie

sich selber ausstellen! — Abg. Renz GRUNE: Eine
starke Regierung!)

Es ist in diesem Land in véllig {iberlasteten Universititsstid-
ten nicht mdglich,

(Abg. Biitikofer GRUNE: Wer regiert denn?)

eine Padagogische Hochschule, die dort auch sitzt, eine
Fachhochschule, die dort auch sitzt, auch nur in die Nach-
barschaft zu verlegen, wo man sie bereitwillig aufnehmen
wiirde und wo das eine echte Strukturverbesserung wire.

(Zuruf des Abg. Dr. Déring FDP/DVP)

Meine Damen und Herren, ich habe alle diese Vorschlige
gemacht,

{Abg. Bebber SPD: Wer hat sie denn verhindert?
Wirl)

Aber in einer Demokratic muB man auf 51 ziihlen kénnen,
man muB mehrheitsfdhig sein. Es niltzt iiberhaupt nichts,

4515



Landtag von Baden-Wiirttemberg — 1. Wahlperiode — 56, Sitzung — Mittwoch 1. Februar 1995

(Minisrerprisident Teufel)

wenn man liturgische Fragen stellt, die bei der Taufe und bei
der Firmung vorkommen; Sind Sie bereit? Sind Sie bereit?
Nein: Hic Rhodus, hic salta. In den nachsten fiinf Monaten
entscheidet es sich, ob wir bereit sind, die Gutachten umzu-
setzen

{Beifall bet der CDU)

und nicht das zu fordern, was nur in Bonn gemacht werden
kann, sondern das zu fordern, was hier in diesem Parlament
und in dieser Regierung realisiert werden kann.

{Abg. Bitikofer GRUNE: Sagen Sie das Herrn
Weiser! — Abg. Bebber SPD: Eine scharfe Rede an
die eigene Fraktion!)

Ich werde die Vorschlige auf den Tisch legen und bin auf
die Reaktionen schr gespannt und rege eine Aktuelle De-
batte im Juli dieses Jahres zum gleichen Thema an, wo wir
uns entweder selbstlobend auf die Schultern klopfen kdnnen
ader wo sich dann einige licber aus dem Plenarsaal verkrie-
chen sollten. Ich sage das einmal ganz deutlich, meine Da-
men und Herren,

(Abg. Dr. Doring FDP/DVP: Das war zu hart! —
Abg. Weyrosta SPD: Sind Sie bereit?)

Soviel zur Innovationskraft aus gemachten Erfahrungen. [ch
kénnte die Beispiele beliebig fortsetzen.

Meine Damen und Herren, es ist seit den sechziger und
sicbziger Jahren Mode geworden, den Staat fiir alles und je-
des verantworilich zu machen und in Anspruch zu nehmen.
Politiker sind daran nicht unschuldig. Sie haben sich entwe-
der konkurrierend an diesem Leistungswettbewerb beteiligt
oder sind zumindest Anspriichen nicht entschieden genug
entgegengetreten. Jedenfalls hat diese Entwicklung zu einer
massiven Ausweitung der Sffentlichen Téatigkeit gefiihrt.
Hier missen wir jetzt korrigieren. Wir milssen angesichts ei-
ner fiktiven oder tatsiichlichen Alizustindigkeit des Staates,
angesichts der Erwartung einer Abdeckung aller Lebensrisi-
ken des einzelnen durch die 8ffentliche Hand den Staat und
die Staatsaufgaben auf Dauer finanzierbar machen.

Wir miissen, meine Damen und Herren, wieder herausfin-
den, welches unsere Kernaufgaben sind. Genau daran arbei-
ten wir derzeit mit groBer Intensitdr.

Was kann denn die Landesregierung anderes und Besseres
tun, als zu Beginn der Legislaturperiode eine Verwaltungsre-
formkommission einzusetzen, bei der sie sofert den Prési-
denten des Rechinungshofs und die Vertreter der kommuna-
len Landesverbinde einbezieht, eine Kommission, die kein
umfassendes Werk — solche Werke gab es nidmlich in den
leizten 30 Jahren funf oder sechs, ohne daB man sich um die
Realisierung gekiimmert hiitte — erarbeitet und vorlegt,
sondern die Etappenziele vorgibt und diese konkret umsetzt?
Dus ist im Alllag sehr viel schwieriger. Wir brauchen eine
ganze Legislaturperiode, um 3 040 Stellen in der Landesver-
waltung 2u streichen, aber lediglich in 26 % der Landesver-
waltung; denn wenn wir neue Lehrerstellen schaffen, kénnen
wir nicht gleichzeitig im groBten Personalkdrper des Landes
Stellen streichen. Wir koénnen an den Universititen bel einer
Uberlast von 120 % keine Stellen streichen, sondern allen-
falls Stellen umschichten. Wir kdnnen nicht Polizetbeamten-
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stellen schaffen und dann in diesem breiten Bereich gleich-
zeitig Stelien streichen, Also bleiben ganze 20% des Perso-
nalkdrpers dibrig. Da sind 3 040 Stellen sehr viel.

Wir haben uns fiir die nichsten sechs Jahre, ab der nachsten
Legislaturperiode, die Streichung von 4000 Stellen vorge-
nommen, Wir miissen dafiir unter Bericksichtigung der ex-
ternen Aufgabenuntersuchungen die Grundlage schaffen,
Das ist eine gewaltige Aufgabe, die wir nicht nur vor uns ha-
ben, sondern bei der wir schon mitten in der Realisierung
sind.

Wir miissen — und das ist der einzige Weg, der zum Erfolg
fihrt — Staatsaufgaben abbauen, um Staalsausgaben ab-
bauen zu konnen. Wir missen Staatsaufgaben abbauen, um
Schuiden und Steuerbelastungen abbauen zu konnen. Meine
Damen und Herren, das ist eine zentrale Autpabe fiir die
Regierung und das Parlament.

{Beifall bei der CDL)

Wir werden vor allem dort Stellen abbauen, wo Aufgaben
abgebaut, wo Aufgaben privatisiert werden konnen, wo
durch Anderung die Ablauf- und Aufbauorganisation ratio-
nalisiert werden kann und wo infolge gednderter gesell-
schaftlicher Rahmenbedingungen der Staat nicht mehr tétig
werden soll oder wo staatliches Titigwerden nicht mehr fi-
nanzierbar ist.

Zum Recht des 6ffentliches Dienstes, und zwar sowohl zum
Beamtenrecht — dariiber redet jeder — wie auch zum Ta-
rifrecht — und dariiber redet keiner, auBer, Respekt, in ei-
nem Zwischenruf —; Beides bedarf dringend der Muoderni-
sierung.

Wir haben schon im Juli letzten Jahres im Bundesrat einen
Antrag eingebracht, der ein leistungsorientiertes Besoldungs-
system fir die Beamtinnen und Beamten vorsieht. Dieser
Antrag verfolgt im wesentlichen folgende Zicle:

Einfihrung von Leistungszulagen. Wer dies also hier for-
dert, muB wissen, daB die Landesregierung ihre einzige
Handlungsmdglichkeit, eine Bundesratsinitiative, bereits vor
einem Jahr ergriffen hat.

Umbau der Grundgehaltstabelle mit aufsteigenden Gehal-
tern mit dem Ziel einer deutlichen Verringerung der Zahl
der Dienstaiters- und Lebensaltersstufen.

Aufsteigen in den Dienstalters- und Lebensaltersstufen in
langeren Intervallen.

Wir wollen zudem durch eine Flexibilisierung des Haushalts-
rechts unseren Fithrungskrifien und Mitarbeitern mehr
Selbstindigkeit, aber auch mehr Eigenverantwortlichkeit
{ibertragen. Auch dies wird zu mehr Beweglichkeit und zu
einer besseren Motivation der Mitarbeiter im &ffentlichen
Dienst fithren.

Wir brauchen im Interesse eines besseren Leistungsprinzips
die Moglichkeit, Spitzenstellen im offentlichen Dienst auf
Zeit zu vergeben.

Meine Damen und Herren, das ist keine neue Erfindung.

(Abg. Dreier CDU: So ist es!)
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In den Anfangsjahren meiner Zeit als Vorsitzender der
CDU-Fraktion — das liegt inzwischen 15 Jahre zuriick —
hat die CDU-Landtagsfraktion einen Antrag mit dieser Ziel-
setzung eingereicht. Was wir erreicht haben, war ein mini-
maler Erfolg. Ministerialdirektoren wurden Beamte auf Zeit,
sind also abberufbar. Wir haben uns selbstverstindlich auch
Abteilungsleiter vorgestellt, wir haben uns Leiter von Mittel-
instanzen vorgestellt. Wir stellen uns Leiter von unteren
Sonderbehdrden vor. Spitzenstellen auf Zeit vergeben, aber
bitte wiederum nicht zuf dem Ricken der Beamiten austra-
gen, Es muf dann saubere Leistungszulagen geben. Sie mils-
sen auch auf die Pensionen angerechnet werden. Die Beam-
ten, die in ein Spitzenamt berufen worden sind und wieder
abberufen werden, dirfen nicht ins Bodenlose fallen, son-
dern miissen in ihr Ausgangsamt, aus dem sie in die Spitzen-
stelle aufgertickt sind, zuriickfallen. Wir sind jederzeit bereit,
eine solche Reform durchzufiihren.

Meine Damen und Herren, wir brauchen im Beamtenrecht
— ich betone: im Beamtenrecht — auch eine gréfere Flexi-
bilitdt flir Teilzeitbeschiftigung, Wir brauchen Teilzeitbe-
schiiftipung beispiclsweise jetzt fUr Lehrer. Vollig einver-
nehmlich in der Koalition stellen wir eine groBe Zahl von
jungen Lehrern auf Zweidrittelstellen im Angestelltenverhilt-
nis ein.

Die Motivation mag unterschiedlich sein. Ich kritisiere das
gar nicht, ich stelle das nur fest. Die einen mogen denken,
das sei der Einstieg in ein Angestelltenverhilinis bei Lehrern
insgesamt. Ich darf fiir uns sagen: Fiir uns ist es eine Not-
[8sung und nichts anderes.

Wir haben vor Jahren Lehrer im Dreiviertelverhaltnis als
Beamte eingestellt. Jahre danach haben wir einen Prozel
verloren, und wir multen das volle Viertel nachbezahlen,
ohne dal} die betroffenen Lehrer hiitten nacharbeiten mils-
sen, weil das Beamtenrecht ecine solche Teilzeitbeschiiftigung
gegen den Willen des Betroffenen nicht zuldBt. Das ist der
einzige Grund, warum wir damit einverstanden sind, daB
jetzt Lehrer in Zweidrittelbeschiftigung als Angestellte fir
eine Ubergangszeit mit einer klaren Perspektive erstens auf
ein volles Gehalt und zweitens auf Anstellung im Beamten-
recht eingestellt werden. Wenn morgen der Bundesgesetzge-
ber im Beamtenrecht grdBere Flexibilitdt fir Teilzeitbeschaf-
tigung schafft, dann wirden wir selbstverstindlich diese
Zweidrittelbeschiftigung im Beamtenverhiltnis durchfihren.

Ich sage also: Fiir uns ist es eine Notlpsung und eine Uber-
gangslosung, aber eine notwendige Losung, um flexibel rea-
gieren zu kdnnen.

Meine Damen und Herren, im Gesprich mit den Tarifpart-
nern miissen wir dazu kommen, den BAT zu lockern und zu
entzarren. Im Bereich des Rechts der Arbeiter und Ange-
stellten ist jegliche, aber auch jegliche Beweglichkeit verlo-
rengegangen. Eingezwingt in die starren Regeln des Tarif-
rechts, abhingig von der Zustimmung des Personalrats,
besteht hier so gut wie keine Moglichkeit mehr, besonders
qualifizierte Mitarbeiter auszuzeichnen oder auch sehr
schwache Mitarbeiter zuriickzustufen bzw. in andere Funk-
tionen zu bringen. Hier erwarten wir auch von den Gewerk-
schaften, dalB sie sich bewegen,

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich abschlieBend
festhalten: Die jetzt laufende Diskussion um den offentli-

chen Dienst ist uneingeschrénkt zu begriiBen. Es ist bedau-
erlich, daB sie da und dort mit wenig Sachkenntnis oder un-
ter Neidgesichtspunkten gefithrt wird.

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Richtig!)

Ich verspreche mir (berhaupt keine Verbesserung davon,
den bewdhrten Beamtenstatus in Frage zu stellen. Sehr viel
verspreche ich mir davon, die vorhandenen rechtlichen
Mdglichkeiten besser zu nutzen. Sehr viel verspreche ich mir
davon, dort anzusetzen, wo das Rechtssystem tatsiichlich
Mingel hat, so etwa im Bereich der leistungsorientierten Be-
zahlung und bei den vielen anderen Beispielen, die ich ge-
nannt habe.

Reformen des &ffentlichen Dienstes sind eine Sache flir er-
fahrene Praktiker, nicht fiir Weltverbesserer oder fir Neid-
gesteuerte. Diese Reformen brauchen Sachkenntnis und Au-
genmal. In diesem Sinn geht der Bundesinnenminister mit
dem Thema um, und so wollen wir es auch von seiten der
Landesregierung von Baden-Wiirttemberg halten,

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der SPD)

Priisident Dr. Hopmeier: Nach § 82 Abs. 4 unserer Ge-
schiftsordnung erteile ich das Wort Frau Abg. Bender in ih-
rer Funktion als amtierende Fraktionsvorsitzende der Gri-
nen;, Herr Abg. Kuhn ist erkrankt.

Abg. Birgitt Bender GRUNE: Herr Priisident, meine Da-
men und Herren! Herr Ministerprdsident, Sie sprachen von
der Erhaltung des Berufsbeamtentums und von der Moder-
nisicrung des Beamtenrechts. Was die Erhaltung des Berufs-
beamtentums angeht, mégen wir nicht von vornherein Einig-
keit haben: denn es ist doch zu fragen, warum genau dieser
Glaubenssatz — wenn ich das so nennen darf — am Anfang
einer Diskussion lber Reformen stehen soll. Aber vielleicht
kann man es auch umgelcehre angehen. Lassen Sie uns tber
Modernisicrung des offentlichen Dienstes insgesamt reden,
Dann wird sich zeigen, wie weit man zusammenkommt und
ob man am Ende tatsichlich noch das Berufsbeamtentum
braucht, mit welchen Regelungen und vor allem fiir welche
Bereiche; auch dies ist eine entscheidende Frage.

Die Reformdiskussionen, meine Damen und Herren, wer-
den jetzt unter zwei Gesichtspunkten gefithri: zum einen un-
ter dem Gesichtspunkt knapper Offentlicher Kassen, also der
Finanzierungsmoglichkeiten, und zum zweiten unter dem
Gesichtspunkt der Anforderungen an eine moderne Dienst-
leistungsverwaltung.

Was die Finanzen angeht, meine ich: Das darf nicht die
Uberschrift der gesamten Diskussion sein.

(Unruhe — Glocke des Prisidenten)
Prisident Dr, Hopmeier: Darf ich um Ruhe bitten.

Abg. Birgitt Bender GRUNE: Ich bin dankbar, daB der
Herr Ministerprasident im ganzen nicht auf die Vorschlige,
die der bayerische Ministerprisident Stoiber jiingst dargelegt
hat, eingestiegen ist. Da ging es vor allem darum, daB man
den Beamten die Daumenschrauben anlegt, daB man ihre
Arbeitskraft ausquetscht und hier und da noch ein paar Aus-
gaben einspart, Da werden Pensionen gekiirzt, und die Le-
bensarbeitszeit wird verlingert. Dann wird gar dariiber dis-
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kutiert — das allerdings auch, Herr Kollege Maurer, von
SPD-Seite —, ob man nicht Gehiilter kilrzt, um, wie es so
schon heiBt, von Menschen im offentlichen Dienst einen
Beitrag zur Alterssicherung abzufordern. Das halte ich fiir
den falschen Weg,

Uber die Frage, Herr Ministerprisident, ob die volle Pen-
sion nun erst mit 65 Jahren erreicht wird und dariiber hin-
aus mit 63 und 64 Flexibilitiit besteht oder ob man bei dem
jetzigen Modell mit 63 und 65 bleibt, kann man diskutieren.
Mun wird sich dabei nur dariber kiar sein miissen, Herr
Teufel, daB diese Frage etwa das Problem der Frilhpensio-
nierung von Lehrern und Lehrerinnen in der Schule nicht
16st. Sie glauben doch nicht ernsthaft, daB es denen um die
Frage geht: ,,Wieviel Prozente meiner Pension bekomme ich
ab welchem Alter?" Das mag vielleicht auch ein Gesichts-
punkt sein. Entscheidend ist aber doch, daB Lehrer und
Lehrerinnen nach langer Dienstzeit oft ausgebrannt sind,
daf sie einfach nicht mehr kénnen und dann letztlich aus ge-
sundheitlichen Grinden frihpensioniert werden. Das, meine
ich, miifte AnlaB sein, ersiens iiber mehr Teilzeitmoglichkei-
ten nachzudenken — denn das kénnte Entlastung schaffen
— und zweitens auch darlber zu reden, ob es wirklich so
bleiben muB, daB es heilt: einmal Lehrer, immer Lehrer. Al-
lenfalls kann man da noch im Oberschulamt arbeiten.
Miilite das nicht AnluB sein, das strikte Laufbahnprinzip zu
Gberpriffen?

(Beifall bei Abgeordneten der GRUNEN)

SchlieBlich, Herr Ministerprésident, frage ich mich: Warum
eigentlich missen Lehrerinnen und Lehrer partout Beamte
sein? Auch Herr Kollege Oettinger hat dafiir leider (iber-
haupt keine Begriindung geliefert. Ich sehe schlicht keine
Begriindung dafiir, Es handelt sich hier nicht um einen ho-
heitlichen Kernbereich,

(Abg. Pfister FDP/DVP: Was wiire denn der Vor-
teil, wenn es andersherum wire?)

Schauen Sie auch in andere europdische Lander. Da ist das
ganz anders.

(Zuruf des Abg. Pfister FDP/DVP)

Wiirde nicht mehr Flexibilitdt und vielleicht auch mehr pid-
agogischer Freiraum geschaffen werden, wenn Lehrer keine
Beamte mehr wiren, wenn es eben nicht nur eine Notlosung
wire, Lehrer jetzt mit Zweidritieldeputat als Angestellte ein-
rustellen, sondern wenn der gesamte Schulbereich dem An-
gestelltenstatus unterworfen wiirde?

Ich finde, ein zusdtzliches Argument entsteht auch dadurch,
daB es nach den Regelungen der Europiischen Union, de-
nen wir verpflichtet sind, auch ein Zugangsrecht zum éffent-
lichen Dienst fiir Angehérige anderer EU-Mitgliedsstaaten
gibt, ausgenommen hoheitliche Kernbereiche wie Polizei
oder Justiz. Beispielsweise kann auch ¢ine Franzdsin Lehre-
rin in Deutschland werden. Mit dem Beamtenstatus ist dies
allerdings nicht vereinbar, weil dieser bisher auf Deutsche
beschrinkt ist. Ich finde, hier wiire es hochste Zeit, meine
Damen und Herren, nicht nur — wir werden spiter noch
dariiber sprechen — ein europdisches Bekenntnis in den
Yorspruch zur Landesverfassung hineinzuschreiben, sondern

4518

mit dem europdischen Bekenntnis, auch was die Modernisie-
rung des Sffentlichen Dienstes angeht, Ernst zu machen.

(Beifall des Abg. Hacki GRUNE)

Ich bin froh, meine Damen und Herren, daB offenbar Einig-
keit Gber die Modernisicrung auch des Gehalts- und Besol-
dungsrechts, also des BAT und der entsprechenden Gesetze,
besteht, Ich bin gespannt, was hier tatsiichlich von der Lan-
desregierung zu erwarten ist. Ich habe mit [nteresse zur
Kenntnis genommen, dafl etwa der Vorschlag, Fibrungspo-
sttionen auf Zeit »u vergeben. nicht nur vom Kollegen Mau-
rer gemacht, sondern auch vom Heren Ministerprisidenten
aufgenommen wird. Ich frage mich: Wann tun Sie das? Herr
Ministerprisident, Sie haben gesagt: Hic Rhodus, hic sal-
ta!* Ich frage mich: Wird diese Koalition im Bereich der
Modernisierung des offentlichen Dienstes tatsiichlich hand-
lungsfihig sein?

Kollege Maurer hat eine Rethe von Punkten genannt, wozu
auch die Aufwertung der unteren Bereiche der Besoldung
gehort hat — das halte ich fir einen sehr wichtigen Punkt
—, wo man, ohne das Beamtenrecht insgesamt reformieren
zu miissen — dall das schwierig ist, wissen wir alle —., den
landesrechtlichen Handlungsspielraum awsschopfen konnte,
Ich sage Thnen, Herr Kollege Maurer: Mit den Griinen ist
cinen solches Reformprojekt zu machen. Ich bin gespannt,
ob es sich auch in der groBen Koalition durchfithren 1igt,

Lassen Sie mich abschlicBend noch drei Beispiele nennen,
wo ich finde, dall die Landesregierung in dem Bereich des
dffentlichen Dienstes, fiir den sie verantwortlich ist, also der
Landesverwaltung, auch noch Bringschulden hat, was elwa
moderne Flhrungsmethoden angeht.

Erstes Beispiel: Wir haben jingst einem Berichi der Frauen-
ministerin des Landes entnehmen konnen, daf unter den
vorhandenen Menschen im offentlichen Dienst des Landes
jeder 16. Mann, aber nur jede 35. Frau befordert wurde,
Wenn man, meine Damen und Herren. nicht unterstellt,
Frauen seien generell weniger qualifiziert und kimen des-
halb weniger fiir Beférderungen in Frage, dann mul man
sich fragen, wie denn der Grundsatz von Eignung, Befihi-
gung und fachlicher Leistung in diesem Land interpretiert
wird. Das wire doch auch einmal eine Frage der Diskussion
iiber das Leistungsprinzip.

(Beifall der Abg, Hackl und Renz GRUNE)

Zweites Beispiel: Wenn es um die Modernisierung des of-
fentlichen Dienstes insgesamt und darum geht, daB dieser
Teil der Gesellschaft ist und dhnlichen Anforderungen aus-
gesetzt ist, dann mull man sich fragen, warum mun ausge-
rechnet im Zug von neuen Geselzen wiederum einen neuen,
andersartigen Status — ich muB schon sagen: ein neues Pri-
vileg — schafft. Ich meine das Themu Pllegeversicherung,
meine Damen und Herren. Da hat man mit groBem Auf-
wand einen KompromiB gefunden, der in Sachen Pflege dus
Solidarprinzip verankert, wo jetzt alle einzablen und dem-
entsprechend auch die gleichen Leistungen erhalten: alle, bis
auf die Beamten, weil die Beihilfevorschrifien festlegen —
das hat mir der Herr Finanzminister in seiter Antwort be-
stitigt; ich wilre gespannt, Herr Ministerprasident, ob die
Landesregierung neuerdings ihre Position duzu veriindert
hat —. daB die Beamten in Bund und Lindern weiterhin zu-
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sitzliche Beihilfeleistungen zu den Leistungen der Pflegever-
sicherung bekommen sollen. Also auf gut deutsch: Der pen-
sionierte Lehrer steht sich im Pflegeheim wesentlich begser
als ein ,normaler” Mensch auBerhalb des ffentlichen Dien-
stes. Ich frage mich: Was hat das mit Leistungsprinzip und
moderner Ausgestaltung des offentlichen Dienstes zu tun?

Ein drittes Beispiel: Ein Regierungsmitghed — ich meine
den Herrn Landwirtschaftsminister — gibt Gutachten zur
Reform der Forstverwaltung in Auftrag, Wir wiren ge-
spannt auf die Ergebnisse und wirden uns freuen, die Er-
gebnisse umgesetzt zu sehen. Was geschieht? Der Herr Mi-
nister gibt in seinem Haus die Anweisung, dic Bewertung
dieser Gutachten zu unterlassen. Jetzt frage ich Sie, meine
Damen und Herren: Was ist das denn fiir ein Reformeifer?

Das, Herr Ministerprisident, paBt nicht zu dem, was Sie
eben an moglichen Reformprojekten skizziert haben. Man
mul} zunéchst einmal die Hausaufgaben machen und den et-
genen Anforderungen gerecht werden.

Ich fasse zusammen, meine Damen und Herren. Ich meine,
es geht darum, die Reformméglichkeiten, die es auf Landes-
ebene in Sachen Moedernisierung des offentlichen Dienstes
gibt, auszuschopfen.

Es geht weiter darum, Beamte — da sehe ich bisher lediglich
die rotgriine Schiene — nur noch in Bereichen zu beschafti-
gen, die tatsichlich strikt hoheitlicher Natur sind.

Schliefilich — und auch dieses Ziel sollte man nicht aus den
Augen verlieren — geht es darum, auf Bundesebene Re-
formkoalitionen fir eine durchgreifende Modernisierung des
offentlichen Dienstes, wozu auch eine Reform des Beamten-
rechts gehodrt, zu schmieden.

{Beifzll bei den GRUNEN)

Prisident Dr. Hopmeier: Nach § 82 Abs. 4 der Geschifis-
ordnung erteile ich das Wort Herrn Abg. Maurer.

Abg. Maurer SPD: Herr Prasident, meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Ich finde es gut, dal wir uns hier alle ge-
gen pauschale Beschimpfungen des offentlichen Dienstes
und der Beamten ausgesprochen haben. Ich will nur deutlich
anmerken: Dazu gehdrt auch, dall wir schon akzeptieren
miissen, den ganzen &ffentlichen Sektor auch aus der Sicht
des Steuerzahlers zu betrachten.

Wir miissen uns klar dariiber werden, dal wir in einem
Land leben, in dem normal verdienende Familien bis zur
Halskrause mit Steuern und Abgaben belastet sind. Diese
Familien erwarten zu Recht, wie ich denke, daB der Staat,
der ihnen dies alles zumutet — aus meiner Sicht bereits zu-
viel zumutet —, mit ihrem Geld sehr sorgsam und sehr ef-
fizient umgeht. Tch meine, unsere Bevdlkerung kann erwar-
ten, dafl der von ihr bezahlte Staat — in der Demokratie ist
das nidmlich der Staat des Volkes — im Umgang mit seinen
Biirgerinnen und Biirgern — ich habe vorhin von modernen
Dienstleistungsunternchmen gesprochen — mindestens die-
selbe Kundenfreundlichkeit beweist, die ein Einzelhindler
gegeniiber seinen Kunden beweisen muB, Ich weil}, warum
ich das sage.

Die Frage der Biirgernihe und die Frage, wie wenig obrig-
keitsstaatlich Staat und Staatsorgane den Biirgerinnen und

Biirgern begegnen, ist auch fir die Akzeptanz des offentli-
chen Sektors insgesamt sehr entscheidend.

Meiner Meinung nach kommen wir der Sache ndher, wenn
wir versuchen, uns zu verstandigen, daBl wir nicht iiber Staat
an sich, sondern dber Staat in unterschiedlichen Funktionen
reden. Deswegen komme ich beispielsweise auch zu unter-
schiedlichen Antworten. Ich meine, daB man den Kern ho-
heitlicher Titigkeit des Staates — Polizei, Justiz, Zoll und
Teile von Finanzbehorden — nicht {iber denselben Struktur-
leisten schlagen kann wie den Bereich, in dem der Staat
Dienstleistungen organisiert. Es fithrt in die Irre, mit densel-
ben personalrechtlichen Strukturen auf zwei so unterschied-
liche Sachverhalte zu antworten.

Ich bin, Herr Ministerprésident, ein nahezu glithender Ver-
fechter des Berufsbeamtentums im Bereich dieser hoheitli-
chen Kernverwaltung, diberall dort, wo es um Ausiibung
staatlicher Gewalt und Gefahrenabwehr geht, In diesem Be-
reich sind wir in der Tat hoch lberlegen und gegeniiber
Staaten, dic beispielsweise bei der Polizei Wahlbeamte ein-
setzen, gut gefahren. Wenn ich iiber die Probleme amerika-
nischer Gesellschaften nachdenke, hat es sehr etwas damit
zu tun, daB der Wahlkampl zur Wahl eines Sheriffs unter
bestimmten Bedingungen mehr kostet, als der Mensch nach-
her in seinem Amt verdient. Das sollten wir uns nicht ange-
wohnen. In diesem Punkt bin ich klar dafiir, dal wir an un-
seren Prinzipien festhalten; ich bin dafiir, dall wir dann auch
leistungsgerecht bezahlen.

Es war und bleibt auf dem Hintergrund, den Sie hier be-
schrieben haben, eine ganz entscheidende Frage, dall wir —
Stichwort zweigeteilte Laufbahn — die Polizei in Dgutsch-
land fir ihre Aufgaben besser honorieren,

(Beifall des Abg. Hackl GRUNE)

Ich will eines hinzufiigen: Ich glaube auch, dal — Gott sei
Dank — unsere Polizei, was das Stichwort Korruption an-
geht, sehr gut aussicht. Ich rate aber, das Thema Korruption
in unserer Gesellschaft sehr ernst zu nehmen, Duas ist auch
nicht nur ein Thema fiir den staatlichen Bereich. Wenn Sie
einmal iiberlegen, wie sich das mit den ,Bakschisch-Syste-
men* entwickelt hat, auch bei Bezichungen zwischen Unter-
nehmen untereinander und Einkdufern — —

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: ,ltalienische Verhilt-
nisse” ist trotzdem ein biBchen iiberzogen gewesen!)

— Wehret den Anfdngen, kann ich da nur sagen, Herr Kol-
lege Ddring. Ich bin sehr {roh, daB3 da eine groBe Sensibilitiit
ausgebrochen ist.

Ich will Ihnen eines sagen, und dann kénnen wir auch zu
dem Thema ,,Hic Rhodus, hic salta!™ kommen: Es ist auBer-
ordentlich schwer, in einem Land, in dem gleichzeitig Kor-
ruption von der Steuer abgesetzt werden kann, die morali-
schen Normen zu vertreten, die wir vertreten miissen, um
Bestechlichkeit abzuwehren. Dies geht nicht, um das ganz
deutlich zu sagen. Wir haben ein Steuersystem, in dem Be-
stechung als ,,niitzliche Ausgabe™ von der Steuer abgezogen
wird. Deswegen — hic Rhodus, hic salta! — hitte ich hier
gern einmal gehdrt, ob wir darin {ibereinstimmen, daB eine
solche Anderung auch ein notwendiger Reformanspruch ge-
geniiber dem Staat wire.

(Beifall bei der SPD und den GRIUNEN)
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Man kann ¢ben einen Staat in seinen moralischen Wertvor-
stellungen nicht teilen, indem man auf der einen Seite sagt!
~Wir nehmen aufgrund wirtschaftlicher ZweckmiiBigkeitser-
wigungen das hin®“, aber auf der anderen Seite gegeniiber
jungen Leuten und gegenliber Beamten bei anderer Gele-
genheit die Werte wieder einfordert. Dies geht nicht, Deswe-
gen hitte ich gern gewuBi, ob man sich iiber eine entspre-
chende Anderung unseres Steuerrechts hier verstdndigen
kann, Ich sehe mich nicht in der Lage, jungen Leuten zu er-
kldaren — was ich oft tre —, daB es nicht in Ordnung ist, im
Laden zu klauen oder schwarzzufahren, wenn diese mir ent-
gegenhalten kdnnen, wenn man Bestechungsgelder zahle, sei
dies eine ,nitzliche Ausgabe™, die der Staat honoriere. Duzu
sehe ich mich nicht in der Lage.

(Abg. Dr. Doring FDP/DVP; Oh!)

— Ja, lhre Wertvorstellungen scheinen etwas verschieden
von meinen zu sein, Herr Kollege Ddring. Aber meine sind
50,

Deswegen sage tch: Die Frage, ob wir Wertesysteme in die-
ser Gesellschaft durchhalten und ob wir Menschen angemes-
sen bezablen — Stichwort Polizei, Stichwort zweigeteilte
Laufbahn —, ist auch fir die Frage entscheidend, wie wir
mit dem Problem der Bestechung umgehen.

Dann ist hier das Stichwort ,Mitbestimmung” gefallen.
Meine Erfahrung aus der Wirtschaft des Landes Baden-
Wirttemberg und dariiber hinaus geht dahin, da die Be-
tricbsrite und die Betriebsratsvorsitzenden unter den schwie-
rigsten Bedingungen, unter denen der Strukturwandel in der
Industrie und schwere Situationen von Unternehmen gemei-
stert werden muBten, eine herausragend verantwortliche
Rolle gespielt haben. Ich glaube, daB die Zukunft beweisen
wird — ich habe das neulich in der ,Wirtschafiswoche” ge-
lesen —, daB die Vertreter von Belegschaften und von Per-
sonal, die Betricbsritinnen und Betriebsrate, die Funktionen
von Comanagern auch von threr Qualifikation her Gberneh-
men werden, zum Teil schon fibernommen haben, Ich glau-
be, dal die Zukunft den Lindern gehort, die ein hohes Mal
an  demokratisch legitimiertem Miteinander organisieren
kénnen, auch zwischen den Vertretungen thres Personals
und dem Management ihrer Unternchmen. Das gilt dann
auch fiir den Staat,

(Abg. Hackl GRUNE: Sehr richtig!)

Ech rate also dringend, neben diesen ganzen, wie ich finde,
wichtigen und zentralen Gedanken nach mehr Leistungsori-
entierung, nach mehr Flexibilitit, nach mehr Teamarbeit
und Eigenverantwortung — — Und da missen, denke ich,
auch Verbidnde und Gewerkschaften diesen Weg mitgehen.
Kollege Hackl hat es in der Frage an den Ministerprasiden-
ten leicht angedeutet, und die OTV hat sich ausdriicklich da-
fir ausgesprochen. Dieser Weg geht dann am besten, wenn
er von e¢inem Verstindnis von Mitbestiimmung und der
Funktion von Betricbsvertretungen begleitet wird, die dann
auch als Teillnehmer und Mitorganisierer dieses Weges hin
zu mchr Flexibilisierung, mehr Leistungsorientierung, mehr
Innovation angesehen werden. So miissen wir das machen,
nicht aus einem Prinzip der Gegnerschaft, sondern mehr
Leistung, mehr Fiexibilitdt, mehr Teamgeist, mehr Eigenver-
antwortung milssen einhergehen mit dem Akzeptieren von
Personalvertretungen als solchen, die das mit uns zusammen

4520

organisieren und machen missen. Sonst klappt es niimlich
nicht mit der Innovation,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und  der

GRUNEN)

Das ist das Beispiel, das wir auch in der Krise der baden-
wilrttembergischen Wirtschaft gelernt haben. Da kann ich
mit fiihrenden Unternehmern des Landes reden. ob es Stihl,
Leibinger oder wer auch immer ist. Sie sagen alle das glei-
che; dal nur mit Betrichseatinnen und Betriebstiiten, die mit
sehr deutlichen Mitbestimmungsrechten, quasi in Funktio-
nen von Comanagern, ausgestattet wuren, diese Situation
tiberhaupt zu bewiltigen war,

Deswegen warne ich davor, einen Gegensatz zum staatlichen
Bereich zu konstruieren, sondern ich bitte, dies als ein Ne-
beneinander und als einen gemeinsamen Weg 2u schen,

(Beifall des Abg. Dr. Geisel SPD)

Wir haben einige Konkretisierungen gehort, die ich sehr be-
gritBe: Spitzenstellungen auf Zeit — lassen Sie uns das ma-
chen. Ich bin auch schr fiir eine Erleichterung von Funkti-
onswechseln bei Dienstunfihigkeit — lassen Sie uns das
machen. Alterstufen und bessere Bezahlung am Anfang —
lassen Sie uns das machen.

Es sind aber auch Antworten aut’ einige Fragen, die ich ge-
stellt hatte, ausgeblieben. Ich habe jetst nur die quittiert, bei
denen ich Aniworten bekommen habe. ich habe nicht ahnen
kénnen, Herr Ministerprisident, dad Sie ein Problem mit -
turgischen Fragestellungen haben,

(Heiterkeit der Abg. Dr. Déring und Pfister FDP/
DVP)

Ich entschuldige mich ausdriicklich. aber die Fragen bleiben
trotzdem bestehen. Ich bin auch nicht dafir, dall wir jetst
das Land Baden-Wiirttemberg zuriicknehmen auf die Frape:
Was konnten wir denn ohne den Bundesgesetzgeber ma-
chen?

Ich habe ein groBes Verstiindnis flr den Féderalismus und
die Funktion des Bundesrats, und ich denke schon, daB der
Reformdruck, der von den Kommunen herkomnit, Gber die
Linder an den Bund weitergegeben werden miillte, Das
heiBt, ich bin schon dafiir, daB das Land auch eine Vorrei-
terrolle bei der Durchsetzung von Leistungsorieniicrung.
Flexibilitdt, Teamgeist und Eigenverantwortung im Bundes-
malstab spielt.

(Abg. Birgitt Bender GRUNE: Gibt es da genug
Gemeinsamkeiten?)

ich bin dafiir, dall wir eine solche Rolle zum Beispiel mit
der Ministerprisidentin von Schleswig-Holstein zusummen
im Bundesrat iibernehmen,

Duas enthebt uns nicht der Verpflichtung, unsere Hausaulga-
ben zu machen, Die Mutfrage habe ich mit Interesse gehort.
Ich bin da selber auch sehr gespannt. Ich glaube zum Bei-
spiel, daB viel Geld, das wir flir Natur, Umwelt und Land-
wirtschaft in Baden-Wiirttemberg ausgeben kénnten, in bi-
rokratischen Strukturen gebunden ist, um es einmal vorsich-
tig auszudriicken. Die Mutproben werden also schr allge-
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meine werden, Herr Kollege Kurz und Herr Ministerprisi-
dent. Da kénnen wir uns dann wechselseitig immer testen,
auch bei der Frage, wie weit dann der Mut reicht. Das ein-
zige Stichwort, das ich gehort habe, war Vermessung. Da
reicht unser Mut fiir neue Organisationsformen weit. Wenn
er bei der Landwirtschaftsverwaltung dann genauso weit
reicht wie der unsere, wird es eine glinzende Sache.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Hackl GRUNE
— Zuruf des Abg, Heinz CDU)

— Mut, kann ich nur sagen, Herr Kollege, viel Mut.

Ich glaube auch nicht, daB es das blendendste Beispiel fGr
Innovationsfihigkeit ist, wenn man aus einem Raum, der
von extrem angesticgenen Arbeitsiosenzahlen und einer
schweren Krise in seinen Schliisselindustrien betroffen war,
ausgerechnet in diesem Moment noch Arbeitsplitze abzieht.
Insofern habe ich mit dieser Fragestellung nichts angefan-
gen. Aber fiir andere mutige Operationen siehen wir zur
Verfligung, und wir milssen auch klarmachen, daB die heu-
tige Debatte auch MaBstibe gesetzt hat. Das, was man sich
da an Mut abverlangt hat, wird die Offentlichkeit eingeldst
sehen wollen. Das, was an Einigung deutlich geworden ist —
was ich immer sehr pragmatisch begriiBe —, wird die Of
fentlichkeit auch eingeldst sehen wollen. Deswegen glaube
ich, daB uns aus dieser Debatte eine erhebliche Verpflich-
tung erwichst, mindestens all das zu machen, sehr kurzfri-
stig, was hier im Konsens festgehalten worden ist. Dessen
sollten wir uns bewuBt sein, wenn wir diese Debatte ab-
schlieBen.

(Beifall bei der SPD)

Priisident Dr. Hopmeier: Nach §382 Abs. 4 unserer Ge-
schiftsordnung erteile ich Herrn Abg, Oettinger das Wort.

Abg. Qettinger CDU: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Gestatten Sie mir, seitens der CDU-Fraktion noch-
mals auf einige aufgeworfene Punkte einzugehen.

Fran Kollegin Bender, zum Vorfeld der Beratungen des
Gleichberechtigungsgesetzes: In der Tat ist es sehr berech-
tigt, hier kritisch anzumerken, dal von den Bediensteten der
L.andesverwaltung jeder 16. Mann und nur jede 35. Frau be-
fordert wird. Aber die Frage ist beantwortbar und hat mit
dem Thema ,Gleichberechtigung von Mann und Frau®
Uberhaupt nichts zu tun. Warum? Der Schwerpunkt der Be-
forderungen in diesen Jahren — gemeinsamer Wille des
Landtags, von ihm sogar, was nicht finanzierbar ist, ver-
stirkt verlangt — findet bei der Polizei statt. Die meisten
Hebungen und damit Befdrderungen durch Schliisselung er-
folgen im Bereich der 25 000 Polizeibeamtinnen und -beam-
ten. Dort haben wir nun cinmal nur 18 % Fraven, Man kann
nicht mehr beférdern, als da sind. Auch spricht aus der
Sicht der inneren Sicherheit und der konkreten Anforderung
am Arbeitsplatz vieles dafiir, dort im Interesse der Frauen
nicht 50 oder mehr Prozent Frauen zu wollen,

Der andere Bereich, den ich Thnen ins Stammbuch zu
schreiben habe, betrifft die Lehrerinnen und Lehrer. Es war
genau meine Aussage: An Grundschulen, Realschulen und
Hauptschulen gibt es keine BefSrderungsmoglichkeit. Man
kommt in A 12 und geht in A 12. Wenn aber nun an Grund-

und Hauptschulen {iber 60 9% Frauen sind, kann dort eine
Beforderung nicht stattfinden.

Hinzu kommt, Frau Kollegin Bender: Die einzige Beftrde-
rungs- und Aufstiegsmdglichkeit ist die Bewerbung zum
Rektor oder zur Rektorin. Aber auch da stellen wir fest —
dies kann nur mittelfristig durch gemeinsame BewuBtseins-
verdnderung geschehen —, dall bei vielen ausgeschriebenen
Rektorenstellen im Lehrkdrper meinetwegen 18 Frauen und
fiinf Ménner sind, aber sich keine Frau bewirbt und ein
Mann die Leitung Obernehmen soll.

Deswegen meine Bitte: Gehen wir den Argumenten auf den
Grund, Die Zahlen stimmen, aber die Behauptung, die Sie
intendieren, es wirde frauenfeindlich befordert, ist mit der
Sache nicht vereinbar.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Zweitens haben Sie gefragt, warum Lehrer Beamte sein soll-
ten. Wir unterschreiben jedes Wort, das der Regierungschef
hierzu gesagt hat. Was wir derzeit brauchen, ist eine Verjin-
gung des Lehrkdrpers. Es mubB verhindert werden, dal das
Durchschnittsalter der Lehrer mit jedem Schuljahr um 0.7
bis 0,8 Jahre weiter steigt.

Wir sind nur deswegen bereit, auf Zeit das Angestelltenver-
hillinis einzufGhren, weil wir durch das Gerichtsurteil und
durch das Bundesbeamtenrechtsrahmengesetz Zweidrittel-
oder Dreiviertelvertrige gegen den ausdriicklichen Wunsch
des Lehrers im Beamtenverhiltnis in der Tat nicht anbieten
kbnnen.

Ich glaube schon, daB der Lehrer eine hoheitliche Funktion
wahrnimmt., Immerhin muB er Zeugnisse erteilen und mit
Noten

(Zuruf des Abg. Koder SPD)

hoheitlich Ober AbschluB und damit Berufschance und Zu-
kunftschance von jungen Menschen urteilen —

(Zuruf des Abg. Hackl GRUNE)

urteilen im besten Sinn. Er ist damit Richter {iber den kinf-
tigen Lebensweg von Kindern und Jugendlichen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU — Abg. Birgitt

Bender GRUNE: Komisches Pidagogenbild! —

Zuruf des Abg. Kéder SPD — Unruhe — Glocke
des Prisidenten)

Priisident Dr. Hopmeier: Ich darf um Ruhe bitten.

Abg. Qettinger CDU: Ich sage Ihnen ferner ganz offen: Ich
will nicht, daB die Gewerkschaften Kinder und Schulen zum
Schwerpunkt ihrer Streiks machen koénnen. Ich glaube, es
war in der Vergangenheit gut, daB Streiks und Tarifausein-
andersetzungen nicht Eingang in die Schulen gefunden ha-
ben. Deswegen it nach unserer Meinung fiir Kinder und fiir
den Staat der Lehrer auch in Zukunft im Regelfall als Be-
amter korrekt angesiedelt.

(Zurufe der Abg. Nagel SPD und Pfister FDP/
DVP)
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Drittens: Herr Kollege Maurer, Sie haben hier die Frage
nach der Mitbestimmung eingefithrt, Das Thema steht ja mit
dem Personalvertretungsrecht in den néchsten Tagen zur
Beratung an. Ich teile Ihre Meinung, daB Betricbsratsvorsit-
zende in dieser konjunkturell und strukturell schwierigen $i-
tuation ihre Mitverantwortung im Sinn von Arbeitnehmern
und Unternehmern wahrgenommen haben. Aber mir wiire
schon eines wichtig: Der Betriebsrat, der aus dem Betrieb
kommt, der Arbeitnehmer im Betrieb ist, hat hier ideologie-
frei eine deutlich bessere Mitverantwortung getragen als der,
der — von der Gewerkschaft freigestellt — in den Betrieb
hineingedrickt wird. Deswegen sage ich ja zu mehr Mitver-
antwortung von Betriebsriten und nein zum Dirigismus der
Gewerkschaften. Deswegen sage ich auch beim folgenden
Thema Personalvertretungsrechl: Ich kann mir mehr Mitwir-
kung in den Rathdusern und beim Land durchaus vorstellen,
aber eine deutliche Steigerung der Freistellungen fiir GEW
und fir OTV halte ich fiir der Sache nicht gemiB. Ich will
die enge Partnerschaft von Arbeitnehmern mit Unterneh-
mern, von Beamten und Personalriten mit Blrgermeistern
und Amtsvorstinden. Ich glaube, wir sollten auf dieser
Grundlage vermeiden, uns von den Gewerkschaften diktie-
ren zu lassen, was wir im Vertretungsrecht machen sollten.

(Beifall bei der CDU — Widerspruch des Abg.
Hackl GRUNE — Abg. Maurer SPD: Wer wird
denn von der OTV ins Rathaus delegiert?)

Viertens — nur eine Anmerkung —: Aktuell haben wir,
Herr Innenminister, das Eigenbetriebsrecht und das Haus-
haltungsbewirtschuftungsrecht zu dberarbeiten. Wir fordern
Sie auf, uns in dem Bereich das Kommunalrecht erneut in
einem Entwurf [hres Hauses vorzulegen, und bitten, alle ib-
rigen aus Thren 20 Jahren Opposition geprigten Seiten im
Archiv der SPD zu belassen.

{Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Die CDU-Fraktion ist bereit, in den nichsten Wochen das
Haushaltswirtschaftsrecht und  Eigenbetriebsrecht rasch
anzupassen. Die anderen zweiten, dritten und vierten An-
laufe sind der Sache wenig dienlich, denn uns halten in die-
sen Tagen Kommunen und Theaterverwaltungsdirektoren zu
Recht vor, daB das Land bei den Staatstheatern in Siuttgart
aus Regiebetrieb in Eigenbetrieb iibergehen und die Kame-
ralistik verlassen konnte. Dies kénnen die kommunalen
Theater, solange Sie Thren Entwurf nicht sachgerecht vorle-
gen, noch nicht.

(Glocke des Prisidenten)

Prisident Dr. Hopmeier: Herr Oettinger, gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Herrn Abg, Hackl?

Abg. Oettinger CDU: Nein, im Augenblick nicht,

Dann haben wir in der Tat natiirlich hier den Versuch des
Kollegen Maurer, einen Schwarzen Peter zu verteilen,

Verehrter Kollege Maurer, der Ministerprisident hat ja die
Frage, wozu wir bereit sind, umfassend beantwortet, und Sie
haben bemerkt, daB wir hier nicht gedringt werden miissen,
sondern die Mehrzahl der Reformvorschlige, sofern sie
rechtlich machbar sind, auch mitmachen werden.
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{Abg. Hackl GRUNE: Das war wohl eher ein
schwarzer Qettinger!)

Aber ich mdchte doch nochmals an das Thema der Einglie-
derung anknipfen. Verdnderungen in der Verwaltung erfor-
dern in der Tat Mut — Mut und guten Willen,

Frau Sclinger war guten Willens gewesen; deswegen ist die
Eingliederung der Gesundheitsverwaltung ohne Gerdusch
und sachgerecht vonstatten gegangen.

(Beifall bei der CDU — Widerspruch des Abg.
Hackl GRUNE)

Der von thnen zitierte Landwirtschaftsminister war gutwillig
gewesen; deswegen ist die Eingliederung der Veterindrver-
waltung ohne Geriiusch und sachgerecht vonstatien gegan-
gen.

(Widerspruch des Abg. Hackl GRUNE)

Nur der von lhnen zu verantwortende Umweltminister hat
sich auf die Hinterbeine gestellt und alles versucht, nur
nichts Gutes, um die Eingliederung zu verhindern.

(Beifall bei der CDU)

Deswegen sind wir schon gespannt, Kollege Maurer, wus die
ndchsten Wochen bringen werden,

(Abg. Weyrosta SPD: Die niichsten Wasserwirt-
schaftsimter kommen bestimmt!)

Ich blicke in die ,,Schwibische Zeitung™ von heute und rate
Ihnen, sie anschlieBend in der Mittagspause auch kurz zu le-
sen. Was steht denn da drin? Es gehit um die Frage neuer
Rechtsformen, Kollege Maurer, nicht um Privatisierung. Es
geht um die Frage, wie man in der Rechtsform der GmbH
oder des Eigenbetriebs staatliche Aufgaben, staatlich verant-
wortet, auch in Zukunft flexibler wahrnehmen kann. und
deswegen sind Thre Schlagworte hier auf dem Priifstand.

Ich lese, daB der Finanzminister zunchmend auf den Wider-
stand der betroffenen SPD-gefGhrten Ministerien stdBt, So
wehrt sich vor allem der Umweltminister gegen die Uberfith-
rung der L{U in eine private Rechtsform, Aber auch die So-
zialministerin und die Familienministerin sind strikt dage-
gen, private Rechisformen fUr staatliche Einrichtungen bis
hin zu den Museen zu gestatten, und deswegen sage ich [h-
nen: Wir werden erstens kritisch verfolgen, ob wir tatsich-
lich eine Blockade bei den SPD-Ressorts beim Thema pri-
vate Rechtsform haben.

(Abg., Weyrosta SPD: Erst missen wir dariber
reden!)

Zweitens werden wir gemeinsam auf dem Priifstand stehen,
wenn Dr. Vetter uns die Gutachten aus der Verwaltungsre-
formkommission vorlegen wird und dann die grofie Koali-
tion gemeinsam und rasch entscheiden muB, ob sie noch-
mals zu einer Reformwelle bei den Amtern und Bebdrden
des Landes fihig 1st. Da kann ich pur sagen: Dann haben
Sie mehr Mut notwendig, als Sie im letzten Jahr bei der Ein-
gliederung hatten,
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{Abg. Weyrosta SPD: Das wissen wir noch nicht!
Das ist nicht so sicher!)

Mit uns ist dann vermutlich kurzfristig mehr machbar, als
Sie heute von uns in groBen Ténen fordern.

(Beifall bei der CDU — Abg. Weyrosta SPD: Da
bin ich nicht so sicher!)

Priisident Dr., Hopmeier: Nach § 82 Abs. 4 der Geschéafts-
ordnung erteile ich das Wort Herrn Abg. Dr. Déring,

Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Nach dem Vortrag, den wir gerade iiber liebe
und bdse Minister in der Koalition gehdrt haben, will ich
mich ein bichen mit der Rede des Ministerprisidenten be-
fassen.

(Abg. Jacobi GRUNE: Der bése ist jetzt dal)
Herr Ministerprisident — —

{Abg. Maurer SPD: Ist das ein Heber oder bdser?
— Heiterkeit)

Sie haben, Herr Ministerprisident, heute vormittag davon
gesprochen, dall Sie beziiglich Pensionsfonds mit sich reden
lassen. Ich meine, wir missen uns angesichts der Zahlen, die
Sie genannt haben und die wir alle kennen — heute 3 Milli-
arden DM, im Jjahr 20(0 8,5 Milliarden DM —, schon ein
Stiick weit konkrete Gedanken dariiber machen, wie wir
dies anders als Gber die Schaffung von Pensionsfonds bezah-
len wollen. Ich glaube, hier sollte eine deutlichere Aussage
gemacht werden, wie [hre Regierung dies anzupacken ge-
denkt. Denn diese Last ist ja heute schon bekannt, und sie
wird auch, gleichgiiltig, welche MalBnahmen jetzt diskutiert
werden, nicht reduziert werden, sondern diese gewaltige
Last ist da, und deshalb muB zu dem Thema eine klare Aus-
sage gemacht werden. Ich meine, wir werden an diesem
Pensionsfonds gar nicht vorbelkommen, weil anders eine Fi-
nanzierung nicht moglich sein wird,

Zweiter Punkt: Ein bilichen iberrascht war ich dber Thre
Aussage im Zusammenhang mit der Frage: Angestellte oder
Beamte? Das war heute eine klare Aussage von Ihnen, daB
diejenigen, die die Diskussion ,Angestellte oder Beamte?™
fihren, erst rechnen und dann reden sollten. Ich erinnere
mich an die Zeit Ende November [994, als Sie in einem sehr
deutlichen Vorstol gefordert haben, den Beamtenstatus auf
hoheitliche Aufgaben — Justiz, Finanzen — zu konzentrie-
ren, und ausdriicklich — so wurden Sie zitiert — gesagt ha-
ben, die Umwandlung in Angestelltenstellen sei ein wichtiger
Schritt auch unter dem Aspekt der Konsolidierung des Lan-
deshaushalts.

(Widerspruch des Ministerprisidenten Teufel)

— Entschuldigung, so wurden Sie im November zitiert, —
Was gilt jetzt von beidem? Ich meine, man sollte die Diskus-
sion fiber Angesteilte oder Beamte nicht allein mit der Ar-
gumentation des Geldes filhren, sondern auch immer die
Frage stellen: Was nutzt denn eigentlich die Umwandlung in
den Angestelltenstatus? Daraufl ist natiirlich auch hier die
Antwort vollig offengeblieben. Derjenige, der hier findern
will, ist beweispflichtig und nicht derjenige, der das Beste-
hende erhalien will, weil es sich bewéhrt hat. Wer hier Ver-

dnderung haben mdchte, der muB schon sagen, was er denn
damit unter dem Strich tatsichlich erreichen will,

{(Abg. Hackl GRUNE: Dazu habe ich einiges ge-
sagt!)

Nichster Punkt: Herr Ministerprisident, Sie haben zu Recht
einen Zustand angesprochen, den man nicht einfach so lau-
fen lassen kann, nidmlich die Tatsache,

(Abg. Hackl GRUNE: Herr Déring, sind Sie Beam-
ter im Schuldienst?)

daB wir bei der Altersgrenze gegen 60 gehen, was den Ein-
tritt in den Ruhestand betrifft. Dann ist aber die Frage, ob
man sich an die Aufgabe heranmacht und ob man die Her-
aufsetzung der Antragsaltersgrenze tatsichlich will oder ob
man dies nicht will. Die Heraufsetzung der Antragsalters-
grenze wire ein denkbares [nstrument, um dies zu erreichen,
aber gesagt werden muB dann schon, ob man dies will oder
ob man es nicht will.

Ich sehe eine Mdglichkeit, diese Pensionsgrenze nach oben
zu verschieben, mit dem Reformansatz, der heute vormittag
von den Kollegen Maurer und Oettinger genannt worden
ist, indem die Arbeitszeit am Beginn des Berufsiebens erhoht
wird und man dann mit zunehmendem Alter in den Ruhe-
stand hineingleitet. Darin sehe ich eine Méoglichkeit der Ent-
lastung.

Néchster Punkt, den Sie angesprochen haben — auch von
meiner Frakiion aus (iberhaupt keine Frage —: Das Umset-
zen von Beamten muB vor dem frithzeitigen Entlassen und
Eintreten in den Ruhestand Vorrang haben. Vollkommen
klar!

Néchster Punkt, der angesprochen worden ist; Herr Mini-
sterprisident — ich denke, das kann ich fiir meine Fraktion,
das kann ich wahrscheinlich fiir die Gritnen und vielleicht
auch fiir die andere Oppositionsfraktion sagen —, Sie sind
heute schon gespannt auf den Mut hier in diesem Hause,
Ich sage Thnen: Wir sind vor allen Dingen gespannt auf die
Ergebnisse der Untersuchungen, die Sie in Auftrag gegeben
haben. Ich wiinsche mir sehr, dal die Opposition von An-
fang an gleichzeitig mit thnen diese Ergebnisse der Untersu-
chungen in Hénden hilt und daB die Opposition und dieses
ganze Haus an der Beratung und Umsetzung dieser Unter-
suchungen beteiligt wird.

(Abg. Hackl GRIFNE: Sehr richtig!)

Ich sage Thnen zu, wir werden den erforderlichen Mut auf-
bringen, das Notwendige fiir dieses Land zu veranlassen,

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der
GRUNEN)

Prisident Dr. Hopmeier: Nach § 82 Abs. 4 der Geschiifts-
ordnung erteile ich Herrn Abg. Dr. Schlierer das Wort.

Abg. Dr, Schlierer REP: Herr Prisident, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Wenn wir uns den Verlauf der De-
batte vor Augen fithren, kénnen wir zumindest schon fest-
stellen, daf} die Argumente, die im Zusammenhang mit einer
Reform des Beamtenstatus angezogen werden, weit ausein-
andergehen. Ich habe unterschiedlichste Aspekie und Inten-
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tionen festgestellt, die sich zum Teil ergéinzen, zum Teil aber
auch widersprechen. Ich meine, man sollte dann und wann
innehalten und lberlegen, was wirklich intendiert ist,

Ich will zwei Punkte herausgreifen: Zunichst zu der Diskus-
sion vorhin liber Wertvorstellungen in der Gesellschaft, Das
ist selbstverstindlich ein interessanter Aspekt; er fithrt uns
hier aber kaum weiter oder unter Umstinden in eine ganz
andere Richtung, als sie derjenige wollte, der dieses Thema
hier angerissen hat.

[ch will an dieser Stelle das aufgreifen, was Herr Kollege
Maurer vorhin erwithnt hat. Ich kann mich des Eindrucks
nicht erwehren, daf sich ausgerechnet der Falscheste hier im
Raum zu diesem Thenta geduBert hat. Von thm wurden die
oitalienischen Verhdltnisse ins Gesprdch gebracht. Dann
kam der Satz mit den Worten ,Wehret den Anfingen!“ Ich
frage mich, warum uns das ausgerechnet ein Sozialdemokrat
hier sagt,

(Abg. Hackl GRUNE: Oh! — Beifall bei den Repu-
blikanern)

denn das Bundesland, das in der letzten Zeit in der Bundes-
republik am meisten mit solchen Vorfdllen auf sich aufmerk-
sam machte, war das rotgriin regierte Hessen.

(Zuruf des Abg. Hackl GRUNE)

— Nein, nein, Der Unterschied ist der, Herr Kollege Hackl,
dall dort ein ganzes Baurechtsamt aufgeldst werden mubte,
weil man mit dem Problem gar nicht mehr anders zurecht-
kam. Denken Sie nur an das Beispiel Bensheim. Wenn Sie
in den letzten Wochen in die Zeitung geschaut haben, wer-
den Sie gelesen haben, daB in Usingen wieder einmal ein
Mitarbeiter der Stadtverwaltung, ein Vizeblrgermeister, ver-
urteilt werden mubBte, Die in Frankfurt brauchen hierfiir in-
zwischen eine eigene Sonderabteilung bei der Staatsanwalt-
schaft.

(Zuruf des Abg. Hackl GRUNE)

Wenn wir schon vor irgendwelchen Verhdltnissen warnen,
sollten wir sagen, daB wir hier keine hessischen Verhiltnisse
haben wollen,

(Beifall bei den Republikanern — Abg. Hackl
GRUNE: Oh! Thnen ist der Apfelwein zu Kopf ge-
stiegen! Unglaublich!}

Daran schlieBt sich der ndchste Aspekt an. Es wird ja davon
gesprochen, daB man andere Strukturen haben wolle —
mehr Mitbestimmung; das ist schon richtig angesprochen
worden — und damii auch mehr Gewerkschaftseinflull; der
Staat nur noch als Industrieunternehmen oder als Servicebe-
trieb.

Dagegen habe ich groBte Bedenken, denn es gibt Gber den
streng hoheitlichen Bereich, {iber dessen Definition hier im
Haus wohl noch unterschiedliche Vorstellungen vorhanden
sind, hinaus auch Bereiche, die der Staat anders als ein Ser-
vice- oder ein Industricunternchmen versorgt.

Dazu gehdrt auch die Frage, wie weit man privatisieren

kann, Selbstverstdndlich wird es Bereiche geben, die privat
besser und vielleicht auch kostengiinstiger, effizienter ver-
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sorgt werden konnen. Aber auf die Grundfrage .Beamter
oder Angestellter?™ und die Reform des Beamtenrechts hat
das fiir mich eigentlich keinen grofien Einflul.

Ich habe vorhin zur Kenntnis genommen, daB ¢s finanziell
— das ist richtig — keinen Unterschied mucht, ob Gitentlich
Bedienstete Angestellie oder Beamte sind.

Ich habe auch zur Kenntnis genommen, daB wir durch die
Umwidmung von Beamten- in Angestelitenstellen im Hin-
blick auf die Forderung nach mehr Leistung wohl nichts ge-
winnen.

Aber eine Frage ist hier vollig offengeblicben, Wenn wir uns
wirklich redlich mit der Frage der Reform des Beanten-
rechts beschiiftigen wollen, miissen wir diese Frage auch be-
antworten: Wenn Sie sagen, daB mehr Leistungsbezogenheit
notwendig sei, ist die nachste Frage, nach welchen MabBsti-
ben dies beurteilt werden soll. Nach welchen MaBstiben,
bitte? Ich meine, daB es auch Bereiche staatlicher Verwal-
tung gibt, in denen wir Leistung nicht mit einheitlichen Lei-
stungsmaBstidben messen konnen. Woran wollen Sie denn
die Leistung des Chefarzts bemessen? An der Zahl der ge-
lungenen oder der fehlgegangenen Operationen oder an der
Zahl der Operationen ilberhaupt?

{Abg, Dr. Déring FDP/DVP: An den Kndllchen!)

— Richtig. Wollen Sie den Polizeibeamten nach der Zahl
der von ihm ausgestellten Strafzette] bemessen? Es gibt doch
Bereiche, die wahrscheinlich dieser Leistungsbemessung aus
sich selbst heraus entzogen sind.

Da halte ich es nach wie vor fiir besser, wenn wir diesen Be-
reich weiter dem Staat belassen und von Beamten betreuen
lassen, die — da komme ich auf das zurlick, was vorhin
schon der Kollege Trageiser zu Recht gesagt hat — auf-
grund ihres besonderen Pflichtenverhiltnisses gegeniiber
dem Staat auch dort, wo man das nicht mit Leistungskrite-
rien nachpriifen und eventuell justieren kann, gebunden
sind. En diesem Sinn miillte man bei einer solchen Debatte
eigentlich fordern, daB diese Frage nicht nur angerissen,
sondern dann, wenn hier Vorschlige gemacht werden, an
der entsprechenden Stelle auch vertieft werden,

{Beifall bei den Republikanern)

Stellv. Prisident Dr. Geisel; Das Waort ertetle ich dem Herrn
Ministerpriisidenten,

Ministerprasident Teufel: Herr Prisident. meine Damen und
Herren! Ich habe meine Position umfassend dargestellt, und
ich glaube, es liegt auch im Interesse des Hauses, dal} ich
nicht zu einem zweiten Vortrag ansetze, zumil der Herr In-
nenminister zu diesernn Thema noch Stellung nehmen will,
Aber ich mochie mich nicht vor einigen konkreten Fragen
driicken, die der Kollege Ddring gerade gestellt hat, sondern
gern darauf eingehen.

Herr Kollege Ddring, ich habe zur Frage des Pensionsfonds
gesagt, daB einiges filr seine Einrichtung spreche und dall
ich meinte, daB man dariiber reden solle. Das ist ein so
komplexes Thema und ist so schwierig zu finanzieren, dall
man beim besten Willen nicht hinstehen und sagen kann:
,uUnd tmachen wir einen Pensionsfonds!™
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Ich will Thnen einmal von zwel Erfabrungen in jlingster Zeit
— zugegeben, von unterschiedlicher Dimension und Quali-
tit — berichten, die mich etwas skeptisch machen.

Das Land Baden-Wiirttemberg, diese Landesregierung, die
frithere Landesregierung, muf ich sagen, hat eine Bundes-
ratsinitiative zur Finanzierung der Pflegeversicherung einge-
bracht, in der sie ein Kapitaldeckungsverfahren, ein Anspar-
verfahren, in der Erkenntnis vorgesehen hat, daB wir die
neunziger Jahre und nicht mehr die finfziger Jahre schrei-
ben, als die Menschen miserable Lohne und keine Vermo-
gen hatten, in der Erkenntnis, dal3 es heute ein biBchen an-
ders aussieht und im Grund jeder fiir sein eigenes Risiko der
Pflege ansparen kénnte. Das war unser Konzept. Es wiirde
ganz genau dem entsprechen und wiirde nicht die Probleme
entstehen lassen, die wir im Augenblick bei der Beamten-
pension bekommen oder die wir in den vielfachen Proble-
men der Finanzierung oder Kompensation der Beitrige zur
Pflegeversicherung haben, Die Zeit ist noch nicht reif gewe-
sen. Man braucht fiir solche Gedanken Mehrheiten.

Ich mochte ein anderes Beispiel — ich sage noch einmal:
nicht von der gleichen Qualitdit — nennen. Ich habe in den
letzten Wochen hier in diesem Hause folgende Erfahrung
gemacht: Da verkaufen wir fiir 1,1 Milliarden DM die Ge-
biudeversicherungsanstalten. Dann verteilen wir die 1,1 Mil-
liarden DM, obwohl der Vertrag eine Klausel enthilt, die bei
entsprechenden Hochwasserschiden Nachverhandlungen er-
forderlich macht. Sie haben vielleicht in der Zeitung gelesen,
daB der Prisident des Badischen Sparkassenverbandes in
den letzten Tagen gesagt hat, man misse Gber 200 Millio-
nen DM reden. Wir haben nicht nur nichts offengelassen.
Die Regierung hat wenigstens die Zinsen — das Geld flieBt
ja erst im Verlauf von Jahren ab, und aus | Milliarde DM
haben Sie beachtliche Zinsen — als eine Riicklage oder
Sparkasse fiir Eventualititen stehenlassen, Das Parlament
hat uns inzwischen die Zinsen als Deckung fiir das, was das
Parlament ab morgen zusdtzlich zum Haushaltsansatz be-
schlieBt, vervespert.

Ich mache also die Erfahrung, dal Speck nicht lange auf ei-
nem Regal bleibt, wenn die Maus Zugang zum Teller hat.

{Beifall bei der CDU — Heiterkeit bei der CDU
und der FDP/DVP)

Wie soll ich jetzt daran glauben, daB wir tiber die dringen-
den Notwendigkeiten hinaus die Kraft aufbringen, zusitz-
lich — —

(Abg. Maurer SPD: IThre Aussage ist eine Beleidi-
gung fur den Kollegen Maus! — Grofle Heiterkeit)

— Ich kénnte auch sagen, dafl das Verhiltnis der Katze zur
Maus nicht anders ist als das Verhdlinis der Maus zum
Speck. Das gebe ich gern zu. — Aber wie soll ich glauben,
daB wir die Kraft aufbringen, zusitzlich zu den ganzen
Mehrausgaben und Mindereinnahmen, die wir haben, etwas
anzusammeln? Deswegen bin ich etwas skeptisch und zu-
riickhaltend.

Zum Beamtenstatus. Dies ist meine Meinung gewesen, die
ich immer gesagt habe. Wenn ich gefragt werde — und das
war einmal in einem Interview der Fall —, was zum absolu-
ten Kernbestand der Verwaltung gehére, ohne den es nichi

gehe, dann muB ich antworten, wie vorhin fiinf andere ge-
antwortet haben: Zum absoluten Kernbestand gehéren die
innere Sicherheit, die Justiz und der Kernbereich der Ho-
heitsverwaltung. Deswegen mul3 man das Beamtenverhiltnis
fir andere Bereiche anders begriinden. Ich habe aber nie ei-
nen Zweifel daran gelassen: [n der ganzen CDU-Fraktion ist
keiner, der sich bei den nach der Zweidrittelregelung ange-
stellten Lehrern nicht von Anfang an vorgestellt hédtte, daB
das eine Ubergangsregelung ist.

(Abg. Hackl GRUNE: Nicht einer?)

Dies ist deshalb so, weil wir das Urteil haben und gebrannte
Kinder sind und weil wir die Zweidrittelregelung im Beam-
tenrecht nicht machen kdnnen. Gehen Sie davon bitte aus.
Das ist unsere Meinung.

{Abg. Dr. Ddéring FDP/DVP: Wie lang ist dic
Ubergangszeit, und was passiert danach?)

— Die Ubergangszeit muB von Regierung und Parlament
festgelegt werden. Ich mull Thnen ehrlich sagen: Ich sehe
zwei Begrenzungen. Jetzt gebe ich meine persdnliche Mei-
nung wieder. Es gibt noch keine Beschlufifassung dazu.

Die eine Begrenzung ist: Zwei Drittel eines Gehalts sind fiir
mich fiir einen Betroffenen am Rande des Existenznotwen-
digen. Das kann man nicht auf lange Zeit zumuten. Wenn
der Betroffene das aber daran miBt, daB wir ihn sonst Gber-
haupt nicht einstellen kdnnten, ist das ungeheuer viel und
stellt eine Chance dar, weil er eine Perspektive hat. Aber
wenn man es an den Leuten mifit, mit denen er im Kolle-
gium sitzt, und an dem, was etwa der Bedar{ einer jungen
Familie ist, dann ist das nicht auf lange Zeit zumutbar.

Die zweite Begrenzung beginnt fiir mich dort, wo die Versi-
cherungspflicht in der Angestelltenversicherung, die ja sofort
eintritl, zu einem eigenen Rentenanspruch fihrt und der Be-
troffene dann spéter im Beamtenverhdltnis noch einmal den
vollen Pensionsanspruch erwirbt. Durch diese Malnahme
von aullen erwirbt er sich zustzlich noch einen Rentenan-
spruch, auch mit dem spiiteren Recht auf die Krankenversi-
cherung der Rentner zu einem Spottbeitragssatz und all die-
sen Dingen.

Das sind fiir mich die beiden Begrenzungen. Deswegen kann
es sich im Grunde genommen nur um wenige Jahre handeln
mit der klaren Zusage: Du kommst in ein volles Beamten-
verhiltnis.

Jetzt komme ich zur Frage nach der Pensionsaltersgrenze.
Soll man sie herauf- oder heruntersetzen? Ich meine, die ein-
zige angemessene Antwort heiBt Flexibilisierung und Eigen-
verantwortung des Betroffenen, selbstverstidndlich im Ein-
versténdnis mit seinem Dienstherrn, Ist nicht Lhre Erfahrung
die gleiche wie die meine? Es gibt wirklich Leute — Frau
Kollegin Bender hat es vorhin gesagt —, die in einem Beruf
vielleicht mit 57 Jahren ausgebrannt sind. Es gibt andere, die
zu Tode kommen, weil sic mit 65 Jahren keine Aufgabe
mehr haben, sondern Schlag 65 in den Ruhestand gehen
miissen.

Warum sollen wir denn nicht sagen?: 65 ist das normale
Pensionsalter, Mit 65 bekommt man die volle Pension, Wer
im Einvernghmen mit dem Dienstherrn linger bleibt — er
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kann natiirlich nicht durch einseitige Erkldrung linger blei-
ben -, der muB spiter auch einen Zuschlag auf seine Pen-
sion oder seine Rente erhalten, Wer frither geht und mit 55
sagt: ..Ich habe mein Hiuschen bezahlt; die Ausbildung mei-
ner Kinder ist beendet; ich habe eine angeschlagene Ge-
sundheit, und fitr mich ist jetzt Uberleben und meine Ge-
sundheit das wichtigere Ziel*, der soll vor dem 65. Lebens-
jaht gehen kdnnen, aber bitte nicht zu den gleichen Kondi-
tionen wie derjenige. der bis 65 arbeitet.

{Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP/
DVP sowie des Abg. GaBmann SPD)

Flexibilitit heilt, auf den einzelnen einzugehen. Dann kén-
nen wir ganz groBziigig sein, wenn diese Flexibilitidt nicht
mehr kostet. Das ist meine Position, die man realisieren soll-
te.

Nun ist die Beteiligung der Opposition angemahnt und es ist
gebeten worden, sie von Anfang an bei der Frage nach dem
externen Gutachten zu beteiligen.

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Jal)

Schon bevor Sie, Herr Kollege Déring, diese Bitte geduBert
habest, habe ich mit Minister Vetter gesprochen, daB er, so-
buld die Gutachten vorliegen, mit allen — ich betone: mit al-
len — Fraktionsvorsitzenden spricht und sie vollstindig ein-
weiht, Dies setzt natlrlich, finde ich, als Gegenleistung
voraus, dal man dann nicht eine 4ffentliche Diskussion be-
ginnt, bevor die Regierung liberhaupt die Moglichkeit hatte,
Uber die Umsetzung zu diskutieren;

(Abg. Strobele CDU: So ist es!)

denn wir missen dann auch noch eine Phase fiir die eigene
Meinungsbildung haben, um zu sagen, was geht oder was
nicht geht. Wenn man nicht zu dem Zeitpunkt eingebunden
werden will, zu dem die Regierung eine fertige Meinung hat
und diese dem Parlament Ubermacht, sondern zu einem
ganz frithen Zeitpunkt, ndmlich dann, wenn wir die Gutach-
ten bekommen, dann ist es meiner Meinung nach ein Gebot
der FairneB, da8 wir dann auch die Phase fir die eigene
Meinungsbildung bekommen, bevor die &ffentliche Diskus-
sion beginnt,

{Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP/
DVP — Abg. Alfred Haas CDU: Dem Kuhn mull
man das noch einmal extra sagen!)

Wenn wir uns an diese Spielregeln halten, steht mein Ange-
bot, und wir werden Sie zu dem Zeitpunkt informieren, zu
dem auch die Regierung informiert wird.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des Abg.
Dr. Déring FDP/DVP)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Herr Innenminister, méchten
Sje jetzt sprechen? Ich habe noch eine Wortmeldung im
Razhmen der Allgemeinen Aussprache. — Ich erteile im
Rahmen der allgemeinen Redezeit Herrn Abg. Trageiser das
Wort,

Abg. Trageiser REP: Herr Priisident, meine Damen und
Herren! Es st ja ausfithrlich iber die Bereiche gesprochen
worden, in denen Berufsbeamtentum notwendig ist. Ich
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kann mir es also ersparen, diese nochmals aufzuzihlen. Ich
mochte nur auf einen Unterschied hinweisen. bm Gegensatz
7u der vorgetragenen Meinung der Griinen sind wir Repu-
blikaner schon der Meinung, daB im Bereich Erzichung und
Ausbildung das Berufsheamtentum eine wesentliche Not-
wendigkeit ist. Wir meinen, dal} die Erziehung unserer Kin-
der und unserer Jugendlichen zu ordentlichen und diesen
Staat bejahenden Staatsbiirgern picht von zufilligen Teilzent-
und 580-DM-Beschiftigten geleistet werden kunn,

(Abg. Hackl GRUNE: Oh!)

sondern daB in diesem Bereich das Berufsbeamtentum sehr
wohl seinen Platz hat. Die Erzichung unserer Kinder ist fiir
uns eine wichtige Aufgabe.

(Beifall bei den Republikanern — Abg, Hackl
GRUNE: Herr Trageiser, das tut weh! Duas tut
wirklich weh!)

Wir sind uns, tneine ich, alle dariiber einig, daB mehr Mo-
bilitit, mehr Flexibilitdt und mehr Effizienz des Staats- und
Behdrdenapparats notwendig ist und durch dienstrechtiiche
Anderungen sichergestellt werden muB. Der Herr Minister-
prasident hat hier in bewegten Worten die Mitarbeit dieses
Parlaments eingefordert und gesagt, er sei flr eine Strei-
chung von Stellen, fiir die Zusammenlegung von Behorden,
flir Versetzungen und mehr Flexibilitit. Da haben Sie ja vol-
lig recht, Herr Ministerprisident, Jetzt frage ich mich, wie
meine Fraktion, nur: Warum beginnen Sie nicht dort, wo Sie
eigentlich den direkten Einflul haben. niimlich im Bereich
der Ministerialbiirokratie? Seit wir Republikaner hier im
Landtag von Baden-Wiirttemberg sind, fordern wir, durch
strukturelle Verinderungen und Zusammenlegung die Zahl
der Ministerien von jetzt zwdlf auf acht oder sieben 2u ver-
ringern. Dal dies moglich ist, beweist das Saarland zur Zeit,
notgedrungen wegen der finanziellen Notwendigkeiten.

Solange Sie, Herr Ministerprasident, nicht einmal bereit
sind, {iber Zusammenlegungen in der Ministerialblrokratie
nachzudenken, geschweige denn sie wirklich ernsthaft an-
packen, bleiben Sie unglaubwiirdig,

(Beifall bei den Republikanern}

unglaubwiirdig gegeniiber den Birgern, denen Sie eine
grolle Verwaltungsreform versprochen haben, denen Sie dies
als Notwendigkeit fiir eine groBe Kealition in unserem Lund
und als Rechtfertigung dafiir unterbreitet haben, und un-
glaubwiirdig gegeniiber den Beumtinnen und Beamten in
den nachgeordneten Behdrden, von denen Sie Umzug und
Flexibilitit erwarten. Sie selbst sind aber an anderer Stelle
nicht bereit, irgend etwas zu tun.

{Beifall bei den Republikanern}
Sie haben vorhin gesagt: ,Hic Rhodus, hic saltal™
(Abg. Weimer SPD: Wer macht einen Salta?)

Niemand hindert Sie, zu springen und wirklich einmal anzu-
fangen. Wir werden dies beobuchten.

Sie haben gesagt, Sie wiirden im Sommer gern eine Aktuelle
Debatte haben, in der festgestellt wird, was gemacht wird.
Wenn Sie diese Aktuelle Debatte zur Verwaltungsreform



Landtag von Baden-Wiirttemberg — 11. Wahlperiode — 56. Sitzung — Mittwoch 1. Februar 1993

(Trageiser)

nicht beantragen werden, kann ich fhnen versprechen: Wir
Republikaner werden dies tun. Wir werden dann die Ankdn-
digungen und grofen Versprechungen, die diese Koalition
gemacht hat, aul den Prifstand stellen und vergleichen, was
die Biirger wirklich bekommen haben. Sie haben mit der
Verwaltungsreform unseren Blirgern als Beispiel die Liefe-
rung eines Pkws versprochen. Sie doktern jetzt am Bereich
der Wasserwirtschaftsdmter, der Forstverwaltungen und an
dhnlichem Kleinkram herum. Das Ergebnis wird sein, dal}
Sie den Biirgern statt eines Pkws bestenfalls ein Matchbox-
auto liefern werden.

(Beifall bei den Republikanern — Abg Hackl
GRUNE: Die sind aber umweitfreundticher! — Zu-
ruf des Abg. Wintruff SPD)

Wie ineffizient Ihre eigene Regierung arbeitet, sicht man an
der Regelung des Pfingstmontagsproblems. Sie haben gegen
die Interessen der Birger die Abschaffung des Pfingstmon-
tags beschlossen. Nun zeigt sich, daB die Bilrger mehrheit-
lich — und zwar mit Giberwiltigender Mehrheit — gegen
diesen verriickten Beschluf sind. Sie laden fiir nichsten
Freitag zu einer groBen Debatte und einer Diskussion ein.
Ich darf einmal vorlesen: Arbeitgeber, Gewerkschaftsbund,
IG Metall, Bischéfe, Landessport- und FuBballverbinde,
Handels- und Handwerkskammern, Bund der Selbstindigen,
Speditionsgewerbe, Schausteller. Es gibt fast niemanden, der
nicht eingeladen ist. Das Ganze wird eine Riesendebatte. So
ein groBer runder Tisch, wie Sie dafilr brauchen, ist in ganz
Baden-Wiirttemberg nicht verfigbar. Das Ergebnis wird ab-
solut heille Luft sein und sonst gar nichts.

Warum machen Sie es sich nicht einfach? Seit 20. Januar
liegt dem Parlament ein Gesetzentwurf vor, den wir Repu-
blikaner eingebracht haben, mit dem diese Fehlentscheidung
zum Plingsimontag korrigiert werden kdnnte. 60 Abgeord-
nete dieses Landtags missen zusiitzlich zu uns Republika-
nern diesem Gesetzentwurl zustimmen, dann ist das ganze
Problem gelést. Da brauchen Sie keine runden Tische, da
brauchen Sie keine groBen Worte. Handeln Sie, Herr Mini-
sterprisident, sonst bleiben Sie unglaubwiirdig, und diese
grobe Koalition bleibt am Ende nichts weiter als ein scho-
nes, buntes rotschwarzes Mobile. Es dreht sich, es bewegt
sich, aber es kommit nichts dabei heraus,

(Beifall bei den Republikanern)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Im Rahmen der aligemeinen
Redezeit erteile ich das Wort Herrn Abg. Hackl,

Abg. Hackl GRUNE: Herr Priisident, meine Damen und
Herren! Ich werde es kurz machen, Ich méchte noch einmal
das Augenmerk auf den Reformwillen dieser groflen Koali-
tion richten.

Wir haben heute sehr viel Ubereinstimmung darin, daB wir
Bezahlung nach Leistung und Filhrungspositionen auf Zeit
brauchen, festgestellt. Man hat zu Recht festgestellt, daB das
alles einer Regelung auf Bundesebene bedarf. Dann haben
Sie, Herr Ministerprisident, angefihrt, dall das Land in die-
sem Bereich bereits seine Hausaufgaben gemacht habe, in-
dem es eine entsprechende Bundesratsinitiative eingebracht
habe.

Tch méchte Thnen sagen; Das Land hat hier seine Aufgaben
noch nicht gemacht, denn was gemacht wurde, war ein fol-
genloser EntschlieBungsantrag, Was das Land héitte machen
missen, wire ein konkreter Gesetzentwurf gewesen, der
dann auch zu konkreten Folgerungen im Bundestag und in
der Bundesgesetzgebung gefiihrt hitte. Ich vermisse hier ei-
nen glaubwiirdigen Reformwillen dieser Landesregierung.

(Beifall bei den GRUNEN)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich dem Herrn
Innenminister.

Innenminister Birzele: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Wie bereits heute mehrfach erwihnt wurde, ist die
Diskussion iiber die Reform des ffentlichen Dienstes insbe-
sondere aus der Erkenntnis entstanden, daB die Bewiltigung
der Staatsaufgaben in Zukunft nur mdglich sein wird, wenn
Aufpaben und Personal den gegebenen finanziellen Verhalt-
nissen angepaBt werden. Leider wird die Diskussion teil-
weise — ich betone ausdriicklich: auBerhalb dieses Hauses
— so gefithrt, als wenn die zu Recht gerliglten Mingel auf
ein Versagen des 6ffentlichen Dienstes oder auf mangelnde
Leistungsfahigkeit oder mangelnde Leistungsbereitschaft der
Angehérigen des offentlichen Dienstes zurlickzuflihren wi-
ren. Diese pauschalen Vorwirfe sind mit allern Nachdruck
zurlickzuweisen,

Notwendig ist die Uberpriifung aller von der é&ffentlichen
Hand wahrgenommenen Aufgaben auf Notwendigkeit, Ef-
fektivitdt und Effizienz. Hier ist sicher richtig, dal das Land
selbst auch seinen Beitrag leisten muB, am diese Anforde-
rungen besser zu erfiillen.

Es ist bemerkenswert gewesen. dall der Kollege Oettinger
vorher als ein Beispiel einer richtigen Eingliederung die der
Landwirtschaftsverwaltung angesprochen hat. Ich halte dies
fiir sehr sinnvoll. Er hat sich nur dariiber getduschi, daBl es
noch nicht so weit gekommen ist. Aber auch hier bietet sich
ein breites Feld zur Abschaffung von unteren Sonderbehar-
den und zur Eingliederung in die allgemeinen Verwaltungs-
strukturen an.

{Beifall bei der SPD — Abg. Weimer SPD: Sehr
gutl)

Dann hat der Kollege QOettinger gemeint, den Innenminister
beschuldigen zu miissen, er habe seine Aufgabe noch nicht
erfillt.

(Abg. Strébele CDU: Das war falsch!)

Ein solcher unqualifizierter Vorwurf ist lediglich darauf zu-
riickzufiihren, daB er offensichtlich seine Post nicht liest,

(Abg. Deuschle REP: Aha!)

denn mit Datum vom 5. September 1994 habe ich ihm einen
umfangreichen Gesetzentwurf zur Novellierung der Gemein-
deordnung ibersandt

(Abg. Weimer SPD: Hoppla!)

und um Gespréche dariiber gebeten, die bis heute leider im-
mer noch nicht mit mir gefiihrt worden sind. Es handelt sich
auch um detaillierte Vorschldge zur Verbesserung des Ge-
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meindewirtschaftsrechts; bessere betriebswirtschaftliche For-
men solien ermdgiicht werden.

(Abg. Strobele CDU: Das ist richtig!)

Gleichzeitig soll die Steuerungsfahigkeit des Gemeinderats
erhalten bleiben.

(Abg. Weimer SPD: Herr Kollege Strobele bestiitigt
dies!)

Wenn sich also Herr Octtinger daranmacht, seine Post auf-
zuarbeiten, kdnnen wir vielleicht gemeinsam mdglichst um-
gehend die entsprechenden Reformen vorantreiben,

{Beifall bei der SPD — Glocke des Prisidenten)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Herr Minister, gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Herrn Abg. Riickert?

Innenminister Birzele: Bitte sehr.
Stellv. Prisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Abg. Riickert.

Abg. Rickert CDU: Herr Minister, haben Sie registriert,
dall es bereits Kontakte zu den Kollegen der SPD-Fraktion

(Lachen bei der SPD und den GRUONEN)

im Blick auf den gemeindewirtschaftsrechtlichen Teil gege-
ben hat und daB unser Fraktionsvorsitzender seine Kritik
auf den umfassenden kommunalverfassungsrechtlichen Teil
thres Enmwurfs ausgerichtet hat, von dem Sie wissen, dal er
von uns nicht akzeptiert wird?

(Abg. Weimer SPD: Sind wir jetzt eine Koalition
oder keine?)}

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Minister.

Innenminister Birzele; Herr Kollege Riickert, ich will dieses
Thema an dieser Stelle nicht vertiefen. Aber iiber eines soll-
ten wir uns doch im klaren sein: Es kann nicht angehen, daB
die CDU bestimmt, worliber geredet wird, und wir das aus-
fiihren, was Sie wollen.

(Beifall bei der SPD)
Zum normaten Verhiltnis von Koalitionspartnern gehort,

{(Abg. Strébele CDU: Wir haben eine Koalitionsver-
einbarung!}

daB dic Vorstellungen beider Seiten erériert werden und daB
dann gemeinsam entschieden wird. So wollen wir es auch in
diesem Fall iben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Meine schr verchrten Damen und Herren, viele Redner ha-
ben die Gelegenheit genutzt, zu allen mdglichen Bereichen
zu sprechen, die bei diesem Thema gar nicht angesprochen
waren. Ich will mich aber jetzt dem Thema zuwenden

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Jetzt sind wir ge-
spannt!)
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und festhalten, daB idbereinstimmende Meinung des Hauses
ist, dall der offentliche Dienst motivierte und zukunftsoffe-
ne, leistungsfihige und leistungsbereite Mitarbeiter bendtigt,
attraktive Arbeitsplitze, leistungsgerechie, leistungshezogene
Bezahlung. Wir brauchen deshalb mehr Flexibilitit, als das
Dienstrecht bisher zuldBt. Wir brauchen mehr Mobilitit in-
nerhalb des Offentlichen Dienstes, aber auch zwischen of-
fentlichem Dienst und Privawwirtschaft. Wir brauchen die
Moglichkeit, Filhrungsfunktionen auf Zeit zu {bertragen,
wir brauchen bessere Rahmenbedingungen {ir mehr Teil-
zeitbeschiftigung im &ffentlichen Dienst, wir brauchen eine
starker leistungsorientierte Besoldung,

(Zuruf des Abg. Dr. Déring FDP/DVP}
Diese Zielsetzungen sind von allen so akzeptiert worden.

Nun mul man sich aber daritber im klaren sein. daB diese
Ziclsetzungen angesichts der gegenwirtigen Ausgestaltung
des Beamtenrechts, insbesondere der grundgesctzhich ver-
biirgten Ausgestaltung, nicht ohne weiteres verwirklicht wer-
den konnen. Reformansdtze. die lediglich den verfassungs-
rechtlich vorgegebenen Rahmen ausschdpfen wollen, sind
hiufig zum Scheitern verurteilt: denn die verfassungsrechtli-
chen Grenzen sind nicht scharf gezogen und deshalb um-
stritten. Es findet sich immer mindestens eine maBgebliche
Stimme, die verfassungsrechtliche Bedenken geltend macht.
die ohne rechtliches und teilweise ohne sehr erhebliches fi-
nanzielles Risiko nicht Gbergangen werden konnen,

Eine wirkliche und rechtlich unbedenkliche Form des Oftent-
lichen Dienstrechts darf deshalb aus meiner Sicht eine An-
derung des Artikels 33 Abs. 4 und 5 des Grundgesetzes nicht
von vornherein ausschlieBlen. Ich will dies im folgenden an
einigen wenigen Beispielen aufzeigen, die heute angespro-
chen worden sind und bei denen ReformmaBnahmen aus
verfassungsrechtlichen Griinden nicht oder nicht ohne recht-
liches Risiko umsetzbar sind.

Nach Artikel 33 Abs, 4 des Grundgesetzes ist die Ausiibung
hoheitsrechtlicher Befugnisse in der Regel Beamten zu (ber-
tragen. Dies schlieBt zwar nicht aus, auch Angestellte mit
der Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben su betrauen. Die
Grenze ist aber dort erreicht, wo das Regel-Ausnahme-Ver-
hiltnis in sein Gegenteil verkehrt wiirde. Wann diese Grenze
liberschritten wird, ist nicht definitiv gekldrt. Auch eine ge-
setzliche Definition des Begriffs ,hoheitsrechtliche Befugnis-
se* gibt es nicht. Einigkeit besteht darin, dall zwar die Ein-
griffs- oder Hoheitsverwaltung unter den Funktionsvorbe-
halt fillt, nicht aber die reine Fiskalverwaliung,

Zur Einordnung der Leistungs- und schlicht hoheitlichen
Verwaltung unter den Begriff der hoheitsrechilichen Befug-
nisse werden sehr unterschiedliche Auffassungen vertreten,
Je nach der Bewertung der Tatigkeitsfelder, also der Einbe-
ziehung unter diesen Funktionsvorbehalt oder nicht, gibt es
héchst unterschiedliche Ergebnisse — ich will einmal einige
aufzdhlen —:

{(Unruhe — Glocke des Prisidenten)

bei der Unterrichtstitigkeit der Lehrer, der Lehr- und For-
schungstitigkeit an den Hochschulen, aber auch beim Dienst
in den &ffentlichen Bibliotheken, Musecn, Galerien, in der
landwirtschaftlichen Beratung, im Tierzuchtdienst, in der
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Gewerbeférderung, in der Materialpriifung, in der Hochbau-
und Liegenschaftsverwaltung, der Flurbereinigung und Ver-
messung, der beratenden Titigkeit im Umweltschutz und bei
der gesamten Leistungsverwaltung. Es ist nun doch véllig in-
konsequent, fiir einen Teil dieser Bereiche Privatrechisfor-
men oder die vollige Privatisierung zu fordern, aber in die-
sen Bereichen nach wie vor zu reklamieren, dall diese
Titigkeiten durch Beamte wahrgenommen werden milssen
und nicht durch Angestellte wahrgenommen werden sollen.

Der anndhernd alle Bereiche staatlichen Handelns umfas-
sende Funktionsvorbehalt mag seine Rechtfertigung gehabt
haben, als der Staat dem Biirger fast ausschlieBlich obrig-
keitlich gegeniibertrat, Heute erfordert nach meiner Auffas-
sung modernes, auf Einsicht und Konsens gerichtetes Ver-
waltungshandeln zunehmend Dienstleistungsorientierung
und die verstiirkte Privatisierung staatlicher Aufgaben sowie
die Reduktion der hoheitlichen Befugnisse auf jene Kernbe-
reiche hoheitlichen Handelns, die zwingend den Einsatz von
in einem besonderen Treue- und Pllichtverhdltnis stehenden
unabhingigen Bediensteten erfordern, Zu diesen Bereichen
gehdren die gesamie Ordnungsverwallung und insbesondere
der Polizei- und Strafvollzugsdienst, die Justiz- und Steuer-
verwaltung sowie die regierungsunterstiitzenden Beratungs-
und Steuerungstiitigkeiten in den Ministerien, nicht aber die
Letstungsverwaltung und insbesondere auch nicht die Unter-
richistiitigkeit, sei £s an den Schulen oder an den Hochschu-
len.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des Abg.
Hackl GRUNE — Abg. Brigitte Wimmer SPD: So
ist esl)

Eine solche Reduktion des Funktionsvorbehalts auf die Ein-
griffsverwaltung bediirfte aber einer klarstellenden Ande-
rung von Artikel 33 Abs. 4 des Grundgesetzes. Positive Ef-
fekte ergiben sich dadurch insbesondere bei der Méglichkeit
zur Begrindung von Teilzeitarbeitsverhiltnissen, unter be-
stimmten Voraussetzungen auch bei der Begriindung befri-
steter Arbeitsverhiltnisse. Zusitzlicher positiver Effekt wiire,
dal eine Vorbelastung kinftiger Haushalte durch Versor-
gungsaufwendungen nicht eintreten wiirde.

Dabet ist die sehr umstrittene Frage, ob Angestellte oder Be-
amte fur den Dienstherrn bzw. Arbeitgeber billiger seien,
nicht von zentraler Bedeutung. Sie wissen, daBl die endgiil-
tige Einschitzung unter anderem auch davon abhingt, wel-
che jeweiligen Verzinsungsfaktoren angesetzt werden. Eine
objektive abschlieBende Feststellung 148t sich deshalb in die-
sem Bereich nicht treffen.

Nun komme ich zu einigen anderen Beispielen.

Die Vergabe von Filhrungsfunktionen auf Zeit wurde gefor-
dert. Damit kénnen Leistungsgesichtspunkie besser berlick-
sichtigt und Personalentscheidungen [eichter korrigiert wer-
den. Die Vergabe von Fithrungspositionen auf Zeit ist ein
altes Anliegen der Regierungsfraktionen. Fiir die Realisie-
rung dieses Modells gibt es rechtlich mehrere Méglichkeiten,
auf die ich nicht ndher eingehen will. Gegen samitliche bisher
diskutierten Modelle wurden jeweils erhebliche verfassungs-
rechtliche Bedenken geltend gemacht. Diese betreffen — ich
will nur einige Stichworte nennen — die Verletzung des
Prinzips der lebenszeitlichen Ubertragung aller einer Lauf-
bahn zugeordneten Amter, der Unabhingigkeit, die durch

den Schutz der erdienten Statusrechte des Beamten gesichert
wird, des Leistungsprinzips und beim Zulagenmodell zusétz-
lich die Losung der in § 18 des Bundesbesoldungsgesetzes
normierten Verkniipfung von Status und Funktion sowie die
Verletzung des Alimentationsprinzips, nach dem sich Besol-
dung und Versorgung nach Dienstrang, Bedeutung und Ver-
antwortung des Amts richten,

Die verfassungsrechtlich unbedenkliche Einfiihrung der Ver-
gabe von Funktionsstellen auf Zeit auf der Grundlage des
Zulagenmodells bedarf deshalb aus meiner Sicht einer Ab-
kehr von den hergebrachten Grundsitzen des Berufsbean-
tentums durch eine entsprechende Anderung des Grundge-
setzes.

Ein weiterer Bereich, der angesprochen worden ist, ist die
voraussetzungslose Teilzeitbeschiftigung. Die beamtenrecht-
lichen Regelungen {ber die Teilzeitbeschiiftipung sind als
Ausnahmevorschrift konzipiert. Der Gesetzgeber ging davon
aus, dalB das Vollzeitbeamtenverhaltnis verfassungsrechtlich
die Regel ist und das Teilzeitbeamtenverhilinis die Aus-
nahme bilden muB. Um dem einfachen Gesetzgeber hier den
notwendigen  Spielraum  zu  erdffnen, mull deshalb im
Grundgesetz die Bindung an die hergebrachten Grundsitze
des Berufsbeamtentums insoweit gelockert oder aufgegeben
werden.

Langfristige Beurlaubungen sind ebenfalls angesprochen
worden. Wie im Bereich der Bundesbahn und der Post pri-
vatisiert wurde, so haben viele Kommunen ihre Eigenbe-
triebe in Gesellschaften des privaten Rechits umgewandelt
oder streben dies in geeigneten Bereichen an. Auch im Lan-
desbereich gibt es Privatisterungstendenzen.

In vielen Fillen méchten die privatisierten Unternehmen
den Sachverstand der Beamten auch weiterhin nutzen. Das
ist ja sehr positiv. Beim Dienstherrn besteht avfgrund des
Aufgabenwegfalls hiufig keine ausreichende Verwendungs-
moéglichkeit fiir die Beamten mehr, Eine langfristige Beur-
laubung dieser Beamten bietet daflir eine angemessene L&-
sung. Der langfristigen Beurlaubung stehen jedoch das
Lebenszeitprinzip, die Pflicht zur vollen Hingabe an den Be-
ruf sowie das Alimentationsprinzip entgegen.

Winschenswert ist auch der Wechsel vom oOffentlichen
Dienst in die private Wirtschaft zur Foérderung des Personal-
austauschs und von Entwicklungschancen. Auch hier bietet
die langfristige Beurlaubung eine addquate Lésung. Deshulb
besteht auch bei der langfristigen Beurlaubung verfassungs-
rechtlicher Anderungsbedarf.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, zentrale Reform-
anliegen setzen deshalb aus meiner Sicht die Bereitschaft
voraus, Artikel 33 Abs. 4 und 5 des Grundgesetzes zu tiber-
prifen und gegebenenfalls zu dndern, In Artikel 33 Abs, 4
wire klarzustellen, dal sich der Funktionsvorbehalt im we-
sentlichen auf die Eingriffsverwaltung zu beschrinken hat.

In Artikel 33 Abs. 5 wire die Bindung an die hergebrachten
Grundsitze des Berufsbeamtentums entweder zu streichen,
oder es wire an einen Gesetzesvorbehalt zu denken, der es
ermdéglichte, durch einfaches Gesetz, das dann einer Zwei-
drittelmehrheit bedlrfte, von den hergebrachten Grundsit-
zen abzuweichen.
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Die Perspektiven des Sffentlichen Dienstes und speziell des
Berufsbeamtentums liegen nichi in der Bewahrung liberkom-
mener Strukturen. Seine Perspektiven liegen in der Bereit-
schaft zur Innovation und Reform. Wer sich den notwendi-
gen Strukturreformen im  Sffentlichen Dienstrecht  ver-
schlieBt, erweist dem Sffentlichen Dienst und dem Berufsbe-
amtentum einen Birendienst.

(Beifall der Abg. Brigitte Wimmer SPD)

Die Folge wird ndmlich sein — das ist besonders deutlich
bel den Ausfithrungen der FDP insbesondere auf Bundes-
chene festzustellen —, daB noch mehr Aufgaben als bisher
privatisiert werden, auch wenn es sich nur um sogenannte
formale Privatisierungen — also beispielsweise in Form ei-
ner kommunalen GmbH — huandelt.

Die Tendenz zur Privatisierung ist unlbersehbar. Mit ein
Grund fir diese Flucht aus demt &ffentlichen Recht ist auch,
daB man sich von den Fesseln und dem starren Korsett des
Beamitenrechts, das viele personalwirtschaftliche Entschei-
dungen erschwert oder gar verhindert, 16sen will. Eine Per-
spektive hat das Berufsbeamtentum deshalb nur dann, wenn
¢s sich den notwendigen Reformen 5ffnet.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der SPD)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen mir nicht mehr vor. Damit ist
Tagesordnungspunki 1 —  Aktuelle Debatte zum Thema
WPerspekiiven des Berufsbeamtentums™ —  abgeschlossen.

Meine Damen und Herren, ich schlage vor, dal wir jetzt in
die Mittagspause eintreten. Bevor ich die Sitzung unterbre-
che, darf ich Sic noch auf den Empfang hinweisen,

(Beifall des Abg. Dr. Déring FDP/DVP)

den der Herr Landtagsprisident aus AnlaB seines ,runden™
Geburistags gibt,

{Abg. Dr. Ddring FDP/DVP: Sehr gut!)
Ich unterbreche die Sitzung bis 13.45 Uhr.,
{Unterbrechung der Sitzung: 12.34 Uhr)
%
(Wiedergufhahme der Sitzung: 13.46 Uhr)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Die unterbrochene Sitzung wird
fortgesetzt.

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf:

GroBe Anfrage der Fraktion GRUNE mit der Antwort der
Landesregicrung — Junge Menschen in Baden-Wiirttemberg
— Drucksachen 11/4020, 114635

Das Prasidium hat hier folgendes festgelegt: Zur Bespre-
chung der GroBen Anfrage soll den Fraktionen eine Rede-
zeit von je 5 Minuten zugebilligt werden. AuBerdem hat die
anfragende Fraktion ein SchluBwort von 5 Minuten.

Das Wort erteile tch Herrn Abg. Jacobi,
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Abg. Jacobi GRUNE: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Die Jugend erfihrt in diesem Landtag so gut wie
keine politische Aufmerksamkeit.

(Zuruf von den GRUNEN: Stimmt!)

Anders die Kinder. Mit der Kinderenquete hat sich der
Landtag in dieser Legislaturperiode sehr intensiv bescluiftigt.
Im Gegensate dazu spielt die Jugendpolitik bislang keine
Rolle. Auf Regierungsebene, im Ministerium wird die Ju-
gendpolitik der vergangenen Jahre weiter verwaltel. Keine
Innovationen sind zu schen, keine Strukturverinderungen,
Frau Ministerin, mit denen die Politik auf neue gesellschaft-
liche Entwicklungen reagicren wirde,

(Abg. Renz GRUNE: Der Altersdurchschnitt des
Kabinetts!)

Der fehlende politische Gestaltungswillen zeigt sich daran.
daB der Landesjugendplan so tut, als bliehe itber Jahre hin-
weg alles beim alten. Der neue Landesjugendplan hat exakt
die gleiche Struktur wie seine Vorginger. Dus Ministerium
macht sich picht einmal die Mihe, alle zwei Jahre wenig-
stens das Vorwort zu (berarbeiten und neu zu fussen.

Meine Damen und Herren, es st klar, das Parlament kann
nicht alles gleichzeitig tun, aber mein Wunsch ist, JdabB sich
der nichste Landiag vielleicht einen Schwerpunkt, namlich
die Jugend, setzt. eventuell auch mit einer Jugendenguete-
kommission, und sich mit dhnlicher Epcrgie um Verbesse-
rungen in diesem Bereich bemiht wie mit der Kinderen-
quete in dieser Legislaturperiode,

Ein junger Mensch zu sein ist in der heutigen Gesellschaft
ganz anders als frither. Die Familicnstruktur hat sich grund-
legend gewandelt. Jede sechste Familie ist eine sogenannie
Ein-Eltern-Familie.

(Abg. Zeller SPD: Das gilt auch fir Kinder!)

Es gibt immer mechr Familien, in denen beide Elternteile be-
rufstatig sind, Dauerhafte Familienstrukturen dber mehr als
zwei Generationen hinwep sind die Ausnahme.

Jugend hat sich verindert; feste und formale Organisationen
und Strukturen verlieren an Bedeutung., Der informelle Be-
reich, die offenen Strukturen, lose und spontane Gruppen
werden wichtiger.

Die Jugendpolitik der Landesregierung ignoriert dies weitge-
hend. Der Wunsch nach individueller Zeit- und Lebenspla-
nung ist ja gerade bei jungen Menschen besonders stark aus-
geprigt. Das ist der Grund. weshalb beispiclsweise Sportstu-
dios und andere kommerzielle Einrichtungen Erfolg haben,
die die Freizeit der Kids (Ullen und den Geldbeutel lecren,

Der Landesjugendplan ist genau wie friher, Ich muld sagen,
er ist inzwischen altbacken. Zwei Drittel des Landesjugend-
plans gehen in die Jugendmusik und in die Jugendkunst: das
meiste vom Rest geht in die Jugendverbandsarbeit,

Meine Damen und Herren, ich will die Arbeil in der Ju-
gendkunst, in der Jugendmusik und im Jugendverbandsbe-
reich idberhaupt nicht abwerten, im Gegenteil. Fir die jun-
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gen Menschen, die so erreicht werden, ist diese Arbeit
wertvoll, positiv und wichtig, aber sie erreicht nur einen Teil.
Ein immer grofer werdender Teil bleibt auBen vor.

Wenn sich die Gesellschalt dndert, muB sich auch die Ju-
gendpolitik dndern, und das ist bislang bei dieser Landesre-
gierung noch richt zu bemerken. Politisch muB zum Beispiel
darauf reagiert werden, dafl junge Menschen sich ausklin-
ken, daBl sie mit der Gesellschaft nichts mehr zu tun haben
wollen, keine Perspektive sehen und in ihrer Perspektiviosig-
keit zum Beispiel in Drogenkonsum oder in Sekten fliichten
oder sich fiir rechtsextremistisches Gedankengut aufge-
schlossen zeigen

(Zuruf von den Republikanern)

oder sich unpolitisch mit Gewalt Aufmerksamkeit verschaf-
fen wollen. Bei den ,,Arzten” — das ist eine Berliner Musik-
band — heilt es: ,,Deine Gewalt ist nur ein stummer Schrei
nach Liebe, deine Springerstiefel sehnen sich nach Zirtlich-
keit, und deine Eltern hatten niemals fiir dich Zeit.“

Der Landesjugendplan ist auf einen Teil der Jugend zuge-
schnitten, auf den normal funktionierenden und motivierten
und leistungsbereiten Jugendlichen, der dann entweder die
Musikschule oder einen Musikverein besucht oder der Mit-
glied in einer Jugendgruppe ist oder sie sogar leitet.

Ich mochte drei wichtige Ansatzpunkte fiir eine neue Struk-
tur des Landesjugendplans nennen.

Erstens: Die offene Jugendarbeit mul eine wesentlich stir-
kere Beriicksichtigung finden; sie taucht bistang nur am
Rande auf. Die Bereitschaft zum linger(ristigen Engagemeant
sink(. Statt dessen werden kurzfristige Interessen ins Auge
gefaBl. Diese Erkenntnis hat auch die Landesregierung in
der Antwort auf unsere GroBe Anfrage zum Ausdruck ge-
bracht, aber im Landesjugendplan wurde darauf nicht rea-
giert. Die Erkenntnisse sind nicht umgesetzt, Die offene Ju-
gendarbeit tréigt dazu bei, Jugendlichen ihre eigenen Interes-
setl zu vermitteln, sie zu lehren, ihre eigenen Interessen
durchzusetzen, sie zu selbstiindigem und verantwortungsvol-
lem Handeln zu befdhigen. Die offene Jugendarbeit leistet
einen wichtigen Beitrag zur Integration aller Jugendlichen in
die Gesellschaft. Das sagt die Landesregierung; das ist nur
zu unterstreichen. Aber die Struktur im Landesjugendplan
ist bislang die gleiche. Geld gibt es — so sielit es jedenfalls
aus — keines oder wenig; Umstrukturierung des Landesju-
gendplans ist nicht beabsichtigt.

Meine Damen und Herren, wenn das ernst gemeint ist, was
richtigerweise in der Antwort auf unsere Grofe Anfrage ge-
sagt worden ist und was nur zu unterstreichen ist, dann mul
man auch so handeln, dann mussen diese Feststellungen von
der Verbalebene in reale Politik umgemiinzt werden.

Gileiches gilt fiir den zweiten Ansatzpunkt: Midchenarbeit.
Innerhalb der Jugendpolitik ist eine besondere Midchenpo-
litikk notwendig. Madchen haben im Vergleich zu Jungen
eine andere Freizeit, sie haben weniger Freizeit. Midchen
brauchen Riume und die Mdoglichkeit, ungestdrt miteinan-
der zu reden. Im Jugendhaus sind zu 80 % Jungen und junge
Minner. Fiir Médchen gibt es nichts Entsprechendes. Sie
werden weitgehend in den Privatbereich verwiesen oder sich
selbst lberlassen.

Meine Damen und Herren, nur 0,6% des Landesjugend-
plans sind explizit fiir Maddchenarbeit vorgesehen.

(Abg. Walter GRUNE: Aha')
Das ist ein Nasenwasser, das ist eine Alibiveranstaltung,
(Abg. Walter GRUNE: Bestenfalls!)

Ein neuer Schwerpunkt fr einen neuen Landesjugendplan
mub sein, diesem Bereich einen groBeren Stellenwert beizu-
messen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Dritter Ansatzpunkt: Jugendarbeit mijt auslindischen Ju-
gendlichen. In Baden-Wiirttemberg liegt der Anteil von aus-
lindischen Jugendlichen bei 17 %, das heiBt. jeder sechste
Junge Mensch hat nicht die deutsche Staatsbiirgerschaft. Die
Jugendpolitik des Landes ignoriert diese Tatsache véllig. Ich
glaube, auslindische Jugendliche haben besondere Schwie-
rigkeiten. Das Bildungsniveau ist zum Beispiel geringer. Ich
bin deswegen {iberzeugt, daB sie beispielsweise eine spezielle
Berufsberatung und Berufsvorbereitung brauchen.

Die auslindischen Jugendlichen sind ganz sicher weniger in
Musikschulen und in Jugendverbinden zu finden, statt des-
sen aber in der Arbeitslosenstatistik. Bei den bis zu 20jdhri-
gen ist der Arbeitslosenanteil von auslindischen Jugendli-
chen 40%, und in der Altersgruppe zwischen 20 und 24
Jahren ist der Arbeitslosenanteil 30 %, Meine Damen und
Herren, hier liegt ein groBes Problem: hier liegt gesellschafi-
licher Sprengstoff. Die Jugendpolitik der Landesregierung
hat hierflir keine Konsequenzen. Sie ist aus unserer Sicht zu
traditionell, zu aftbacken. Wir brauchen neue Schwerpunkte.
Wir brauchen einen neuen Landesjugendplan und eine neue
Jugendpolitik.

Ich méchte einen letzten Punkt herausgreifen. In den letzten
Jahren ist die Jugend im Zusammenhang mit Gewalt in die
Schlagzeilen geraten. Der Gewaltanstieg hat qualitativ wie
quantitativ zugenommen. Die Fallzahlen an Gewaltkrimina-
litdt, an Kéorperverletzung sind jahrlich angestiegen, Er-
schreckender aber noch ist der qualitative Anstieg. Oft wird
aus nichtigem AnlaB zugeschlagen. Die Hemmschwelle
sinkt. Es gibt keinen Mitleidseffekt, wenn der andere schon
am Boden liegt.

Gewalt bet Jugendlichen, meine Damen und Herren, ist in
erster Linie ein Jungenphinomen. Wus sind die Griinde?
Die Griinde sind vielfiltig. Es ist ein Ursachenbiindel: Ori-
entierungsschwierigkeiten, Zukunftsingste, der Mangel an
sozialer Einbindung, Ohnmachtsgefithl. Fiir manche ist Ge-
walt ein Ventil. Fiir manche ist Gewalt der Versuch, das ei-
gene Selbstwertgefuhl auf Kosten Schwicherer zu steigern,

Die politischen Konsequenzen missen genauso vielfiltig
sein. Sie betreffen unterschiedliche Poiitikbereiche, vom
Kindergarten, von der Kinderbetreuung iiber die Schulpali-
tik, iiber flexible familienfreundliche Arbeitszeiten bis hin
zum Stidtebaun.

Die Ausflilhrungen des Ministeriums zu diesern Teil sind be-
merkenswert. Ich muB auch sagen: Sie miiBten von den
Rechtspolitikern in den Fraktionen deutlich zur Kenntnis
genommen werden.
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Eine repressive Politik geht voOllig am Problem vorbet; sie ist
hilflos, sie ist nutzles, Der politische Ansatzpunkt mufl im
priiventiven Bereich liegen, Dazu gehdrt zum Beispiel die of-
fene Jugendarbeit, dazu gehiren Jugendtrefls, Jugendhidu-
ser, Streetworker und Schulsozialarbeit. Dies alles kostet
Geld. Aber vielleicht kann man sagen: Jede Mark, die in
diesem Bereich gut ausgegeben wird, wird 5 DM an Folge-
kosten vermeiden,

Meine Damen und Herren, die Gesellschaft ist komplexer
und widerspriichlicher geworden. Genauso gibt es nicht die
Jugend, sondern vicle unterschiedliche Gruppen. Unsere
GroBe Anfrage zeigt dies auf. Das Ministerium hat sich zum
Teil sehr viel Milhe mit der Beantwortung gemacht. Daf{ir
mdchte ich mich ausdriicklich bedanken. Zum Teil wurden
aber auch die Defizite deutlich.

Die Jugend ist viel komplexer, als dies bisher von der Lan-
desregierung angenommen wurde, und sie ist ein Zukunfts-
thema fiir unsere Gesellschaft. Vielleicht wird der néchste
Ministerpriisident dieses [andes zu Beginn der néchsten Le-
gislawurperiode in seiner Regierungserkldrung nicht einfach
nur sagen: . Kinder sind das Wichtigste, was wir haben®, son-
dern auch: ..Die Jugend ist das Wichtigste, was wir haben.”

(Beifall bei den GRUNEN und der Abg. Brink-

mann SPD und Pfister FDP/DVP — Abg.

Deuschle REP: Spiriicher Beifall! — Gegenruf des

Abg. Walter GRUNE: Mit der Jugend seid ihr auch
nicht so put verireten!)

Stelly, Prisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Hauk.

Abg. Hauk CDU: Herr Prisident. meine sehe verchrten Da-
men und Herren! Wenn {iber Jugendpolitik geredet wird,

{(Unruhe — Glocke des Prisidenten}

so hat das schon einen eigenen Reiz, denn gemeinhin macht
man Politik dort, wo es Brennpunkte gibt und die Dinge im
argen licgen. Ich will gar nichts beschénigen, aber ich meine,
wir sollten schon einmal festhalten, daB es eine iiberwie-
gende Anzahl von Jugendlichen gibt, die sich nach unserem
hergebrachten Verstindnis und — ich habe das herausge-
hort, Herr Kollege Jacobi — auch nach Threm Verstindnis
durchaus noch normal verhalten,

{(Zuruf des Abg. Dr. Salomon GRUNE)

Jugendliche, die sich also, wenn man so will, gesellschaftlich
nicht unbedingt besonders auffallig verhalten.

Wenn ich dic Antwort der Regierung richtig gelesen habe,
wird von 80000 jungen Rettungssanititern geredet, von
20 QU0 Jugendlichen in Jugendfeuerwehren, von 180000 in
Musikschulen. von (ber 300000 in Sportvereinen, von
100 000 in Musik- und Gesangvereinen und von 6000 in
Amateurtheatern,

Es wird weiterhin davon gesprochen, daB iiber 90 % der Ju-
gendlichen nicht in Polizeistatistiken erfaBt sind, fiber 90 %
der Jugendlichen keine Drogen nehmen und auch iiber 90%
der Jugendlichen nicht Sekten zum Opfer gefallen sind.

{Zuruf des Abg. Wintruff SPD)
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Ich sage das nicht zur Beschénigung, sondern deshalb, weil
man vom Normalfall ausgehen mufl. um dann zu iiberlegen,
wie man den anderen, die durch das ,Raster* fallen oder
durch das ,Raster gefallen sind, wirksam helfen kann und
wie fiir sie eine wirksame gesellschaftliche Eingliederung ge-
lingen kann.

Sie, Herr Kollege Jacobi, haben sicherlich richtig festgestellt,
daB der Freizeitanteil der Jugendlichen insgesamt zugenom-
men hat. Es ist aber auch nicht zu verhehilen, dall der Indi-
vidualismus der Gesellschaft insgesamt und so auch bet Ju-
gendlichen ebenfalls zugenommen hat. Deshalb st auch
nicht verwunderlich, wenn die Regierung in ihrer Antwort
schreibt, die vermehrte Freizeit wiirde subjektiv nicht mehr
als Freizeit empfunden, sondern eigentlich wirde subjektiv
empfunden, daB weniger Freizeit 2ur Verfiigung stiinde.

Tatsache ist auch, daB die Angebote fir Jugendliche heute
vieifiltig sind. Heutzutage findet eine sehr frithe Einbindung
von Jugendlichen in, ich suge einmal, Klavierunterricht, in
musische Betitigung allgemein, in Vereinstitigkeil der ver-
schiedensten Art. in Arbeitsgruppen und dergleichen mehr
statt.

Ich halte es aber auch fir wichtig, daB man Jugendliche
auch in gesellschaftliche Systeme — ich nenne cinmal den
Verein als Beispiel, weil ich ihn als solches empfinde — mit
einbindet, weil dadurch von vornherein soziale Kompetens
mit geformt und, wie ich denke, auch Persdnlichkeit mit ge-
formt wird.

Wenn wir uns heute manchmal dariiber beklagen, dal es so
wenig junge Leute gibt, die bereit sind, Verantwortung 2
Gbernchimen, nicht nur in der Polittkk — Sie merhen dJdas bei
den Griinen auch, Herr Jucobi, daB thr Nachwuchs durch-
aus etwas zu wiinschen GbrigliBt; wenn ich mir Thre Alters-
struktur ansche, dann ist da auch keiner unter 30 mehr da-
bei — —

{(Zuruf des Abg. Jacobi GRUNE)

— Ich mache mir dariber keine Gedanken; das sage ich
ganz offen. Ich muche mir daritber mehr Gedanken bei uns,
Aber es fillt trotzdem auf, Deshalb will ich s einmal anfith-
ren.

{Zuruf des Abg. Schmiedel SPD)

Wenn dem so ist, dann halte ich es durchaus flr richtig, dafl
der Staat an der Schule das Kooperationsangebot Schule/
Verein geschaffen hat, well er dadurch einer neuen Proble-
matik Rechnung tragt.

Es ist natiirlich schon so, Herr Kollege Jacobi, dafl der Lan-
desjugendplan Fordermittel fUr wichiige Bereiche in der Ju-
gendpolitik zur Verfligung stellt. Auch ich bedaure — das
mul} ich dazusagen —, dal es uns nicht gelungen ist, die
Mittel dafiir zu erhshen, Wir muBten angesichts der globa-
len Minderausgabe zunachst sogar damit rechoen, dafd es ein
paar Mark weniger sein wirden. Das hat sich jetzt wieder
etwa auf dem Niveau des letzten Haushalts emngependelt,
Aber es wiire natiirlich wiinschenswert, zumindest fiir die
Koordination verschiedener Aktionen etwas mehr Geld zur
Verfligung zu haben. Ich nenne einmal das Thema Gewait,
Gewalt an der Schule oder Gewalt unter Jugendlichen ullge-
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mein. Wenn man da zwischen den einzelnen Jugendverbin-
den im Lande mehr koordinieren kdnnte, wiirde uns das si-
cherlich einen gewaltigen Schritt weiterbringen.

Ich denke aber auch, dal uns daran liegen muf, daB wir Ju-
gendliche mehr in die Verantwortung einbeziehen. Ich habe
vorhin den Verein kurz gestreift. Wir haben im Lande zwi-
schenzeitlich 15 bis 20 sogenannte Jugendgemeinderite. Ich
kann deshaib nur an die Kommunen appellieren, dort, wo
sich sinnvolle Strukturen zeigen und auch Leute dafiir zur
Verfiigung stehen, ein entsprechendes Gremium einzurich-
ten.

Das Land — da meine ich auch Mitwirkung an Staat und
Gesellschaft — stellt derzeit 60 FOJ-Plitze zur Verfligung.
Ich sage das einmal an die Adresse der SPD: Ich kann mich
noch gut erinnern, vor zwel Jahren war es gar nicht so ein-
fach, das freiwillige dkologische Jahr unverdndert fortzufiih-
ren, Es hat einiges an Kraftanstrengung bedurft, das FOJ
weiter fortzufithren. Ich sage auch: Eine Ausweitung dieser
60 Stellen — —

(Abg. Schmiedel SPI): Was heiBit ,.an die Adresse
der SPD"? Das haben wir doch gesichert!)

— Herr Schiniedel, Sie wissen ganz genau, weshalb ich das
sage.

(Abg. Wintruff SPD: Ich glaube, da waren Sie im
falschen Mausloch!)

— Ich weill sehr wohl, wovon ich rede. Wenn Sie [hre Frak-
tionsprotokolle nachlesen, werden Sie das sehr schnell fest-
stellen.

(Zuruf des Abg. Zeller SPD)

Ich sage einmal ganz klar: Es wire sicherlich geboten, die
Zahl] dieser Stellen von Landesseite noch etwas zu erhdhen.
Das gilt fiir das freiwillige soziale Jahr genauso.

(Zuruf des Abg. Wintruff SPD — Glocke des Pri-
sidenten)

Herr Kollege Jacobi, es trifft nicht zu, wenn Sie dem Kul-
tusministerium Tatenlosigkeit vorwerfen. Baden-Wiiritem-
berg hat sich so intensiv wie kein anderes Land um Sekten
und neuerdings die CDU auch um Okkultismus und Teu-
felsaustreiberei und was es da alles gibt gekiimmert.

{Lebhafte Heiterkeit)

— Wir haben es mit Riicksicht etwas anders benannt. Aber
so st ja die deutsche Beschreibung dafiir.

(Abg. Weimer SPD: Aber nicht wegen des Plingst-
montags? — Zuruf des Abg. Trageiser REP)

— Nie wegen des Plingstmontags.

Tatsache ist, dafl wir uns wie kein anderes Land um die der-
zeit wohl am gefahrlichsten erscheinende Sekte Scientology
Church gekiimmert haben.

(Abg. Zeller SPD: Das wiirde ich jetzt nicht so her-
aushingen!)

— Ieh will das gar nicht heraushingen. Ich will es nur ein-
mal erwihnen, weil ich meine, dal} es der Erwihnung wert
ist.

(Zuruf des Abg. Wintruff SPD)

Wir haben uns wie kein anderes Land darum gekimmert.
Tatsache ist: Jugendsekten kann man letztendlich nur durch
ein Mehr an Aufklirung, durch ein Mehr an Privention be-
gegnen.

Ich meine auch aufgrund dessen, was ich selbst von meinem
Sohn mitbekomme, der jetzt in die Grundschule geht, duB
im Bereich Sekten und Gewalt von den Schulen, auch in
Kooperation mit der Polizei, derzeit sehr viel gemacht wird.

(Glocke des Prisidenten)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Herr Abgeordneter, ich mul} Sie
bitten, zum SchiuB zu kommen.

Abg. Hauk CDU: Ich komme gleich zum Schlufi, — Ich will
noch einen letzten Aspekt erwihnen, der mir besonders am
Herzen liegt. Das ist die Jugendarbeitslosigkeit. Was mich
daran besonders bertihrt, ist, daB iiber 50 % der Arbeitslosen
keine Berufsausbildung haben.

(Abg. Pfister FDP/DVP: Richtig! Das ist der ent-
scheidende Punkt!)

Ich sage deshalb an dieser Stelle einmal dem Handwerk
ganz herzlichen Dank, das auch in Zeilen der wirtschaftli-
chen Rezession seine Ausbildungsbemithungen im Unter-
schied zur Grolindustrie nicht eingeschrinkt hat.

{Abg. Seimetz CDU: So ist es!)

Ich meine, das mufl man einmal deutlich festhalten. Da-
durch hat das Handwerk auch einen groflien Beitrag dazu
geleistet, daB Jugendliche bei uns nach wie vor nicht ilber-
proportional auf der StraBe stehen.

Es wiire noch eine ganze Reihe von Punkten mehr zu er-
wihnen. Ich meine, wir sind im Bereich der Jugendpolitik
nicht stehengeblieben, sondern haben neue Themen und
neue Schwerpunkte gesetzt.

(Abg. Wintruff SPID: War das alles, was Sie zur Ju-
gendpolitik beizutragen haben?)

AbschlieBend, Herr Kollege Jacobi, greife ich gern einen
Gedanken von Thnen auf. Es ist durchaus der Uberlegung
wert, daB sich der Landtag in der nachsten Legislaturperi-
ode im Rahmen einer Enquetekommission einmal speziell
damit beschiftigt. Wir wiren dazu sicherlich bereit.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU — Zurul des
Abg. Schmiedel SPD)

Stelly. Prasident Dr. Geisel: Das Wort erieile ich Herrn
Abg. GaBmann.

Abg. GaBmann SPD: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Die Jugendlichen in Baden-Wirttemberg sind eine
Minderheit. 6,3 % der Bevolkerung sind Jugendliche,

{Abg. Pfister FDP/DVP: Bis zu welchem Alter?)
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wenn man die Altersgruppe zwischen 14 und 20 Jahren da-
far hernimmt,

(Zuruf des Abg. Hauk CDU)

lch machte mit den beiden Vorrednern in dem Punkt tiber-
einstimmen, daB der Schwerpunkt der Diskussion Qiber die
Probleme von Jugendlichen und dardiber, was getan werden
muB, im Landtag stirker gesetzt werden kann und daB die-
ser Vorschlag, der nun zweimal gemacht worden ist, némlich
vielleicht in der niichsten Legislaturperiode zu einer En-
quetckommission Jugend zu kommen, nachdem die En-
quetckommission zum Thema Kinder sehr erfolgreiche Er-
gebnisse gebracht hat, weiterverfolgt werden mub.

Man solite zundchst vorausschicken, da die Landespolitik
nur begrenzte Einwirkungsméglichkeiten auf die Jugendar-
beit hat. Verantwortung flir die Jugendarbeit haben in erster
Linie auch die Kommunen und die Kreise. Selbstverstind-
lich wird man unsere Jugendpolitik am Ende dieser Legisla-
turperiode daran messen miissen, was an Taten dabei her-
ausgekommen ist, und nicht an den schdnen Worten.

Ich halte es fir ein durchaus berechtigtes Anliegen der grii-
nen Fraktion, wenn sie in ihrer GroBen Anfrage mit mehre-
ren Suggestiviragen unterstellt, die Landesregierung und die
sie tragenden Koalitionsfraktionen hiitten im Jugendbereich
Einsparungen vorgenommen. Dall die Beaniwortung dieser
Anfrage genau das Gegenteil ausweist, daB sie auch aus-
weist, daB der Anteil von Ausgaben fiir die Jugendarbeit im
Gesamthaushalt wihrend der letzten zwei Jahre angestiegen
ist, widerlegt diese Unterstellung. Wir haben heute keine
Haushaltsberatung. Der Landesjugendplan wird in zwei Ta-
gen hier besprochen werden, Aber wenn Herr Jacobi davon
redet, daB dieser Landesjugendplan unverdndert wieder vor-
gelegt worden set — das bezieht sich viefleicht auf manche
Worte —. dann hat er ihn nicht richtig gelesen.

(Zuruf des Abg. Brinkmann SPD}

In diesen Landesjugendplan wird zum Beispiel zum ersten
Mal als wichtige Forderung der Jugendverbinde mit einer
Finanzierung ab 1996 die Jugendakademie hineinkommen,
Ich finde es schade, daB auch Herr Hauk von der CDU
noch nicht gemerkt hat, daB der Landesjugendplan tatsich-
lich Verbesserungen gegeniiber zunidchst geplanten Ver-
schlechterungen im Rahmen der globalen Minderausgaben
enthalt.

(Zuruf des Abg, Hauk CDU — Zuruf des Abg. Ja-

cobi GRUNE — Abg. Hauk CDU: Sie miissen halt

besser zuhdren! — Abg. Wintruff SPD: Herr Hauk
ist halt im falschen AusschuB!)

Zum Freizeitbergich, der hier angesprochen worden ist,
mdchte ich kurz eine Anmerkung machen. Anhand dieser
Anfrage haben wir festgestellt, daB dber 50 % der Jugendli-
chen in Vereinen organisiert sind. Ich denke, es ist cine
wichtige Aufgabe unserer Politik, die Arbeit der Vereine und
der Verbinde zu stirken. Vor kurzem hat hier ja eine De-
batte Ober die Stdrkung des Ehrenamts stattgefunden. Wir
Sozialdemokraten werden einfordern, dal} das, was an An-
kiindigungen der Regierung gemacht worden ist, auch reali-
siert wird, Insbesondere werden wir auch einfordern, dag
die Ausweitung des Anspruchs auf Sonderurlaub, zu der von
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der Regierung eine Vorlage angekiindigt worden ist, dann
auch realisiert wird.

Wir miissen feststellen, daB auch die zweite Hilfte der Ju-
gendlichen, die nicht organisiert und nicht in Vercinen ge-
bunden isi, einen Anspruch aof Freizeit und auf sinnvolle
Freizeitbeschiiftigung hat, nicht in der Kneipe und nicht am
Videogerdt. Hier sind, denke ich, die Kreise und Stidie ge-
fordert, Rdume fiir Jugendliche zur Verfiigung zu stellen.
Dazu zihlen wir aber nicht nur den Platz in den Jugendhiiu-
sern, sondern auch Freirdume zur Gestaltung und techni-
sche Hilfen, beispielsweise fiir Videoprojekte oder Musikver-
anstaltungen. Hier leistet Obrigens die Jugendstiftung vor-
bildliche Arbeit, und zwar insbesondere durch die materielle
Unterstitzung dieser Jugendarbeit, dic nicht in Yerbanden
stattfindet. Thre Adresse und thre Forderungsmoglichkeiten
sind aber bei Jugendlichen leider immer noch zuwenig be-
kannt.

{(Abg. Jacobi GRUNE; Di¢ Mittel sind auch schr
gering!)

— Die Mittel sind bisher ausreichend, Herr Jacobi, Sie sind
auch im Kuratoriem, und Sie wissen, daBl sic im letzten Jahr
teilweise gar nicht ausgeschdpft worden sind,

Wenn Jugendliche aber die Demokratie auch als Staatsform,
in der sie gerne leben wollen, begreifen sollen, dann milssen
wir ithnen auch mehr echte Mitgestaltungsmdglichkeiten ge-
ben. Vorhin ist von Heren Hauk die Forderung nach Ju-
gendgemeinderiten angesprochen worden. Herr Hauk, ich
meine, Sie miifiten weiter voranschreiten, Die SPD will, daB
die Jugendgemeinderiite bei der Novellierung der Gemein-
deordnung aufgenommen und verankert werden, und zwar
nicht als Pflicht, sondern als Moglichkeit und mit umfassen-
den Rechten ausgestattet.

Lassen Sie mich noch eine Anmerkung dazu machen, wo
wir uns von dem Grundsatz, der von den Griinen dargestellt
worden ist, unterscheiden. ich denke, wenn es so ist, dald die
traditionellen Jugendverbinde, die seit vielen Jahren cine
gute und wertvolle Arbeit leisten, Schwierigkeiten und Exi-
stenzsorgen sowie auch materielle Sorgen haben, dann kén-
nen wir nicht hergehen und den Landesjugendplan plétzlich
umverteilen wollen und sagen: Jetzt kommen irgendwelche
informelen Gruppen; holt euch das Geld beim Land ab; ihr
bekommt das. Das ist ein Anspruch, den das Land meiner
Auffagsung nach nicht erfillen kann, weil wir auf Landes-
ebene nicht beurteilen kdnnen, wie gut informelle Gruppen
und Initiativen sind.

Lassen Sie mich zum Schiull noch zum Thema Jugendar-
beitslosigkeit eine Anmerkung machen. Das schlimmste Ge-
fuhl, das man Jugendlichen geben kann, wenn sie nach der
Schule in die Gesellschaft hineinwollen, ist, nicht gebraucht
zu werden, arbeitslos zu sein. Ieh denke, es reicht nicht, hier
den Handwerksbetrieben zu danken, sondern wir miissen
endlich auch von den groBen Betricben und Verwaliungen
einfordern, dal sie ihre verwaisten Ausbildungsphitze in die-
sem Jahr wieder zur Verfigung stellen.

Es kann nicht sein, dall man die Ausbildung von Jugendli-
chen allein als ein Kostenproblem betrachtet und die Aushil-
dung einschrinkl, um den Betrieb zu verschlanken, aber
nicht sicht, daB Ausbildungsplitze auch gine notwendige In-
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sen, was der Kollege Blitikofer zum Ausdruck gebracht hat.
Ich meine, die Vorgehensweise ist fiir das, worum es hier
geht, ndmlich die Verfassung dieses Landes, mindestens als
unwiirdig zu kritisieren.

(Abg. Drautz FDP/DVP: So ist es! — Beifall des
Abg. Trageiser REP)

Es ist auBerdem festzustellen, daBl von dem, was eigentlich
an Reformen zwischen Ostern und Sommer des vergange-
nen Jahrs aufgrund der Vorschlige von Herrn Geisel und
der FDP/DVP-Fraktion diskutiert worden ist, nicht mehr
viel da ist. Reformen kommen bei Thnen, wie wir es mittler-
weile gewohnt sind, bedauerlicherweise auch bei der Landes-
verfassung allenfalls in homdopathischen Dosen daher. Das
ist zu wenig. Es reicht nicht aus, was Sie inhaltlich an Re-
formvorschligen einbringen.

Ich kann auch nicht nachvollziehen, warum Sie an der
sprachlichen Ausgestaliung so festhalten. Es ist nicht mehr
die Zeit, dall man eine sprachliche Entliiftung, wie es einmal
an einer Stelle hieB, vornehmen kann,

{Abg. Oettinger CDU: DVPl

Aber es ist doch unbestritten: Schwiilstige Formulierungen,
Herr Kollege Oettinger, und altviterliche Gebote, wonach
etwa ,Tage der Erhebung” zu schiitzen sind

{Abg. Pfister FDP/DVP: Was?)

und in den Schulen der ,,Geist der Duldsamkeit zu walten
hat*,

(Abg. Sieber CDU: Wir dulden Sie doch auch! —
Abg. Deuschle REP: Wir dulden Sie auch!)

entsprechen nicht mehr der Sprache des Volkes, falls sie dies
je getan haben. Sie erschweren auch den Zugang zu dem,
was Geist und Buchstabe der Verfassung bedeuten, Leitsatz
und Rechtsgrundlage fiir die staatliche Ordnung zu sein.

Ich muf nach einigen Jahrzehnten schon zuch einmal die
Maéglichkeit haben, nicht Zeitgeist und Modestrémungen
nachzugehen, aber eine Sprache zu finden, die gewihrleistet,
daB diejenigen, die davon angesprochen werden sollen, die
wir ja dafilir gewinnen wollen, daB sie zu dieser Verfassung
stehen, dies auch nachvollziechen kdnnen. Fiir eine solche
sprachliche Korrektur wire geniigend AnlaB. Sie ist bedau-
erlicherweise ebenfalls nicht mehr auf den Weg zu bringen.

Die Inhalte sind unzureichend, die Vorgehensweise ist
schiudrig und unwiirdig. Es gibt eine Reihe von Vorschisigen
der Oppositionsfraktionen GRUNE und FDP/DVP und die
Ausarbeitung des Vizeprisidenten. Ich hube es genannt. Ge-
niigend Zeit fir eine umfassende Beratung wiire gewesen.
Jetzt missen wir es durchpeitschen, in wenigen Tagen
durchziehen,

Dann fehlen auch ein paar Dinge. Herr Kollege Oettinger,
Sie haben ausdricklich selbst auf das Grundgesetz verwie-
sen. Sie machen jetzt mit Threm Vorschlag, den Sie heute
cingebracht haben, an zwei Punkten das, was dort auch an
Ergéinzung oder Novellierung eingebracht worden ist. Beide
halten wir filir richtig. Beide haben wir mehrfach auch in die
Diskussion gebracht.

Das ist der Bereich des Schutzes der Behinderten — drin-
gend notwendig, berhaupt keine Frage, auch die dringende
Mahnung, daB es allein beim Festschreiben nicht bleiben
dazf, sondern dal} dies mit konkreten Inhalten gefiillt wer-
den muB.

Als zweiter Bereich wurde der Umweltschutz — zum Um-
weltaspekt gibt es auch {tberhaupt keine Frage — aufgzenom-
men,

Der dritte Bereich — im Grundgesetz bei der Novellierung
mit berlicksichtigt — ist der Bereich der Frauen. Dieser
fehlt ganz. Wir meinen, dall dieser Aspekt ganz selbstver-
stiandlich bel einer Reform, wie wir sie heute diskutieren und
in der nédchsten Woche verabschieden werden, hitte mit her-
eingenommen werden miissen.

Die Einfilhrung des aktiven und des passiven Kommunal-
wahlrechts fiir Biirger der Europiischen Union ist doch kein
eigenstindiges Reformanliegen. Hier handelt es sich viel-
mehr um eine Anpassung der Landesverfassung, die ohnehin
hiitie gemacht werden miissen, Da handeln Sie ja nicht nach
Einsicht, die Sie plotzlich gewonnen hitten. Es ist ja so
lange noch nicht her, da haben Sie das weitgehend abgelehnt
und all diejenigen, die dies befiirwortet haben. mit bdsen
Vorwiirfen iiberzogen und damit bewuBt auch Wahlkampf
gemacht. Das ist so lange noch nicht her, Herr Oettinger.
Ich kénnte Thnen da genug Leute aus Ihrer Fraktion nen-
nen, die gottfrah waren, daB Sie da ein Wahlkampfthema
hatten. Andere haben es auch benutzt. Bedauerlicherweise
haben sich Leute aus [hrer Fraktion nicht geschimt, das
mitzumachen.

Die Einbezichung Europas in den Vorspruch der Landesver-
fassung ist sicherlich auch kein origindres Reformvorhaben,
sondern angesichts der politischen Entwicklung nichts ande-
res als eine pure Selbstverstindlichkeit.

Wir bedauern allerdings, dal} die groBe Koalition nicht be-
reit ist, in die Verfassung die Verpflichtung aufnehmen, da
der Landtag bei Vorhaben der Europiischen Union, die in
die Zustindigkeiten des Landesgesetzgebers eingreifen, maB-
geblich zu beteiligen ist. Hier hat sich die Riicksichtnahme
auf die Regierung durchgesetzt. Wiederum ein Beispiel fiir
unzureichendes, ungeniigendes ParlamentarierbewuBisein.

Meine Damen und Herren, ich will in wenigen Sitzen noch
einmnal sagen, daB wir die Punkte, die Sie vorgelegt huben,
unterstittzen werden. Wenn man dieselben Vorschlige einge-
bracht hat, wiire es ja unsinnig, sie dann, wenn sie von der
groBen Koalition kommen, abzulehnen. Selbstverstindlich
begriiBen wir es und halten es fiir richtig, daB die Verlinge-
rung der Legislaturperiode auf fiinf Jahre beschlossen wird,
Wir hoffen, wir sind dabei, Ich gehe davon aus, wir sind da-
bei.

{Heiterkeit des Abg. Weimer SPD)

Mit der Verlingerung der Legislaturperiode auf fiinf Jahre
mul das Selbstaufldsungsrecht des Parlaments einhergehen.

Aber wenn wir aus einer Vielzahl von guten und wichtigen
Griinden die Verlingerung der Legislaturperiode auf fiinf
Jahre vornehmen, dann hétten Sie sich gleichzeitig auch —
die SPD hat das ja anscheinend wollen — dazu durchringen
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miissen, uns wenigstens ein Stiick weit bei dem Bemiibhen
entgegenzukommen, Volksentscheid, Biirgerentscheid zu er-
fetchtern. Pras hiitte zusammengehdrt, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der
GRUNEN)

Nun glauben Sie doch einem Liberalen. Wir wissen es ganz
bestimmt: 7,5% sind immer noch eine sehr hohe Hiirde.
500 000 Stimmen, die wir stait der rund 1,2 Millionen, die
derzeit notwendig sind, vorschlagen, sind doch eine ausrei-
chend hohe Hirde, vor der man sich nicht flirchten sollte,
sondern wo man im Gegenteil sagen sollte: Jawohl, wir wol-
len nach den Appellen, die wir sonst an die Biirgerinnen und
Biirger richten, indem wir sagen, wir wollten, dall sie mit-
machten und sich engagierten, auch dieses konkrete Mitma-
chen erleichtern, Wer will, da8 sich die Biirgerinnen und
Biirger in diesem Land mehr engagieren, der muB ihnen
mehr Mitwirkungsmdéglichkeiten einrdumen und nicht weni-
ger. Deswegen wollen wir an unserer Forderung festhalten,
Biirgerentscheid und Volksbegehren zu erleichtern.

(Abg. Albrecht FDP/DVP: Das ist auch logisch!)

Das miifte mit aufgenommen werden, gerade im Zusam-
menhang mit der Verlingerung der Legislaturperiode auf
finf Jahre. Wir haben doch an verschiedenen Stellen festge-
stellt, daB sich dies bewiihrt hat, daB dies nicht miBbraucht
wird, daB es da keinen Schaden gibt, sondern da8 die Erfah-
rungen damit positiv sind.

Ein weiterer Punkt, den wir vermissen — auch in der Dis-
kussion heute ist er gar nicht angesprochen worden —: Seit
1992 haben wir hier im Landtag erlebt, daB die Rechie der
Opposition unzureichend beriicksichtigt werden. Es wire
den groBen Koalitionsfraktionen mit Sicherheit kein Zacken
aus der Krone gefallen, wenn sie sich dazu durchgerungen
hitten, zu sagen: Wir verankern das Recht der Opposition
auf einen Vizeprisidenten. Ich meine, dies wire ebenfalls ein
richtiges Signal nicht nur an dieses Haus, sondern insgesamt
gewesen. Deswegen bleiben wir auch hier dabei, dal wir sa-
gen: Dies miiBte ebenfalls aufgenommen werden.

{Beifzll bel der FDP/DVP)

Die Reform, die Sie auf den Weg bringen — Kollege Geisel
hat das gesagt, ich zitiere ihn gern —, ist kein groSer Wurf,
Sie ist das Minimum dessen, zu dem Sie sich nach heftigen

{Abg. Weimer SPD: Ha no!}

— Lieber Gerd Weimer! Dal3 jetzt ausgerechnet der Herr
Weimer von der SPD auch noch meint, dafl das hier etwas
sei,

(Abg. Weimer SPD: Ein Schritt in die richtige Rich-
tung! Ein Schritt in die richtige Richtung! — Abg.
Sieber CDU: Ein bedeutender Schritt!)

was man unier dem Aspekt Reformvorhaben wiirdigen soll-
te! Lieber Gerd Weimer, jetzt stellen Sie sich selber ein Ar-
muiszeugnis aus. Wenn ich hore, was Sie in den vergange-
nen Jahren fiir notwendig und richtig gehalten haben, dann
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ist dies bei Gott kein groBer Wurf, sondern bleibt weit hin-
ter Ihren cigenen Anforderungen zuriick,

(Beifall bei der FDP/DVP und den GRUNEN —
Abg. Pfister FDP/DVE: So ist es! Jawohl!)

Das war kein gliicklicher Zwischenruf; ein anderes Mal wird
es besser,

(Abg. Sieber CDU: Ein grofler Schritt in die rich-
tige Richtung!)

dessen bin ich mir sicher.

Zu dem Vorschlag der Grinen, die einen weiteren Antrag
zur Neuregelung des Landtagswahlgesetzes eingebrachi hu-
ben: In diesem Antrag ist eine Vielzahl von Aspekten enthal-
ten, die einer konkreteren Uiberpriifung bediirfen. Von sei-
ten der Landesregierung wird zum Beispiel berliglich des
ruhenden Mandats, das ich flr eine ausgesprochen sinnvolle
Losung hielte, ausgefithrt, dies sei verfassungswidrig. Andere
sagen, dies sei wohl konform. In dieser Hinsicht wire cine
Klirung notwendig. Es gibt ju Parlamente, in denen es das
gibt.

Ich meine, um auf die Trennung von Amt und Mandat zu
kommen: Wenn Trennung von Amt und Mandat, dann nur
unter dem Aspekt — —

{Abg. Brigitte Wimmer SPD: Sollen wir einmal den
Herrn Kinkel fragen?)

— Ich sage doch gerade, Frau Wimmer: Wenn Oberhaupt,
dann nur unter dem Aspekt des rubenden Mandats.

(Beifall des Abg. Kiesswetter FDP/DVP)

Im iibrigen halte ich es fiir notwendig, daB solches diskutiert
wird, ohne daB gleich gesagt wird, man solle den Kinkel
oder sonstwen fragen.

Ich sage nur: Wir hiitten hier ganz gerne einmal persénliche
Leidenserfahrung, wie sich das gestaltet, wenn tatsiichlich
eine Trennung von Amt und Mandat vorgenommen werden
muf.

(Zuruf von der SPD: Der Kinkel hat die schon! —
Zurufl des Abg. Walter GRUNE)

Was die Griinen beziiglich der Wahl baw. der Nominicrung
der Kandidatinnen und Kandidaten haben wollen, ist bei
uns seit langem Gblich. Ich kenne es bei uns gar nicht an-
ders, als daB die Nominterung im sogenannten Urwahlver-
fahren durchgefithrt wird.

(Abg. Oettinger CDU: Von sechs Mitgliedern! —
Abg. List CDU: Das kénnen Sie in einer Telefon-
zelle machen!)

— Ich gestehe, Herr Oettinger, dafl es bei uns etwas leichter
ist, weil wir schneller alle einladen kénnen, Aber es ist seit
langem Usus, dal wir in dieser Hinsicht eine basisdemokrati-
sche Regelung haben, wie sie die Griinen per Verfassung ein-
fiihren wollen. Das brauchen wir nicht, Praktizieren Sie dies
50, wie wir dies bel uns machen, dann haben Sie das erfiilit.

(Zuruf des Abg. Jacobi GRUNE)
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Ich meine, es wire richtig, wenn von seiten der Landesregie-

-rung eine groflere Bereitschaft vorhanden wére, lber das
eine oder das andere im Landtagswahlrecht nicht nur eintmal
nachzudenken, sondern auch ein Stiick weit voranzukom-
men,

Es bleiben die ungleichen WahlkreisgréBen, die zu Behinde-
rungen und Nachteilen fiihren kdnnen. Dies sollte ausgegli-
chen werden. Die Frage der Zahl der Mandate, Herr Qet-
tinger, halte ich fir ein biBchen weit hergeholt. Ich kann mir
wirklich nicht vorstellen, daf} Sie die jetzige Mitgliederzahl
von 146 fiir den Landtag von Baden-Wiirttemberg fiir rich-
tig halten.

(Abg. Oettinger CDU: 1201)

— Sie missen das richtig lesen. Wir wollen die RegelgrdBe
100. Auch dann wird es Uberhiinge geben. Wir fanden dann
wohl bei 115 oder 120. Es ist der Punkt, daBl wir bei der ur-
spriinglichen Festlegung von maximal 120 Abgeordneten
landen soliten und nicht ein solches exorbitant groBes Haus
mit 146 Mitgliedern haben sollten.

(Abg. Oecttinger CDU: Sagen Sie einmal etwas zum
Frauenanteil bei der FDP!)

Meine Damen und Herren, wir werden ja in der Ausschul-
sondersitzung, die jetzt endlich ansteht, iiber eine Reform
der Verfassung und auch des Landtagswahlrechis diskutie-
ren, Uber die Frauen werden wir dann sprechen, wenn dics
ansteht.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Stellv. Prisident Straub: Das Wort erteile ich Herrn Innen-
minister Birzele.

Innenminister Birzele: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Die Landesregierung begriift den Gesetzentwucf
zur Anderung der Landesverfassung, den die Koalitionsfrak-
tionen vorgelegt haben, Ich will dabei nicht verhehlen, daB
es selbstverstiindlich auch in der Landesregierung Mitglieder
gibt, die weiter gehende Verfassungsinderungen begriiBt
hitten.

{Abg. Dr. Diring FDP/DVP: Was? Namen! Qutet
euch! — Unruhe)

Herr Kollege Ddring hat soeben angesprochen, daB dieser
Gesetzentwurfl keinen grofien Wurf darstelle, Das ist sicher-
lich nicht zu bestreiten. Aber, Herr Kollege Déring, die An-
derung des Grundgesetzes war auch kein groller Wurf.
Daran war die FDP sehr mafigeblich beteiligt.

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. Dr. Geisel
SPD — Abg. Pfister FDP/DVP: Es gibt aber keine
Sippenhaft! — Zuruf des Abg. Drautz FDP/DVP)

Deshalb ist insgesamt zu bedauern, dal soweohl auf Bundes-
ebene beim Grundgesetz als auch auf Landesebene bei der
Landesverfassung grofle Wiirfe nicht zustande kommen.

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Wir bedauern ge-
meinsam!)

— Herr Kollege Déring, Sie bedauern vielleicht etwas zu
vorschnell. Ich will Sie nur an einen Punkt erinnern, der
sehr strittig war und durch das Grundgesetz entschieden ist
und durch das Landesverfassungsrecht gar nicht anders ge-
regelt werden kann, an das Kommunaiwahlrecht fiir Auslin-
der. Die FDP und Sie persénlich, auch die Landtagsfraktion
der FDP/DVP hier im Landtag, waren noch nie dafiir, daB
es ein Kommunalwahlrecht fiir alle Ausidnder geben soll,
sondern Sie waren, gerade auch hier im Landtag, nur fiir ein
Kommunalwahlrecht fiir EU-Biirgerinnen und -Biirger. Al-
s0, wenn schon ein groBer Wurf, dann bitte wirklich auch in
solchen Fragen, Herr Kollege Déring,

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Fir was sind Sie
denn jetzt?)

- Ich persénlich bin — ich habe das auch in der gemein-
samen Verfassungskommission bei der Abstimmung zum
Ausdruck gebracht — fiir ein allgemeines Kommunalwah!-
recht fiir Ausldnder,

(Beifall des Abg. Brinkmann SPD)

damit wir nicht eine Zweiteilung zwischen EU-Biirgern und
den (brigen Auslindern haben. Das Verhiltnis ist ja unge-
fahr 1:2, ein Drittel EU-Biirger, zwei Drittel andere Aus-
linder. Aber, wie gesagt, das haben Sie bisher auch im
Landtag nicht unterstiitzt. Ich erinnere nur an die gemein-
same Cesetzesinitiative aus Oppositionszeiten, die SPD,
FDP/DVP und Griine eingebracht haben, wo ein Kompro-
mill nur auf der Basis EU-Birger mdglich war.

Zum Kommunalwahlrecht will ich darauf hinweisen, dal es
nach der Grundgesetziinderung leider nicht méglich ist,
Herr Kollege Biitikofer, dal Wahlen zu Regionalverbunds-
versammlungen oder zur Regionalversammlung, also mittel-
bare oder unmittelbare Wahlen, mit aktivem und passivem
Wahlrecht von EU-Biirgerinnen und -Biirgern durchgefiihrt
werden. Das ist leider durch die entsprechende Formulie-
rung des Artikels 28 des Grundgesetzes ausgeschlossen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen Sie mich
noch einige Bemerkungen zu dem vorgelegten Antrag der
Fraktion GRUNE zur Neuregelung des Landtagswahlgeset-
zes machen,

Sie wissen, dall die Bewerberaufsteilung ab 1. Mirz 1995
moglich ist. Grundsitzliche Anderungen des Landtagswahl-
rechts mit Wirkung fiir die nichste Legislaturperiode sind
deshalb praktisch nicht mehr moglich. Damit ist nicht aus-
geschlossen, daB noch jetzt im Februar entsprechende Ande-
rungen durchgefithrt werden. Aber wir sind uns dariiber im
Klaren: Grundlegende Anderungen sind schon aus Zeitgriin-
den nicht mehr durchfiihrbar.

(Abg. Renz GRUNE: Wie alt ist der Vorschlag?)

Das betrifft insbesondere die von Ihnen gewiinschte Wahl-
kreiseinteilung. Sie miissen sich dariiber im klaren sein, daB
diese Vorschlige zu einer Neueinteilung des gesamten Wahl-
gebiets filhren wiirden, die sorgfaltig beraten werden miifite.
Dies ist in der zur Verfligung stehenden Zeit nicht mehr
mbglich.
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(Abg. Biuikofer GRUNE: Aber Sie geben zu, Herr
Minister, daB der Vorschlag anderthalb Jahre vor-
liegt!)

— Natirlich. Es hat Sie niemand gehindert, Herr Kollege
Biitikofer, prizise Gesetzesvorschldge und zum Beispiel
auch prizise Vorschlige, wie Sie die Landtagswahlkreise ge-
dndert wissen wollen, einzureichen. Wenn Sie dazu die Un-
terstiitzung des Innenministeriums bendtigt hitten, hitten
Sie die selbstverstindlich gekriegt.

Ich sage nur: Eine Forderung ist leicht erhoben, hinterher
aber kolossal schwer umzusetzen. Neueinteilungen von
Wahlkreisen bringen niimlich auch ganz gravierende Nach-
teile mit sich. Wenn beispiclsweise ein Abgeordneter einen
Wahlkreis hat, der verschiedene Landkreise beriihrt, und je-
weils zu verschiedenen Parteivorstdnden mul, bringt dies er-
hebliche Probleme mit sich.

(Abg. Biitikofer GRUNE: Es gibt welche, die das
gemeistert haben!}

Wir haben bisher bei der Wahlkreiseinteilung erfreulicher-
weise die Einhaltung der Regierungsbezirksgrenzen und nur
relativ wenige Uberschreitungen der Landkreisgrenzen. All
dies und noch mehr miissen Sie bei der Neueinteilung von
Wabhlkreisen berticksichtigen,

In der Ziffer 2 schlagen Sie vor, daB die Wahlvorschlige
mindestens ze 50 % Frauen benennen missen. Das heilt,
100prozentige Frauenlisten wiren zuldssig, aber 60prozen-
tige Minnerlisten nicht. Herr Kollege Biitikofer, Sie sind ja
mittlerweile Erfahrungsjurist

(Abg. Biitikofer GRUNE: Sehr viel der Ehre, Herr
Kollege'}

und wissen deshalb, daB dieser Vorschlag verfassungsrecht-
lich nicht haltbar ist in bezug auf die Wahifreiheit der Wih-
ler, der Bewerber und der Parteien bei der Aufstellung und
nicht baltbur ist in bezug aufl die passive Wahlfreiheit der
Bewerber,

In der nichsten Ziffer schlagen Sie ein ganz spezielles Ver-
fahren vor. Ich will jetzt gar nicht daraufl eingehen, warum
Ste gerade meinen, jede Partei habe zwei Bewerber/Bewer-
berinnen zu nominieren. Ich will Sie nur darauf hinweisen,
daf das Parteienrecht Bundesrecht ist. Mit solchen Vor-
schligen greifen Sie in die Willensbildung der Parteien ein.
fch halte dies schon von der Gesetzgebungskompetenz her
nicht fiir zulissig.

Sie plidieren dafiir, daB ein Kandidat/eine Kandidatin auch
durch Urwahl nominiert werden kann, Das ist sicher ein
sinnvoller Vorschlag. Das 130t das Landtagswahlgesetz ge-
genwirlig nicht zu, weil es nur die Nominierung {ber Mit-
gliederversammlungen oder Delegiertenversammiungen gibt.
Uber eine solche Frage kann man durchaus reden, um eine
zusitzliche Moglichkeit zu schaffen. Aber der Zwang, nur so
zu verfahren, ist nicht sinnvoll. Denn Sie wissen, jede Form
der Kandidatenaufstellung bietet Manipulationsméglichkei-
ten. Es gehdrt in die Verantwortung der jeweils zustindigen
Purteigremien, zu entscheiden,

(Abg. Bitikofer GRUNE: Wie manipuliert wird!)
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in welcher Form die Kandidaten nominiert werden.

Bisher hatte zum Beispiel die SPD das Prinzip der Nomi-
nierung ausschlieBlich  durch  Delegiertenversammiun-
gen. Das bietet am wenigsten Mdoglichkeiten zur Muni-
pulation. Mitgliederversammlungen bicten Manipulations-
moglichkeiten, Ich brauche hier gar keine Bejspiele auf-
zuzihlen. Selbstverstindlich ist klar, daB Urwahlsysteme
noch mehr Manipulationsmoglichkeiten bieten. Wenn Sie
das nicht glauben, dann schauen Sie einmal die Primaries in
den USA an.

(Abg. Biitikofer GRIUUNE: Sie haben doch in der
SPD Erfahrungen mit Urwahlen! Sie halten das fir
manipulativ?)

— Aber, Herr Biitikofer. Sie wollen Kandidaten hier aus-
schiieBlich in Urwahl nominieren. kch sage, das ist eine
Maglichkeit. Ich bin dafiir, dal man diese Moglichkeit
schafft. [ch bin aber dagegen, daff man die Parteien zwingt,
in dieser Form zu nominieren, weil Sic natirlich jeweils
auch die Probleme sehen missen, die solche Nominierungs-
verfahren aufweisen.

In Ziffer 4 Thres Antrags schlagen Sie ein aulerordentlich
kompliziertes Wahirecht vor. Ich sage Thnen nur eines: Die
Chancen der Frauen wiirden dadurch Gberhaupt nicht ver-
bessert. Wenn Sie die letzten Kommunalwahlen analysieren
~ ich bin gern bereit, Ihnen das cinmal ganz priizise aufzu-
zeigen —, dann sehen Sie, daB Thre Annahme, baim Kumu-
lieren wiirden Frauen profitieren, nicht sutrifft, sondern das
Gegenteil der Fall ist.

{Beifall des Abg. Weimer SPD — Abg. Weimer
SPD: So ist est)

Bei diesen Wahlmethoden werden Frauen weniger stark ge-
wihlt, als threm Anteil an den Listen der Bewerber und Be-
werberinnen entspricht. Teh bedauwre dies, aber das ist der
Fakt. Man sollte deshalb nicht unter einer bestimmten Ziel-
setzung ein Wahlverfahren vorschiagen, wenn hinterhuer ge-
nau das Gegenteil eintritt.

(Abg. Biitikofer GRUNE: Sind Sie bereit, zuzuge-

ben, daB es bei der Kommunalwahl mdglich gewe-

sen ist, dal 50 % der Gewihlten auf griinen Listen

Frauen waren, weil wir nimlich im Unterschied zu

anderen gentigend aufgestellt hatten? 50% der Ge-
withlien waren Frauen!)

— Aber, Herr Kollege Biitikofer, das hingt selbstver-
stindlich damit zusammen, wie viele Frauen auf einer Liste
aufgestellt werden. Es gibt aber hemerkenswerte Unter-
schiede zwischen den Parteien. Ich bin gern bereit — ich
habe genau diese Frage untersuchen lassen -, lhoen die
einzelnen Zahlen zu geben. Dann sehen Sie, daB beispiels-
weise bei der CDU tatséichlich weit weniger Frauen gewdhlt
wurden, als ihrem Anteil an den Bewerberlisten entsprochen
hitte.

(Abg. Weimer SPD: So ist es!)

Die geringste Abweichung gab es bei den Griinen. Bei den
anderen Parteien gab es groBere Abweichungen, auch bai
der SPD. Gerade bei der CDU gab es aber mit die gréBien
Abweichungen, ebenso bei den Freien Wihlern. Sie missen
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einfach schen: Die Frauen werden im Vergleich zum Bewer-
berinnenanteil bel den Wahlen mit Kumulieren und Pana-
schieren eben nicht in diesem Umfang gewillt.

(Abg. Biitikofer GRUNE: Deswegen sagen wir ja

auch: 50 % Frauen aufstellen! Jetzt haben Sie es be-

griffen! — Gegenruf des Abg. Schmiedel SPD: Der

versteht es nicht! — Abg. Deuschle REP: Macht
hier keinen Dialog! — Unruhe)

— Herr Biitikofer, Sie haben es nicht begriffen, weil Sie sa-
gen: ,mindestens 50 %“. Nach meiner Rechtsauffassung
lieBe sich noch dariiber diskutieren, wenn Sie sagten, der
Anteil der Bewerberinnen und Bewerber miisse jeweils ih-
rem Bevolkerungsanteil entsprechen. Ich sage aber auch:
Das ist meine persdnliche verfassungsrechtliche Position. Sie
ist auch weithin umstritten. Aber das, was Sie fordern, ist in
jedem Fall verfassungsrechtlich unzulissig.

Ich komme zur Ziffer 6 Ihres Antrags. Darin fordern Sie
das ruhende Mandat. Sie wissen offensichtlich nicht oder
nicht mehr, dal} der Hessische Staatsgerichtshof dies 1977 in
einem Urteil ausdricklich als verfassungswidrig aufgehoben
hat. Herr Qecttinger weill micht mehr, dafl dies nicht eine
neue Erkenntnis der SPI) ist — er hat vorhin formuliert, wir
hatten das mittlerweile akzeptiert —, sondern daB wir uns
auch zu Oppositionszeiten gegen das ruhende Mandat aus-
gesprochen haben. Auch ich persdnlich habe das petan.

Wir haben ein anderes Wahlsystem als Hamburg, Wenn Sie
ein reines Listenwahlsystem haben, dann ist das eine ganz
andere Problematik. Wenn Sie aber Wahlen in Wahlkreisen
haben wie wir, dann stellt sich natiirlich schon die Frage,
ob der Wahlkreis hinterher bei diesem ruhenden Mandat
iberhaupt noch im Landtag vertreten ist. Da bekommen
Sie ecine ganze Reihe von Problemen, inshesondere dann,
wenn das Amt in der Regierung endet und der Be-
treffende oder die Betreffende das Mandat wieder annech-
men mdchte,

Zu den weiteren Punkten {iber die Inkompatibilicdt gibt es,
wie Sie wissen, unterschiedliche Meinungen auch zwischen
den Koalitionspartnern. Ich will deshalb nicht weiter auf die-
sen Punkt eingehen.

Insgesamt meine ich, Herr Biitikofer, Sie haben noch die
Chance, einiges bei der Verfassungsberatung zu &ndern.
Aber dazu sind natlirlich dann ganz priizise Vorschlige er-
forderlich, auch was das Landtagswahlgesetz betriftt. Denn
sonst wird schon aus Zeitablaufgriinden eine Anderung nicht
mehr méglich sein,

{Beifall bei der SPD}

Stellv. Prisident Straub: Meine Damen und Herren, weitere
Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir kommen daher zur
Entscheidung. Ich gehe davon aus, daB der Gesetzentwurf
Drucksache 1175326 und der Antrag der Fraktion GRUNE,
Drucksache 11/2307, an den Stindigen Ausschufl i{iberwie-
sen werden sollen.

(Abg. Dr. Geisel SPD: So ist es!}
— Dem wird nicht widersprochen. Dann ist so beschlossen.

Punkt 5 der Tagesordnung ist damit erledigt.

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf:
Erste Beratung

a) des Gesetzentwurfs der Fraktion Die Republikaner — Ge-
setz zur Anderung der Verfassung des Landes Baden-
Wiirttemberg — Drucksache 11/4828

b) des Gesetzentwurfs der Fraktion Die Republikaner — Ge-
setz zur Anderung der Verfassung des Landes Baden-
Wiirttemberg — Drucksache 11/4829

¢) des Gesetzentwurfs der Fraktion Die Republikaner — Ge-
setz zur Anderung der Verfassung des Landes Baden-
Wiirttemberg — Drucksache 114830

d) des Gesetzentwurfs der Fraktion Die Republikaner — Ge-
setz zur Anderung der Verfassung des Landes Baden-
Wiirttemberg — Drucksache 1174831

e) des Gesetzentwurfs der Fraktion Die Republikaner — Ge-
setz zur Anderung der Verfassung des Landes Baden-
Wiirttemberg — Drucksache 11/4832

f) des Gesetzentwurfs der Fraktion Die Republikaner — Ge-
setz zur Anderung der Verfassung des Landes Baden-
Wiirttemberg — Drucksache 11/4833

g) des Gesetzentwurfs der Fraktmn Dic Republikaner — Ge-
setz zur Anderung der Verfassung des Landes Baden-
Wiirttemberg — Drucksache 11/4834

h) des Gesetzentwurfs der Fraktion Die Republikaner — Ge-
setz zur Anderung der Verfassung des Landes Baden-
Wiirttemberg — Drucksache 11/4835

i) des Gesetzentwurfs der Fraktion Dic Republikaner — Ge-
setz zur Anderung der Verfassung des Landes Baden-
Wiirttemberg — Drucksache 11/4836

k) des Gesetzentwurfs der Fraktion Die Republikaner — Ge-
setz zur Anderung der Yerfassung des Landes Baden-
Wiirttemberg — Drucksache 11/4837

(Abg. Weimer SPD: Kdnnen Sie das wiederholen?)

Meine Damen und Herren, das Prisidium hat folgende Re-
dezeiten festgelegt: fir die Begriindung zu a bis k 5 Minuten
und fiir die Aussprache Gber a bis k 5 Minuten je Fraktion
bei gestaffelten Redezeiten.

Das Wort zur Begriindung erteile ich Herrn Abg, Deuschle.

{(Abg. Dr. Geisel SPD: Das hat er doch vorhin
schon gemacht! — Abg. Dr. Doring FDP/DVP:
Hat er doch vorhin schon gemacht!)

Abg. Deuschle REP: Herr Prisident. meine Damen und
Herren! Die Fraktion Die Republikaner hat insgesamt zehn
Gesetzentwiirle zur Anderung der Ver[‘asbung des Landes
Baden-Wiirttemberg vorgelegt. Damit haben wir unseren ei-
genen substantiellen Beitrag zur Diskussion (ber die Verfas-
sungsreform geleistet. Bevor ich auf die heute zu beratenden
Gesetzentwiirfe ndher eingehe, méchte ich einige grundsiitz-
liche Anmerkungen zu unseren Initiativen machen.
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{Dovsehle)

Wir Republikaner sind einerseits der Meinung, daB sich die
Landesverfassung im gro8en und ganzen bewdhrt hat. Sie
hat ja eine eher konservative, beharrende Grunderdnung.
Andererseits haben sich aber staatliche und gesellschaftliche
Entwicklungen ergeben, die sich auch in einer veridnderten
Verfassung widerspiegeln sollten. Wir haben auch den Ein-
druck, daB manche Elemente der Landesverfassung vielen
Biirgern nicht oder nur teilweise bekannt sind. Vor allem im
Erzichungs- und Bildungsbereich sind Defizite uniiberseh-
bar. Deshalb ist eine Verfassungsdiskussion richtig gesehen
keine akademische Veranstaltung, sondern ste sollte die Biir-
ger akiiv beteiligen, da sie auch von den Auswirkungen be-
troffen werden.

Als Beispiel méchte ich kurz auf Artikel 12, der die Jugend-
erziehung zum Inhalt hat, hinweisen, nach dem die Jugend
— ich zitiere die bisherige Verfassung — ,in Ehrfurcht vor
Gott, im Geiste der christlichen Nichstenliebe, zur Briider-
lichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe, in der Liebe
zu Volk und Heimat, zu sittlicher und politischer Verant-
wortlichkeit, zu beruflicher und sozialer Bewihrung und zu
freiheitlicher demokratischer Gesinnung zu erzichen™ ist.
Wir Republikaner wollen, dall im Sinne dieser Grundsétze,
die in § | des Schulgesetzes niher definiert und konkretisiert
werden, an den Schulen auch wirklich gelehrt wird, Wir hal-
ten es deshalb fur notwendig, daB die schulische Umsetzung
dieser Ziele durch die staatliche Schulaufsicht fiir alle Schu-
len im Land sichergestellt wird. Die staatliche Schulaufsicht
solite in der Landesverfassung deshalb verankert werden,
um die ausschlieBliche Zustindigkeit der staatlichen Schul-
aufsicht festzuschreiben. Gleichzeitig soll damit die Ver-
pilichtung der staatlichen Schulaufsicht untermauvert werden,
die verfassungsmiBigen Ziele konsequent umzusetzen.

Du alle Gegenwart durch die Vergangenheil geprigt wird,
ist die Kenntnis geschichtlicher Grundbegriffe und histori-
scher Hintergriinde eine wichtige Voraussetzung fir die
staatsbiirgerliche Erziehung wie auch eine Grundlage fiir die
freie Meinungsdullerung junger Menschen, Die Erhebung
des Fuaches Geschichte anstelle von Gemeinschaftskunde
zum Schulfach mit Verfassungsrang soll die auBerordentli-
che Bedeutung der Geschichte fiir Gegenwart und Zukunft
dokumenticren,

Ferner halten wir es fir notwendig, in Artikel 2 der Landes-
verfassung einen eigenen Positivkatalog von Grundrechten
aufzunchmen. Darin sollen unter anderem die Bedeutung
des Natur- und Umweltschutzes und die Verantwortung des
Staates fir die Sicherung des Arbeitsplatzes Baden-Wiirt-
temberg und zum Schutz der Biirger vor Kriminalitit zum
Ausdruck kommen.

Meine Dumen und Herren, ein weiteres Ziel unserer Enitia-
tiven ist, eine Diskussion (ber das Gemeinwohl auch hier im
Landtag »zu fithren. ich gebe Professor Sutor von der katho-
lischen Hochschule in Eichstiitt recht, wenn er kritisch die
Frage stellt, ob die Menschen der Industrie- und Wohl-
standsgesellschaft mit ihren selbstverstindlich gewordenen
Anspriichen noch als Birger eines Gemeinwesens wirklich
ansprechbar sind,

Meine Damen und Herren, der Staat muB mehr als der Notar
geschschaftlicher Auffassungen und Interessenvertretungen
sein. Der Staat muB der Anwalt des Gemeininteresses sein.

(Beifull bei den Republikanern)
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Es ist doch schon antike republikanische {Uberzeugung, ohne
jetzt Parteipolitik zu machen

{Lachen des Abg. Ddpper CDU)

— Herr Ddpper, hiren Sie zundchst ¢cinmal zu, bevor Sie la-
chen —, daB gerade ein politischer Verband von Freien nur
dann zu existieren vermag, wenn er lber die Teilinteressen
hinaus einem allgemeinen Nutzen dient und damit Sache al-
ler Blrger ist.

Zur Stabilisierung unserer Gemeinschaft legt uns die Stir-
kung der Familie als der Keimzelle des Volkes und die Stidr-
kung der Vereine, die zur Firderung des Kulturguts beitru-
gen, sehr am Herzen.

Die CDU-Fraktion hat im Verfassungsausschul der Verfas-
sunggebenden Landesversammliung versucht, einen besonde-
ren Abschnitt ,,Ehe und Familie® in die Landesverfassung
aufzunehmen, Sie wollte damit in familienpolitischer Hin-
sicht Flagge zeigen, ist aber an den damaligen Mehrheitsver-
héltnissen gescheitert. Meine Dumen und Herren von der
CDU, Sie haben heute und bei der zweiten Lesung in 14 Ta-
gen die Méglichkeit, [hr damaliges Anlicgen mit uns durch-
zusetzen.

Unser Engagement fiir die Familie zeigt sich auch durin,
dal wir zum Beispiel die Einkommensgrenze fiir die Gewih-
rung von Landeserzichungsgeld von 2000 auf 2 800 DM
und um 500 DM fiir jedes weitere Kind erhdhen wollen, um
die in den letzten Jahren erfolgte nominale Einkommensent-
wicklung zu bericksichtigen. Wir haben auch bei den Etat-
beratungen entsprechende Deckungsvorschlage gemacht,

(Beifall bei den Republikanern}

Ein weiteres Anliegen der Republikaner ist, daB der Staat je-
dermann den Schutz vor Kriminalitit garantiert. Die Bedro-
hung durch bisher bekannte und auch durch neue Krimina-
litdtsformen, wie zum Beispiel die organisierte Kriminahitat,
ist zu einer ernsthaften Bedrohung des inneren Friedens in
unserem Gemeinwesen geworden. Der daraus abzuleitende
moralische und ethische Werteverfall verlangt ein entschie-
denes Bekenntnis zur Stiirkung der inneren Sicherheit, ins-
besondere durch Gewilhrleistung eines individuellen Rechis-
anspruchs auf Schutz vor Kriminalitdt, Dubei ist fiir uns
Republikaner die uneingeschriinkle Aufrechterhaliung des
staatlichen Gewalunonopals filr die Gewihrleistung der Si-
cherheit unserer Blrger ebenso unabdingbar wie das konse-
quente Durchsetzen staatlicher Sanktionen.

Schwindendes UnrechtsbewuBtsein und  Uberlastung  der
Ordnungskrifte bergen zunchmend die Gefuhr in sich, dal
bestimmte Formen von Kriminalitit, die verharmlosend als
Bagatellkriminalitat verniedlicht werden, nicht mehr verfolgt
und geahndet werden. Diesen Tendenzen soll mit der Staats-
zielbestimmung des Rechts auf Schuty vor Kriminalitit
wirksam entgegengetreten werden,

(Beifall bei den Republikanern)
Deshalb hat unsere Fraktion auch vor kurzem einen Gesetz-

entwurf zur Anderung des baden-witrttembergischen Policei-
gesetzes hier im Landtag eingebracht,
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(Deuschie)

Die Debatte um die Sicherung des Wirtschafisstandorts Ba-
den-Wiirttemberg und um den Arbeitsplatz Baden-Wiirtterm-
berg wurde kurz vor Weithnachten mit der Entscheidung von
Mercedes-Benz, das sogenannte Swatch-Auto in Lothringen
bauen zu lassen, auch fiir ein breiteres Publikum offenbar.
Heute ist in der Presse zu lesen, daB die Firma Bosch eine
weitere Verlagerung von 4 000 Arbeitsplétzen ins Ausland
plant. Die Verlagerung von Produktionsstitten und der da-
mit einhergehende Verlust von Arbeitsplitzen haben sich in
den vergangenen Jahren verstirkt, Dieser ProzeBl wird leider
auch in Zeiten eines sogenannten Aufschwungs fortgesetzt
werden.

Das Bundeswirtschaftsministerium hat erst gestern eine Stu-
die vorgestallt, nach der Deutschland eine stark negative Bi-
lanz bei Direkiinvestitionen aufweist. Wihrend im Zeitraum
von 1990 bis 1993 aus Deutschland rund 77 Milliarden US-
Dollar im Ausland investiert wurden, flossen von dort nur
9,9 Milliarden US-Dollar zuriick,

(Abg. Walter GRUNE: Woran liegt das jetzt?)

das heillt weit weniger Mittel, als wir ausgefithrt haben. In
Frankreich und in GreBbritannien sind diese Nettokapitalbi-
lanzen wesentlich giinstiger.

Durch Aufnahme als Staatsziel soll die Sicherung des Wirt-
schaftsstandorts und des Arbeitsplatzes Baden-Wiirttemberg
eine dauerhaft herausragende Aufgabe fiir die Landespolitik
werden.

(Beifall bei den Republikanern)

Zur Stirkung der parlamentarischen Rolle der Opposition
im Landtag wollen wir Republikaner erreichen, dal kiinftig
der Landtagsprisident oder einer seiner Stellvertreter aus
den Reihen der Oppositionsfraktionen kommen mulB. Wir
wollen den entsprechenden Artikel 32 Abs. 1 der Landesver-
fassung in diesem Sinn erginzen. Wir halten es nidmlich
nicht fiir gut, daB in der jetzigen Legislaturperiode an der
Spitze des Verfassungsorgans Landtag kein Mitglied der
parlamentarischen Qpposition vertreten ist. Um das Ge-
wicht des Landtags insgesamt und auch die Gewaltenteilung
zu stirken, mull nach unserer Auffassung der Opposition
eine Vertretung an der Spitze des Landtags eingerdumt wer-
den,

Ein weiteres Anliegen der Republikaner ist die strikte Tren-
nung von Amt und Mandat. Demnach sollen Regierungs-
mitglieder nicht noch zusdizlich ihr Abgeordnetenmandat
ausitben ditrfen. Dadurch soll auch hier demn rechtsstaatli-
chen Prinzip der Gewaltenteilung Rechnung getragen und
sollen eventuelle Konflikie zwischen Legislative Landtag und
Exckutive Landesregierung beseitigt werden.

im letzten Tell unserer Initiativen, mit dem Gesetzentwurf
Drucksache 1[/4837, wollen wir ferner erreichen, dal3 frither
selbstindige Gemeinden, die aufgrund einer Gebietsreform
zusammengelegt wurden, unter bestimmten Bedingungen
ihre Selbstindigkeit wiedererlangen kdénnen, wenn dies von
mehr als zwei Drittel der stimmberechtigten Blrger einer
Teilgemeinde verlangt wird. Es hat sich ndmlich gezeigt, daB
zirka 20 Jahre nach AbschluB der Gemeindereform in ver-
schiedenen Fillen durch Bildung von gréBeren kommunalen

Einheiten das Ziel einer effizienteren und blrgernahen Ver-
waltung nicht erreicht worden ist.

Zusammenfassend mdchte ich nochmals unterstreichen, dal
uns die Weiterentwicklung unserer Verfassung iiberaus wich-
tig erscheint und daB unsere Verbesserungsvorschlige dazu
beitragen sollen, unsere staatliche Ordnung insgesamt zu
stdrken.

(Beifall beil den Republikanern)

Stellv. Prisident Straub: Das Wort erteile ich Herrn Abg.
Stiichele.

Abg. Stiichele CDU: Herr Prasident, meine Damen und
Herren! In der gebotenen Kirze will ich versuchen, auf das
einzugehen, was an sinnigen, aber zum groBen Teil unsinni-
gen Vorschligen zur Anderung der Verfassung gemacht
worden ist. An diesem Beispiel wird deutlich, dafl man mit
der Verfassung weil Gott behutsam umgehen mul, daB die
Verfassung nicht Warenhauskatalog werden darf, dal es bei
der Verfassung zuallererst darum geht, Bewihrtes auch zu
bewahren, selbst wenn sie da und dort vielleicht etwas
schndrkeligen Glanz hat, was Schriftzug und Stil anbelangt,
Was aber nicht sein kann — und das Beispiel der Republi-
kaner-Gesetzentwilrfe verdeutlicht dies sehr klar —, ist, dalB
man eine Vielzahl von Vorschligen macht, das Ganze dann
Reform nennt, und alle, die ein biBchen abwigen, etwas zu-
rickhaltend sind, plotzlich als die Reformgegner dastehen,

Insofern mufl man halt begreifen — und das ist ein Stiick
weit auch Antwort auf das, was vorhin gesagt worden ist und
was sicherlich auch die weitere Diskussion bestimmen wird
—, daB wir bei der Apderung der Verfassung von unter-
schiedlichen Denkansdtzen ausgehen. Dazu bekennen wir uns,

(Abg. Deuschle REP: Natiirlich! — Zuruf des Abg.
Biitikofer GRUNE)

Aber eines nehme ich Ihnen nicht ab, Herr Kollege Biitiko-
fer: .Sendepause, kein Dialog!" Erstens haben wir hier
schon des &fteren iiber die Verfassung gesprochen, auch im
Zusammenhang mit der Anderung des Grundgesetzes, Zwei-
tens begreife ich Sie nicht ganz. Ich hatte schon den Ein-
druck, daB wir, neu entfacht durch die Vorschlige von
Dr. Geisel, in einem Disput, in einer Diskussion waren, So
wie Sie sich (ber die Presse beteiligt haben, hatte ich den
Eindruck, dafl Sie von dieser Diskussion auch durchaus et-
was mitbekommen haben. Man kann also nicht sagen, dal
da ein Loch war. Wenn ein Loch war, wenn Sendepause
war, dann lag das vielleicht an [hrer parlamentarischen
Sprachlosigkeit. Es wire allerhdchste Zeit, daB ganz kon-
krete Vorschiige der Griinen zu dieser Verfassungsiinderung
gemacht wiirden.

{Abg. Dopper CDU: Er ist ganz sprachlos!)
Herr Bitikofer, ich weil um Ihr Temperament.
(Abg. Biitikofer GRUNE: Sie schiitzen es auch!}

— Ich schitze es und habe viel Nachsicht. — Aber ein Be-
grifl hat mir nicht gefallen, und das sage ich jetzt in aller Of-
fenheit: der Begrilf des politischen Skandals ber{iglich des-
sen, was hier vorgelegt wurde.

(Abg. Schmiedel SPD: Véllig daneben!)
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(Swcichele)

Ich hoffe. daB es gar nicht so gemeint war, Denn wenn es so
gemeint gewesen wire, dann wire es zutiefst undemokra-
tisch. Ich kann das, was irgendeiner aus diesem Haus oder
irgendeine Gruppe aus diesem Haus beantragt, nicht von
vornherein als politischen Skandal bezeichnen. Gehen wir
einmal davon aus, daB es nicht so gemeint war und am be-
sten wieder geldscht wird, um die weitere Diskussion nicht
zu versauen, Herr Bitikofer, in Threm Interesse.

(Abg. Bitikofer GRUNE: Aber es war so gemeint!
Dann machen wir ein semantisches Seminar, wir
zwei!)

Es ist nicht politische Kultur, wenn man andere Leute mit
ihren Vorschldgen als politische Skandalisten bezeichnet.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Aber nun zu dem, was von den Republikanern vorgeschla-
gen wurde. Ich habe es schon gesagt: Man kann natitrlich
eine Verfassung {tberladen, aber dann wilrde man die Ver-
fassung kuputtmachen. Eine Verfassung ist kein ,rechter”
Warenkorb.

Das eine oder andere, was in diesen vielen Vorschligen drin
ist, wird mit unserem Gesetzentwurf ja bereits verwirklicht.

{Widerspruch des Abg. Deuschle REP)

Wir haben lingst vor den Republikanern erkannt, daB es
richtig 1st, dem Gedanken der Schoépfungserhaltung einen
besonderen Stellenwert einzuriiumen,

Aber dann beginnt natirlich die Palette der Staatsziele, der
sogenannten ,sozialen Staatsziele™. Da kann man stets nur
wiederholen: Staatsziele, insbesondere soziale Staatsziele,
zerren am Charakter der Verfassung, Man geht eine Grat-
wanderung ein, wo man den Gedanken der Verfassung,
nimhbch der gesellschaftlichen Offenheit, der normativen
Stringenz und auch der Kontinuitdt, verldBt, wo man aus ir-
gendwelchen politischen Griinden die Verfassung zu reiner
tagespolitischer Programmatik herabsetzt. Das ist eben nicht
Sinn der Verfassung. Wir haben das schon damals im Zu-
sammenhang mit den Anderungen des Grundgesetzes ange-
sprochen.

Kurzum: Es witre falsch, wenn man dieses Biindel, diese Un-
summe sozialer Staatsziele libernehmen wiirde, Staatsziel be-
deutet letztlich doch Herausgabe der Entscheidung aus dem
Parlament zu den Gerichten, die auslegen. Ich kann mir
nicht vorstellen, dall das die allgemein beklagte Politikunzu-
friedenbeit senken wiirde,

Eine weitere Forderung war, das Recht auf Heimat in den
Vorspruch zu nehmen. Ich denke, Sie wissen, daB dieses un-
verduBerliche Menschenrecht auf Heimat in aller Deutlich-
keit prizis und vorrangig in Artikel 2 Abs. 2 bereits geregelt
ist, Es ist auch wichtig, einmal zu erwihnen, daB Baden-
Wiirttemberg wohl das einzige Land ist, das dieses unveriiu-
Berliche Menschenrecht auf Heimat hat. Ich meine, Thr Ge-
setzentwurl wire fast schon Abschwichung, Insofern wollen
wir keinesfalls, duB dem so geschieht. Ich weiB nicht, ob Ihr
Gesetzentwurf nicht eine gewisse ,weltanschauliche Trok-
keniibung™ darstelll, Das Recht auf Heimat steht schon
lange in der Verfassung, lange bevor es die Republikaner ge-
geben hat,
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Ich komme zum niichsten Punkt, der mich noch mehr ge-
stért hat. Das ist Ihre Forderung — nochmuals vorgetragen
und begriindet, soweit man das begriinden kann —, im Vor-
spruch die Bewahrung der geistig-kultureilen Tradition des
Abendlandes ins BewuBtsein der Menschen zu rlicken.
Meine Damen und Herren, da merkt man die Absicht und
ist natiirlich nicht nur ein biBchen verstimmt.

{Zuruf des Abg. Deuschle REP)

Sie wollen nichts anderes als eine Mobilisierung gegen jene
sogenannte multikulturelle Geselischaft. ich persdnlich kann
mit dem Begriff auch nicht viel anfangen, weil er fir mich
mittlerweile ein Kampfbegriff geworden ist. Aber ich wehre
mich dagegen, daB man die Situation, daBl daraus ein Stick
weit ein Kampfbegriff geworden ist. dazu benutzt, wm sich
in Szene zu setzen, daBl man Hiter der Verfassung. Hiter
des Abendlandes sei. Das wiirde im Grunde in der gegen-
wirtigen Situation, in der wir alle miteinander um Integra-
tion unserer Auslinder bemiht sind, passen wie die Faust
aufs Auge. Ein solcher Gesetzentwurf ist einer Debatte nicht
wiirdig.

(Beifall des Abg. Bitikofer GRUNE)

Diese Schotten-dicht-Mentalitit wird mit uns nicht zu ma-
chen sein.

{Beifall bei Abgeordneten der CDU. der SPD und
des Abg, Bitikofer GRUNE)

Es gibt weitere Vorschlige wie Schilerbeforderungskosten,
Im Grunde ein Warenhauskatalog. Das gehort einfach nicht
in die Verfassung hinein.

Zum Nationalfeiertag: Wenn in der Landesverfassung viel-
leicht einmal ein Baden-Wiirttemberg-Tag oder ein Badener-
Tag verankert wire, meinetwegen, aber nicht den — —

(Zuruf des Abg. Biitikofer GRUNE)

— Der Plingstmontag: Wenn wir das Thema zu Ende ge-
bracht haben, werden wir uns vielleicht verstindigen. welche
Feiertage in Baden-Wiirttemberyg endglitig irgendwo er-
wihnt werden sollen,

Ich will zum vorletzien Punkt, den Rechten der Opposition,
kommen. Wir haben dariiber schon mehrfach — #u Beginn
der Legislaturperiode und spiter noch einmual — gespro-
chen. Die Oppositionsrechte sind fester, unveriiuBerlicher,
unverbriichlicher Bestandtell der parlamentarischen Demo-
kratie,

(Zuruf des Abg. Biitikofer GRUNE)

Da brauche ich keine gesonderte Formulierung mehr. Es be-
stehit das Recht, Fraktionen zu bilden. Die Mehrheit hat das
Recht, die Regicrung zu stellen. Die anderen haben das
Recht, eine Opposition zu bilden. Auch die Oppositions-
rechte sind festgehalten, Weitere  Oppositionsrechte  sind
nicht noiwendig, Sie wissen aufgrund der Diskussion um ei-
nen dritten Vizeprisidenten, wie schwicrig es wire, sich m
der Opposition Uberhaupt zu verstandigen. Das haben wir
zu Beginn der Legistaturperiode gleich festgestellt.

(Zuruf des Abg. Jacobi GRUNE)
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(Stéichele)

Es ist schade, die Zeit ist schon um. Aber wir haben noch
Gelegenheit, mannigfach dariiber zu diskutieren.

Der absolute Blodsinn, der in diesen Gesetzentwiirfen steht
— nehmen Sie mir das so ab, weil ich damit tagtiglich zu
tun habe —, ist der, denjenigen, die aus der Gemeindege-
bietsreform ausscheiden wollen, dies mit einer Zweidrittel-
mehrheit zu ermdglichen. Das ist nichts anderes als reine Ef-
fekthascherei. Das ist im Grunde Spekulation auf Stimmun-
gen.

{Abg. Dr. Geisel SPD: Populismus!)

— Es ist Populismus. Das zeigt, daB man keine Ahnung da-
von hat, was geschaffen wurde.

(Zurufe von den Republikanern)

In der gegenwirtigen Zeit, in der es darum geht, auch un-
populire Entscheidungen zu treffen, in der man ein enges
Finanzkorsett hat, macht man bei Teiforten Stimraung, Man
braucht nur ein paar Agitatoren. Dann macht man eine
Kampagne, und mit Zweidrittelmehrheit kann man vielleicht
ausscheren. Das ist alles andere als sinnvoll,

{Zurufe von den Republikanern)

Ich will damit schlieBen. Wir haben noch weitere Gelegen-
heit. Wir lehnen die Vorschlige ab.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des Abg.
Dr. Salomon GRUNE)

Stellv. Priisident Straub: Das Wort erteile ich Herrn Abg.
Dr. Getsel.

Abg. Dr. Geisel SPD: Herr Prisident, meine sehr geehrten
Damen und Herren! In einer Art Abklatsch befassen wir uns
jetzt in der zweiten Runde noch mit den Gesetzentwiirfen,
die auf zehn Drucksachen von den Republikanern einge-
bracht worden sind.

Ich mdchte zunichst einmal etwas zu der Art der Priisenta-
tion dieser Vorschldge sagen, Es bleibt [hnen, meine Damen
und Herren von den Republikanern, natiirlich unbenom-
men, wie Sie das machen wollen, ob Sie das in einem einzi-
gen Gesetzentwurl oder in zehn Gesetzentwiirfen einbrin-
gen. Ich will puc daraul hinweisen: Das, was hier gemacht
worden ist, ist in meinen Augen reine Drucksachenschinde-
rei.

(Zurufe von den Republikanern)

Das hier gewilblte Verfahren kostet den Landtag zigtausend
Mark mehr. Wenn man einen einheitlichen Gesetzentwurf
eingebracht hitte, wire es wesentlich billiger geworden. Das
will ich Thnen auch einmal sagen.

{Beifall bei der SPD, der CDU und den GRUNEN
- Abg. Deuschle REP: Unverschimtheit, was Sie
hier machen!)

— Nein, das ist s0. Lassen Sie einmal ausrechnen, was das
kostet!

(Unruhe}

Pas zweite, was ich hier sagen will — ich mdchte nur zu ei-
nigen wenigen Dingen Stellung nehmen —, bezieht sich auf
einige Ihrer Gesetzentwiirfe, Da ist zuniichst — Herr Kol-
lege Stéchele hat dazu bereits Stellung genommen — die
Neufassung des Vorspruchs, wo es so schin heiBt: ,.die gei-
stig-kulturelle Tradition des Abendlandes™. Sie haben ja scl-
ber gesagt, das solle ein Protest gegen die sogenannte mul-
tikulturelle Gesellschaft sein.

(Abg. Deuschle REP: Kein Protest!)

Meine Damen und Herren von den Republikanern, als ich
dies gehort habe, konnte ich eigentlich nur feststellen, welch
mangelhafte Kenntnisse Sie von der Geschichte iiberhaupt
haben. Das Abendland wére in dieser Form ohne eine Ver-
netzung von verschiedenen Kulturen, von verschiedenen
Traditionen so gar nicht entstanden, wie wir es heute haben.
Dies scheint [hnen offensichtlich unbekannt zu sein.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Meine Damen und Herren, interessant ist ja bei diesem vor-
geschlagenen Vorspruch, daB das Wort Europa (berhaupt
nicht vorkommt. Man sieht also, welch gebrochenes Verhiilt-
nis Sie zu Europa und dem Gedanken der europiiischen Ei-
nigung haben, Das muB, glaube ich, auch einmal gesagt wer-
den.

{Zuruf des Abg. Rapp REP)

Meine Damen und Herren, Sie haben dann einen Gesetzent-
wurf mit dem Ziel der Stirkung von Natur- und Umwelt-
schutz eingebracht.

{Abg. Deuschle REP: Jal)

Ich habe festgestellt — und da bin ich wirklich erschrocken
—, daB das zum Teil aus Vorschligen abgeschrieben ist, die
ich selber gemacht habe. Ich habe mir iiberlegt, ob ich etwas
falsch gemacht habe,

{Abg. Weimer SPD: Plagiator!)

aber ich habe dann festgestellt, dal} Sie wesentliche Dinge
gar nicht erwdhnt haben. Von daher fiillt es mir dann wieder
leicht, zu sagen: Auch da ist eben unvollstindig und falsch
abgeschrieben worden.

{Abg.

Weimer SPD: Die haben falsch abge-

schriebent)
Wahilich keine sehr gewissenhafte Arbeit!

Meine Damen und Herren, ich méchte etwas zu dem Ge-
setzentwurf Drucksache 11/4830 sagen, in dem es um die Si-
cherung des Wirtschallsstandorts Baden-Wiirttemberg geht.
Das ist ein Punkt, dber den man in anderem Zusammen-
hang sicherlich reden kann. So jedoch, wie es vorgeschlagen
worden ist, entspricht es dem vorerwihnten Warenhauskata-
log. Diese Bestimmung ist sprachlich so unzulinglich abge-
faBt, dab sie ungeeignet ist, so lberhaupt in ein Gesetz, ge-
schweige denn in eine Verfassung aufgenommen zu werden.

{Abg, Deuschle REP: Wus haben Sie denn ge-
leistet?)

4573



Landtag von Baden-Wiirttemberg — 11, Wahlperiode — 56. Sitzung — Mittwoch 1. Februar 1995

{Dr. Geisel)

Dann haben Sie auf der Drucksache |1/4831 den Vorschlag
gemacht, den Schutz der Familie als Staatsziel zu postulie-
ren — _

(Abg. Deuschle REP: Ja!)

ein sicherlich bedenkenswerter Gesichtspunkt. Die Ausfor-
mulierung dieses Staatsziels erfolgt jedoch in einer Sprache
und mit Begriffen, die die geistige Verwandtschaft der An-
tragsteller zur Nomenklatur und zur Ideologie des sogenann-
ten Dritten Reiches sehr deutlich zum Ausdruck bringen.

{Beifall bei der SPD, den GRUNEN und Abgeord-
neten der FDP/DVP)

Meine Damen und Herren, nicht minder bezeichnend ist die
Drucksache 11/4832, in der der Schutz jedermanns vor Kri-
minalitit und deren Folgen gefordert wird.

{Abg. Deuschle REP: So ein Schwachsinn!)

Da kann man nur sagen, blanker Populismus! Denn die An-
tragsteller wissen offensichtlich selbst nichi, was sie eigent-
lich mit dieser Bestimmung wollen. In der Begriindung ist
einmal von einem individuellen Rechtsanspruch die Rede,
andererseits von einer Staatszielbestimmung. Eigentlich
miiBte zumindest dem Juristen Dr. Schiierer der Unterschied
zwischen einem individuellen Rechtsanspruch und einer
Staatszielbestimmung bekannt sein. Es ist wieder ein Beweis
dafiir, wic oberflachlich hier gearbeitet worden ist.

{Zuruf des Abg. Jacobi GRIUNE}

Meine Damen und Herren, wenige Worte zu den Gesetzent-
wirfen zur Anderung des Parlamenisrechts. Diese Gesetz-
entwlrfe sind ja weitgehend von fritheren Initiativen anderer
Oppositionsfraktionen abgeschrieben worden und zeugen
nun wahrlich nicht von Originalitét.

(Abg. Deuschle REP: Frechheit!)

Insofern kann ich aof die Ausfilhrungen verweisen, die in
frilheren Diskussionen gemacht worden sind, In einer Reihe
von Fillen werden Forderungen erhoben, die in sachgerech-
ter Weise in die Geschiftisordnung oder in ein Wahlgesetz
gehdren, die aber fiir die Aufnahme in eine Verfassung
wahrlich nicht geeignet sind.

{Zuruf des Abg. Rapp REP)

Ich ziehe ein Fuazit; Die Vorlagen zeugen von einem weitge-
hend populistischen Aktionismus und sind aus unserer Sicht
nicht geeignet, unsere Landesverfassung zu modernisieren
und ihr einen verniinfligen Sinngehalt zu geben.

{Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Stelly. Prasident Straub: Das Wort erteile ich Herrn Abg.
Jacobi.

Abg. Jacobi GRUNE: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Es ist schon einigermaBen politisch absurd, daB die
Partei, die selber im Verfassungsschutzbericht steht, jetzt die
Verfassung verbessern will.
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(Zuruf von den Republikanern: Natiirlich! Wieso
nicht?)

Das ist ein politischer Widerspruch in sich, Die Gesetzent-
wiirfe, die von den Republikanern vorliegen, sind reine
Geldverschwendung.

{Abg. Rapp REP: Wer bestimmi denn das? Sie,
oder wer?)

Sie beantragen einen Warenkorb. Es ist ein Summelsurium
von Vorschligen ohne Linie, nach dem Muster gestrickt:
L Wer will noch mal, wer weil noch was™

(Abg. Deuschle REP; Das geht iiber 1hren Horizont
hinaus!)

Zum Teil sind diese Vorschlige von anderen seridser ge-
macht worden, zum Teil ist es der Versuch, threrseits auof ¢i-
nen fahrenden Zug aufruspringen, zum Teil ist es schlicht
und ergreifend unsinnig.

{Abg. Rapp REP: thr habt gar nichts gemacht! thr
habt Weihnachtsferien gemacht!)

Im Verfassungsschutzbericht steht, daB die Republikaner
versuchten, als demokratische Patrioten dasustehen. Kirz-
lich habe ich gelesen, dal} sich diese Partei als Grundgesetz-
partei bezeichnet.

(Zurufe der Abg, Rapp und Deuschle REP — Abg,
Koder SPD: Um Gottes willen! Das ist ju Blas-
phemie!)

Gleichzeitig veréffentlicht diese Partei Publikationen, und es
gibt Aussagen von filhrenden Funktioniren, die dem Verfas-
sungsschutz Anlafl geben, titig zu werden. Der Bericht sagt
beispielsweise, daB die Abgrenzung zu offenen rechtsextre-
mistischen Parteien vorrangig taktisch motiviert ist, dal die
Uberginge flicBend sind.

Das Kalkil der Republikaner hier im Landtag ist einfach:
Méglichst sanftmiitig erscheinen, moglichst weichgespiilt. Sie
wollen nicht angretfbar sein. In thren scheiftlichen Publika-
tionen und in ihren Presscerklirungen wird dann deftiger
und offener zugelangt. Da wird geschiint, da wird gehett, da
werden Vorurteile bemiiht. Beispiel; .Die Asylbewerber fith-
ren zum Staatsnotstand.” Beispicl: LJugendhiuser sind Brut-
stdtten von Kriminalitat.” Oder drittes Beispiel: | Der Islam
befindet sich im Heiligen Krieg gegen das Christentum.” Al-
les AuBerungen aus Ihrer Pressearbeit,

{(Abg. Deuschie REP: Ja und?)

Zum Beispiel wird in diesen PresseerkBrungen immer wie-
der die Metapher der Asylantenflut ader das Bild Duas Boot
ist voll® benutzt. Mit diesem Bild werden Angstgefible er-
reugt, Angst vor der Unberechenbarkeit der Naturgewaiten,
Dieses Bild signalisiert Bedrohung und Lebensgefahe,

Die Ausldnder sind sowieso im Grunde genommen fiir simt-
tiche Probleme verantwortlich: fiir Wohnungsmangel wic fiir
Verkehrsstaus, auch fiir steigende Schilerzahlen. Die dber-
vollen Klassen sind praktisch — ich zitiere — ausschlieBlich
auf — —
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{(facobi)

(Abg. Deuschle REP: Kommen Sie zum Thema!
Reden Sie zur Sache!)

— Ich rede zur Sache, falls Sie das nicht merken.
{Abg. Rapp REP: Sonst fiillt Ihnen nichts ein?)

Die iibervollen Klassen sind — Zitat — ,praktisch aus-
schlieflich auf den Anstieg von auslindischen Schiilern
durch Masseneinwanderungen und durch Geburteniiber-
schufl von Auslindern® zuriickzufiihren.

Mit gréBter Freude arbeiten sich die Republikaner am Be-
grift ,multikulturelle Gesellschaft® ab. Das ist fir sie so-
wieso ein erzreaktionfires Kulturzerstdrungsprogramm. Die
Republikaner sind dagegen, denn — Zitat — |, durch Vermi-
schung widersprechender Moralen entsteht ein BewuBtseins-
brei“. Meine Damen und Herren, ich halte ,,BewuBtseins-
brei* in diesem Zusammenhang fiir einen schlimmen Be-
griff, denn er liflt in bemerkenswerter Weise Rilckschiiisse
auf den geistigen Hintergrund derjenigen zu, die so etwas
sagen. Die Nazis haben ihre furchtbaren Verbrechen betrie-
ben, um die arische Rasse rein zu halten. Die Reps reden
nicht von reinem Blut, sondern von geistiger Reinheit. Ich
behaupte, meine Damen und Herren, das ist kein Zufall, das
ist pure Absicht. Das ist eine Anspielung. Diese Aussage ist
rechtlich unangreifbar. aber sie erzielt die beabsichtigte Wir-
kung. Das Publikum, welches von dieser Partei angespro-
chen werden soll, versteht den Zusammenhang ganz genau.

Die Welt ist fiir die Reps gut oder bése, schwarz oder weil3.
Auslénderbeaufiragte nein, Ruhe und Ordnung ja. Asylbe-
werber méglichst raus, Aussiedler rein; die haben hier einen
Rechtsanspruch.

{Abg. Deuschle REP: Wo steht denn das hier? Re-
den Sie mal zum Thema!)

Am liebsten sind sie allein gegen alle. Dic Feinde sind iiber-
all. Hier im Landtag haben sich sowieso alle gegen sie ver-
schworen, mindestens aber abgesprochen, alle mit einem
Ziel, die Republikaner mdglichst zu benachteiligen, auszu-
grenzen und kleinzukriegen. Jede fiinfte Presseerklirung von
ihnen handelt davon, wer von ihnen wie wo wann was Boses
erlitten hat. Selbstverstiindlich machen bei dieser Verschwo-
rung die Medien mit. Die haben sich mitverschworen. Die
Presse verschweigt und manipuliert. Ideologisch sind Sie
nicht, das sind immer nur die anderen. Ideologisch sind die,
denen sie dann unterstellen, sie hiitten DeutschenhalB3. Ideo-
logisch sind die anderen, die die Demokratie verachten und
verfassungsfeindlich sind. Die Griinen sind auch verfas-
sungsfeindlich, vor allem aber Herr Birzele, der [nnenmini-
ster, der Hauptfeind der Republikaner, den zu entlarven ihr
wichtigstes Geschift ist.

(Abg. Deuschle REP: Er ist schon gegangen! —

Weiterer Zuruf von den Republikanern: Er kann

das nicht mehr horen, er ist gegangen! — Abg. Wei-
mer SPD: Birzele hort iiberalll)

Es wird gesagt, Birzele sei ignorant — das ist noch die
freundlichste Variante —, er liige, er sei ein Verleumder.
Birzele wird in die Nihe des Faschismus geriickt, oder ihm
wird vorgeworfen, gegen das Grundgesetz zu verstoBen. Bis-
weilen geht die Eiferei mit einzelnen Abgeordneten wirklich

durch. Dann vergessen die Republikaner auch die in der
Schulpolitik reklamierten Sekundartugenden wie Hoéflichkeit
und Respekt, und sie verlieren jedes MaB, wenn zum Bei-
spiel, wie in Tilbingen geschehen, meine Fraktionskollegin
als furchtbare Theologin“ oder als ,,geistige Schwester der
RAF-Terroristin Gudrun EnBlin™ bezeichnet wird.

(Abg. Rapp REP: Fillt Thnen sonst nichts ein?)

Meine Damen und Herren, die Republikaner sind bis zum
Ende dieser Legislaturperiode Teil des Parlaments. Deswe-
gen milssen wir uns mit ihnen befassen.

{Abg. Deuschle REP: Seien Sie nicht so arrogant!)

Wie, das bleibt uns fiberlassen. Wir miissen uns mit ihren
Antriagen befassen. Gleichzeitig sind die Republikaner aber
die Partei, die unter Beobachtung des Verfassungsschutzes
steht. Der frithere Vorsitzende wollte aus den versteckien
Kontakten zur DVU offene machen.

Meine Damen und Herren, die demokratischen Parteien, die
kein Problem mit der Verfassung haben, miissen jetzt in die-
sem Vorwahljahr dafiir sorgen, daB dieses Gastspiel nichstes
Jahr ein Ende findet.

(Beifall bei den GRUNEN)

Stellv. Prisident Straub: Das Wort erteile ich Herrn Abg.
Déring.

Abg. Dr. Doring FDP/DVP: Herr Prisident, meine Damen
und Herren! Ich staune darilber, mit welcher Ausfiihrlichkeit
sich teilweise Vorredner mit den Gesetzentwiirfen der Repu-
blikaner auseinandergesetzt haben.

(Abg. Dr, Geisel SPD: Wir sind halt gewissenhaft!)

— Ich weiB, wie gewissenhaft Sie sind, verelrter Herr Kol-
lege Geisel. — Man muB sich nur einige Gesetzentwiirfe an-
schauen; einige fallen eigentlich schon dadurch weg, daB sie
der Reihe nach von Gesetzentwiirfen abgeschrieben sind, die
meine Fraktion und auch die Fraktion GRUNE eingebracht
haben, und zwar frither, und die fundierter, sinnvoller und
auch inhaltsreicher sind. Diese Gesetzentwiirfe sind einfach
tbernommen worden. Es dient nicht der Sache, wenn man
das in einer so inflationdren Vorlage wiederhoit.

Es liegt ein Gesetzentwurf zur Sicherstellung einer wiirdigen
Begehung des Tags der Deutschen Einheit vor. Ich will ihn
nur als ein Beispiel dafiir herausgreifen, dall wir uns davor
hiiten miissen, eine Verfassung mit einer [nflation von
Staatszielen zu {iberziehen,

(Abg. Stichele CDU: Sehr richtig!)

Dem Verfassungsrechtler Klaus Stern ist recht zu geben,
wenn er im Zusammenhang mit {iberzogenen Staatszielfor-
derungen sagt:

Verfassungen miissen davor bewahrt werden, I[nstru-
mente der Tagespolitik, des Zeitgeistes und der Schwir-
merei zu werden.

[ch meine, dall wir bei der Behandlung des vorigen Tages-
ordnungspunkts eine sehr gute Debatte {iber die dringend
notwendige Novellierung der Verfassung des Landes Baden-

4575



Landiag von Baden-Wiirtlemberg — 11. Wahlperiode — 56, Sitzung — Mittwoch 1. Februar 1995

Dy, Déring)

Wiirttemberg gefihrt haben und daB wir uns dabei, auch
wenn wir gern ein paar Punkte mehr aufgenommen hitten,
als die Landesregierung bzw. die beiden sie tragenden Ko-
alitionsfraktionen vorgelegt haben, doch auf eine gute Hand-
voll sinnvoller Griinde konzentriert und bewuBt darauf ver-
zichtet haben, inflationdre Vorstellungen einzubringen. Ich
warne ausdriicklich davor, mit inflationdren Vorschldgen
gine solche Verfassungsdiskussion nicht nur zu {iberlasten,
sondern sie auch in die falsche Richtung zu lenken.

Der zweite Punkt betrifft die Aufnahme des Anspruchs auf
staatlichen Schuiz flr jedermann vor Kriminalitit. Meine
Damen und Herren, der beste Schutz, damit die Biirger
nicht zu Opfern von Kriminalitdt werden, ist nach wie vor
cine gul ausgeristete, gut ausgebildete und hochmotivierte
Polizei, dic Prisenz zeigt.

{Abg. Deuschle REP: So ist es!)

Dall wir in Baden-Wiirttemberg in dieser Hinsicht Machhol-
bedarf haben, rdume ich gern ein,

{Abg. Deuschle REP: Also!)

Zur Verbesserung der Situation der Polizel und damit auch
zur Verbesserung des Schutzes der Biirger bedarf es aber an-
derer MalGnahmen, die wir bekanntlich hier im Landtag
stindig erdrtern und tber deren Verbesserung wir uns auch
hier im Landtag stidndig, allerdings an der Stelle, an die dies
gehdrt und nicht im Zusammenhang mit Verfassungszielen,
auscinandersetzen.

(Abg. Deuschle REP: Das sehen wir etwas anders!

— Abg. Biitikofer GRUNE: Besseres Wetter und

weniger Hochwasser wiren auch ein gutes Verfas-
sungsziel!)

Sie haben auch einen Gesetzentwurl zur Aufwertung des
Fachs Geschichie gestellt. Das paBt auch zu dem Inflationd-
ren Jhrer Antragsteflungen.

{Abg. Deuschle REP: Ja!)

Als Ziel in der Luandesverfussung: Aufwertung des Fachs
Geschichte!

{Zurufe der Abg. K6nig und Deuschle REP)
Ich halte es fir delikat, daB die Republikaner das Fach Ge-
schichte in der Landesverfassung aufwerten wollen, Wir

kénnen doch nicht hergehen und sagen, also — —

{Abg. Kdnig REP: Statt Gemeinschaftskunde! —
Zuruf des Abg. Bitikofer GRUNE)

Daid die Geschichte mir als Historiker einigermaBen werivoll
ist, werden Sie mir hoffentlich abnehmen.

{Abg. Dr. Curoli SPD; Was? Historiker?)
— Ja, Herr Caroli, da staunen Sie. — Ich habe aber doch
den Eindruck, daB es sinnvoller wire, wenn Sie sich etwas
mehr mit der Geschichte auch dicses Landes befuBten,

(Zuruf des Abg. Dr. Geisel SPD)
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als daB Sie einen solchen Gesetzentwurf einbringen, der be-
ziiglich der Bedeutung des Fuchs allein nicht ausreichend be-
griindet ist. Bei welchem Fach wiirden Sie denn dann sagen,
es hube keinen Wert, man brauche es nicht?

{Zuruf des Abg. Dcuschle REP)

Das kann doch nicht angehen, Deswegen hat es Gberhaupt
keinen Sinn. Die Begriindung. die Sie in dem Gesetzentwurf
geben, leuchtet dberhaupt nicht ein, Sie gibt keinen Sinn,

Ich meine auch, daB Sie sich nicht besonders intensiv mit
den tatsachiich notwendigen Zielen. die wir zu diskutieren
haben, befaBt haben. Dies haben wir in der Diskussion diber
den vorangegangenen Tagesordnungspunkt gemacht. Die
Punkte, die wir — ich sage das abschlieBend noch cinmal —
hier schon mehrfach eingebracht haben, sind in den Aus-
schilssen in der Beratung. Ich halte es nicht fir sinnvoll,
nachdem wir im September, Oktober und November im
Stindigen Ausschul Diskussionen hatten — im Januar/te-
bruar kamen nochmals Sitzungen mit Beratungen dber Ver-
fassungsinderungen dazu —. dal man noch einmal eine sol
che Serie vorlegt. Ich meine, das, was in der Diskussion Uber
den vorangegangenen Tagesordnungspunkt zur Notwendig-
keit der Novellierung der Landesverfassung ausgefiihrt wor-
den ist, reicht aus. Dies hier ist nicht einmul eine Fleifarbeit,
es ist ein Sammelsurium von Unnutz.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Stellv. Prisident Straub: Das Wort erteile ich Herern Innen-
minister Birzele.

Innenminister Birzele: Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Die Zahl der Gesetzentwiirfe, die die Fraktion Dwe
Republikaner vorgelegt hat, steht im umgekehrten Verhilumis
zur Qualitit der Ausfilhrungen in diesen Gesetzentwirfen.

Von den Vorrednern sind einige Beispiele aufgezeigt wor-
den. Ich will mich meinerseits ebenfalls darauf beschrinken,
auf einige Unklarheiten in diesen Gesetzentwiirfen hinzuwei-
sen.

Beim Gesetzentwurl Drucksache 1174832 hat der Koliege
Dr. Geisel bereits zu Recht darauf hingewiesen, daB Thoen
der Unterschied zwischen Staatszicl und subjekiivem Sftent-
lichem Anspruch offensichtlich noch nicht bekannt ist,

(Abg. Dr. Weingiirtner SPD: Ultra posse nemu ob-
ligatur!)

Ich will zusdtzlich darauf verweisen, dull Sie einmal definie-
ren miiBten, was Sie unter Kriminalitdt verstehen: Straftaten
im Sinne des $tGB und der S$1IPO oder such Ordnungswid-
rigkeiten?

Dann schreiben Sie, dauB Bagatellfille vertolgt und geahndet
werden solltent. HeiBt das, daB Sie die Durchbrechungen des
Legalititsprinzips durch das Opportunitiitsprinzip in der
StrafprozeBordnung beseitigen wollen? Wenn ja, dann sollte
lhnen klar sein, daB Sie das nicht durch eine Anderung der
Landesverfassung, sondern allenfalls durch eine Anderung
des hdherrangigen Bundesrechts, also nur durch eine Ande-
rung der StrafprozeBordnung, erreichen kénoen,

(Abg. Dr. Weingirtner SPD: Die versichen das
doch vhaoehin nicht!)
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(Minister Birzele)

— Es ist ein berechtigter Einwand, ob solche Ausfithrungen
verstanden werden; das rdume ich ein. Dessenungeachtet
will ich mich darum bemiihen, einige Kenntnisse zu vermit-
teln.

Beim Gesetzentwurf Drucksache 11/4833 wird eine wiirdige
Begehung des Tags der Deutschen Einheit gefordert. Der
Tag der Deutschen Einheit ist bundesrechtlich als gesetzli-
cher Feiertug festgelegt. Nach den Vorstellungen des Bun-
desgesetzgebers soll thm ,ein freudiger Charakter” beige-
messen werden.

(Lachen des Abg. Biitikofer GRUNE)

Deshalb sind im Gegensatz zum aufgehobenen Feiertag
17. Juni — jachen Sie nicht zu friih, Herr Biitikofer: das ist
ganz verniinftig —

(Abg. Dr. Weingirtner SPD: Das ist sehr ver
niinftig!)

am 3. Oktober zum Beispiel Sport- und Tanzveranstaltungen
zuliissig, Dort, wo der 3. Oktober in den Lindern fiir die ge-
samte Bundesrepublik ausgerichtet wird — das geht ja
reihum —, wird zu Recht so etwas gemacht,

(Abg. Dr. Weingirtner SPD: Das ist auch gut so!
— Zuruf des Abg. Pfister FDP/DVP)

Zum einen ist nicht klar, warum Sie das korrigieren wollen,
zum anderen weise ich Sie auch darauf hin, daB Sie dazu die
Kompetenz nicht haben, Das ist bundesgesetzlich vorgege-
ben.

(Zurufe der Abg. Biitikofer GRUNE und Deuschle
REP)

Ndchster Gesetzentwurf, Drucksache 11/4834. Da will ich
nur einen Punkt herausgreifen. Da geriit die Schiilerbeférde-
rungskostenerstattung in den Verfassungsrang,

{Heiterkeit bei der SPD, den GRUNEN und der
FDP/DVP)

aber nur, wenn Nachbarschalisschulen besucht werden,
nicht ab einer bestimmten Entfernung, sondern nur bei
Nachbarschaftsschulen

(Abg. Pfister FDP/DVP: Und das nur in Nordwiirt-
temberg, nicht in Siidwiirttemberg!)

fir alle der allgemeinen Schulpflicht unterliegenden Schiiler,
Heifit das, daB Sie die Spitzabrechnung mit Verfassungsrang
ausstatten, oder sind pauschale Abgeltungen, wie wir sie ja
haben, zulissig?

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der FDP/
DVP)

Beim Gesetzentwurl Drucksache 11/4835 fordern Sie eine
Neueinteilung der Wahlkreise. Ich glaube, Herr Deuschle,
Sie sind sich i{iberhaupt nicht dariiber im klaren, was Sie for-
dern. Dean Sie fordern, daB die Zahl der Wahlberechtigten
in den einzelnen Wahlkreisen um micht mehr als zehn vom
Hundert zueinander differieren darf. Wenn Sie das so ver-
stehen, dall bei keinem Wahlkreis in Baden-Wiirttemberg zu
einem anderen Wahlkreis eine gréBere Abweichung als 10%

bestehen darf, dann bedeutet dies, daB Sie alle 70 Landtags-
wahlkreise neu einteilen miissen. Wollen Sie das?

(Abg. Deuschle REP: Ja! Das ist doch in Ordnung!
Logisch! Machen wir das doch!)

— Dann machen Sie uns schnell noch bis zur Sitzung des
Sténdigen Ausschusses die Vorschldge; denn ich habe heute
schon einmal gesagt: Am . Mirz 1995 kénoen die Kandi-
datinnen und Kundidaten nominiert werden.

(Abg. Deuschle REP: Ich muB jetzt etwas duzu
sagen!)

Und wenn sie nominiert sind,
{(Abg. Sieber CDU: Dann ist SchluB!)

dann konnen Sie schwerlich hinterher die Wahlkreise neu
einteilen. Bemerkenswert ist dabei auch, daB Sie das Gesetz
am 1. Januar 1996 in Kraft treten lassen wollen.

(Lachen bei der SPD)

Dabei ergibt sich dann auch die Frage: Wie ist es denn,
wenn in anderen Wahlkreisen nominiert worden ist?

(Abg. Scheuermann CDU: Der Minister ist im Be-
griff, das ernst zu nehmen, was Sie hier beantragen!
— Glocke des Prisidenten)

Stelly. Priisident Straub: Herr [nnenminister, gestatten Sie
eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Deuschle?

Innenminister Birzele: Aber natiirtich, wenn das der Wahr-
heitsfindung dient.

Stellv. Prisident Straub: Bitte schén, Herr Abg. Deuschle,

Abg. Deuschle REP: Herr Minister, ist lhnen nicht bekannt,
dall wir unsere Antrige hier Ende September 1994 einge-
bracht haben

(Abg, Drexler SPD: Das spielt doch keine Rolle!)

und daBl wir auf Bitten der anderen Fraktionen in der Sit-
zung am 30. November 1994 bereit waren, die Beratung der
Gesetzentwilrfe auf heute zu verschieben? Das ist doch der
Sachverhalt. Von daher ist diese Argumentation meines Er-
achtens duBerst schiibig. Wir hiitten lange genug Zeit gehabt.
Wir kénnten dies auch noch in einer Sondersitzung dndern.

(Widerspruch bei der SPD)

Aber in dieser Form zu argumentieren, wenn wir Thaen hier
bei der Beratung entgegengekommen sind, das ist unterstes
parlamentarisches Niveau.

(Beifall bei den Republikanern — Zurufe von der
SPD)

Innenminister Birzele: Herr Abg. Deuschle, ich betrachte es
nicht als eine Beleidigung, wenn ich unter Ihrem parlamen-
tarischen Niveau bin. Ich korrigiere Sie ungern, aber wenn
Sie sagen: ,,Ende September®, dann stimmt das nicht mit
dem liberein, was mir vorliegt; denn da heiBt es: ~Eingegan-
gen: 25. 10. 94,
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(Abg. Dr. Caroli SPD: Das ist eine Blamage! —
Abg. Dr. Weingiirtner SPD: Das ist der Republika-
ner-Bonus!)

Aber davon abgeschen, Herr Abg, Deuschle, milssen Sie
sich doch einmal iiber die Auswirkungen im klaren sein. Sie
haben das offensichtlich nicht bedacht.

{Abg. Deuschle REP: Doch! Das habe ich bedacht!)

Meinen Sie Abweichungen von einer Durchschnittsgrofe?
Das ist etwas ganz anderes, als wenn Sie eine Abweichung
von mehr als 10% von jedem Wahlkreis gegeniiber jedem
anderen Wahlkreis als Grenze haben wollen. Das ist ein
himmelwciter Unterschied.

{Abg. Drexler SPD: Das ist doch gigantisch!)
Daruber milssen Sie doch zundchst einmal nachdenken.
(Abg. Deuschle REP: Natiirlich!)

Das ist doch der Punkt. Sie denken iber die Sache nicht
nach, haben unklare Vorstellungen und haben dann noch die
Gabe, noch unklarer zu formulieren.

{Lachen bei Abgeordneten der SPD und der
GRUNEN — Zuruf des Abg. Scheuermann CDU)

Deshalb Jautet meine dringende Empfehlung: Sagen Sie uns
zundchst einmal, was Sie eigentlich wollen. Dann kdnnen
wir Thnen vielleicht sogar bei der Formulierung helfen.

(Abg. Dr. Weingirtner SPD: Ultra posse nemo ob-
ligatur!)

Nun will ich noch etwas zum letzten Gesetzentwurf sagen,
zum Gesetzentwurf Drucksache [1/4837. Da gibt es auch
wieder eine ganze Serie von Ungereimtheiten, was die Wie-
deraufldsung von besichenden Gemeinden betrifft. fch will
Sie nur darauf hinweisen: Wollen Sie denn gegeniiber der
jetzigen Rechtslage, daB eine Anhdrung der betroffenen Be-
vélkerung nur noch vor Neubildung oder vor Auflosung
vorgeschrivben wird, nicht aber bei sonstigen Umgliederun-
gen? Wollen Sie das wirklich? So ist das in Ihrem Verfas-
sungsgesetzentwurl vorgesehen. Was heiBt ,Auflésung des
Gemeindegebiets*? Was ist damit eigentlich gemeint?

(Abg. Kénig REP: Das steht doch hinten drin, Herr

Innenminister! Wir haben den Artikel nur um die

Neubildung erginzt! Kennen Sie die jetzige Verfas-

sung nicht? — Weitere Zurufe des Abg. Konig
REP}

— Ich lese es Thnen vor. Nein. Herr Kdnig, ich frage Sie mit
allem gebotenem Ernst:

(Zuruf des Abg. Biitikofer GRUNE — Abg.
Deuschle REP: Aber nattirlich! Kommen Sie doch
nicht so saudumm!)

Was meinen Sie, wenn Sie in Artikel 74 Abs. 2 Satz 2 schrei-
ben?:

Vor Neubildung oder vor Aufldsung des Gemeindege-
biets muB die Bevdikerung der unmittelbar betroffenen
Gebiete gehdrt werden.
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Was heiBt das denn? Sie meinen Umgliederung, Verselbstin-
digung,

(Abg. Bitikofer GRUNE: Sedimentation ist eine
Gliederung in Gemeindegebiete!)

aber doch nicht Aufldsung des Gemeindegebiets,

{Abg. Deuschle REP: Das sind dic Begriffe der
Verfassung! Die kennen Sie eben nicht!)

So haben Sie eine ganze Serie von Unklarheiten darin. Dann
sprechen Sie von ,zusammengelegten Gemeinden™, HeilBt
das, daB eingegliederte Gemeinden diese Mdglichkeit nicht
haben sollen? Auch hier ist meine Empfehlung: Erst nach-
denken,

(Abg. Plister FDP/DVP: Dann schreiben!)

dann formulieren. Wenn Sie dabei Hilfe bendtigen, bin ich
zu Hilfestelungen gern bereit.

(Beifall bei Abgeardneten der SPD — Abg. Kinig
REP: Beim nichsten Mal rute ich Sic anl}

Stellv. Prisident Straub: Meine Damen und Herren, weitere
Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Aussprache ist damit
beendet. Ich gehe davon aus, dal alke Gesetzentwirfe an
den Stindigen Ausschul’ (iberwiesen werden sollen, — Dem
wird nicht widersprochen,

(Zuruf des Abg. Scheuermann CDU}
Dann ist so beschlossen.
Punkt 6 der Tagesordnung ist damit erledigt.
Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf:

Erste Beratung des Gesetzentwurfs der Fraktion GRUNE —
Gesetz zur Anderung des Gesetzes iiber die Hundestever —
Drucksache 11/4674

Das Prisidium hat folgende Redezeiten festgelegt: fiir die
Begriindung des Gesetzentwurfs 5 Minuten und fir die Aus-
sprache 5 Minuten je Fraktion,

Das Wort zur Begriindung des Antrags erteile ich Herrn
Abg. Dr. Witzel.

{Abg. Drexler SPD: Wau, wau! — Abg. Dr. Geisel
SPD: Es darf gebellt werden! — Abg. Dr. Wein-
girtner SPD: Jetzt wird es konkret!)

Abg. Dr, Witzel GRUNE: Sehr geehrter Herr Prisident,
meine Damen, meine Herren! Zu spiter Stunde witd es hier
vielleicht noch lustig.

{(Abg. Dr. Weingértner SPD: Es war doch schon
lustig!)

Ich sage: Es gibt sicher wichtigere Themen als die Reform
der Hundesteuer.

{Abg. Sicber CDU: Richtig! — Weitere Zurufe)

— Ich danke fir die Zurufe.
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Eine gute Politik zeichnet sich ja dadurch aus, daB sie sich
nicht nur um die groBen, sondern auch um die kleinen Pro-
bleme kiimmert. Das sind ja hiufig auch die Probleme der
~kleinen Leute®.

(Abg. Dr. Caroli SPD: Deutscher Schiferhund! —
Weitere Zurufe)

Wichtiger wiire auch in diesem Bereich der groBe Wurf, das
heiBt eine Novellierung des gesamten Kommunalabgabenge-
setzes. Dies wurde von der Regierung schon vor Jahren an-
gekiindigt. Wir sehen aber: Auch hier hat die grofe Koali-
tion die grofe Ldsung noch nicht vorangebracht. Nun
schlagen wir Grinen fiir einen Teilbereich, nimlich die
Hundesteuer, eine kleine Lésung vor.

(Abg. Pfister FDP/DVP: Sehr gut!)

Angesichts des Fehlens der grofien Lésung ist diese kleine
Losung dringend notwendig.

Jetzt werde ich inhaltlich. Das derzeitige Hundesteuergesetz
enthillt einige Regelungen, die weder sozialvertriglich sind
noch mit den grundlegenden Prinzipien des Tierschutzes im
Einkiang stehen. Hier wollen wir Griinen dringend eine An-
derung erreichen. Wir wollen damit nicht auf den Sanki-
Nimmerleins-Tag warten, wenn angeblich die angekiindigte
Novellierung des Kommunalabgabengesetzes kommen soll.
Gleichzeitig wollen wir mit unserer Initiative die Kompetenz
der Kommunen in diesem Bereich stirken,

Lassen Sie mich nun die zwei zentralen Anliegen unseres
Gesetzentwurfs erlautern. Wie ich schon darstellte, handelt
es sich hier um den sozialen Aspekt und den Tierschutz-
aspekt.

Zunfchst zum sozialen Aspekt: Fir viele Menschen, insbe-
sondere fiir dltere Mitblirgerinnen und Mitbiirger, ist der
Hund einer der wenigen Gefahrten. Die Vereinsamung, die
in grofen Stddten haufig auftritt, wird so zumindest etwas
gemildert. Trotz dieser wichtigen sozialen Funktion, zum
Beispiel bet Rentnerinnen und Rentnern, also bei Leuten mit
kleinem Geldbeutel, wird das Halten von Hunden kriftig be-
steuert. In Stédten iber 50 000 Einwohnern kann die Hun-
desteuer bei einem Hund bis zu 240 DM pro Jahr betragen.
Kommt ein zweiter Hund dazu, erhéht sich der Steuersatz
fiir diesen Hund aul das Doppelte, also aufl insgesamt
720 DM fiir zwei, mdglicherweise auch nur kleine Hunde.
Das ist fiir manchen Rentnerhaushalt ein Brocken, der so-
zial nicht mehr vertraglich ist, Hier wollen wir eine Ande-
rung. Wer mehr als 1% seiner Einkiinfte fiir die Hunde-
steuer aufwenden muB, soll auf Antrag eine ErmiBigung
erhalten, Herr Caroli, haben Sie das soweit verstanden?

(Beifall bei den GRUNEN — Abg. Drexler SPD:
Bezahlt die Stadtreinigung! — Unruhe)

— Herr Drexler, wir verkennen ja nicht das Problem, daf
Hunde potentiell zur Verschmutzung stidtischer Fliachen
und Anlagen beitragen,

{Abg. Drexler SPD: Wie war das gerade? Punktu-
elll — Gegenrufe von der SPD und den
GRUNEN: Potentiell!)

Es tritt real auf, Herr Drexler, richtig. Hier handelt es sich
aber nicht um ein Problem der Hundehaltung an sich, son-
dern dieses Problem entsteht durch die Nachlissigkeit der
Hundehalter. Hier ist das kommunale Ordnungsrecht ge-
fragt. Eine ungeziigelte pauschale Anhebung der Hunde-
steuer ist zur Losung dieses Problems nicht geeignet.

(Beifall bei den GRUNEN — Zuruf des Abg, Sel-
tenreich SPD)

Nun zum zweiten Teil unseres Gesetzentwurfs, zu den Be-
langen des Tierschutzes. Das bisherige Hundesteuergesetz
enthilt eine Reihe von Bestimmungen, die aus Griinden des
Tierschutzes scharf zu kritisleren sind und daher einer An-
derung bediirfen. Ich mdchie dies an zwei Beispielen erldu-
tern.

Da ist zum einen die Steuerbefretung fir Versuchshunde, in
offizieller Bezeichnung — Zitat —: fiir Hunde, die zu wis-
senschaftlichen Zwecken in Instituten oder Laboratorien ge-
halten werden, denen die Erlaubnis zur Vornahme wissen-
schaftlicher Versuche an lebenden Tieren erteilt ist.®

Fiir diese Versuchshunde wird Steuerbefretung gewiihrt. Das
bedeutet unter demn Strich: Wer privat einen Hund hilt, muB
Hundesteuer bezahlen, wer aber Tierversuche mit Hunden
durchfiihrt, wird dadurch steuerlich subventioniert, daB er
keine Hundesteuer zahlen muf. Dies ist zum einen unge-
recht, zum anderen setzt dies falsche Signale, indem es Tier-
versuche begiinstigt. Meine Damen und Herren, wir haben
vor etwa zwei Jahren hier im Plenum ausfiihrlich {iber Tier-
versuche debattiert. Einhelliges Votum aller Fraktionen war
es, Tierversuche zu reduzieren. Wenn ich mir die damalige
Debatte in Erinnerung rufe, paBt es absolut nicht dazu, dal
weiterhin Tierversuche mit Hunden steverlich subventioniert
werden,

(Beifall bei den GRUNEN)

Hier miissen wir Rahmenbedingungen setzen, die die For-
schung veranlassen, verstirkt nach Alternativen zu suchen
und diese auch einzusetzen. Daher wollen wir die Stieverbe-
freiung fiir Versuchshunde streichen. Ich hoffe, dieses Anlie-
gen findet Threr aller Zustimmung.

Als zweites Beispiel mochte ich den Hundehandel nennen.
Hundehéndler milssen nur die doppelte Steuer fiir einen er-
sten Hund bezahlen, ganz egal, wieviel Hunde sie haben,
Jede Privatperson, die zwei Hunde hélt, mul mchr zahlen,
Diese SteuerermiBigung ist nichi zu rechtfertigen. Wir wis-
sen, dal} die im Handel vertricbenen Welpen oft aus dem
Ausland oder aus Niederbayern stammen. Es liegen Berichte
ither massive Verletzungen des Tierschutzgesetzes bei dieser
Hundezucht vor.

(Lachen des Abg, Dr. Weingiriner SPD)

— Ja. Kennen Sie sich in diesern Bereich aus? Sie lachen so.
Aber das sind die Fakten.

(Abg., Dr. Weingartner SPD: Niederbayern und
Ausland! Das ist gut! Sie kriegen gleich mit dem
Stoiber Krach!}

Es sollte daher darauf hingearbeitet werden, diese Zustinde
zu bekdmpfen und nicht den Gberregionalen Hundehandel
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durch SteuerermiiBigung zu beglnstigen. Wir fordern daher
die Streichung der SteuerermiBigung fiir den Hundehandel.
Wir wissen, auch dann wird es noch Hundehandel geben,
aber die Hunde im Handel werden teurer, und damit ergibt
sich e¢in zusitzlicher Anreiz, Hunde aus einem Tierheim zu
{bernehmen. Dies ist eine Mdglichkeit, die tierschutzvertrag-
lich und gleichzeitig auch eine Anerkennung fiir die viele
Arbeit ist, die Tierschutzvereine in den Tierheimen dankens-
werlerweise leisten,

{Beifall bei den GRUNEN)

Meine Damen und Herren, ich habe [hnen die wichtigen An-
liegen unseres Gesetzentwurfs vorgestelit, Da eben der Mini-
ster auf das Dawum eines Gesetzentwurfs einging, méchte ich
dies hier auch tun. Sie sehen, in Artikel 2 heiBt es: ,,Das Ge-
setz tritt am L Januar 1995 in Kraft.* Sie kdnnen aber
gleichzeittg lesen, daB es am 22. September 1994 eingereicht
wurde. Es war dann so, da8 ¢s im November Wichtigeres auf
der Tagesordnung gab. Das haben wir akzeptiert. Es gibt in
der Tat Wichtigeres, aber unser Anliegen ist auch wichtig. Im
Dezember 1994 war es der spezielle Wunsch der Landesre-
gierung, diesen Gesetzentwurf abzusetzen. Diesem Wunsch
sind wir gefolgt. Ich hoffe jetzt auf eine gute Debatte.

(Beifall bei den GRUNEN)

Stelly, Prisident Straub: Das Wort erteile ich Herrn Abg.
Gobel.

Ahg. Gibel CDU: Herr Prisident, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr ver-
ehrter Kollege Witzel! Mir scheint, in Threr Frakton fehlen
die Kommunalpolitiker volistindig,

(Abg. Dr. Witzel GRUNE: Herr Gobel, ich bin
Kommunalpolitiker!)

Wenn lhr Antrag auch nur ein paar Minuten diskutiert wor-
den wiire, dann wiren Thnen die Widerspriiche, die Sie ge-
rade auch vorgetragen haben, wohl aufgefullen, oder irgend
jemand hitte gemerkt, daB schon Ihre Aussage auf [hrem
Antrag — Kosten: keine — nun wirklich nicht stimmt, Was
Sie hier vorhaben, verursacht wahrscheinlich Kosten in im-
menser Hohe bel den Kommunen, die nach [hrem Vor-
schlag bei der Erstellung von Steuerbescheiden fiir die Hun-
desteuer viel rechnen und schreiben milssen,

Ich sage Thnen auf den Kopf zv, daB Sie wohl wirklich nicht
iberlegt haben, was es fiir die Kommunen bedeuten wiirde,
von der jetzigen Hundesteuerregelung abzuweichen und Ih-
ren Vorschlidgen nachzugehen. Ich will Thnen sagen: Was Sie
unter Vereinfuchung verstehen, ist keine Vereinfachung.
Denn Sie miiBten dann auf den Rathdusern prifen, wem
denn welcher Hund zu welcher Steuer zusteht. Das ist noch
sehr viel schwieriger, denn Sie kdnnten noch nicht einmal
die jihrliche Steuer festsetzen, denn die Steuerbescheide be-
kommt man normalerweise ein Jahr, mdglicherweise zwei
Jahre spater. Danach wollen Sie dann die Hundesteuer fest-
legen. Wenn unsere Finanzverwaltung aus verschiedenen
Griinden moglicherweise nur vorldufige Bescheide verschik-
ken kann, kénnen Sie auch nur vorliufige Hundesteuerbe-
scheide verschicken. Sic konnen dann mdglicherweise flnf
Jahre spiiter, wenn die Steverbescheide rechtskriftig gewor-
den sind, auch noch abrechnen. Man kann da nur sagen:
Viel Vergniigen.
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Wenn Sie von Beschiftigungspolitik oder -vorschligen ge-
sprochen hiitten, hitte ich Thnen sogar ein Stiick weit recht
geben miissen, denn dann wiiiten die auf den Rathiusern
wirklich, was sie mit den Hunden zu tun haben, oder konn-
ten sagen: Jetzt sind wir endgiltig auf den Hund gekommen,

Ich will Thnen noch sagen, daB wir auch inhaltlich mit Threr
Regelung wirklich nicht einverstanden sein kénnen, Wenn
Sie schon ein biBchen kommunalpolitische Erfahrung haben
oder schon ein biBchen verfolgen, womit sich die Stidte bei
der Tierhaltung oder bei der Hundehaltung herumzuschla-
gen haben, miite Thnen doch auch klargeworden sein — ich
spreche dieses Thema mutig an. weil ich mich in der Frak-
tion auch sonst mit Tierschutz 2zu befassen habe —. duB hiu-
fig Hunde von Leuten gehualten werden, die sie nicht halten
sollten, Ich sage dus ganz einfach so0.

Vorhin ist schon in Zwischenrufen angesprochen worden,
daB hiiufig Hunde dort gehalten werden, wo sie nicht hinge-
horen, daB StraBen und Gehwege in einer Art und Weise
verschmutzt werden, die einfach nicht gebilligt werden kann,
daB vor aliem die Hunde oft darunter zu leiden haben, kir-
perlich und méglicherweise auch psychisch, dal} diese Men-
schen nicht zu einer richtigen Hundehaltung in der Lage
sind. Sehen Sie doch einmal genau hin! Wenn Sie Leuten —
Sozialhilfeempfingern, ich will das wirklich nicht negativ
verstehen —, die vielleicht nichts anderes kennen, als einen
Hund oder mehrere Hunde zu halten, dieses auch noch per
Gesetz erleichtern, erleben Sie genau, daB die Menschen
Hunde halten, die nicht in der Lage sind, Tiere ordentlich zu
halten, Gehen Sie doch durch das flache Land und schauen
Sie einmal, wie Menschen mit drei, vier Hunden spazieren-
gehen, die sie noch nicht einmal kontrollieren kidnnen. Die
Jiger und die Naturschiitzer wissen ein susitzliches Lied da-
von Zu singen.

Bis jetzt war die Hundesteuer ein gewisses Regulativ, und
Sie wollen dies jetzt abbauen!

{Abg. Dr. Witze] GRUNE: Wir wollen nicht dic
Hundesteuer abschaffen, um das klar zu sagen!)

— Aber Sie wollen Erleichterungen. Sie haben den Vor-
schlag gebracht, dal Sozialhilfeempfinger — das ist ja in
dem Gesetzentwurfl genau genannt — kunftig Hunde halten
koénnen, ohne Steuern zu bezahlen. Was das bedeuten kann,
habe ich Thnen gerade dargestellt. Mit Sicherheit gibt es So-
zialhilfeemp{anger, fir die ein Hund wichtig ist. aber ¢s gibt
halt leider auch andere, und die schwimmen in Threr pau-
schalen Regelung mit. Das kann ich nicht gutheillen, Da
milssen wir andere Wege finden. Wir missen den Gemein-
den die Maglichkeit einrdumen, in gewissen Fillen auf die
Hundestever zu verzichten, wie sie auch heute die Mdglich-
keit haben, die Hundesteuer zu erlassen, wenn mehrere
Hunde gehalten werden missen. Ich denke nur an die
Wachhunde, die man auf Aussiedlerhdfen oder bei irgend-
welchen Anlagen braucht,

Meine Zeit ist leider schon um.

Nun komme ich noch zu dem Kupitel, dus Sic so schr her-
ausgestellt haben, Sie finden es nicht richtig, duf} dort, wo
Versuchstiere gehalten werden, keine Hundesicuer gezahit
wird. Sie kénnen natirlich eine Wechselstube einrichten und
sagen: Wer Versuchstiere hillt, muB daflr Steuer bezahlen,
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Dann werden die Versuche eben etwas teurer. Herr Witzel,
ich denke, wir sollten uans einig sein: Viel wichtiger ist es
doch, mdglichst wenig Tierversuche zu haben, aber dort, wo
sie sein miissen, die Versuchstiere so zu halten, da wir es
vor uns und vor unserem Herrgott verantworten kdnnen,
Mit Steuern kénnen Sie dieses Problem nicht in den Grifl
bekommen,

Ich denke, [hr Gesetzentwurf wird trotzdem im zustindigen
AusschuB diskutiert werden. Aber viel Erfolg kann ich Thnen
hier und heute nicht in Aussicht stellen.

{Abg. Weyrosta SPD: Was ist Ihr Vorschlag?)

- Herr Kollege Weyrosta, geben Sie mir Zeit, dann werde
ich es Ihnen gern erldutern. Ich denke, wir sollten unseren
Kommunen in der Tat bei einer Uberarbeitung mehr Flexi-
bilitit einrdumen.

(Abg. Dr. Witzel GRUNE: Aha!)

Ich halte es aber fUr schlecht, hier bereits Vorschlige zu ma-
chen, die auf Steuerbefreiungen und damit auf eine unkon-
troflierte Tierhaltung hinauslaufen, die wir im Interesse des
Tierschutzes nun wirklich nicht wollen kdnnen.

ich bin gern bereit, im AusschuBl weiter dariiber zu diskutie-
ren,

(Beifall bei der CDU)}

Stellv. Priisident Straub: Das Wort erteile ich Herrn Abg.
Kiesecker.

(Abg. Dr. Geisel SPD: Redet da nicht der Hund?)

Abg. Kiesecker SPD: Herr Président, meine schr verchrien
Kolleginnen und Kollegen! Die Vorschlige der Fraktion
GRUNE zur Anderung des Rechis der Hundesteuer sind
gut gemeint, aber ich will hier meinem Vorredner folgen: Sie
sind in sich widersprichlich von A bis Z.

Die Antragsteller wollen die Rechte der Gemeinden, die Ge-
meindeselbstverwaltung stirken. Wenn dem so wire, Herr
Kollege, dann miBten wir ja den Beifall der Gemeinden zu
Ihren Vorschldgen héren; aber ich kann die Augen und die
Ohren aufmachen, wie ich will: Wohin ich sehe und hore,
stelle ich keinen Beifall daflr fest. Es gibt auch Griinde da-
fir, daB da kein Beifall kommt. Die Gemeinden selbst sa-
gen, es sei ihnen durchaus lieber, wenn die Hundesteuer
nicht von ihnen beschlossen werden mdsse, sondern vom
Land festgelegt bleibe. Das mul} ja auch Griinde haben.

Die Grilinen machen nun geltend, sie mdchten Regelungen
im Detail den Gemeinden dberlassen. In Wahrheit aber ist
der Vorschlag, den sie heute vertreten, wiederum das Ge-
genteil davon, Sie bringen in den §§ 2, 3 und 4 ihrer Vorlage
neue Reglementierungen, die es seither gar nicht gab. Vor
allen Dingen bringen sie das Verbot der Steuerprogression,
fiir den zweiten, dritten, vierten, x-ten Hund, ein Verbot an
die Gemeinden. Da weill ich nicht, was den Gemeinden
mehr an Freiheit gewdhrt wird, wenn das Verbot der Pro-
gression an die Gemeinden gerichtet wird.

Herr Kollege, Sie haben zu Recht dargelegt, daBl der Hund
vor allen Dingen fiir dltere Menschen oft der einzige Gefdhrte
ist. Das ist gewil wahr, Aber wenn das so ist, braucht dann

der altere Mensch einen zweiten, einen dritten, einen vierten
Hund als Gefihrten? Das verstehe ich wiederum nicht.

Ich meine, es wire gut, wenn wir noch einmal dariiber nach-
déchten, was eigentlich Zweck und Ziel der Hundesteuer ist.
Zweck und Ziel der Hundesteuer ist expressis verbis dic Be-
grenzung der Zahl der Hunde, und zwar gerade wegen der
Verschmutzung der Stralen und Anlagen bis hin zu Spiel-
platzen fur kleine Kinder.

{Abg. Scheffold CDU: Der Stadtverwaltung tiglich
Brot, das ist und bleibt der Hundekot!)

— Wir wissen alle, daB3 das so ist.

(Abg. Dr. Caroli SPD: Und aus Griinden des Tier-
schutzes!)

— Darauf komme ich noch.

Statt dessen verfolgen die Griinen mit threm Antrag eigent-
lich andere Ziele, nicht die eben genannten, als ncues Ziel
zum Beispiel den Tierschutz. Wir alle nehmen den Tier-
schutz sehr ernst, und auch wir im Land sollten noch viel
mehr dafiir tun, kénnten auch mehr dafir tun. Die Hunde-
steuer, Herr Kollege Witzel, ist aber doch im Ernst dafiir
kein brauchbares Instrument.

Sie sagen weiter, Herr Kollege, Sie wollten mit dieser Neu-
fassung die Tierversuche bekimpfen. Hier gilt der gleiche
Einwand wie gerade eben: Es ist doch naiv, zu glauben, dal
der Kostenfaktor Hundesteuer fiir einen Pharmakonzern ir-
gendeine Rolle spielen wirde. Er spielt dabei iiberhaupt
keine Rolle.

(Abg, Dr. Witzel GRUNE: [st aber der Oplik we-
gen sehr wichtig!)

Unsere entscheidende Kritik, die wir anbringen wollen, ist
die: Sie wollen — Herr Biitikofer, Sie sind da ja auch oft mit
von der Partie,

{Abg. Wieser CDU; Hat der auch einen Hund?
Oder ist er auf den Hund gekommen?)

wenn davon gesprochen wird — das Steuerrecht vereinfa-
chen. Da sind wir alle einig. Aber mit dem heutigen Vor-
schlag und vielen anderen wird das Steuerrecht immer kom-
plizierter gemacht

{Widerspruch des Abg. Dr. Witzel GRUNE)

— natiirlich —, und zwar deshalb, weil das Steuerrecht stan-
dig mit neuen steuerfremden Absichten befrachtet wird.

Zuriick zum Ausgangspunkt. Ich habe gesagt, lhre Vor-
schlige seien gut gemeint. Sie wissen, daB gut gemeint nicht
immer gut gemacht ist.

(Beifall der Abg. Weimer SPD und Wieser CDOU -
Abg. Wieser CDU: Sehr gut! Schoéne Formulie-
rung!)

Machen wir es besser, indem wir noch in diesem Jahr das
Kommunalabgabenrecht generell novellieren, es wirklich
vereinfachen und dabei die Rechte der Gemeinden tatsiich-
lich starken.

(Beifall bei der SPD)
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Stellv. Prisident Straub: Das Wort erteile ich Herrn Abg,
Reimann,

Abg. Reimann REP: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Im Gegensatz zu den Griinen haben wir Republika-
ner keine Schwicrigkeilen, einen guten Gedanken anzuer-
kennen. Im Kern begrilBen wir den Gesetzentwurf,

Wir lehnen thn aber dennoch ab, weil er in der vorliegenden
Form unausgegoren und in einigen Punkten widerspriichlich
ist.

{Beifall bei den Republikanern — Abg. Scheffold
CDU: Das ist ein dicker Hund!)

Ich habe mich doch deutlich ausgedriickt.

Ich werde dies wie folgt begriinden: Der Gesetzentwurfl zur
Anderung des Hundesteuergesetzes soll vier Ziele verfolgen,
nidmlich Steuervereinfachung, soziale Vertriiglichkeit, Stdr-
kung der kommunalen Selbstverwaltung und Tierschutz.

Nun frage ich Sie: Wie soll die angestrebte Steuervereinfa-
chung erreicht werden? Nun, sie wird mit einem erhéhten
Verwaltungsaufwand erkauft, Steverermid8igungen fiir Hun-
deziichter und Hundehandel sollen kinfiig entfallen. Fir
Hobby- und Liebhaberziichter dagegen soll eine Sozialklau-
sel eingefiihrt werden. Schon hier schwimmen die Uber-
gange.

Wann wird aus einem Hobbyziichter ein kommerzieller?
Wie ist das definiert? Wer Oberpritft den Sachverhalt? Ge-
rade aber Ausnahmeregelungen sind es doch, die zu erhdh-
tem Verwaltungsaufwand fiibren.
Dasselbe gilt auch fir die soziale Vertriglichkeit. Hier
scheint der Antragsteller vor der Fllle der Materie den
Uberblick verloren zu haben.
So heiBt es in § 3 — ich zitiere —:

Die jihrliche Hundesteuer

fiir private Hundehalter

kann bei nicht gewerblich gehaltenen Hunden auf An-
trag auf 1 % der Einkiinfte des Halters. ..

in den vorangegangenen zwei Jahren
ermiBigt werden.

(Abg. Dr. Witzel GRUNE: Sie kénnen noch nicht
einmal lesen!)

— Ich kann schon. Sie verstehen es nur nicht.

Ich verstehe das so, daB die Hundesteuer dann in der Regel
héher liegt. Dagegen liest man in der Begriindung — ich zi-
tiere noch einmal —:

DPanach wird die Hundesteuer fiir private Hundehalter
auf maximal 1% der Brutioeinkiinfte des Halters be-
grenzt,
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Danach soll die Hochstgrenze der Steuer bei nicht gewerb-
lich gehaltenen Hunden bei 1% der Bruttocinkinte legen.
Diegsen Widerspruch verstehe, wer will,

Auch das Progressionsverbot in § 2 ist nur bedingt nachvoll-
ziehbar. Stichwort Besserverdiener: Warum sollte der Millio-
nir mit drei oder noch mehr Hunden fiir die welteren
Hunde nicht mehr als fir den etsten bezahlen? Die er-
wiinschte Stdrkung der kommunalen Selbstverwaltung jeden-
falls ist auch mit einem erhéhten Verwaltungsaufwand er-
kauft, wobel die Frage entsteht, ob der Aufwand und der
Nutzen noch in einem verniinftigen Verhilinis zueinander
stehen. Immerhin geht es doch um sich stindig veriindernde
Bruttoeinkiinfie der Halter. die jedesmal aufs neue nachge-
wiesen werden missen und dann die Grundlage der jeweili-
gen Hundesteuer werden. Dies kommt ecinem Beschiifti-
gungsprogramm gleich.

Noch ein Wort zum Tierschutz, Alle Bemiihungen zur Ver-
besserung des Tierschutzes werden itber alle ideologischen
Grenzen hinweg unsere Unterstiitzung finden, Wir begriien
daher nachdriicklich den Versuch der Griinen, Gbher diesen
Gesetzentwurf etwas fir den Tierschuiz zu tun. Wir unter-
stutzen ausdricklich die Forderung auf Abschaffung der
Steuerbefreiung fur Versuchshunde und lehnen ebenfulls die
Steuervergiistigungen {lir den Ziichter und den Hindler ab,
weil wir die Widerspriiche erkennen,

Wir Republikaner lehnen Tierversuche generell ab, aulier sie
dienen nachweislich der menschlichen Gesundheit. Tierver-
suche, so sie wirklich notwendig sind, milssen auf ein ubso-
lutes Minimum reduziert werden, In keinem Fall darf es
sein, daB Tierversuche fir die Kosmetikindustrie durchge-
fithrt werden,

Gerade aber die Grinen fiihren den Kampf um den Tier-
schutz immer dann, wenn er in jhr ideologisches Kalkil
palt. Genau dies macht Sie, meine Damen und Herren, un-
glaubhaft.

(Beifall bei den Republikanern — Zuruf des Abg.
Dr. Caroli SPD)

Denn wo, frage ich Sie, bleibt Ihr Einsatz fiir den Tier-
schutz, wenn es beispielsweise um das betiubungslose
Schlachten geht? Zu dieser Quilerei huben Sie nichts zu sa-
gen. Solange Sie diese Quilerei und den GeselzesmiBbrauch
nicht massiv angehen, bleibt Thr Tierschutz nur blofies Ge-
rede.

(Beifall bei den Republikanern — Abyg, Bitikofer
GRUNE: Wir sind halt nicht mit dem Abendland
verheiratet!)

— Ja, ja. ist schon recht. — Wo bleibt lhr Einsatz gegen
eine weitere Aufweichung des Tierschutzrechts durch den
Europiischen Binnenmarkt? Wieder nichts. Lesen Sie unser
Programm, dann konnen Sie lernen, wie man Tierschutz
ohne ideologische Brille betreiben kann.

{Beifall bet den Republikanern — Abg. Birgit Kip-

fer SPD: Ihr Programm lesen? Eine Zumutung! —

Dem Redner wird das Ende der Redezeit ange-
zeigl.)

— Ich komme zum Ende, Herr Prisident.



Landtag von Baden-Wiirttemberg — 11. Wahlperiode — 56. Sitzung — Mittwoch . Februar 1995

{Reimann)

Ich sage noch einmal: Der Grundgedanke dieses Gesetzent-
wurfs ist richtig. Die vorgeschlagenen Anderungen sind
nicht konsequent durchdacht. Wir Republikaner lehnen den
Geseizentwurf daher ab.

(Beifall bei den Republikanern})

Stellv. Prisident Straub: Das Wort erteile ich Herrn Abg.
Drautz.

(Abg. Dr. Geisel SPD: Herr Kollege Drautz, jetzt
wird gebellt! — Zuruf des Abg. Wieser CDU)

Abg. Drautz FDP/DVP: Herr Prisident, sehr geechrie Da-
men und Herren! Am Gesetzentwurfl der Griinen ist zu be-
griien, daB er zur Stirkung der kommunalen Selbstverwal-
tung beitrdgt, denn er gibt den Kommunen in seinem § 1
das Recht, die Hundesteuer einzufiihren oder auch nicht.
Heute sind sie dazu nach dem geltenden Gesetz verpflichtet.
AuBerdem werden sie durch den Gesetzentwurf freier in der
Ausgestaltung der Hundesteuer.

Allerdings habe ich groBe Zweifel, ob der Gesetzentwurfl
dem von den Griinen genannten Ziel — —

(Zuruf des Abg. Wieser CDLI)
— Nein, Franz Wieser.

(Abg. Wieser CDU: Den Zwischenruf ziehe ich zu-
riick!)

— MubBt du dich immer einmischen? Nimm ihn zuriick,
denn du hast schon bessere gemacht.

(Abg. Wieser CDU:; Das ist wahr! — Heiterkeit)

Allerdings habe ich groBe Zweifel, ob der Gesetzentwurf
dem von den Griinen genannten Ziel der Steuervereinfa-
chung gerecht wird, denn gleichzeitig wollen die Griinen ja
in § 3 des Entwurfs eine Sozialklausel einfithren, die meines
Erachtens zu einem sehr hohen Verwaltungsaufwand fihren
wiirde. Die Kommunen missen ja feststellen, ob 1% der
Einkiinfte des Halters oder der Halierin im vergangenen
oder im vorvergangenen Jahr weniger ist als die Steuer, die
sie ohne ErmiéBigung zahlen miiBten. Nach Ansicht meiner
Fraktion sollte man den Gemeinden die Méglichkeit geben,
selbst eine Sozialklause! zu entwerfen, die fir sie malge-
schneidert ist.

Nebenbei muB ich anmerken, daB im Gesetzentwurf als
Grenze 1% der Einkiinfte genannt ist. In der Begriindung
wird von 1 % Bruttoeinkiinfte des Halters geredet. Fiir mich
sind dies unterschiedliche Rechengréfien, weshalb ich im
Gesetzgebungsverfahren von den Griinen gern wissen wiir-
de, nach welcher Art sie denn nun die Sozialklausel berech-
net sehen mdchten.

DafBl Blindenhunde und Rettungshunde nach dem Entwurf
von der Steuer befreit sein sollen, unterstiitzt meine Frakti-
on, denn sowochl Blinde als auch Rettungsmannschaften und
nicht zuletzt die zu Rettenden wiren ohne ihre Hilfe drmer
dran.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Das Progressionsverbot in §2 des Entwurfs halte ich far
schlecht, denn den Gemeinden mufl die Mdoglichkeit gege-
ben werden, mit diesem Instrument die Zah! der Hunde in
ihrem Gebiet begrenzen zu kdnnen, falls die Zahl der Hunde
eine kritische GroBe erreicht.

Angesichts des Ziels der Griinen, mit diesem Gesetzentwurf
die Hundesteuer sozial vertriiglicher zu gestalten, mufl ich
mich wundern, Herr Dr. Witzel, daB § 4 des Gesetzentwurfs
vorsicht, daB fiir Hunde, die beim Inkrafttreten dieses Ge-
setzes bereits in der Gemeinde angemeldet waren, der bishe-
rige Steuersatz unverdndert weitergelten soll, Ich frage mich:
Wird mit dieser Ubergangsregelung nicht gerade den vielen
alteren Menschen, fiir die der Hund oft einen der wenigen
verbliebenen Gefahrten darstellt, wie es die Griinen in ihrer
Gesetzesbegriindung formulieren, nicht die Chance zur Steu-
erermiligung genommen, wenn sie schon vor Inkraftireten
dieses Gesetzentwurfs einen Hund hatten?

(Abg. Dr. Caroli SPD: Eine schreiende Ungerech-
tigkeit! Das schreit zum Himmel, diese Ungerech-

tigkeit!)

— Das sehe ich auch so. — Das sind fir mich Ungereimt-
heiten, die im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens ausge-
riumt werden miissen. Anderenfalls wird meine Fraktion
diesem Gesetzentwurf nicht zustimmen kdnnen,

AbschlieBend méchte ich ausdriicklich noch betonen, da
dem Ziel der Steuervereinfachung mehr gedient wire, wenn
die Landesregierung endlich die lange geplante Novelle des
Kommunalabgabengesetzes in den Landtag einbrichte,

(Beifall bei der FDP/DVP — Abg. Albrecht FDP/
DVP: Sehr gut!)

Dann kbénnte man {iber Sinn und MNotwendigkeit aller Baga-
tellsteuern befinden.

(Beifall bei der FDP/DVP — Abg. Pfister FDP/
DVP; Sehr gutl)

Stellv. Prisident Straub: Das Wort erteile ich Herrn Abg.
Dr, Witzel,

Abg. Dr. Witzel GRUNE: Herr Prisident, meine Damen,
meine Herren! Es ist notwendig, ein paar kurze Anmerkun-
gen zu machen, Meine Redezeit ist knapp; deshalb nur das
Wichtigste.

Herr Gébel, ich freue mich, dal Sie unser Anliegen, die
Hundesteuer flexibler zu machen, begriiBen. Aber es trifft
nicht zu — ich bin selbst auch Kommunalparlamentarier —,
dab sich die Kommunen derzeit mit der Hundesteuer nicht
befassen miiBten. Wenn Sie in das Hundesteuergesetz schau-
en, dann sehen Sie in § 6, daB da zwar Steuersidtze vorge-
schrieben sind; aber in Absatz 2 heifit es: ,Die Gemeinde
kann durch Satzung den Steuersatz nach Absatz 1 bis auf
das Vierfache erhohen.” Die Kommune muf} sich also so-
wieso mit der Hohe der Hundesteuer befassen.

Zum zweiten: Es wurde gesagt, das Gesetz werde kompli-
zierter. Liebe Leute, wer das behauptet, der hat einfach das
Hundesteuergesetz noch nicht gesehen. In der Geseizes-
sammlung sind das drei bis vier engbeschriebene Seiten mit
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(Dr. Witzelp

Ausnahmeregelungen und Befrejungstatbestinden, und diese
wollen wir schlicht und einfach radikal reduzieren.

(Beifall bei den GRUNEN)

Es bleibt nur ganz wenig Obrig. Die ErméaBigung fir Blin-
denhunde und Rettungshunde wollen wir in das Gesetz auf-
nchmen; alles andere soll gestrichen werden. Wenn die Ge-
meinden Ausnahmen machen wollen, dann sollen sie das
selbst tun, Aber da wollen wir eine Entriimpelung eines Ge-
setzes errcichen, eine Vereinfachung. Das ist doch sonst im-
mer aligemeines Anliegen in diesem Hohen Hause.

{Abg. Drautz FDP/DVP: Deshalb haben Sie die
Dungeinheiten nicht aufgenomment)

Jetzt war die Frage: Warum schreiben wir die Progression
hinein? Das hat nun wieder Tierschutzgriinde. Wir wissen,
Tiere sollen artgerecht gehalten werden. Herr Gébel, das sa-
gen Sie ja auch. Es gibt nun halt gewisse Hunde, die man
nicht allein halien soll, sondern mindestens zu zweit.

(Abg. Dr. Caroli SPD: Das ist wahr!)

DuB man, wenn man einen zweiten halten will, dann wegen
des zweiten Hundes das Dreifache an Hundesteuer zahlen
mul. geht unserer Meinung nach zu weit. Da sagen wir
Machen wir es doch linear, Dann zahlt man fir den zweiten
noch einmal das gleiche. Dann hillt sich das in Grenzen.

Das sind nur einige Punkte. Sie sehen, da steckt ein biBchen
mehr Gedankenarbeit drin, als ich anfangs in den wenigen
Minuten darstellen konnte. Aber wir werden im Ausschufl
noch dariber diskutieren, und ich bin sicher, da gibt es noch
einiges Positive zu dem Gesetzentwurf zu sagen.

(Beifall bei den GRUNEMN)

Stelly, Prisident Straub: Das Wort erteile ich Herrn Staats-
sekretdr Baumhauer,

{Abg. Drautz FDP/DVP: Auch einmal eine Stern-
stunde fiir die Staatssekretiire!)

Staatssekretiir Baumhaover: Die wichtigen Sachen machen
immer die Staatssekretire. Das wissen Sie ja, Herr Drautz.

(Heiterkeit — Beifall bei Abgeordneten der CDU
und des Abg. Gustav-Adolf Haas SPD)

Herr Prisident, meine Damen und Herren! Richtig ist, Herr
Kollege Dr. Witzel, daB Sie auf meine Bitte hin zugestimmt
haben, daB wir im Dezember diesen Punkt von der Tages-
ordnung genommen haben, weil ich bei der Beratung am
spiten Abend nicht hiitte dabeisein kdnnen, weil ich eine
Verpilichtung wahrnchmen mubBte.

(Abg. Jacobi GRUNE: Auf Sie wollten wir nicht
verzichien!)

Mir war es sehr wichtig, daran teilzunehmen,
{Abg. Jacobi GRUNE: Uns auch!)

weil ich ein Hundefreund bin und weil ich mit dazu beitra-
gen mochte, daB wir in diesem Bereich zu einer Regelung
kommen, die einerseits dem Umstand Rechnung trigt, daB
viele Mitmenschen in dem Hund einen Gefdhrten sehen, der
ihr Leben bereichert. Auf der anderen Seite milssen wir se-
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hen, dalB dies natlrlich auch Probleme fiir die Stidic und
Gemeinden mit sich bringt. Dies ist ja angedeutet worden,

(Abg. Dr. Caroli SPD: Das Problem hat eine Kehr-
seite!)

Es wird natiirlich auch immer schwieriger, den ndétigen Aus-
lauf fiir die Hunde in den Wohngebicten zu finden, weil die
Besiedlung tmmer dichter wird. Deshalb halten wir die Hun-
desteuer fiir notwendig. Wir befinden uns da in Uberein-
stimmung mit den kommunalen Spitzenverbinden, die bei
der Anhérung zu diesem Gesetzentwurf zum Ausdruck ge-
bracht haben, daB die Hundesteuer eine Pflichtstewer blei-
ben soll. Dies ist auch die Auffassung der Landeyregierung,

Zwar liegt das Volumen nur bei etwa 35 Millionen DM, Es
ist also kein groBer Ertrag zu erziclen im Vergleich zu den
anderen Steuerarten, die erhoben werden: aber aus den
Griinden, die meine Vorredner schon dargelegt haben —
hygienische Grinde usw. —, sollte diese Pflichtsteuer auch
in der Zukunft bestehenbleiben,

Nun gibt es eine ganze Reihe von Ausnalmebestimmungen,
iber die diskutiert worden ist, Wir sind der Meinung, dull
hier eine Vereinfachung erfolgen solite, Da treffen wir uns
mit dem, was hier gesagt worden ist. Wir sind der Meinung,
dal nur die Pflicht zur Erhebung der Hundesteuer gesetzlich
festgelegt und dall alles andere durch kommunale Satzungen
geregelt werden soll.

(Abg. Stichele CDU: Sehr gut!)

Ich meine, das entspricht auch dem Prinzip der Seibstver-
waltung, wie wir dies sehen. Deshalb wollen wir, Herr
Dr. Witzel, dies in die Novellierung des Kommunalabgaben-
gesetzes hineinbringen.

Richtig ist natiirlich — das mul man einrdumen —, dal die
Novellierung des Kommunalabgabengesetzes itberfillig ist,
Ich bin froh dariiber. daB wir uns in der Koalition dariiber
haben einigen kdnnen. [ch will auch alles mir Mégliche dasu
beitragen, daB wir bei der Anderung des Kommunalubga-
bengesetzes, das so einfach nicht st und das auch nicht nur
wegen der Integration der Hundesteuer in dieses Gesets no-
velliert werden kann, sondern das ganz schwierige Materien
enthalt, vorankommen.

Insoweit meine ich, meine sehr verchrien Damen und Her-
ren. liebe Kollegen, dal diese Dcebatte mit daru beitrdigt, die
Selbstverwaltung zu stirken, die Erhebung von Steuern zu
vereinfachen und damit eine vernfinfiige Ldsung fiir die
Hundehaltung herbeizufiihren.

Ich sehe, daB Herr Kollege Wieser eine dringende Frage auf
den Lippen fihrt. Dieser Frage will ich nicht ausweichen,
Deshalb mdchte ich thm die Gelegenheit geben, seine Frage
zu stellen.

Abg. Wieser CDU: Herr Staatssekretdr, ich mdéchte am
Ende [hrer Rede die Frage stellen, warum Sie nur Hunde
zum Steuersubjekt machen und nicht such Katren., Gibt ey
eine Begriindung der Landestegierung daftr?

{Abg. Pfister FDP/DVP: Eine ordnungspolitische!
—~ Abg. Brechtken SPD: Pferde wiren viel interes-
santer, lieber Kollege! — Unruhe)
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Staatssekretiir Baumbauer: Herr Kollege Wieser, es gibe si-
cherlich noch eine ganze Reihe von Tierarten, auf die man
die Steuer ausdehnen kdnnte.

(Unruhe und Zurufe, u. a, Abg. Brechtken SPD:

Herr Wieser, Thre Kiichenschaben kriegen wir auch

noch! — Abg. Alfred Haas CDU: Die Hasen bitte
nicht!)

Aber wir wollen ja keine Ausdehnung der Steuern, sondern
eine Vercinfachung. Dem soll diese Debatte dienen.

[ch bedanke mich ganz herzlich, licbe Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU, der SPD und
der FDP/DVP)

Stelly, Priisident Straub: Meine Damen und Herren, weitere
Wortimeldungen liegen nicht vor. Die Aussprache ist damut
beendet.

Es wird angeregl, den Gesetzentwurf an den Finanzaus-
schuB zu iiberweisen. - Dem wird nicht widersprochen.
Dann ist so beschlossen.

Punkt 7 der Tagesordnung ist damit erledigt.
Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf:

Erste Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregierung —
Gesetz zu dem Abkommen {iber die Zentralstelle der Liinder
fiir Gesundheitsschutz bei Medizinprodukten — Drucksache
11/4971

Meine Damen und Herren, das Préasidium schlagt vor, die-
sen Gesetzentwurf der Landesregierung ohne Aussprache an
den Sozialausschull zu iberweisen. — Dem wird nicht wi-
dersprochen. Dann ist so beschlossen und Punkt 8 der Ta-
gesordnung erledigt.

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf:

Zweite Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregierung —
Gesetz zur Anderung des Gesetzes zu dem Staatsvertrag iiber
den Rundfunk im vereinten Deutschland und zu dem VYertrag
zum Europiischen Fernschkulturkanal und zur Anderung des
Landesmediengesetzes — Drucksache 11/5014

Beschlubempfehlung und Bericht des Stiindigen Ausschusses
— Drucksache 11/5277

Berichterstatter: Abg. Schneider, Abg. Dr. Ohnewald

Meine Damen und Herren, das Prisidium hat fiir eine kurze
Allgemeine Aussprache Gber den Gesetzentwurl eine Rede-
zeit von 5 Minuten je Fraktion vorgesehen.

In der Allgemeinen Aussprache erteile ich Herrn Abg. Sté-
chele das Wort.

Abg. Stichele CDU: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Lassen Sie mich zu dem Gesetzentwurf der Landes-
regierung kurz Stellung nehmen. Der Gesetzentwurf besteht
im wesentlichen aus zwei Teilen. Der erste Teil betrifft die
Anderung des Zustimmungsgesetzes zum Rundfunkstaats-
vertrag, in dem wir die Grundlage fiir die Finanzierung ei-
ner Medien- und Filmgesellschaft Baden-Wilrttemberg
schaflen wollen.

Meine Damen und Herren, die Beratungen im Stédndigen
Ausschull und insbesondere auch die von der CDU durch-
gefiihrte  Anhérung haben ergeben, daB hier unbedingt
Handlungsbedarf besteht. Es geht im Grunde darum, daB
wir unterschiedliche Zustindigkeiten endlich einmal zusam-
menfithren und daB wir zu einem ausgewogenen Konzept
finden.

Auf der anderen Seite muB man sehen, dafl die Medien- und
Filmgesellschaft nur dann erfolgreich arbeiten kann, wenn es
auch tatsdchlich gelingt, alle Verantwortlichen in einer sol-
chen Struktur zusammenzupacken.

In diesem Zusammenhang mdchte ich ausdriicklich noch
einmal darauf hinweisen — das ist auch das, was unser
Fraktionsvorsitzender immer wieder deutlich macht —, daf
sich das duale Rundfunksystem auch in der Medien- und
Filmgesellschaft widerspiegein muf.

So halten wir von der CDU-Fraktion eine adiquate Beteili-
gung der Landesrundfunkanstalten, aber auch des privaten
Rundfunks an der Medien- und Filmgesellschaft fiir ange-
bracht und notwendig. Denn die Medien- und Filmgesell-
schaft kann ihrer koordinierenden und biindelnden Funktion
im Medienbereich im Grunde nur dann gerecht werden,
wenn Offentlich-rechtlicher und privater Rundfunk miteinan-
der an Bord sind, und zwar adidquat an Bord sind.

Ich will gleich ein Zweites zum Ausdruck bringen: Es hat
sich mittlerweile manches an Kritik an dieser neuen Medien-
und Filmgesellschaft ergeben. In einem haben sie iibereinge-
stimmt: Die Privaten haben angeprangert, die Verwendung
von Geldern aus dem Kabelgroschen fiir diese Gesellschafi
sei rechtswidrig. Aber auch die Landesrundfunkanstalten ha-
ben schon einmal vorbeugend gesagt, daB zum Beispiel die
Fdrderung der offenen Kanile nicht mit dem Recht im Ein-
klang stiinde.

Ich glaube nicht, dall wir so weiterkommen. Ich mdchte in
aller Offenheit, aber auch Eindringlichkeit ermahnen, daB
wir in der Medienpolitik im Land auch im Interesse der Me-
dienwirtschaft nicht immer nur Bedenken und Kritik duBern
sollten, sondern dafl wir zusammenfinden muissen, dall wir
an einem Strang ziehen miissen, damit der Medienstandort
Baden-Wiirttemberg tatséchlich vorangebracht werden kann.
Es hat keinen Wert, dal} bel allem, was da in der Diskussion
ist, ob Ansiedlung eines grofen privaten Fernsehsenders, ob
Projekte aus dem Bereich der Medientechnik, immer wieder
Bedenkentrdger, Bremser, Verhinderer auftreten. Ich
mdchte fiir meine Fraktion in aller Deutlichkeit sagen: Wir
miissen den Medienstandort Baden-Wiirttemberg voranbrin-
gen. Ich bin iiberzeugt, daBl es uns gelingt, wenn wir mit die-
ser Mediengesellschaft eine neue Biindelungsfunktion erfil-
len konnen.

Fiir uns hat das Staatsministerium unmiBverstindlich und
auch glaubwiirdig festgestellt, dafl die Finanzierung der Me-
diengesellschaft in dieser Form Rechtens ist. Vor dem Hin-
tergrund dieser Rechtsauffassung, die wir gerne teilen, sind
wir auch bereit, im Zustimmungsgesetz die Grundlage dafir
zu schaffen, dall 6 Millionen DM der sogenannten nicht ver-
brauchten LFK-Mittel zur Verfiigung gestellt werden kén-
nen.
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Die CDU-Landtagsfraktion steht nachdriicklich hinter die-
ser Mediengesellschaft, weil wir wissen, daB sie eine opera-
tive Koimponente in der Medienpolitik ist, und weil wir sie
als Erginzung zum KabinettsausschuB, der in dieser Sache
wirksam tétig ist, begriiBen.

Wir wollen Herrn Staatsminister Vetter in bezug auf die
Form, die gefunden werden soll, ausdriicklich bestirken,
ndmlich die Form einer privaten Gesellschaft, weil wir dieser
Organisationsform  allemal mehr Schnelligkeit, Flexibilitit
und unkonventionelies Hundeln zutrauen.

Was die FilmfGrderung anbelangt: Jeder weil es: ein Zu-
kunftsmarkt fitr unser Land. Der Hintergrund ist, daB viele
Programmveranstalter mehr und mehr aufl Eigenproduktion
setzen, im Grunde keine Auslandsimporte wollen. Dies hat
einen Aspeki, der uns beriihrt: Einen kulturellen Aspekt ei-
nerseits, also landespolitische Zustdndigkeit ohne Frage.
Aber neben diesem kulturellen Aspekt méchte ich auch ins
Bewultsein rufen, welcher ungeheure Gkonomische Ge-
sichtspunkt mit der Filmproduktion verbunden ist. Im
Grunde sind es Millionen-, Milliardenmirkte, die fir die Zu-
kunft mit dieser Filmproduktion verbunden werden kénnen.
Deswegen brauchen wir eine stirkere, eine bessere Filmfor-
derung hier in unserem Land sowohl unter kulturellen als
guch unter Gkonomischen Aspekten.

Im Zusammenhang mit der Anderung des Zustimmungsge-
setzes zum Rundfunkstaatsvertrag haben wir uns mit unse-
rem Koalitionspariner darauf verstindigt, daB wir den §29
Abs. | des Rundfunkstaatsvertrags in seiner Forderméglich-
keit Gbernchmen, Die Landesmediengesetze der meisten an-
deren Bundesliinder haben ldngst eine Forderung der soge-
nanoten offenen Kanile zugelassen — diese werden dort in
der Regel den Landesanstalten fiir Medien zugeordnet —,
offene Kanile, wo eben jeder Biirger nach geltenden Rege-
lungen Sendungen anmelden und produzieren kann. Meine
Damen und Herren, bisher haben wir im Landesmedienge-
setz diese offenen Kandle nicht als forderungswiirdig aner-
kannt. Davon ist eindeutig zu trennen der nichtkommerzielle
Sender — damit hier keine Verwechslung entsteht. Wir wis-
sen natiirlich, daB es da um das licbe Geld geht und im Mo-
ment angesichts der Finanzknappheit sehr sorgsam mit ir-
gendwelchen Férderanspriichen umgegangen werden muf,
Die direkte Forderung nichtkommerzieller Veranstalter ist ja
de lege lata ohnehin nicht moglich.

Auf der anderen Seite wissen wir — das wurde von der Lan-
desanstalt und vom Staatsministerium erneut bestitigt —,
dal} ein Fortbestand Gberhaupt nicht gegeben sein kann,
wenn nicht irgendwo ein Fordergroschen fiir die nichtkom-
merziellen Sender eingefahren wird.

Meine Damen und Herren, fiir uns ist wichtig, daB die Lan-
desanstalt flir Kommunikation eine entsprechende Konzep-
tion fiir die Férderung erstellt. Wir kdnnten uns vorstellen,
daB offene Kaunille dann innerhalb dieser nichtkommerziel-
lfen Sender gefdrdert werden — das ist dann eine Misch-
funktion und eine Mischstruktur — und daB sie dann quasi
als Instrumente vor Ort titig sind. Wir sind dann gern be-
reit, wenn wir jetzt eine Férderung dem Grunde nach ak-
zeptieren, wenn all die Punkte griindlich abgeklirt sind, eine
Férderung einzufiihren, Wir haben noch abschlieBenden
Diskussionsbedarf in unserer Fraktion, was den Fordertat-
bestand anlangt.
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(Abg. Rau CDU: Ich sage nur. Radio Dreyeck-
land!)

Wenn all die Punkte abgeklirt sind und wenn wir die For-
derung jetzt dem Grunde nach zulassen, dann kénnten wir
uns anschlieBend auch eine Firderung vorstellen, eben im
Sinne offener Kanile, inkorporiert in nichtkommerzielle
Sender,

Das ist grundsitzlich die Position, die wir vortragen méch-
ten. In diesem Sinne wirden wir diesem Gesetz heute zu-
stimmen.

(Beifall bei der CDU — Abg. Wieser CDU: Sehr
guil)

Stelly. Prisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Frau Abg.
Kipfer.

Abg. Birgit Kipfer SPD: Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Dies sind die drei Punkte, die wir heute in der Me-
diengesetzgebung verdndern wollen und womit wir unser
Land in vielen Punkten einen Schritt voranbringen wollen:

Erstens sind Ungereimtheiten und juristische Unehenheiten
im Landesmediengesetz bei der Wahl von Vorstandsmitghie-
dern der Landesanstalt fiir Kommunikation zu glitten. Die
Anderung wird zu mehr Eindeutigkeit und Klarheit im Ge-
setz fihren. Das war notwendig.

Zweitens machen wir endlich den finanzicllen Weg zur
Griindung einer Film- und Mediengesellschaft frei, Dieses
Land braucht dringend den Impuls fir mehr Filmforderung,
um damit kreative und innovative Krifte hier im Land be-
halten zu kdénnen,

Ferner brauchen wir dringend eine Koordination der vielfil-
tigen Medienaktivititen in unserem Land. Hier liegt eine be-
deutende Zukunftsperspektive fiir Baden-Wiirttemberg. Wir
miissen sie ergreifen und miissen koordinieren und férdern,

Nach § 29 Abs. 2 des Rundfunkstaatsvertrags kann der Lan-
desgesetzgeber nur einen Teil der zusdtzlichen Rundfunkge-
blhr der Landesmedienanstalt fiir ihre Zwecke zuweisen.
Davon machen wir Gebrauch. Kinftig wird also fir die
2Zwecke der Landesmedienanstalt nur 1% der Rundfunkge-
bihr zur Verfigung stehen.

In Zeiten knapp bemessener Kassen richten sich natiiclich
von allen Seiten begehrliche Blicke aut die etwa 22 Millio-
nen DM, die derzeit im Topf . Kabelgroschen™ zu finden
sind. Auf der einen Seite reklamieren die &ffentlich-rechili-
chen Rundfunkanstalten die 2% zusidtelichen Anteil an der
Rundfunkgebiihr als Quasieigentum, das — um das einmal
salopp zu sagen — bei der LK nur zwischengeparkt sei und
dessen Restanteil ithnen dann wieder zufliee, Das waren im
Jahr 1992 immerhin 10,7 Millionen DM. Dieser Rickflub
konnte aber von beiden &ffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten zu keinem Zeitpunkt als feste GroBe kalkuliert wer-
den. Es war absehbar, dal dieses Volumen nicht immer zur
Verfiigung stehen wirde. Kinftig brauchen die Anstalien
gar nicht auf Rilckfliisse zu warten, sondern kénnen mit der
festen GréBe von 25%, mindestens 6 Millionen DM, zur
Mitfinanzierung programmorientierter kiinstlerischer Ereig-
nisse im Land rechnen.
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Mit weiteren 25 9%, auch mindestens 6 Millionen DM, wird
der Beitrag der Landesrundfunkanstalten fiir die gemein-
same Film- und Mediengesellschaft finanziert, von deren Ar-
beits- und Férderergebnissen sie ebenfalls profitieren wer-
den. Ich denke, SDR und SWF kdénnen sich ber dieses
Ergebnis nicht beklagen.

Die Begehrlichkeiten auf der Seite der kommerziellen Rund-
funkveranstalter beziiglich des Kabelgroschens waren ver-
gleichbar groB. Aber auch diese kommerziellen Veranstalter
privaten Rundfunks muBten sich immer dariber im klaren
sein, daB dber eine Anschubfinanzierung hinaus, also iiber
die Finanzierung der Telekomgebiihren in den Anfangsjah-
ren hinaus, keine weitere Forderung moglich sein wird, Es
waren immerhin auch keine geringen Mittel, die da geflos-
sen sind. 1994 waren das mehr als 9 Millionen DM. In den
letzten vier Jahren waren es Insgesamt (ber 33 Millio-
nen DM Anschubfinanzierung aus den Mitteln des Kabel-
groschens flir die Veranstaltung kommerziellen privaten
Rundfunks.

Der Rundfunkstaatsvertrag 1Bt eine weitere (Tbernahme der
Zufiihrungs- und Leitungskosten nach Ende 1995 nicht zu.
Auch dies wissen die kommerziellen Veranstalter. Es ist des-
halb zumutbar, dalB sie sich darauf einstellen. Die zur Schau
gestellte Wehleidigkeit an dieser Stelle kann ich deshalb nur
bedingt nachvollziehen.

Wichtig erscheint mir allerdings, daf auch neu auf den
Rundfunkmarkt tretende Veranstalier vergleichbare Startbe-
dingungen vorfinden, ganz besonders dann, wenn sie nicht-
kommerzielle Programmziele verfolgen,

Das ist der dritte Anderungspunkt dieses Gesetzes. Im Ge-
setzeswortlaut kaum erkennbar, bedeutet er in Wahrheit ei-
nen Meilenstein in der Medienlandschaft Baden-Wiirttem-
bergs. Hier haben wir im Siidwesten in der Tat einen
enormen Nachholbedarf. Denn es wird kiinftig méglich sein,
nach dem Wortschatz des Rundfunkstaatsvertrags soge-
nannte offene Kanile zu fordern.

Der Weg einer rechtlichen Konstruktion zur Verknipfung
offener Kandle mit den Veranstaltern von nichtkommerziel-
lem Rundfunk ist uns vom Staatsministerium aufgezeigt
worden. Jetzt ist es Aufgabe der Bewerber um eine nicht-
kommerzielle Frequenz, sich mit dieser Situation auseinan-
derzusetzen und sich zu handlungsfdhigen und verantwortli-
chen Gruppen zusammenzufinden. Auch die LfK weill nun,
woran sie ist. Sie wird jetzt Fordertatbestinde entwickeln
und haushaltsrechtlich absichern kénnen, und zwar in eige-
ner Verantwortung. Ich hoffe, daB sie sich dieser Aufgabe
mit aller Intensitit zuwendet. Ich denke, wir sollten auch
noch einmal betonen, dall die LK hier eine eigenstindige
Handlungskompetenz hat und wir ihr da nicht allzutief hin-
einregieren sollten.

Zum SchluB mdéchte ich alle Skeptiker ermutigen, vor biir-
gerschaltlichem Engagement keine Angst zu haben, sondern
selbstbewult und ordnend diesen ProzeB der kulturellen
Selbstentfaltung von Biirgergruppen im Radio zu steuern.
Wir fiillen damit auch den § 15 Abs. 2 Satz 2 des Landesme-
diengesetzes aus, der zum Ziel hat, daB Personen, Vereini-
gungen und Einrichtungen vielfdltiger Art die Moglichkeit
erhalien sollen, ein Rundfunkprogramm zu machen und an-
gemessen im Rundfunk zu Wort zu kommen,

Wir werden diesen Entfaltungsprozefl sorgfaltig beobachten
und sind bereit, weitere Unterstitzung zu leisten.

(Beifall bei der SPD)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Dr. Schlierer.

Abg. Dr. Schlierer REP: Herr Prisident, meine sehr geehr-
ten DPamen und Herren! Die heute vorliegende Novellierung
des Gesetzes zum Rundfunkstaatsvertrag wurde nach dem
mit heiBer Nadel gestrickten Anderungsantrag der Koaliti-
onsfraktionen zunichst als rundfunkpolitischer Durchbruch
gepriesen. Mit der zuvor strikt abgelehnten Einbeziehung
der offenen Kanile in die Foérderungsregelung hat die CDU
— ich vermute, wider besseres Wissen — ihre bisherige Po-
sition geriumt. Daran dndern auch Nachhutgefechte nichts.
Mich iiberrascht, dal} bislang die Medienpolitiker der Union
selbst immer iberzeugende Argumente gegen die Einbezie-
hung der offenen Kandle vorgetragen haben. Weshalb die ei-
genen Argumente jetzt nicht mehr stimmen sollen, haben
Sie, meine Damen und Herren von der CDU, bisher nicht
dargelegt.

Am meisten mull dabei verwundern, daB nun eine gesetzli-
che Neuregelung vorgeschlagen wird, die finanziell kaum
funkiionieren wird. Das gilt vor allem fiir die Finanzierung
der kinftigen offenen Kandle. Die LIK crhiilt zur Finanzie-
rung bekanntlich 2% des Rundfunkgebiithrenaufkommens.
Das sind derzeit zirka 22 Millionen DM nette. Davon sollen
kiinftig im Wege des Vorwegabzugs gemil} §3 Abs. 2 und 3
des vorliegenden Gesetzentwurfs 50%, mindestens aber
12 Millionen DM jihrlich an den Siiddeutschen Rundfunk
und den Stdwestfunk abgefiihrt werden.

Uber die Zweckbestimmung des Abzugs will ich nichts mehr
sagen. Dies begegnet ja inzwischen keinen rechtlichen Be-
denken mehr., Richtig ist aber, daB vom Rest zunidchst die
nach § 29 Abs. 1 Satz 2 des Staatsvertrags eingesetzten Mit-
tel abzuziehen sind. Das waren bisher ganz erhebliche Betri-
ge, wenn ich nur an die bis zum Ende dieses Jahres tiber-
nommenen Leitungskosten erinnere. Bringt man weiter noch
den Eigenbedarf der LfK in Ansatz, wird man schnell erken-
nen miissen, daB das Budget der LIK damit weitestgehend
erschopft sein ditrfte.

Dem muB3 man dann den voraussehbaren Finanzbedarf der
offenen Kanile gegeniiberstellen. Fiir neun Sendeorte bzw.
zehn Frequenzen wird allein in einem Jahr nach Einschi-
zung der Lizenznehmer ein Finanzbedarf von 4,5 Miilio-
nen DM zu veranschlagen sein. Hierfiir wird aber voraus-
sichtlich kein Geld zur Verfigung stehen,

Unter Beriicksichtigung dieser Zahlen halten wir deshalb die
vorgeschlagene Vorab-Abzugsregelung in den Absiitzen 2
und 3 insoweit fiir unrealistisch, als sie mit der gleichzeitigen
Anderung in Absatz | suggeriert, daB offene Kanile eine
realistische Chance erhalten sollen.

Die Mischkonstruktion mit nichtkommerziellen Anbietern
und offenen Kandlen wird zu erheblichen finanziellen For-
derungen flihren. Diese Forderungen lassen sich auch nicht
mit dem Argument einer Bringschuld der Lizenznehmer ab-
wehren; denn die erheblichen Kosten fir die technische
Erstausstattung und fir die Gewihrleistung einer qualitativ
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zurcichenden Produktion von Sendebeitrdgen lassen sich
nicht von diesen Lizenznehmern selbst erbringen, wenn man
sie nicht letzten Endes auf umgehendes Sponsoring angewie-
sen sein lassen will. Hinzu kommt, daB die Veranstalter nach
der derzeitigen Regelung nach 1995 fiir die Leitungskosien
aller Voraussicht nach selbst werden aufkommen missen.

Fir diese Einschitzung spricht auch der finanzielle Auf-
wand, meine Damen und Herren, der in anderen Bundeslan-
dern fiir offene Kanile angesetzt wird. Bezeichnenderweise
wurde beispielsweise in § 47 Abs. 3 des Hessischen Privai-
rundfunkgesetzes die Regelung getroffen, daB der Landesan-
stalt ab dem I.Januar 1996 allein fir die in §29 Abs. 1
Satz 1 des Rundfunkstaatsvertrags genannten Aufgaben
40 % des zusdtzlichen Anteils an der Rundfunkgebilihr ga-
rantiert werden,

Mit der vorliegenden Novellierung werden also wesentliche
Fragen erdffnet, ohne dafl Klarheit {iber die kiinftige Ent-
wicklung besteht. Verniinftigerweise miiten nach unserer
Ansicht die in Absatz 2 und Absatz 3 angesetzten Vom-Hun-
dert-Sitze reduziert werden, um ein realistisches Finanzie-
rungskonzept fiir eine Forderung offener Kanile méglich zu
machen,

Andernfalls wird dem Grunde nach eine Fdrderung offener
Kandle ermdglichi, de facto dann aber, Herr Kollege Sti-
chele, da kein Geld vorhanden sein wird, Gber zwangsldufig
restriktive Forderungstatbestinde ein Betrieb solcher offener
Kanile unmoglich gemacht, Wir halten daher die vorge-
schlagene Regelung nicht fiir realistisch und werden die No-
vellierung in der vom Stdndigen Ausschul vorgeschlagenen
Fassung daher ablehnen.

Hinsichtlich der Neufassung von § 64 des Landesmedienge-
seizes teilen wir die Bedenken einer mangelnden Staatsferne
gegeniiber der novellierten Regelung, Wir werden daher die
Ziffer 1 in Artikel 2 des Gesetzentwurfs ablehnen, den wei-
teren Ziffern aber zustimmen. Wir darfen daher, Herr Pri-
sident, darum bitten, daB nachher bei Artikel 2 getrennt
aber die einzelnen Ziffern abgestimmt wird,

(Beifall bei den Republikanern)

Stelly. Priisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Jacobi.

Abg. Jacobi GRUNE: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Um mit einem Detail dieses Gesetzentwurfs anzu-
fangen, das auch Gegenstand lingerer Diskussionen im
Stindigen AusschuB gewesen ist, nimlich dem Anderungs-
antrag der groBen Koalition: Es ist wirklich ein Erfolg, dal3
jetzt diese Gelegenheit der Novellierung des Landesmedien-
gesetzes genutzt wurde, um nach jahrelangem Bemiihen die
finanzielle Bezuschussung von offenen Kanilen oder im
Endeffekt Projekten von nichtkommerziellen Radioinitiati-
ven, die offene Kuanile einrichten wollen, rechtlich zu er-
moglichen. Es hat sehr lange gedauert. DaB dies bei der Ge-
legenheit geschafft wurde, halten wir fiir einen groBen Erfolg
und fir einen Forischritt, der die Medienpolitik und insbe-
sondere die Nichtkommerziellen tatsiichlich voranbringen
wird. Es ist ein kleiner Schritt fir den Lundtag, aber ein gro-
Ber Schritt fiir die Nichtkommerziellen.
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Was und wie genau geffrdert wird, ist Sache der LFK und
des Medienrats, Darauf wurde schon hingewiesen. Dafl aber
jetzt das Ob, namlich dalB dberbaupt finanziert werden darf,
erreicht wird, ist in der Tat ein — Frau Kipfer hat es im
Ausschull gesagt — Durchbruch. Diesem Begriff kann man
sich durchaus anschlieBen.

Zweiter Punkt zum eigentlichen Thema der Gesetzesdnde-
rung, der Medien- und Filmgesellschaft. Dall Filmforderung
starker gefordert werden mul, ist offensichtlich und unbe-
stritten. Was aber mit der Medienagentur genau geplant ist,
und zwar mit dem Medienteil der Medienagentur, hat die
Landesregierung der Offentlichkeit bislang noch nicht hin-
reichend deutlich gemacht.

Fir den Medienteil dieser neuen Gesellschaft sind die Auf-
gaben bisher nicht klar. Was man weiB, ist, dall der Me-
dienstandort gestirkt werden soll. Aber, Herr Minister. was
soll denn genau gemacht werden? Soll sich die Arbeit der
neuen Medienagentur auf Beratungstitigkeit beschrinken?
Sollen beispielsweise Startkredite vernuttelt werden? Sollen
Ansiedlungen praktisch organisiert werden? Vor allem: Wie
pallt denn die neue Medienagentur zu den laufenden Pilot-
projekten? Dartiber wissen wir, weil dic Offentlichkeit bis-
lang sehr wenig. Es drdngt sich der Verdacht auf, daB auch
die Landesregierung noch nicht ganz genau weill, was letz-
ten Endes auf die neue Medienageniur zukommt. Denn
sonst gilt ja fiir die Regierung: Was sie weill, weil} sie auch
Zu sagen.

Noch einmal, damit das deutlich und klar wird: Wir Griinen
unterstiitzen das Bestreben, eine bessere Filmfirderung ein-
zurichten, die Filmagentur zu schaften, diesen Bereich zu
starken. Von der Verklammerung mit den Medien, wic sic
jetzt geplant ist, vermuten wir mehr Nachiteile als Vorteile,

Filmpolitisch méchte ich noch einmal wiederholen, um nur
wenige Aufgaben zu skizzieren, die notwendig sind: Es ist
notwendig, die Filmprojekte finanziell stirker zu fordern. Im
Vergleich zu anderen Bundeslindern ist Baden-Wirtiemberg
da weit zuriick, Notwendig ist eine Drehbuchfrderung, Der
Bereich . Verleth und Vertrieb von Filmen™ mull gestdrkt
werden. Wir brauchen auch ein verniinftiges Filmarchiv,
und Trick- und Kurzfilme miissen ebenfalls in die Fdrde-
rung kommen konnen.

Es ist zu befiirchten. daB durch diese Doppelaufgabe Film
und Medien die kulturellen und kinstlerischen Gesichis-
punkte zu kurz kommen, daB sich also Argumente durchset-
zen, die in erster Linie den Medienstandort und dkonomi-
sche Aspekte betreffen. Die Filmagentur hitie eigentlich in
den Kulturhaushalt gehdrt und von der Kunstministerin ver-
antwortet werden missen.

Drittens Vorwegabzug: Von verschiedenen Seiten, zum Bei-
spiel auch von den Zeitungsverlegern, wurde bereits darauf
hingewiesen, daB dagegen Verfassungszweifel bestehen, dald
die VerfassungsmaBigkeit dieses doppelten Vorwegabzugs
zumindest umstritten ist. Herr Minister. wir haben auch im
Ausschul {tber dieses Problem geredet. Sie haben uns die
Zusage gegeben, uns iiber die rechtliche Argumentation lh-
res Hauses einen schriftlichen Bericht zu dbermitieln, Bis-
lang liegt mir dieser Berichi nicht vor. Es wire naturlich
sinnvoll gewesen, ihn zur Zweiten Beratung mit vorliegen zu
haben. Wir bitten Sie aber trotzdem. uns diesen Bericht zu
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{ibermitteln. Fiir den Fall — Herr Schining signalisiert, daB
ihm offensichtlich ein solches Exemplar vorliegt —, daB das
Versehen bei uns liegt, muB ich in meinem ,Laden® dafiir
sorgen, daB das in Zukunfl richtig weitergegeben wird.

An dem Zweife] ist wohl schon etwas dran. Der Kabelgro-
schen macht ja 2 % der Rundfunkgebiihren aus. Far Gebiih-
ren gilt in der Regel: Zu Gebihren gehdrt unmittelbar ein
Gebihrenzweck, Das heit also, man kann dieses Geld nicht
beliebig fiir ctwas einsetzen, was einem gerade einfallt.

Mindestens 6 Millionen DM aus diesen Gebihren fiir Ra-
dio- und Fernsehnutzung sollen jetzt dieser neuen Gesell-
schaft zuflieBen, Was den Bereich Film betrifft, kann man,
wenn man groBzigig ist, durchaus argumentieren, dafl hier
eine Zweckbindung gegeben ist, weil Filme auch in &ffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten gezeigt werden. Vorsich-
tiger wire ich schon, was den Bereich KulturprojektfGrde-
rung von Sitdfunk und Siidwestfunk angeht.

Bei der Medienagentur habe ich allerdings allergréfite Zwei-
fel. Denn diese Aufgaben liegen ja explizit und ausschliel3-
lich auBerhalb des Geblihrenzwecks. Die haben ja mit der
gigentlichen Rundfunkgebihr nichis zu tun. Wo ist der Zu-
sammenhang zwischen Radio- und Fernsehnutzung einer-
seits und dem angestrebten Medienstandort Baden-Wiirt-
temberg andererseits? Herr Minister, ich hoffe, dal Sie uns
hierzu noch Erkldrungen liefern kdnnen.

Letzter Punkt, Lex Beerstecher: DaB diese Anderung in &i-
rektemn Zusammenhang mit dem Personalvorschlag steht,
witft ein schlechtes Licht auf die Anderung. Wie man hért,
ist selbst der Kandidat inzwischen etwas peinlich berlhrt
und ist ihm das unangenehm, was auch verstindlich ist. Sie
hitten thm, dem Altabgeordneten, dies nicht antun sollen.

Meine Damen und Herren, Herr Kollege Stichele, der Streit
geht nicht darum, daB} die einen jetzt Gas geben wollen und
die anderen bremsen. Beim Gasgeben in den beschriebenen
Themen sind wir einig. Es kommt nur darauf an, welches
Pedal und welcher Treibstoff benutzt wird.

Unsere Fraktion wird aus den genannten Griinden — er-
stens der Verklammerung zwischen Film und Medien, zwei-
tens dem problematischen Vorwegabzug und drittens der
Lex Beerstecher — den vorliegenden Entwurf der Regie-
rungsfraktionen ablehnen.

(Beifall der Abg, Birgitt Bender GRUNE und des
Abg. Pfister FDP/DVP — Abg. Stachele CDU:
Unverstiandlich, sehr unverstindlich war das!}

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Schéning.

Abg. Schoning FDP/DVP: Herr Prisident, meine Damen
und Herren! Ich will nahtlos an das anschlieBen, was der
Kollege Jacobi gesagt hat, und gerade an dem Punkt der Fi-
nanzierungsregelung der Film- und Mediengesellschaft noch
ein Stickchen weiterargumentieren.

Herr Minister, die Zweckbindung des Anteils an der einheit-
lichen Rundfunkgebiihr ist sicherlich nicht das Problem, Das
kann durch Landesrecht passieren und ist im Staatsvertrag
so vorgesehen, Aber ich denke schon, die Zweifel sind be-
griindet, ob dies in Form einer Vorwegentnahme zugunsten

eines Dritten passieren kann; denn davon sagt der Staatsver-
trag nichts, diese Mo&glichkeit ist dort nicht veorgesehen.
Aber selbst wenn man das bejaht, kann sich die Zweckbin-
dung in jedem Fall nur in dem Rahmen bewegen, in dem es
sich um Gegenstandsbereiche handelt, die im Rahmen des
Auftrags der Offentlich-rechtlichen Rundfunkanstalien lie-
gen. Sonst ist cine entsprechende Verwendung zugunsien
Dritter nicht méglich.

Ich zitiere dazu einfach die Stellungnahme der Landesregie-
rung und bitte dazu noch um ein Stiickchen Aufmerksam-
keit, Das ist nadmlich ein Problem, meine Damen und Her-
ren, was Sie hier machen. Ich bin schon negativ davon
beeindruckt, daB die SPD das offenbar Gberhaupt nicht
mehr fiir ein Problem hilt. Da heiBt es iiber die Aufgabe
dieser Film- und Mediengesellschaft zum Beispiel:

... die Koordination medienwirtschaftlicher, medien-
technischer und medienwissenschaftlicher Projekte auf
der Arbeitsebene im Falle der Beauftragung durch die
hierfilr zustindigen Ministerien.

Da sitzt also das Geld, dem 8ffentlich-rechtlichen Rundfunk
zustehend, in dieser Gesellschaft, und diese arbeitet im Auf-
trag der Ministerien. Es ist doch zumindest ein Problem, wie
es da mit der Staatsferne ist.

{Abg. Drautz FDP/DVP: Die SPD hort aber nicht
zul)

Weiter heil3t es:

Die Film- und Mediengeselischaft entfaltet Aktivitdten,
die einer politischen Steuerung im Rahmen des Kabi-
nettsausschusses Medienpolitik unterliegen.

Dieser ist gerade dieser Tage gegriindet worden. Wir wissen
jetet, wer alles darin sitzt, Aber vollig egal, wer darin sitzt:
Die Beteiligung &ffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten
und ein Zwangsheitrag aus Mitteln, die nach dem Staatsver-
trag dem Offentlich-rechtlichen Rundfunk zustehen, an eine
GmbH, die der politischen Steuerung im Rahmen des Kabi-
nettsausschusses Medienpolitik unterliegt, miissen doch zu-
mindest zum Nachdenken fihren, meine Damen und Her-
ren. Da bin ich schon entsetzt, dall das iberhaupt nicht
problematisiert worden ist, wo wir doch alle, die wir in der
Opposition waren, frither jedenfalls auf die Staatsferne des
offentlich-rechtlichen Rundfunks allergroBten Wert gelegt
haben, Ich hoffe nicht, dall es tatsiichlich eine Funktion von
Regicrungsbeteiligung ist, dall man das Thema Staatsfernc
dann automatisch vergiBt, wenn man in der Regierung sitzi.

(Abg. Pfister FDP/DVP: Das st nicht auszuschlie-
Ben! — Gegenruf des Abg. Bebber SPD: Thnen geht
es auf jeden Fall sol}

— Wir wollen mal sehen, was sich alles tut.

Zweiter Punkt: Zum Thema offener Kanal sage ich zundchst
noch einmal ganz offen: Wir haben zehn Jahre lang dafir
gekimpft, die SPD auch.

(Zuruf des Abg. Wintruff SPD)

Ich bin froh, daB jetzt eine gewisse Moglichkeit besteht, da
etwas zu fordern. Das ist gut,
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Wir milssen aber auch sehen, daB das eine schwierige Kon-
struktion ist, weil ja der offene Kunal in unserem Landesme-
diengesetz urspriinglich nicht vorgesehen war, nicht vorgese-
hen ist und insofern keine eigenen Frequenzen fiir offene
Kanille bestehen. Also kdnnen wir den offenen Kanal jetzt
nur im Rahmen nichtkommerzieller Veranstalter fSrdern.
Das macht die Sache sehr schwierig, auch fir die Landesan-
stalt, die nachher im einzelnen ausarbeiten mulB, wie das tat-
sdchlich puassieren kann. Die nichtkommerziellen Veranstal-
ter konnen zwar selbstverstdndlich genause wie seither
schon die privaten kommerzielen Veranstalter eine Forde-
rung technischer Infrastruktur bekommen, aber diese ist
nach Staatsvertrag begrenzt bis zum 31. Dezember 1995,
Danach kann ecine Forderung nur iiber das Vehikel offener
Kanal laufen, und es wird sehr schwierig sein, abzugrenzen,
was da tatsiichlich férderfihig ist und was nicht. Ich denke,
eine anteilige Finanzierung technischer Grundausstattung
miBte moglich sein, und daneben miBten journalistische
und technische Hilfen sowie die Anleitung zur Nutzung of-
fener Kaniile ebenfalls einer Forderung zuginglich sein, Das
wird es aber auch sein, mehr nicht. Insofern wird die eine
oder andere dbergrofie Hoffnung auf das, was mit einem of-
fenen Kunal kommen kann, dann vielleicht wiederum ent-
tduscht werden,

Der dritte Punkt, meine Damen und Herren, ist die Neure-
gelung der Wahl des Vorstands der Landesanstalt, Die
Struktur der Landesanstalt war ja schon seither nicht gerade
ein Muster fr Staatsferne, zum Beispiel mit der Wahl des
Vorstands durch den Landtag, was nicht unbedingt erforder-
lich gewesen wire. Aber was jetzt kommt, das hitte ich ja
als Lex Beerstecher noch durchgehen lassen. Aber machen
Sie sich bitte klar, was da drinsteht, In Zukunft kann auch
der Ministerialdirektor im Staatsministerium Mitglied im
Vorstand der LfK werden. So ist es.

(Abg. Pfister FDP/DVP: Tatsache!)

[ch kann mir ernsthaft nicht vorstellen, daB jemand, der in
dem Bereich etwas von Staatsferne hilt, eine solche Geset-
reslage taisdchlich gutheiBen kann. Meine Damen und Her-
ren, das geht ganz einfach nicht,

(Beifall bei der FDP/DVP — Abg, Pfister FDDP/
DVP: Staatsferne a la Koalition!)

Ich sage dazu noch einmal; Wenn das die Antwort der SPD
auf den Ricktritt des fritheren Kollegen Haischer ist, dann
also wirklich gute Nacht. Ich denke, der hat sich etwas an-
deres dabei geducht, als er aus dem Vorstand der LIK aus-
schied,

Die vorgeschlagenen Anderungen des Wahlveriahrens
schlieBlich sind von untergeordneter Bedeutung. Wir kdnnen
ihnen zustimmen, Ich wiederhole nur noch einmal, weil ich
¢s so schoén fund: Aus der Begriindung des Gesetzentwurfs
haben wir erfahren, dal die SPD-Fraktion zu den kleineren
Fraktionen dieses Hauses zdhlt. So hat die Landesregierung
darin geschricben. Ob das Wunschdenken oder Weitblick
des Staatsministeriums ist. wird die Zukunft zeigen.

Insgesamt aber gilt, meine Damen und Herren — nicht in
allen angesprochenen Punkten; ich habe den einen, offener
Kanpal, im Kern ja durchaus positiv bewertet —, daB man
wegen des Verstolles gegen das Gebot der Staatsferne, der
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in diesem Gesetzentwurl insgesamt zem Ausdruck kommt,
dem Gesetzentwur{ nicht zustimmen kann.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Hermn
Staatsminister Dr, Vetter,

Minister im Staatsministerium Dr. Vetter: Herr Prisident.
meine sehr geehrten Damen und Herren! Unbestritten ist,
dal} Medienwirtschaft und Medienpolitik su den Bereichen
gehdren, die in dieser Zeit Wachstumsbereiche genanat wer-
den.

(Abg. Schoning FDP/DVP: Wichtig sind!)

Unbestritten ist, daB sie fir die Politik wichtig sind. Unbe-
stritten ist, dafl wir ausgerechnet fiir diesen Bereich auf der
operativen Ebene bis jetzt keinerlei Ansprechpartner flir die
Kunden in Baden-Wirttemberg haben. Wenn Sie mit ihnen
zusammen sind, schildern sie Thnen tausend Probleme, die
nicht allein von den zustindigen Ministerien zu ldsen sind
— sie sind zu weit weg —, sondern die auf der operativen
Ebene gelst werden miissen.

(Zuruf des Abg. Schoning FDP/DVP)

Wenn es fiir zahlreiche wirtschaftliche Bereiche, die alle
auch wichtig sind, viele Ansprechpartner, Organisationen
und Vermittlungsstellen gibt, ist es ein Deftzit. dall ausge-
rechnet in diesem Bereich. der von Wachstum und von
neuen Existenzgriindungen geprigt ist. niemand da ist, der
dafiir sorgt, daB die zahlreichen Wiinsche der Kunden auf-
gegriffen werden.

Deswegen sage ich Ihnen, meine Damen und Herren, Herr
Kollege Jacobi, die Sic das kritisiert haben: Zustindigkeiten
festzuschreiben ist eine gute Sache, wenn man birokratisch
denkt. Generell betrachtet hut diese Medien- und Filmgesell-
schaft die Aufgabe, die Kunden in Baden-Wiirttemberg 2u
bedienen. Sie fordern von uns, von der staatlichen Verwal-
tung, mit Recht, dal wir in diesem Bereich, in dem Baden-
Wiirttemberg offensiv werden muB, alle Synergieeffekte aus-
I6sen und alle Koordinierungen vornechmen,

Ich kann Ihpen tausend Probleme, die ich nicht in einem
Katalog festlegen kann, schitdern. Sie haben schon recht: Ei-
nen Katalog haben wir [hnen nicht dbermiutelt. Die Papiere
sind Thnen ja bekannt. Es kommen tausend andere Pro-
bleme zusammen. Es war fitr mich ein Erlebnis, etnmal am
Stammtisch mit diesen Medienschaffenden zusammenzusit-
zen und zu hdren, wie wenig sie sich von uns in Buden-
Wiirttemberg angesprochen und bedient fihlen,

LaBt uns also das Ganze nicht biirokratisch organisieren,
sondern laBt uns Kundendienstleistungen erbringen. Lalt
uns nicht festschreiben, dul die armen Leute in der Medien-
und Filmgesellschaft an enge Zustindigkeitsgrenzen gebun-
den sind. Sie sollen vielmehr unter Respektierung des Res-
sortprinzips in Baden-Wiirttemberg vermittelnd titig wer-
den. Sie sollen Kundenwiinsche méglichst erfillen, und zwar
unbirokratisch. Deswegen bin ich stolz darauf, dall wir mit
dieser Idee, die ich vor ber zwei Jahren in diesem Haus bei
einer Diskussion einmal angedacht habe — damals unter
dem Stichwort Medienagentur, aber mit dem gleichen Ziel
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—, jetzt soweit sind, die Einrichtung endlich schaffen zu
kénnen.

Wenn Sie in der Presse lesen, was die anderen Linder ma-
chen, steflen Sie fest, daf sie iiberall das gleiche sagen: ,,Holt
diese Medienorganisationen aus ihrer Isolierung heraus, und
faBt einmal all die Beratung, die notwendig ist, unter einem
Dach zusammen.” Deswegen ist es meine tiefe Uberzeu-
gung, daB wir gut beraten sind, jetzt nicht biirokratisch, or-
ganisatorisch und deskriptiv, sondern kundenoffen an diese
Sache heranzugehen. Das ist mein Thema; dienstleistungsbe-
reit, kundenoffen sein und nicht gleich Normen erfinden, die
sofort einschrinken und, exakt und abgegrenzt von den an-
deren, sofort wieder Kompetenzen festlegen. Das ist das
eine Thema,

Das andere Thema, meine Damen und Herren, das ange-
sprochen worden ist und auf das ich eingehen will, ist die
Frage der Privaten. Kollege Stiichele und andere haben da-
von gesprochen. Bis jetzt ist es nicht ausreichend gelungen,
die Privaten an der Medien- und Filmgesellschaft zu beteili-
gen. Das ist zuzugeben, obwoll wir von vornherein gesagt
haben, wir seien vollig offen. Inzwischen haben zwei oder
drei Verbdnde gesagt, sie seien nicht bereit, sich daran zu
beteiligen. Ein Verband macht mit.

Ich kann niemanden zwingen, sich an dieser Gesellschaft zu
beteiligen. Aber eines mul klar sein: Wenn man sich betei-
ligt, muB man sich unter gleichen Bedingungen beteiligen,
auch zu den gleichen geldlichen Bedingungen. Das heiBt,
man mul} die Einlagen erbringen, die die anderen Partner
auch erbringen, und bekommt dann im Verhaltnis das Mit-
stimmrecht., Oder aber, meine Damen und Herren, es muB
eine andere Mdglichkeit geben, und von der werde ich auch
Gebrauch machen. Da wir nicht auf die Privaten verzichten
kénnen und diese Medien- und Filmgesellschaft genauso das
duale System reflektieren muB, muB ich versuchen, mit den
Privaten eine Kooperationsebene zu finden. Ich bin bereit,
dies zu tun, und werde es tun, Das Angebot steht; die Tiir
der Medien- und Filmgesellschalt bleibt fiir die private Seite
offen,

Die vorgeschlagene Neuregelung der Verwendung des zu-
stzlichen Anteils an der einheitlichen Rundfunkgebiihr, des
sogenannten Kabelgroschens, ist kritisiert worden. Nun
scheinen wir da auf einem guten Weg zu sein. Alle Vertei-
lungsadressaten kritisieren angemessen diesen Vorschlag,
Wenn es alle kritisieren — die Offentlich-Rechtlichen und
die Privaten —, dann spricht eine Vermutung dafiir, daB wir
auf einem ganz verniinftigen Weg sind.

Die privaten Rundfunkveranstalter im Land haben bean-
standet, daB die LfK durch die vorgeschlagene Neuregelung
nicht mehr in der Lage sei, wie bisher die Sender- und Lei-
tungsgebithren der Telekom vollstiindig zu {ibernehmen. Das
ist im wesentlichen richtig, aber kein durchschlagender Ein-
wand gegen diese Neuregelung.

Durch die Novelle des Landesmediengesetzes von 1991 und
die Neuordnung der privaten Hérfunklandschafl durch die
Landesanstalt fiir Kommunikation im vergangenen Jahr sind
die Voraussetzungen daflr geschaffen worden, daB privater
Hérfunk in Baden-Wiirttemberg in wirtschafitlich leistungsfi-
higen Strukiuren stattfinden kann. DemgemiB hat der Me-
dienrat der L{K die Mittel fiir die Ubernahme der Sender-

und Leitungskosten bis zum 30. September 1994 gesperrt
und diesen Sperrvermerk wegen Anlaufschwierigkeiten bei
den neu lizenzierten Privatveranstaltern erst spiter aufgeho-
ben.

Mit der Neulizenzierung der privaten Hdrfunkveranstaiter
sind nunmehr die Grundlagen geschaffen, daB privater Hor-
funk in Baden-Wiirttemberg wirtschaftlich erfolgreich veran-
staltet werden kann. Dies ist ja nachgerade Voraussetzung
fiir die Lizenzierung geworden. Deswegen ist eine Dauer-
subvention nach dem Gielkannenprinzip genauso abzuleh-
nen wie derartige Subventionen in anderen Bereichen.

Fir 1995 wird es bei der Kosteniibernahme eine Ubergangs-
losung geben. Die LfK plant, den Forderschwerpunkt auf
die Veranstalter zu legen, die hohen technischen Aufwand
ausgleichen missen, also in groBen Flichen arbeiten und
deshalb Infrastruktur vorhalten miissen. Da wird es eine Lo-
sung geben, die meines Erachtens auch recht verniinftig ist.

Des weiteren wurde kritisiert, dal} die Landesregierung mit
der vorgeschlagenen Neuregelung der Verwendung des Ka-
belgroschens der Filmférderung den Vorrang vor der Ein-
flihrung neuer digitaler Technik gibe, Dieser Einwand ist
nicht zutreffend. Alle Technikversuche finden in Baden-
Wiirttemberg statt und sind im Grunde genommen in unse-
ren Finanzierungskonzepten abgesichert. Dies gilt sowohl
fiir den Datenhighway-Versuch wie fiir die DAB-Versuche.
Diese Versuche werden in Baden-Wiirttemberg planmiBig
beginnen. Die Finanzierungskonzepte stehen,

Meine Damen und Herren, verschiedentlich sind auch Zwei-
fel angemeldet worden, ob es zuldssig ist, daB Rundfunkge-
blhrenmittel, wozu ja der Kabelgroschen zihlt, zur Finan-
zierung der Film- und Mediengesellschaft verwendei wer-
den. Sie haben ulso vorhin Zweifel daran vorgetragen, ob
dies zulfissig ist. Mit diesem Gesetzentwurf werden die
Rundfunkgelder nicht zweckentfremdet. Vielmehr stehen die
Beteiligung der Landesrundfunkanstalten und ihr finanzieller
Beitrag ausdriicklich unter dem gesetzlichen Vorbehalt, dal
sich die finanziellen Beitrige der beiden Landesrundfunkan-
stalten sich im Rahmen ihrer Aufgaben bewegen miissen.
Die Film- und Mediengesellschaft wird finanziell nichi nur
von den beiden Landesrundfunkanstalten getragen, sondern
zur Hilfte aus allgemeinen Haushaltsmitteln, und dies wird
Auswirkungen auf die Gesellschaftsstruktur haben. Die von
den Rundfunkanstalten eingebrachten Kabelgroschenmittel
miissen im dbrigen rundfunknah verwendet werden. Dies
bedeutet, dall sie zum Beispiel im Filmteil der MFG einge-
bracht werden etwa fiir MaBnahmen, mit denen auf dem
Wege der Kooperation Filmprojekte hergestelli werden. Die
rundfunknahe Verwendung und die Bindung, daf} die Rund-
funkanstalten diese Mittel nur im Rahmen ihrer Aufgaben
einspeisen diirfen, sind eine ausreichende gesetzliche Ab-
grenzung,

Ich sage zusammenfassend: Der vorliegende Gesetzentwurf
macht es nunmehr moglich, daB wir in diesem Medienbe-
reich das erste Mal etwas machen, was bisher immer ge-
scheitert ist: dal private und &ffentlich-rechtliche Rundfunk-
veranstalter und Filmemacher an einen Tisch zusammenge-
rufen werden und gemeinsam Konzepte beraten und mitent-
scheiden diirfen, die fiir Baden-Wiirttemberg wichtig sind.
Dieser Gesetzentwurl macht es das erste Mal méglich, daB
wir im operativen Bereich den vielen Firmenneugriindungen
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zuarbeiten kénnen. Ich bin der Meinung, wir sollten jetzt
nicht mehr lange zdgern.

Dic Frage zur Zulassung der offenen Kandle will ich auch
noch brantworten. Wenn hier Kritik peiibt worden ist, die
offenen Kanile konnten nicht finanziert werden, dann kann
ich Thoen nur sagen, daB der Herr Prisident der Landesan-
stalt fir Kommunikation erkldrt: ,ich kann mit meinen
noch zur Verfligung stehenden Mitteln auch die Finanzie-
rung der offenen Kandle regeln.”

(Abg. Trageiser REP: Wir werden sehen!)

Wir werden es schon richtig organisieren, dal wir die Finan-
zierung auf eine tragfahige Grundlage stellen.

Was den zweiten Teil des Gesetzentwurfs zur Anderung der
Vorschriften iiber die Wahl und Zusammensetzung des Vor-
stands der Landesansialt fitr Kommunikation angebt,
mochte ich nur bemerken, daB die Staatsferne der LIK wei-
ter gewahrt ist und die vorgeschlagenen Regelungen auf die
Duavuer nicht angelegt sind, um die Wahl einer bestimmiten
Person zu ermdglichen.

Die Medien- und Filmgesellschaft ist eine Einrichtung, die
die Koalitionspartelen zwar mit Miihe, aber mit viel Sach-
verstand aus der Taufe gehoben haben. Ich bitte Sie sehr
herzlich, sich jetst nicht mit biirokratischen Argumenten die-
ser Einrichtung entgegenzustellen, sondern ihr die Maglich-
keit zu geben, so schneil wie moglich jetzt die Stellen zu be-
setzen und mit einer verniinftigen, sachlichen Arbeit fur
Baden-Wirttemberg zu beginnen,

(Beifall bei der CDU und der SPD)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Meine Damen und Herren, in
der Allgemeinen Aussprache liegen Wortmeldungen nicht
mehr vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Abstimmungsgrundlage
ist die BeschluBempfehlung des Stindigen Ausschusses,
Drucksache 1175277,

Ich rufe auf
Artikel |

Anderung des Gesetzes zu dem Staatsvertrag uber
den Rundfunk im vereinten Deutschland und zu
dem Verirag zum Europiischen Fernsehkulturkanal

Der Stindige AusschuB schlidgt vor, in Artikel | bei §3
Abs. 1 dic Worte ,Satz | Nr. 1* zu streichen. Wer dem Ar-
tikel 1 mit dieser voin Stdndigen Ausschuf3 vorgeschlagenen
Anderung zustimmen méchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Bei we-
nigen Stimmenthaltungen und etlichen Gegenstimmen ist
Artikel 1 so zugestimmt,

Ich rufe auf
Artikel 2
' Anderung des Landesmediengesetzes

Hier ist getrennte Abstimmung beantragt. Ich rufe also in
Artikel 2 die Nummer 1 auf. Wer der Nummer | zustimmen
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mochte, den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe!
— Stimmenthaltungen? — Der Nummer ! ist bei etlichen
Gegenstimmen zugestimmt.

Kann ich die restlichen Nummern zusammen aufrufen?
(Zustimmung)

— Dann rufe ich innerhalb des Artikels 2 die Nummern 2
bis 5 auf. Wer den Nummern 2 bis 5 in Artikel 2 zustimmen
méchte, den bitie ich um das Handzeichen. — Gegenprobe!
— Stimmenihaltungen? — Bei wenigen Stimmenthaltungen
ist diesen Nummern zugestimmt,

Ich rufe auf
Artikel 3
Inkrafttreten

Kann ich hier ohne fdrmliche Abstimmung die Zustimmung
feststellen? — Dem wird nicht widersprochen. Es ist so be-
schlossen.,

Die Einleitung

lautet: ,Der Landtag hat am [. Februar 1995 dus folgende
Gesetz beschlossen:™.

Die Uberschrift

lautet: ..Gesetz zur Anderung des Gesctzes zu dem Staats-
vertrag Gber den Rundfunk im vercinten Deutschland und
zu dem Vertrag zum Europaischen Fernsehkulturkanal und
zur Anderung des Landesmediengeselzes™. — Sie stimmen
der Uberschrift zu.

Wir kommen zur
SchluBabstimmung.

Wer dem Gesetz im ganzen zustimmen mdichte, den bitte
ich, sich zu erheben, — Gegenprobe! — Stimmenthaltun-
gen? — Dem Gesetz ist mehrheitlich zugestimmt.

Meine Damen und Herren, wir haben noch Gber Ab-
schnitt T der BeschluBempfehlung des Stindigen Ausschus-
ses zu beschlieBen. Der Stindige Ausschul schligt vor, An-
trige und Eingaben fir erledigt zu erkliren. — Ich stelle
cohne férmliche Abstimmung fest, daBl das Huus wie vom
Stiindigen Ausschul vorgeschiagen beschiieBt.

Meine Damen und Herren, damit ist Punkt 9 der Tagesord-
nung erledigt.

Ich rufe Punkt 19 der Tagesordnung aufi

ALtuelle Debatte — Anforderungen an ein zukunfssichern-
des Schulwesen — beantragt von der Fraktion der SPD

Fitr den Ablauf der Aktuellen Debatte hat das Prisidium die
{iblichen Redezeitfestlegungen getroffen, das heiBt, cine Ge-
samtdauer von 50 Minuten ohne Anrechnung der Redezeit
der Regierung, 5 Minuten Redezent flr die einleitenden Fr-
klirungen der Fraktionen und 5 Minwten Redezeit fiir die
Redner in der zweiten Runde festgelegt,

Das Wort erteile ich Herrn Abg. Zeller,



Landtag von Baden-Wiirttemberg — 11. Wahlperiode — 56. Sitzung — Mittwoch 1. Februar 1995

Abg. Zeller SPD: Herr Prisident, meine Damen und Hes-
ren! Fiir alle unbestritten ist, daB die gesellschaftlichen Um-
briiche, Kinder, die unter verinderten Bedingungen auf-
wachsen, und eine sich immer rascher wandelnde Wirtschaft
unser heutiges Bildungssystem vor neue Herausforderungen
stellen. Wer unser Schulwesen als etwas Statisches versteht
und permanent darauf verweist, wie gut doch bei uns alles
funktioniere, wird nicht nur von der kiinftigen Entwicklung
abgehiingt, sondern der versiindigt sich, wie ich meine, vor
allem an unseren Kindern und Jugendlichen,

Eine zentrale Frage wird sein, wie gut unsere Schulen mit
Lehrerdeputaten versorgt werden. In der ergidnzenden Ant-
wort der Landesregierung auf unsere Grofle Anfrage iiber
den zusitzlichen Lehrerbedarf durch steigende Schiilerzah-
len prognostiziert die Kultusministerin einen raschen An-
stieg der Gesamtzahl der Schitler tiber das Jahr 2000 hinaus
bis zur Mitte des nichsten Jahrzehnts, Wértlich heiBt es:

Erst nach dem Schuijahr 2015/16
— also nach {iber zehn Jahren —

wird wieder etwa das Niveau des abgelaufenen Schul-
jahrs 1993/94 erreicht sein.

Jahrlich miissen iiber 30000 Kinder zusitzlich unterrichtet
werden, und die Kultusministerin selbst stellt fest, daB wir
dazu durchschnittlich rund ] 800 Neustellen pro Jahr brau-
chen. Obwohl ich froh bin, daB wir gegen massive Wider-
stinde im letzten Doppelhaushalt 2 000 neue zusitzliche
Stellen durchgesetzt haben und daB im kommenden Jahr
wenigstens 200 und 1996 noch einmal 300 Neustellen ge-
schaffen werden, brauchen wir bis zum Jahr 2000 weitere
8000 Decputate, wenn all die goldenen Worte iiber die
Schulpolitik nicht wie Seifenblasen zerplatzen sollen, § 000
Deputate, die wir zum einen durch strukturelle MalBnahmen
— ich nenne nur Stichworte wie Verschlankung der Schul-
verwaltung, Schulentwicklungsplanung, gerechtere und flexi-
blere Lehrerarbeitszeiten — und zum anderen durch neue
Stellen schaffen wollen.

Unabhiingig von diesen zusatzlichen Deputaten, deren Be-
darf ja niemand ernsthaft in Abrede stellen kann, bendtigt
unser Schulsystem einen kriftigen Reformschub, um die
nicht mehr tragfihigen verkrusteten Strukturen aufzubre-
chen. Fast genauso wichtig wie ausreichende Finanzmictef ist
némlich eine kriftige Motivationsspritze fiir alle am Schulle-
ben Beteiligten.

MNeben der Notwendigkeit, die Schulentwicklungsplanung
konsequent weiterzuentwickeln — das Kultusministerium
hat im iibrigen hier noch ein riesiges Vollzugsdefizit —, was
in enger Abstimmung mit den Schultrigern erfolgen sollte,
miissen neue Wege auch bei der inneren Schulreform gegan-
gen werden. Trotz der hoch gelobten Lehrplanfortschrei-
bung, die in jhren Anfangen steckenblieb, brauchen wir wei-
ter eine pddagogische Diskussion, neue Lehrinhalte, neue
Unterrichtsformen wie Projekte, offene Lehrangebote, die
Abkehr vom 45-Minuten-Takt. Die Schule muf sich von der
Unterrichts- und Lernanstalt viel stirker zu einem Lebens-
und Erfahrungsraum wandeln.

(Beifall bet der SPD)

Endlich muB begriffen werden, dall wir Menschen unterrich-
ten, junge Menschen, und nicht Ficher, Nach wie vor steht
jedoch bei vielen der Stoff im Mittelpunkt und nicht das
Kind, und nach dem Stoff wird beurteilt bzw. nach den Liik-
ken.

Begriffen werden mufB auch, daB sich mit der Forderung
nach einer humanen Schule, die sich hin zum Lebenstaum
und Erfahrungsraum wandelt, die Rolle aller, aber vor allem
die der Lehrenden verdndern wird. Kinder und Jugendliche
lernen die Welt fragend und erforschend zu verstehen, Nicht
das dumpfe Pauken ist gefordert, sondern eine Schule, die
etwas aus den Kindern herausbringt und nicht etwas in sie
hineinzwingen will. Wir brauchen eine Schule, in der Selb-
stindigkeit, Kooperationsfihigkeit, Improvisationsgabe, Ver-
liBlichkeit, Toleranz, Solidaritit mit den Schwicheren, Zu-
versicht und der [dealismus zur Verbesserung der Welt keine
Fremdbegriffe sind, sondern Prinzipien.

{Beifall bei Abgeordneten der SPD und des Abg.
Wieser CDU — Abg. Alfred Haas CDU: Blo8 ma-
chen die Lehrer das nicht!)

Ubrigens, meine Damen und Herren, sind das Fihigkeiten,
die zum Teil immer stdrker — das gilt auch fir Sie, Herr
Kollege Haas — gerade von der Wirtschaft verlangt werden,

Ein wichtiger Schritt dazu ist, den Schulen eine groBere Au-
tonomie zuzugestehen, Wir wollen das. Es lohnt, hier sinen
Blick zu unseren Nachbarn zu werfen. Auch konservativen
Schulpolitikern werden die Augen aufgehen, wenn sie sehen,
was da alles praktisch mdglich ist.

(Zurufe der Abg. Bebber und Goschel SPD sowie
des Abg. Wieser CDU)

— Fihlen Sie sich angesprochen, Herr Kollege Wieser? —
Uns geht es darum, den Schulen mehr Selbstverwaltung,
mehr Gestaltungsspielriume, schlicht mehr Freiriume zu ge-
wihren. Wenn der CDU der Begriff Freiraum besser gefiillt
als der Begriff Autonomie, so soll mir das nur recht sein.
Worauf es ankommt, ist, daB Schulen ihr eigenes pidagogi-
sches Profil herausbilden kénnen. Selbstverstiandlich betrifft
ein solcher Schritt nicht nur die Lehrkrifte, sondern auch
die Eltern und die Schiiler gleichermalen. Wir sind der fe-
sten Uberzeugung, daB eine Schule, die wesentlich flexibler
und unabhingiger als bisher ist, also mehr organisatorische,
okonomische und inhaltliche Verantwortung bekommt, die
Identifikation mit der Institution Schule erheblich steigert
und dall durch sic die Leistungsbereitschaft und Eeistungs-
fahigkeit einen positiven Schub erfahren werden.

Um es klar zu sagen: Fiir uns ist mehr Autonomie kein bil-
liger Trick angesichis leerer Kassen, sondern eine Chance,
trotz leerer Kassen die Schule zu reformieren und den heu-
tigen Herausforderungen anzupassen,

{Beifall bei der SPD)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Dus Wort erteile ich Herrn
Abg. Wieser.

Abg. Wieser CDU: Herr Prisident, meine sehr geehrien Da-
men und Herren! In vielen Teilen, Herr Kollege Zeller, in
denen Sie die Ziele formuliert haben, stimmt sicher ein gro-
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B eser)

Ber Teil der Damen und Herren Bildungspolitiker zu. Die
Frage ist natiirlich, wie man das umsetzt.

Ich wollte aber die Uberschrift , Zukunftssicherndes Schulwe-
sen” nehmen und einmal darstellen, was in dieser Legislatur-
periode alles auf den Weg gebracht worden ist. Es sind auch
einige Dinge auf den Weg gebracht worden, die Thre Ziele
und unsere Ziele realisieren werden, Wir hoffen das wenig-
stens, denn das ist das Komplizierte am UnterrichtsprozeB:
Es kommt am Ende nicht immer das heraus, was man vorher
geplant hat, Das ist die Offenheit in dieser Frage.

Wir haben die innere Reform in unserem Bildungssystem so
angelegt, daBl genau die Ziele Teamgeist, vernetztes Denken,
{icheribergreifende Arbeit, Projektunterricht, wo man ver-
mutet, dal dann selbstdndiges Denken herauskommt — ob
es wirklich so geschieht, das wissen wir nicht —, diese kom-
plexen Zicle — in der Wirtschaft wird von Schliisselqualifi-
kationen gesprochen —. erreicht werden.

Der zweite Punkt in dieser Legislaturperiode waren die No-
vellierung des Schulgesetzes und insbesondere die Stirkung
der Hauptschule, Wir haben in Ubereinstimmung mit unse-
rem Koalitionspartner in der Hauptschule das freiwillige
zehnte Schuljabr eingefithrt. Ich denke, dall das eine groBe
zukunfissichernde Investition in das Bildungssystem und in
die Zukunft unserer Kinder ist, weil wir unseren Kindern
wohnortnah die mittlere Reife auf qualitativ guter Grund-
fage vermitteln kdnnen. Fiir diese Sache muBten einige hun-
dert Deputate umgeschichiet werden.

Den dritten Punkt baben Sie in den Mittelpunkt der Aktu-
ellen Debatte gestellt, Das hdngt wohl in diesem Bereich mit
Threm Parteitag zusammen

{Abg. Pfister FDP/DVP: Und mit der Pressekon-
ferenz!)

— ja, natiirlich — und mit der Presseckenferenz, in der Sie
8 000 Lehrer gefordert haben, Das geschah im gleichen Au-
genblick — das drgert mich ein bilchen —, in dem wir in ei-
nem gemeinsamen Kraftakt von 500 neu geplanten Lehrer-
stellen fur das Jahr 1996 nun 200 aof 1995 vorgezogen
habuen. In Anbetracht der Haushaltslage waren wir alle froh,
daB wir das geschaflt haben. Uns allen ist auch klar, dafl wir
noch viel mehr Lehrer briuchten. Aber wir missen den
Haushalt und die Wirklichkeit — so, wie wir ihr begegnen
— zusammenbringen. Genau in diesem Augenblick fordern
Sic ein Riesenprogramm. Das halte ich, meine sehr geehrten
Damen und Herren, fir nicht serids. Das wird auch nicht
glaubwiirdig.

{Beifall bei der CDU und den Republikanern —

Abg. Plister FDP/DVP: Das ist aber ein Koalitions-

problem. nicht unseres! Das ist ein Problem der

Koalition! Das brauchen Sie hier nicht auszubrei-

ten! — Gegenruf des Abg. Alfred Haas CDU —
Unruhe)

Herr Pfister, iber die Senkung der Klassenstiirke, iiber die
Erhaltung von Erginzungsangeboten usw, kann ich auch mit
[hoen sprechen, Das niitzt nur nichts; denn lhr politisches
Gewicht ist so gering.

{Beifall des Abg. Kurz CDU)
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dal Sie selbst bei guter Kenntnislage einfach keine Bildungs-
politik mitgestalten kdnnen. Ich will das nur sagen,

(Beifall bei Abgeordneten der Republikaner — Abg,

Pfister FDP/DVP: BDuarunter lewde ich sebr, Herr

Kollege! — Gegenruf des Abg. Trageiser REP:
Nicht mehr lange!)

Ich wollte das nur sagen, weil es kein Problem sein wird,
diese 2 000 Lehrer sinnvoll einzusetzen. Das Problem ist
nur, diese Lehrer serids zu ftnanzieren, Darin liegt das Pro-
blem. Das wollte ich damit sagen. Wir kénnten in 5 Minuten
diese Lehrer und die 700 Millionen DM, dic sie kosten, ge-
stalten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU — Abg. Pfister
FDP/DVP: Jetzt sind wir uns einig!)

In Bonn findet die Sozialdemokratie bei threr Suche immer
auch einen Deckungshaushalt. Da ist das immer der Ri-
stungshaushalt. Da sagt sie immer, der Jiger 90 milsse abge-
wrackt werden.

(Abg. Weimer SPD: 2000")

Das, was der Etat fiir den Jager 90 in Bonn ist, ist im Land
der Haushali des Ministertums fir Lindlichen Raum, Er-
ndhrung, Landwirtschaft und Forsten.

(Zuruf des Abg. Trageiser REP)

Dann heiBt es, da miiliten die Subventionen abgehuut wer-
den usw.

(Zuruf des Abg. Bebber SPD)

Ich kann zu lhrem Programm der unseridsen Forderungen
nur eines sagen: Da kOnnen Sie alle Subventionen im Land-
wirtschaftshaushalt abschaffen, und da kdnnen Sie alle Be-
amten im Landwirtschaftsministerium abschatfen. Es wird
nicht reichen. Und wenn Sie wirklich glauben, da Sie alle
Lehrer im Bildungsbereich von der Verwaltung abzichen
und an die Schulen bringen kdnnen, dann wird das auch
nicht die gewiinschten Wirkungen bringen. Damit wird die
Konsequenz sein. dall wir unsere Verwaltung entpiidagogi-
sieren und nur Verwaltungsfachleute im Kultusministerium
belassen.

(Zuruf des Abg. Bebber SPD)

Ich habe eine Bitte hinsichtlich der Zukunftssicherung, dic
Sie in lhrem Leitantrag niedergelegt haben. Was ist es? —
Integriertes System fiir die Mittelstufe, Abschatfung des
Zentralabiturs, Abschaffung aller zentralen Priffungen, Ich
kann nur eines sagen: Es ist nicht viel Neues — fast nichts
Neues —, was Sie hier bicten,

(Zuruf des Abg. Zeller SPD)
Wir hiitten gern etwas gelernt, aber, leider Gottes:
(Abg. Pfister FDP/DVP: Es ist uns nicht vergdnnt!)
SPD — im Westen nichts Neues.

{Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Repu-
blikaner)
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Stellv. Prisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Kdnig.

Abg. Konig REP: Herr Prisident, meine Damen und Her-
ren! Das hervorragendste allgemeine Erziehungsziel ist, den
einzelnen Menschen in die Lage zu versetzen, sein eigenes
Leben zu meistern. Das ist der entscheidende Schritt auf
dem Weg zur eigenen Zukunfissicherung. Die Erfalirung
lehrt: Wer in der Lage ist, seinen Platz in disser Gesellschaft
zu finden und sich seinen Fihigkeiten entsprechend in diese
Gemeinschaft einzubringen, der braucht keine Zukunftsing-
ste zu haben. Die Schule uls ein wichtiger Eckpfeiler der Er-
ziehung und der Menschenbildung muf hierzu ihrem verfas-
sungsmiBigen Auftrag gemil die notwendige Hilfestellung
leisten. Dies funktioniert aber nur so lange gut, solange ei-
nerseits die weiteren an der Erziehung Beteiligten ihren Er-
zichungsauftrag erfillen und andererseits die gesellschaftli-
chen Rahmenbedingungen stimmen.

Aber genau an diesem Punkt sind folgenschwere Verwerfun-
gen zu beobachten.

Erstens: Die Erziehungskraft der Familie und des persdnli-
chen Umfeldes inklusive der Kirchen hat stark nachgelassen,

Zweitens: Die gesellschafilichen Rahmenbedingungen haben
sich nachteilig verdndert, und zwar zum einen, indem unsere
traditionellen Werte und Normen Schritt fiir Schritt durch
eine fallorientierte Beliebigkeit ersetzt werden, zum anderen
aber auch als Folge einer ungeziigeften Zuwanderung von
Menschen ganz unterschiedlicher Kulturkreise.

(Glocke des Prisidenten — Abg. Wintruff SPD:

Endlich haben wir es wieder! Das hitten Sie doch

gleich sagen sollen! — Abp. Wieser CDU: Kénnen
Sie mal erkliren, was eine fallorientierte — —)

— Eine auf den einzelnen Fall bezogene Beliebigkeit.

(Zurufe der Abg. Wieser CDU und Pfister FDP/
DVP)

— Sehr gut. Richtig.

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Ist damit die Frage beantwor-
tet?

(Abg. Wieser CDU: Ja! — Gegenruf des Abg. Pfi-
ster FDP/DVP: Da haben Sie doch noch etwas ge-
lernt in der Debatte!)

Abg. Konig REP: Wenn Sie ehrlich sind, dann missen Sie
doch das, was ich hier sage, insofern akzeptieren, als bei den
zirka 30 000 Neueinschulungen zu Beginn dieses Schuljahres
— das hat die Ministerin in den letzten Tagen verdffentlicht
— jede zweite Schillerin bzw. jeder zweite Schiiler ein Aus-
linderkind war.

(Abg. Wintruff SPD: Wollen Sie die nicht einschu-
len? — Zuruf des Abg. Drautz FDP/DVP)

— Damit will ich doch einmal ganz klar und deutlich sagen,
daB mit dieser Zuwanderung eine groBe Anzahl von Proble-
men mitwichst, die wir in unserem Schulbereich haben.

»*

(Beifall bei den Republikanern — Abg. Zeller SPD:
Haben Sie das auch gesagt, als die ausldndischen
Mitbiirger zu uns gekommen sind, um zu arbeiten?)

Meine Damen und Herren, Sie kdnnen doch nicht wegdis-
kutieren, daB aufgrund dessen unsere Probleme in Sachen
Lehrerversorgung entstehen.

(Abg. Zeller SPD: Wir haben die Menschen doch
geholt!)

Wenn Sie von der SPD mit [hrem ..SPD-Lehrer-Monopoly™
kommen und sagen: ,,Wahlt SPD, und wenn ihr dann iber
Los kommt, zieht 8 000 Lehrer ein*, dann ist das, meine
Damen und Herren, keine Lisung,

(Lebhalter Beifall bei den Republikanern)

Wir miissen uns seitens der Politik tatsichlich Gedanken
machen, wie wir diese Entwicklung finanzieren und in den
Griff bekommen, ohne daff unsere Schule dabei kaputtgeht,
Das mull man so sehen.

Meine Damen und Herren, eines bleibt hier auch immer un-
berlicksichtigt: Die Anforderungen an die Schulen von au-
Ben werden immer gréBer. Die Schule muB heute im Gegen-
satz zu friher wesentliche Defizite in der Erziehung seitens
der Familie zusitzlich abdecken. Das heiflt, die Anforderun-
gen an die Schule wachsen, und die Schillerzahlen wachsen.
Wer hat das letztendlich vor Ort zu bewiltigen? Das ist der
Lehrer. Wir fordern von diesem Lehrer immer mehe.

(Abg. Wieser CDU: Da hat er recht!)

Wir fordern von diesem Lehrer immer mehr, und wir erwar-
ten auch, dafl er diese Forderungen erfillen kann, So lang-
sam aber sicher erscheint es mir an der Zeit, daB wir nur
noch Allroundgenies an die Schulen bekommen, die allen
diesen sehr differenzierten Aufgaben gewachsen sind. Die
Anforderungen an die Lehrer wachsen mit jeder zusitzlichen
Anforderung, die wir der Schule (bertragen. Dieser Aspekt
muB hier auch einmal in die Debatte eingebracht werden.

(Beifall bei den Republikanern)

Meine Damen und Herren, die Frage ist ganz einfach: Mit
welchem Schulsystem kdnnen wir den Herausforderungen
am besten begegnen? Da meine ich ganz einfach: Nicht he-
rumexperimentieren, sondern Bewidhrtes erhalten und in
Kleinigkeiten dort, wo es eckt und hakt, verbessern,

(Beifall bei den Republikanern)

Dazu gehért, meine Damen und Herren, ganz einfach das
bewihrte mehrgliedrige Schulsystem. Ich begriinde das im-
mer wieder, bis es auch der Letzte von der linken Seite die-
ses Hauses verstanden hat,

(Abg. Wintruff SPD: Das haben wir doch!)

Das ist im Interesse der einzelnen Schiiler, weil es nimlich
am allermeisten ihren Begabungen, Fihigkeiten und Fertig-
keiten entspricht. Je mehr ich innerhalb des Schulsystems
differenziere, desto mehr kann ich dem einzelnen gerecht
werden.

(Glocke des Prisidenten)
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Steliv. Priasident Dr. Geisel: Ich mul} Sie bitten, zum Schlu
7zu kommen, Herr Abgeordneter.

Abg. Kdnig REP: Jawohl, ich komme zum SchiuB.

Ihre Vorstellung, meine Damen und Herren von den Griinen
und der SPD, hier der Gesamtschule das Wort zu reden,

(Abg. Wintrufl SPD: Wer hat das gemachi? —
Abg, Pfister FDP/DVP: Wer hat das gefordert? —
Zuruf des Abg. Drautz FDP/DVP)

widerspricht genau diesen Intentionen. Das wird doch gefor-
dert. Dus wird laufend gefordert, Das wird heute eben nicht
woirtlich ausgesprochen, sondern das hat Herr Zeller in der
Form det Autonomie der Schulen umschrieben.

(Beifall bei den Republikanern — Abg. Dr. Wein-
girtner SPD: Das ist etwus ganz anderes! Da mul
man halt wissen, wovon man schwitzt!)

Meine Damen und Herren, eine Schule mit Zukunft kann
auch in der inhaltlichen Auswahl nicht beliebig sein.

(Glocke des Prisidenten)

Stellv, Prisident Dr. Geisel: 1ch muB Sie nochmals bitien,
zum Schiuf} zu kommen.

Abg. Kénig REP: Ja, sofort,

Thre Freiriume. die Sie schaffen wollen, miissen die Lehrer
ausfitllen. Wenn die Lehrer dberfordert sind — was ich vor-
hin schon aufgezeigt habe —,

{Abp, Dr. Weingfirtner SPD: Lassen Sie jhn sich
doch blamieren! — Gegenruf der Abg. Monika
Schnaitmann GRUNE)

ist die Schule letztendlich nur noch Spielwiese. Das darf
nicht sein. Die Schule muB dazu erziehen, daB die Men-
schen., die die Schule verlassen, thr Leben meistern kénnen,
Das kdnnen sie nicht, wenn sie in ihrer Kindheit und Ju-
gendzeit nur diskutiert haben. Da miissen auch Ergebnisse
sichtbur sein.

(Beifull bei den Republikanern — Abg. Rapp REP:
So 1st es!)

Sie miissen auch leistungsfihig und leistungsbereit sein. Das
kann die Schule der Zukunft sein,

(Zuruf des Abg. Drautz FDP/DVP)
aber nicht lhr Einheitsbrei.
(Brave! und Beifall bel den Republikanern)

Steliv. Prisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Frau Abg.
Schnaitmann,

Abg. Monika Schaaitmann GRUNE: Herr Prisident, meine
Damen und Herren! Anforderungen an ein zukunfissichern-
des Schulwesen, Bei diesem Titel stellt sich unweigerlich die
Frage: Wem soll Schule eigentlich Zukunft sichern? Der
Wirtschalt? Frel nach dem Motto: Nicht fiir die Schule ler-
nen wir, sondern fir den Wirtschaftsstandort. Der nachfol-
genden Generation? Dann wire dies cigentlich eine Debatte
um eine Skologische Schule. Den Politikerinnen und Politi-
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kern? Dann wiire dies der Versuch eines zweiten Anlaufs,
Schule zum Wahlkampfthema zu machen. Oder den Schiile-
rinnen und Schiilern? Dann befaBte sich die Debatte mit der
Frage, wie Schule erzieherisch und pidagogisch jener Ent-
wicklung begegnen konnte, nach der dic Lernprobleme der
Kinder und Jugendlichen zunehmend von deren Lebenspro-
blemen dberlagert werden.

Schin wiire es, stiinde letzteres, nimlich die Sorge, wie man
junge Menschen fir ihr Leben in Gegenwart und Zukunfi
stirken konnte, im Mittelpunkt, Der Titel spiegelt in seiner
Ungenauigkeit aber eher die Konzeptionslosigkeit der in die
Koalitionsrason eingebundenen SPD wieder denn einen
lingst iiberfalligen Aufbruch in die Bildungspolitik.

So darf es einen eigentlich gar nicht wundern, wenn drei
Jahre lang angekiindigt, dann aber aufgekindigt wird, Ver-
sprechen gemacht, dann aber gebrochen werden, und zwar
von beiden Koalitionspartnern. Vom Bildungsstandort Ba-
den-Wiirttemberg ist die Rede, von unseren wertvollen Kin-
dern, von Schulemtwicklungsplanung und Autonomie, von
projektorientiertem Lernen und der ganzheitlichen Sicht des
Kindes. SchlieBlich will man die Schule neu denken. Doch
statt die Reform durchzufihren, verforn und zerformt man
die notwendigen Schritte. Schule neu denken verkommt der-
weill zum pidagogischen Gassenhauer.

Auch Sie, Frau Ministerin. mochte ich an eine klare Aus-
sage lhrerseits erinnern, Im Desember 1991 sagtes Sie an-
1aBlich einer Fachtagung der GEW in Sindelfingen — ich zi-
tiere aus der Dokumentation —:

Sicher ist fir mich auf jeden Fall: Der Mulstab fitr die
Verinderung der Schule wird ber uns in Baden-Wiart-
temberg nicht durch Wirtschaftlichkeitsgutachien  ge-
setzt. Ich werde mich veliement dagegen wehren, Schule
ausschlieBlich unter wirtschaftlichen Gesichispunkien su
beurteilen. Demgegeniber muB ganz dringend  das
Tmage der Schule verbessert werden,

Inzwischen wird die Schule ausschhieBlich unter wirtschaftli-
chen Gesichtspunkten untersucht,

{Widerspruch bei der SPD — Abg. Winuruff SPD:
Das ist absolut nicht wahe!)

Und das — nun an die Adresse der SPD — haben Sie mit-
zutragen. Wo blieb denn Thre Handschrift, als mun die rein
an wirtschaftlichen Gesichtspunkten orientierte Aufgabenbe-
schreibung an die Kienbuum-Unternehimensberatung formu-
lierte? Ich habe weder eine entsprechende Pressemeldung
vernommen, noch einen Antrag von Ihrer Seite gelesen, den
Auftrag um die dringend gebotenen pidagogischen Aspekte
Zu erweitern,

{Abg, Zeller SPD: Wir machen nicht alles Gber An-
trige und Presse!)

Nun stehen wir vor der Situation, dalB wir in wemgen Mo-
naten ein Gutachten haben werden, das eben nicht die
Strukturen der Schulverwaltung und der Schulorganisation
systematisch dberpriift,

{Abg. Zeller SPD: Es gibt noch andere Mdglichkei-
ten, Frau Kollegin'}
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{Monika Schraitmann)

sondern diese lediglich an einigen Punkten untersucht, die zu-
nichst willkiirlich erscheinen, aber von der Landesregierung
mit Bedacht gewiihlt wurden, um eigentliche Vorhaben zu le-
gitimieren, zum Beispiel die Rilckkehr zum Klassenverband
in der gymnasialen Oberstufe, die Infragestellung von Férder-
klassen und das Lehrerprogramm fiir die Weiterbildung,

Es werden auch nicht die Kosten des dreigliedrigen Schulsy-
stems Uberprift, das von der Mér der wohnortnahen Haupt-
schule lebt, obwohl 80 % der Schulen dieser Schulart nicht
mehr ihre pidagogischen Standards erfiillen und zwei Drittel
aller Schilerinnen und Schiller in andere weiterfiihrende
Schulen gehen,

Die SPD wird nicht um die Frage herumkommen, wie sie
dies den Biirgerinnen und Blirgern eigentlich verkaufen will.
Entweder milssen Sie ¢hrlich zugeben, daB Sie mitgeholfen
haben, mit einem Gutachten 2 Millionen DM in den Sand
zu setzen, oder Sie halten sich an die Untersuchungsergeb-
nisse, aber dann ist aufgrund der Auftragsformulierung
Schulreform nicht méglich.

(Abg. Wintruff SPD: Jetzt warten Sie doch erst ein-
mal ab, was dabel herauskommt!)

[m nichtéffentlich tagenden FinanzausschuB kann man treff-
lich sehen und héren, was von den Koalitiondren 1996 zu
erwarten ist. Denn dort verkiinden die ¢inen, mit der Erho-
hung der Klassenfrequenzen und der Lehrerdeputate habe
man die Situation im Griff, und rein rechnerisch haut das ja
auch hin, Die anderen verweigern sich jedem innovativen
Vorschlag mit dem Hinweis auf das zu erwartende Gutach-
ten.

Durchsetzungsfahigkeit erreicht aber nicht, wer Sonntagsre-
den mit der Uberschrifi »Anforderungen an ein zukunftssi-
cherndes Schulsystem® hiilt und Kinder besonders in Wahl-
kampfzeiten als ,,unser Wertvolistes™ erachtet,

(Abg. Zeller SPD: Das ist doch ein dummes Ge-
schwitzl)

dann aber die finanziellen Aufwendungen der Bildung als
Kosten und eben nicht als Investition in den Rechnungsbii-
chern fihrt.

(Abg. Zeller SPD: Das ist doch Oppositionsblabla!
— Gegenruf des Abg, Pfister FDP/DVP: Jetzt hast
du aber eine gekriegt!)

Wenn man Bildung als Standortfaktor ernst nimmt, miiBte
darin gerade in Krisenzeiten investiert werden. Anstatt Mil-
lionen in obskure betriebswirtschaftliche Gutachten zu pum-
pen, um sich gegen die Lehrergewerkschaften zu munitionie-
ren, hitte man besser in eine Kampagne fiir das Anschen
des Lehrerberufs und die Bedeutung der Bildung investiert.

Natiirlich muB in der Schule nach einer verniinftigen Mittel-
Zweck-Relation, also nach Effizienz, gefragt werden, nach
dem Verhiltnis dessen, was man in Schule investiert, und
dem, was Kinder und Jugendliche tatsdchlich fiir ihre Per-
sonlichkeitsentwicklung dort lernen, nach den Kompetenzen,
die sic erwerben, und dem Wissen, das sie wirklich brau-
chen.

(Abg. Wintrufl SPD: Na alsol)

Letztlich waren die Chancen noch nie so groB, Schulreform
aufl eine breite Basis zu stellen, sind es doch gerade die Si-
gnale aus der Wirtschaft unter dem Stichwort ,,Schliisselqua-
lifikationen®, also Sach-, Methoden- und Fachkompetenz,
die an reformpadagogische Forderungen der sechziger und
siebziger Jahre ankniipfen.

(Abg. Zeller SPD: Sie haben gut aufgepaBt!)

Das sind Forderungen, die allerdings in Baden-Wiirttemberg
auf das strdflichste ignoriert wurden. Hier werden die Kin-
der und Jugendlichen von heute in einem Schulsystem von
gestern den Anforderungen von morgen ausgeliefert. Hier
werden nach wie vor die alte Lernschule und ein veraltetes
System aufrechterhalten, in dem alles zentral gesteuert, gere-
gelt, geprift, beurteilt wird. In der Tat, kein Wirtschaftshe-
trieb kdnnte sich dies leisten. Eine Schule aber, die sich ei-
ner verinderten Kindheit und Jugend, einer geinderten
Geselischaft und Wirtschaft stellt, braucht andere Antwor-
ten.

{Glocke des Prisidenten)

Stelly. Prasident Dr. Geisel: Frau Abg. Schnaitmann, ich
mul} Sie bitten, zum SchluB zu kommen.

Abg. Monika Schnaitmann GRUNE: Ja, gleich.

Beide Koalitionspartner sind bislang nicht in der Lage, diese
Antworten (berzeugend und durchdacht zu geben.

(Abg. Wintruff SPD: Und Ihre Antwort?)

Auf eine Anfrage meiner Fraktion nach neucn Arbeitsreit-
modellen antwortet das Kultusministerium: Weitere Uberle-
gungen werden nicht angestellt,

Treftlicher kann die Bildungspolitik dieses Landes in der Tat
nicht beschrieben werden.

{Beifall bet Abgeordneten der GRUNEN — Abg.

Wintruff SPD: Aber die Antwort hat gefehlt! —

Gegenruf der Abg. Monika Schnaitmann GRUNE:
Die kommt in der zweiten Runde!)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Herrn
Abg, Pfister.

Abg. Pfister FDP/DVP: Herr Prisident, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! [ch will in einem Punkt der Kolle-
gin Schnaitmann widersprechen, auch wenn ich das ungern
tue. Ich glaube nicht, daB man im Land Baden-Wiirttemberg
sagen kann, dal die Aufgabe der Schule und der Bildungs-
politik ausschlieBlich in der Orienticrung an der Befriedi-
gung wirtschaftlicher Interessen liegt.

Fir mich — und ich denke, fiir uns alle — ist klar, dal} Bil-
dung zwei Aufgaben hat. Erstens ist und bleibt Bildung ein
Wert an sich. Bildung mul} dazu beitragen, dall Menschen in
unserem Land ein eigenverantwortliches Leben fihren kon-
nen. Das ist die vornehmste Aufgabe von Schule und von
Bildung {iberhaupt.

Aber natiirlich ist klar, daB darfiber hinaus Schule und Bil-
dung auch die Aufgabe haben miissen — ich will den Begriff
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aus Zeitgriinden nennen -, den berithmten Wirtschafis-
standort Baden-Wiirttemberg zu sichern, auch in Zukunfi.

Beide Dinge gehdren zusammen, sind zwei Seiten ein und
derselben Medaille,

{Abg. Drautz FDP/DVP und Abg. Wintruff SPD:
Ganz richtig!)

Nun stellt Franz Wieser fest, daB zur Erreichung dieser
Ziele die Landesregierung in zwei Punkten Fortschritte er-
zielt habe.

(Abg. Wieser CDU: Ja!)

Er nennt die Reform der Hauptschule und die Lehrplanre-
vision,

Ich habe, was die Hauptschule angeht, immer zu denen ge-
hort, die gesagt haben: Die Mdglichkeit eines mittleren Bil-
dungsabschlusses, eines freiwilligen zehnten Schuljahrs, ist
ein Fortschrity, ist fiir die Hauptschulen als Chance zu ver-
stehen. Aber auch in Zukunft, Herr Kollege Wieser, ist Tat-
sache, daB Hauptschule fiir 80 % der dortigen Schiler ge-
macht wird und nicht nur fiir die 20 %, die diesen mittleren
Abschlull machen.

{Abg. Wieser CDU meldet sich zu einer Zwischen-
frage.)

— Augenblick. Ich darf den Satz zu Ende bringen.

{Abg. Wintruff SPD: [hre Rechnung stimmt nicht,
Herr Pfister!)

Das heiBt, daB auch in Zukunft gewihrleistet sein muB, daB
zum Beispiel erweiterte Bildungsangebote durchgefiihrt wer-
den, Erginzungsangebote, Sprachstiitzkurse fir Ausstedler-
kinder, wenn Sprachdefizite vorliegen.

Wenn jetzt sogar die Frau Ministerin sagt, daB genau diese
Angebote, die fiir die Hauptschule typisch sind und einmal
Bestandteil der Reform in den achtziger Jahren waren, jetzt
auf Null oder fast auf Null zuriickgefithrt werden, dann muB
ich sagen: Dies ist ein Armutszeugnis fiir die Hauptschulpo-
litik dieses Landes. Das hat mit einer Stitzung der Haupt-
schulen, wie Sie sie beschrieben haben, nichts, aber auch
tiberhaupt nichts zu tun, ‘

(Glocke des Priasidenten)

Stellv. Prasident Dr. Geisel: Gestatten Sie jetzt eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abg. Wieser?

Abg. Pfister FDP/DVP: Germn.
Stellv, Prasident Dr. Geisel: Bitte, Herr Abg. Wieser,

Abg. Wieser CDU: Herr Kollege Pfister, ist Thnen bekannt,
daB gerade durch das zehnte Schuljahr und die Vorbereitung
darauf in Deutsch, in Mathematik und in Englisch zusitzli-
che Kurse angeboten werden, an denen ein GroBteil der
Schiiler teilnimmt, die nachher nicht das zehnte Schuljahr
absolvieren, aber dadurch eine Férderung erfahren? Wissen
Sie, daB dadurch, daB die zwei Gruppen getrennt werden,
den schwiicheren Schiilern Stiitze und zusétzliche pidagogi-
sche Hilfe gegeben werden kann?
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(Abg. Drautz FDP/DVP: Das ist schon fast eine
Rede!)

Stelly, Prasident Dr. Geiscl: Bitte, Herr Abg. Pfister,

Abg. Pfister FDP/DVP: Herr Kollege Wieser, Fakt ist — da
kénnen Sie sich bei der Frau Kuitusministerin erkundigen
—, daf} wir in der Zwischenzeit eine Situation haben, in der
genau die fiir die Hauptschule typischen Angebote — ich
wiederhole: erweitertes Bildungsangebot, Erginzungsunter-
richt — praktisch auf Null zuriickgehen. Das ist schade.

Ich will damit nur sagen: Es kann nicht sein, du wir ein
Prestigeobjekt an der Hauptschule machen, in das nun aile
Mittel hineingelenkt werden, aber fir die restlichen 80 % der
Schiiler an der Hauptschule keine gute Schule machen. Das
ist ein MiBverhilitnis, und so kann eine Reform der Haupt-
schule nicht aussehen. Da mache ich ein groBes Fragezei-
chen.

Ich mache ubrigens auch ein Fragezeichen hinter die Lehr-
planrevision. Ob diese Lehrplanrevision eines Tages ein Er-
folg sein wird, werden wir erst noch abwarten milssen. Die
Ziele, die formuliert worden sind, sind groBartig. Vernetztes
Denken, Teamfdhigkeit, soziales Lernen, diese Schliisselqua-
lifikationen sind wichtig. Das sind moderne und richtige
Lernziele.

Aber meine These ist, meine Damen und Herren — und ich
glaube, Sie konnen mir da nicht widersprechen —, dal} wir
diese modernen Lernziele, diese Schliisselqualifikationen nur
dann werden umsetzen konnen, wenn als Voraussetzung ei-
ner inneren Schulreform — und jetzt komme ich auf das,
was Kollege Zeller angesprochen hat — auch eine zumindest
befriedigende Unterrichtsorganisation, das heiit Unter-
richtsversorgung, gewihrleistet ist. Eine zumindest befriedi-
gende Unterrichtsversorgung ist Yoraussetzung, um diese in-
nere Reform der Schule durchzusetzen. Da stehen wir nun
vor riesigen Problemen.

Meine Damen und Herren, Sie haben die Zahlen gehdrt. Es
geht bis zum Jahr 2015. Im Jahr 2005 wird der Hohepunki
der Schiilerbergentwicklung erreicht sein. Wir stehen da vor
riesigen Problemen.

Ich kann nur sagen: Wenn die SPD jetzt vorschldgt, bis zum
Jahr 2000 8000 zusitziiche Lehrer einzustellen, kdnnte
man dem bildungspolitisch insofern folgen, als auch die
Frau Ministerin sagt: ,Nur zur Erhaltung des Status quo —
nicht zu einer Verbesserung der Situation — sind pro Jahr
2000 zusitzliche Stellen notwendig.” I[nsofern ist das ja
auch richtig.

Nur, meine Damen und Herren: Wenn der Kollege Maurer
hier die Backen aufblist, hitte ich mir durchaus gewiinscht,

{Abg. Weimer SPD: Was?)

daB er seine Backen nicht bei einer Pressckonferenz, son-
dern im Zusammenhang mit den Beratungen des Doppel-
haushalts 1995/96 aufgeblasen hitte.

(Beifall bei Abgeordneten der Republikuner sowie
der Abg. Drautz FDP/DVP und Monika Schnait-
mann GRUNE)
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Mir kommt der Kollege Maurer da vor wie ein Tiger, der
bei der Landespressekonferenz gesprungen und hier im Par-
lament als Bettvorleger gelandet ist.

(Beifall des Abg. Drautz FDP/DVP — Lachen des
Abg. Wieser CDU — Abg. Weimer SPD: Schlech-
tes Bild!)

Ich will noch einen Gedanken, den der Kollege Zeller ange-
sprochen hat, aufgreifen. Ich gebe Thnen recht: Das, was
man als Autonomie der Schule — — Der Begriff gefillt mir
nicht. Ich wiirde auch lieber sagen: Der Versuch einer De-
zentralisierung von Aufgaben, der Versuch, Aufgaben még-
lichst schillernah zu erledigen, das heiBt auch mehr Frei-
raum flr die Schule, ist eine Mdglichkeit, um das Schulwe-
sen insgesamt leistungsfahiger zu machen. Das ist richtig.
Aber es gibt auch Moglichkeiten, durch eine solche Schaf-
fung von mehr Freirdumen dazu zu kommen, daB unter
Umstéinden auch Kosten eingespart werden kénnen oder,
besser gesagt, dafl die notwendigen Kapazititen an den Ort
des wichtigsten, des unmittelbaren Bedarfs gelenkt werden.

{Glocke des Prisidenten)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Herr Abgeordneter, ich mul3 Sie
bitten, zum SchiuB zu kommen.

Abg. Pfister FDP/DVP: Herr Prisident, ich komme zum
Ende,

Nehmen Sie einmal das Thema Schulverwaltungsreform.
Wenn Sie, was mdglich ist, versuchen, Aufgaben der Schul-
verwaltung zum Teil an die Schulen herunterzugeben — das
bedeutet nichts anderes als Dezentralisierung und damit
auch ein Stiick mehr Freiraum —, kdnnen Sie damit nicht
nur das Schulwesen, die Schule als solche leistungsfihiger
machen, sondern Sie werden moglicherweise auch noch ei-
nen Effekt, nimlich eine gewisse Verschlankung der Schul-
verwaltung, erreichen und damit Mittel (reischaufeln, um
den dringenden pddagogischen Bedarf entsprechend decken
zu kénnen,

(Abg. Zeller SPD: Sie haben es verstanden, Herr
Koilege?)

Diesen Zusammenhang mochte ich hier noch einmal aus-
driicklich ansprechen,

(Zuruf des Abg. Wintruff SPD)

Ich denke — das ist wirklich mein letzter Satz —, wenn wir
diese Herausforderung zur Schaffung und zur Verwirkli-
chung der inneren Schulreform bewiltigen wollen, miissen
wir zweierlel gleichzeitig tun: Wir miissen uns zum einen bei
zukiinftigen Haushaltsberatungen dazu durchringen, tatsich-
lich mehr Neustellen zu schaffen. Wir miissen zum anderen
aber auch, wenn wir glaubwiirdig bleiber wollen, in unserem
eigenen Bereich versuchen,

(Abg. Wintruff SPD: Das ist ein Schachtelsatz!)

gewissermalen Kapazititen herauszuschneiden, damit das
grole Ziel, die Unterrichtsversorgung, erreicht wird.

(Abg. Wintruff SPD: Der letzte Satz war ein
Schachtelsatz!)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich der Frau
Ministerin fiir Kultus und Sport.

(Zuruf des Abg. Alfred Haas CDU —~ Glocke des
Prisidenten)

— Ich darf um Ruhe bitten.

Ministerin fiir Kultus und Sport Dr. Marianne Schultz-Hece-
tor: Vielen Dank. - Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Es war die Rede von Leuten, die sich versiindigten.
Herr Zeller, ich wuBte gar nicht, daB konservative Bildungs-
politik etwas so Gefdhrliches ist.

Wenn Frau Schnaitmann meint, ich hiitte meine Seele an die
Wirtschaft verkauft, tauscht sie sich ebenfalls ganz gewaltig.
Aber was es heiBt, wenn die Wirtschaft nicht floriert, spiirt
der Kultusminister zuallererst. Das ist ja eine der groBen
Sorgen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Es ist schwer genug geworden, verantwortbare Lisungen in
Zeiten zu finden, in denen wir von der Schule fast das Un-
mogliche erwarten. Einerseits sind die Herausforderungen
im Bereich des Erzieherischen zu bewiltigen. Die Qualifizie-
rung fiir einen verdnderten Arbeitsmarkt erfordert vieles an
Intensitdt im Schulbereich, und wir haben immer ungiinsti-
ger werdende duBere Rahmenbedingungen zu iiberwinden.
Die Schiilerzahlen steigen; die Lehrerzahlen steigen auch,
aber nicht in dem MaBe, wie das wiinschenswert wiire. Jeder
von Thnen weiB das.

Ich meine, die Kennzeichen einer redlichen Bildungspelitik
in so schwierigen Zeiten liegen bei verantwortungsbewuBten,
zuverldssigen Lésungsansitzen. Kreativitdt ist gut, aber sie
entlastet uns nicht von griindlichem WNachdenken und
Durchdenken. Scheinbar optimale Ldsungsvorschlige gibt es
im Augenblick in groBer Vielfalt. Ob da immer die notwen-
dige Sorgfalt waltet, das frage ich mich ganz entschieden,
wenn ich mir das vor Augen halte, was im Augenblick alles
durch die Landschaflt schwirrt: der Angestellte oder der Be-
amte, Zweidrittelstellen, die wir vergeben sollen — sicher
eine verniinftige Losung flir Teilbereiche der Schule, um
mehr junge Lehrer in die Schule zu bringen; aber die Frage,
wie viele es sein sollen, muB schon sehr sorgfiltig bedacht
werden. Schaffen wir es mit Zweidrittelstellen, die Schulen
im ganzen Land zu versorgen? Schaffen wir das bei Mangel-
fichern? Was verdndern wir mit diesen Zweidrittelstellen?
Der Altersdurchschnitt wird sich, wenn wir durch alle Schul-
arten gehen, um 0,1 Jahre verringern, Ob wir mit diesem
Zweidrittelangebot immer die Besten bekommen, die wir ja
fir die Schule wiinschen, weil ich auch nicht. Deshalb
meine Antwort: Vorsicht und genaue Uberlegung, wo das
ein guter Weg fiir die Schule ist und wo nicht.

Aber jetzt haben wir ja seit heute neben den Zweidrittelstel-
len auch noch die Vierdrittellehrerstellen in der Diskussion.
Ieh muf} schon sagen, dieses Zauberwort Lebensarbeitszeit-
konten fir Lehrer 15st doch unsere Probleme nicht. Das ist
ein Wechsel auf die Zukunft. Ob ich Schulden im finanziel-
len Bereich mache oder ob ich mich mit Zeitquoten ver-
schulde, eingeldst werden mdissen die Dinge. Da frage ich
Sie nun ganz entschieden: Wer von lhnen kann garantieren,
daB wir in 10 oder 15 Jahren
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(Abg. Plister FDP/DVP: Oder in 30 Jahren bei der
Pension!)

diese Einldsung schaffen,

(Beifall bei der CDU, den GRUNEN und der
FDP/DVP)

nachdem wir doch gerade in Sachen Lehrerarbeitszeit fir
mehr als die Hilfte der Lehrer unsere Versprechen nicht ha-
ben einlésen kénnen?

(Abg., Wintruff SPD: Wer da klatscht, muB was

Besseres wissen! — Gegenruf des Abg. Wieser

CDU: thr macht doch nur Schulden bei den Leh-

rern! — Abg. Wintruff SPD: Wer was Besseres
weill, kann es hier sagen!)

— Dus werde ich gleich tun, wenn Sie sich wieder beruhigt
haben.

Ich gehe davon aus, duB die Lehrerinnen und Lehrer diese
Angebote itberhaupt nicht annehmen, denn wir haben beim
Thema Lehrerarbeitszeit Vertraven verspielt. Das wissen Sie
alle nur zu gut.

(Abg. Pfister FDP/DVP: So ist es!)
Ich stelle mich nicht mehr hin und mache Versprechungen,

(Abg. Pfister FDP/DVP: Die Sie nicht halten
kénnen')

die auBerordentlich fragwiirdig sind, was ihre Einldsung be-
trifft. Aber ich denke, meine Damen und Herren, diejeni-
gen, dic die Vorschlige gemacht haben, werden die Antwor-
ten von den Lehrerverbidnden in aller Deutlichkeit bekom-
men.

(Abg. Pfister FDP/DVP: Sind schon da! Ich habe
sie schon gelesen!)

Sie sind schon abgesetzt.

Wer hat denn einmal dariiber nachgedacht, daB auch die
Qualitdt des Unterrichts eine Rolle spielt, nicht nur die
Quantitit?

(Abg. Zeller SPD: Das habe ich wohl deutlich ge-
sagt!)

Wievicl Mehrarbeit kann ich denn auf ein volles Deputat
draufsatteln, von dem die groBe Mehrzahl der Lehrer meint,
es sei ohnedies eine Uberlastung? Ich empfehle also nachzu-
denken, ehe wir in der Offentlichkeit mit Billen spielen, die
wir gar nicht alle wieder auffangen konnen.

{Abg. Alfred Haas CDU: Der Herr Maurer ist jetzt
leider nicht dal}

Das Versprechen, 8 000 zusitzliche Stellen bis zum Jahr
2000 zu schaffen, wiirde jeden Kultusminister freuen, wenn
er die Hoffnung haben konnte, dall es auch eingehalten wer-
den kann. Es wird nicht eingehalten werden konnen. Was
tun wir denn, wenn wir solche Dinge in die Welt setzen?
Wir lberhohen Erwartungen, wir produzieren enttiuschie

4600

Hoffnungen. Es kommt zu Unsicherheit, und wir 16sen die
Probleme nicht befriedigend.

Da gibt es noch mehr Ratschlage, wie wir Ressourcen ein-
sparen konnen, zum Beispiel durch integrative Schulsysteme,
Es ist falsch, dal integrative Schulsysteme billiger seien als
differenzierte.

(Abg. Zeller SPD: Das ist doch nicht wahr!)

Mit der Wiederholung des Vorschlags im Zusammenhang
mit den Hauptschulen wird die Sache nicht richtiger. Es ist
unméglich, die Standorte zu erhalten, das Mal an differen-
zierter und begabungsgerechter Férderung zu bieten, das wir
bieten wollen, und gleichzeitig integrierte Systeme einzurich-
ten, die dann auch noch billiger sein sollen. Das stimmt so
nicht.

{Abg. Wintruff SPD: Siche Rheinland-Pfalz!)

Dann kommt der ndchste Vorschlag: die Verschlankung der
Verwaltung, Das klingt ja wunderbar. Ich will Sie nur auf ei-
nes aufmerksam machen: Je groBer die Vielfalt der Beschif-
tigungs- und Einstellungsmodalititen, desto groBer der Ver-
waltungsaufwand. Wer soll denn die Dinge noch beherr-
schen und mit ihnen arbeiten kdnnen? Wir sparen in der
Verwaltung im Augenblick 200 Stellen. Wir haben externe
Gutachter. Wir haben einen Rechnungshof, der uns beschei-
nigt hat, daB die Verwaltung mickrig sei. Sehr viel Zusitzli-
ches 148t sich da mit Sicherheit nicht mehr herausholen,

Ich bin fiberzeugt davon, daB wir realistisch, besonnen und
nachdenklich handeln miissen. Dieses Handeln wird sich in
drei Bereichen vollziehen.

Wir brauchen Neustetlen,
(Abg. Pfister FDP/DVE: Richtig!)

die wir mit AugenmaB schaffen miissen, keine utopischen
Forderungen, aber Neustellen.

(Abg. Pfister FDP/DVP: Richtig!)

Niedersachsen streicht im Moment jede zweite frei wer-
dende Lehrerstelle. Das wissen Sie auch.

(Abg. Pfister FDP/DVP: Wir leben ja Gott sei
Dank nicht in Niedersachsen!)

Das werden wir nicht tun, sondern wir werden in bestimm-
tem EJmfang Neustellen schaffen.

Dazu kommt — das ist unangenehm und unbequem —: Wir
miissen in bescheidenem MaB in Notzetten auch Eroili-
gungen und Vergiinstigungen einschranken, Verginstigun-
gen, die kein Luxus sind. Das weill ich auch. Aber ich bin
tiberzeugt davon, dalBl es richtig ist, maBvolle Abstriche von
der AliersermiBigung zu machen. Diejenigen, die mir da
vorschlagen, licber Kollege Wieser, mich doch erst einmal
vor den Sommerferien mit dem Kienbaum-Gutachten aus-
einanderzusetzen, iiberlegen nicht

(Zuruf des Abg. Wieser CDU)

— da brauche ich nicht Thr Redemanuskript, da brauche ich
nur in die Zeitung zu schauen oder in die Lehrerzeitung —,
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dal ich ja das Schuljahr mit tausend zusitzlichen Klassen
jetzt vorbereiten muB und nicht erst am Ende des Sommers.

Der dritte Weg, auf dem wir die Unterrichisversorgung si-
cherstellen milssen, sind die GruppengréBen und die Reduk-
tionen bei den GruppengréBen. Auch das ist nicht unbedingt
erfreulich. Da geht es nicht nur darum, einen Teil des Un-
terrichts, liebe Frau Schnaitmann, in der Oberstufe wieder
im Klassenverband abzuhalten, sondern es geht um sehr viel
differenziertere MaBnahmen, die alle nicht erfreulich sind.
Wenn ich GruppengréBen flir die Sprachenfolgen einfiihren
muf} und dhnliches, dann ist das sicher ein schwieriges Un-
terfangen.

Nur mit diesen drei MaBnahmen — Neustellen plus Einsam-
meln von ErméBigungen plus Festlegung von Mindestgré-
Ben — werden wir die Probleme einigermaBen bewiltigen
kénnen.

Damit aber kein MiBverstindnis aufkommt: Der Klassentei-
ler steht dabei nicht zur Disposition, Im Gegenteil, das ist
der einzige Weg, auf dem wir ihn halten kénnen.

In Zeiten wie den jetzigen reden wir natiirlich viel von der
Unterrichtsversorgung, von quantitativen Dingen im Zusam-
menhang mit Schule. Die qualitativen wiren eigentlich die
wichtigeren,

(Abg. Pfister FDP/DVP: Aber es gibt Zusammen-
hiinge! Das geben Sie zu!)

— Natiirlich. Es gibt Zusammenhinge, und ich gebe Ihnen
auch recht, Herr Pfister, wenn Sie sagen, die innere Schul-
reform, die wir cingeleitet haben, hinge natirlich vor einer
angemessenen Ausstattung der Schulen ab, was die Unter-
richtsversorgung betrifft.

(Abg. Pfister FDP/DVP: Richtig!)

Aber dariiber, daB wir Persdnlichkeitsbildung im Bereich
der Ratio und der ,,Emotio®, dall wir Werteerzichung, dal
wir facher(ibergreifendes Orientierungswissen vermitteln
missen und dall wir uns ganz intensiv um Schliisselqualifi-
kationen kiimmern miissen, weil die Jugendlichen sonst auch
die Anforderungen eines Arbeitsmarkts nicht bestehen wer-
den, ganz abgesehen von ihrer persdnlichen Lebensgestal-
tung, sind wir uns einig.

Ich meine, wir haben Vorbereitungen fiir eine verinderte
Lebens- und Arbeitswelt sehr wobl in der Schule anzulegen
versucht, und die Zukunft entscheidet sich hier in der Qua-
litdt der Inhalte.

DaB sich Verdnderungen bei 100000 Mitarbeitern und
4 000 Schulen nicht von heute auf morgen durchsetzen las-
sen, ist sicherlich jedem klar. Wir sind auf die guten Bei-
spiele angewiesen. Ich habe neulich vor lauter Ungeduld
auch einmal auf die Lehrer gescholten. Das werde ich nie
wieder tun,

{Abg. Pfister FDP/DVP: Mul auch nicht sein!)
weil das nichts bringt.

(Abg. Pfister FDP/DVP: So ist esl)

Es gibt genug gute, die man loben kann. Ich hoffe, da8 die
guten Beispiele ansteckend wirken.

Wir missen in den Schulen den Mut haben, die vorbande-
nen Freiriume zu nutzen. Dazu gibt es noch viele zusiitzli-
che Méglichkeiten. Ich rede immer von Jahresstunden und
nicht nur von Wochenstunden. Da sind wir uns einig, Herr
Zeller, Ich bin fiir mehr Flexibilitit und ein Ausloten von
neuen Mdoglichkeiten offen. Aber — das haben Sie schon
richtig vermutet — mir gefillt die Bezeichnung ,, Freiraum®
wesentlich besser als ,,Autonomie®.

(Abg. Zeller SPD: Es geht um die Inhalte, darum,
was damit gemeint ist!)

Lieber Herr Zeller, auch Sie wissen, da3 das Schlagwort von
der Schulautonomie nur zu oft in anderen Lindern — ich
will si¢ im Moment nicht benennen — als Mogelpackung
benutzt worden ist, um Defizite in der Lehrerversorgung in
die Verantwortung der Schule abzuschieben. Es ist fiir mich
keine Autonomie, den Leuten zu sagen: Wenn die Fachieh-
rer fiir dieses oder jenes fehlen, macht ihr halt hieber eine
Theater-AG,

Ich kann Thnen die Beispiele genau aufzihlen, und das MiB-
trauen bei der GEW ist auch schon erwacht,

(Abg, Zeller SPD: Und das heiBt etwas! — Abg.
Kdéder SPD: Das MiBtraven der GEW ist umfas-
send!)

was den Begriff der ,,Schulautonomie” und seine Anwen-
dung in Lindern, in denen Sie veranmtwortlich sind, im Au-
genblick betrifft.

(Abg. Zeller SPD: Ich beschreibe es nachher!)

Die Schulen kdnnen und sollen mehr Freirdume erproben,
mehr Mdglichkeiten zur Profilbildung ausloten, aber keine
Belicbigkeit einziehen lassen.

Ich bin dafiir, daB wir Lernchancen erhéhen. Aber ich bin
nicht dafiir, daB wir Leistungsherausforderungen eindim-
men. Ich bin auch nicht dafiir, daB wir auf eine Vergleich-
barkeit unserer Angebote verzichten oder auch auf eine Ver-
gleichbarkeit von Priifungsleistungen.

Meine Damen und Herren, wenn die Umfrage von Allens-
bach, die jetzt in allen Zeitungen so langsam in den Details
besprochen wird, recht hat, ist Bildungspolitik kein Thema
von Interesse fiir die Biirger dieses Landes. Das miissen wir
uns ganz niichtern klarmachen, auch diejenigen, die meinen,
das sei der groBe Wahlkampfhit, Davon gehe ich nicht aus.

(Abg. Pfister FDP/DVP: Das war nie so!)

Da gibt es 15 andere Themen, die von den Leuten fiir wich-
tiger gehalten werden.

(Abg. Weimer SPD: Genau! Pfingstmontag!)

Ob man sich dartiber freut oder ob man das bedauert, man
muB das hinnehmen.

Ich meine, wir haben Reformen auf der Grundlage von
Lehrplinen auf den Weg gebracht, um die uns alle anderen
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Bundeslinder beneiden, die Bayern offen, die Hessen hinter
vorgehaltener Hand.

Ich denke auch, daB wir auf dem Weg fortschreiten, den wir
eingeschlagen haben. Eine Bilanz liber die Kulturarbeit, iber
die Bildungspolitik in dieser Legislaturpericde, wird noch
nicht gezogen. Es gibt noch ein Jahr, das vor uns liegt. Ich
bin auf die Resullate nach diesem Jahr gespannt.

(Beifall bei der CDU und des Abg. Weimer SPD)

Stellv. Prisident Dr. Gelsel: In der zweiten Runde hat sich
als erster Herr Abg. Pfister gemeldet. Bitte.

(Unruhe)
Abg. Pfister FDP/DVP: Ich werde es ganz kurz machen.

Herr Prisident, meine Damen und Herren, ich wollte die
Frau Ministerin eigentlich nur in einem Punkt bestitigen
und ihr dann noch einen Rat geben.

Bestitigen mochte ich sie in folgendem Punkt: Wenn wir die
Unterrichtsversorgung gewdhrleisten wollen, und zwar nicht
nur heute, sondern auch im Jahr 2000 und im Jahr 2005,
dann bleiben wirklich nur die beiden Wege, die Sie, Frau
Ministerin, aufgezeichnet haben: auf der einen Seite neue
Stellen — dazu miissen wir uns bekennen — und auf der an-
deren Seite der Versuch, aus dem eigenen Beritt, also aus
dem eigenen Ministerium, etwas herauszuschneiden und in
den pidagogischen Bedarf zu lenken,

{Abg. Zeller SPD: Genau das haben wir gesagt!)
— Richtig.

Jetzt will ich Ihnen noch ein Beispiel nennen, weil wir auch
Beispiele nennen sollten, an denen man das klarmachen
kann. ich bin zum Beispiel der Meinung, daB das Thema
Lehrerfortbildung auch in der Zukunft ein wichtiges Thema
sein muB, Ich bin aber dezidiert der Meinung, dall in der
Zukunft Lehrerfortbildung auch in der sogenannten unter-
richtsfreien Zeit stattfinden kann und staitfinden muB.

(Beifall des Abg. Alfred Haas CI>U)

Voraussetzung dafiir ist, daB Sie die staatlichen Akademien
50, wie das im Augenblick in Calw gemacht wird, ein Stiick
weit flexibler machen, méglicherweise auch umwandeln, um
auf diese Art und Weise zu erreichen, dall diese Kapazitdten
auch an Wochenenden und auch in der unterrichtsfreien
Zeit zur VYerfigung stehen,

(Beifall des Abg. Alfred Haas CDU)

Ein konkreter Beitrag, Frau Ministerin, der, denke ich, in
die Richtung geht, in die auch Sie denken.

(Abg. Alfred Haas CDU: Genau das machen die
Lehrer nicht! Das ist das Problem')

— Ich glaube, wenn man dariiber redet, wird man da schon
zu Ergebnissen kommen.

Jetzt noch ein Rat, Frau Ministerin. Ich will jetzt nicht im
Detail Gber das Thema Zweidrittelstellen sprechen, sondern
Sie nur darauf aufmerksam machen, daB dem Landtag am
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9. Februar der Entwurf eines Gesetzes tiber die Feststellung
des Staatshaushaltsplans zur Beratung vorliegt. Wenn Sie
sich diesen Entwurf anschauen, werden Sie zu IThrer groBen
Uberraschung feststellen, da8 bei der Frage der Zweidrittel-
lehrer weder festgehalten ist, wie lange dieser Status des
Zweidrittellehrers andauern soll, noch festgehalten ist, ob
hinterher eine Umwandlung in ein Beamtenverhiltnis statt-
finden soll. Ich halte dies, falls dies verabschiedet werden
sollte, fUr eine Irrefiihrung des Parlaments. Das ist in dieser
Form nicht abstimmungsfahig. Ich bitie Sie dringend, Frau
Ministerin, dafiir zu sorgen — Sie haben in dieser Frage ja
ghnliche Sorgen wie ich —. daB diese Geschichte im Staats-
haushaltsgesetz bis zur Verabschiedung in Ordnung gebracht
wird.

(Beifall des Abg. Drautz FDP/DVP)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Das Wort erteile jch Fraun Abg,
Schnaitmann.

Abg. Monika Schnaitmann GRUNE: Herr Prisident. meine
Damen und Herren! Ich will zunichst ein Millverstindnis
klaren. Ich habe lediglich bei der Uberschrift .Zukunftssi-
cherndes Schulwesen® die Frage gestellt, wem die Schule ei-
gentlich die Zukunft sichern soll. Da gab es vier Moglichkei-
ten, unter anderem die Wirtschuft,

Frau Ministerin, an Sie habe ich eigenthich die Frage ge-
stellt, wie Sie sich zu dieser Aussage bei der GEW stellen,
eine Schule nicht unter rein wirtschaftlichen Gesichispunk-
ten untersuchen lassen zu wollen, Den Vorwurf, die Schule
wiirde Kinder und Jugendliche fiir die Wirtschaft vorberei-
ten, habe ich nicht gemacht, sondern ich habe day Kien-
baum-Gutachten in der Art und Weise, wie es formuliert ist,
als rein unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten formuliertes
Gutachten betrachtet. Da mag die SPD dagegenreden oder
machen, was sie will, das ist einfach so. Geben Sie doch die
Auftragsformulierung einmal einem Professor Flitner oder
einem Professor Klemm. Die sagen Ihnen das auch, und
zwar weil es in den pidagogischen Rahmenbedingungen die-
ses Bundeslandes formuliert ist und nichis anderes. Das
heilit also, solche Dinge wie zentrale Prufungen, die Kosten
der zentralen Priifungen beispielsweise oder cin Vergleich
der Dreigliedrigkeit werden nicht abgefragt. Wenn Sie sa-
gen, das sei nicht billiger, warum geben Sie es dann nicht in
Auftrag? Sie wilren in einer stirkeren Position, wenn Kien-
baum herausfinde, die Dreigliedrigkeit sei das Billigste,
Aber kein Mensch prift das nach, wetl es micht im Auftrag
steht.

Bei der gymnasialen Oberstufe wird beispielsweise (ber-
haupt nicht Gberpriift, ob es nicht andere Formen der gym-
nasialen Oberstufe gibt. Es wird nur der Vergleich mit den
Klassen 5 bis 11 und den Klassen 12 bis 13 angestellt, Ein
anderer Vergleich wird nicht gemacht. Da gibt es beispicls-
weise Modelle von Professor Frommer. der bier schon bei
der Anhérung zur gymnasialen Oberstufe referiert hat und
der gute Modelle entworfen hat. Aber das ist nicht Gegen-
stand des Gutachtens. Oder: Ein Verhilinis zu den Schulen
in freier Tragerschaft ist nicht Gegenstand des Gutachtens,

Darum sage ich: Sie miissen mit diesem Gutachten leben,
und mit dem ist keine Schulreform zu machen.
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Dann sage ich noch etwas zum Verspielen von Vertrauen.
Es geht nicht nur um DeputatsermiBigungen und Verspre-
chen zur Arbeitszeitverkiirzung. Vertrauen kann man auch
anderweitig verspielen.

Ich war am Wochenende in Bad Boll. Da gab es eine Ta-
gung ,,Summerhill und danach®. Es wurden verschiedene
Schulprojekte — Jena-Plan, Montessori, Gordonstoun,
Marchtaler-Plan — vorgestellt. 200 Lehrerinnen und Lehrer
waren dort, Einer gleich groBen Zahl muBite abgesagt wer-
den. Das Kultusministerium hat sich mit keiner Person blik-
ken lassen. Da war eine ungeheure Aufbruchs- und Hoff-
nungsstimmung, Dinge umzuscizen, die diese Schulen ver-
mitteln. Was aber immer wieder herauskam: die Enge, die
das Kultusministerium vermittelt, das Kimpfen gegen ein
Ministerium, das neue Wege nicht zulidBit. Da verspielen Sie
noch wesentlich mehr Vertrauen als beispielsweise mit dem
Nichteinldsen des Versprechens einer Arbeitszeitverkiirzung,

(Beifall bei den GRUNEN)

Ich bin vorhin als letztes gefragt worden, wie ich Schulre-
form sehe. Eine solche Schule, die sich diese Lehrerinnen
und Lehrer in Bad Boll und viele andere wiinschen, braucht
keinen Leistungskull, sondern eine Eeistungskultur. Sie
braucht piidagogische Selbstindigkeit und weite Rahmenbe-
dingungen anstatt zentrales ministerielles Alles-iiber-sinen-
Kamm-Scheren. Sie braucht gemeinsam entwickelte Lebens-
formen, also Schulkultur, anstatt 45-Minuten-Takt, Ficher-
kanon und zentrale Priifungen.

{Abg. Pfister FDP/DVP: Langsamer! — Abg. Wie-
ser CDU: Wir verstehen es nicht!)

Sie braucht neue Unterrichtsformen und nicht detailliertes
Vorschreiben, was wann und wie oft gemacht werden muB.
Sie braucht vor allem Beratung im Sinne einer, formativen
Evaluation anstatt einer Beratung der gesamten Schule mit
ihrem Profil als Einzelbeurteilung und Zielformulierungen.

(Abg. Alfred Haas CDU: Holen Sie mal Luft!)

Da braucht sie in der Tat die Reform der Schulverwaltung,
aber nicht, um 2 000 oder 3 000 Lehrerstellen zu gewinnen.
Da bekommt man héchstens 500 heraus. Wir haben in den
Haushaltsberatungen vorgemacht, wie das geht.

(Zurufe der Abg. Pfister FDP/DVP und Rapp
REP)

Wir brauchen eine Schulverwaltung, die helfend und for-
dernd die Lernfihigkeit der Schule als System iiberschaut
und berdt. Das schaffen Sie mit dem Kienbaum-Gutachten
nicht.

(Abg. Deuschle REP: Kann man das nicht ab-
schalten?)

Das wird die Situation sein, daB3 Sie da ein 2 Millionen DM
teures Gutachten haben, mit dem Sie iiberhaupt nichts ma-
chen kénnen und Ihre ganzen guten Ideen nicht umsetzen
kdnnen. \

(Beifall bei den GRUNEN — Abg. Rapp REP:

Frau Kollegin, sparen Sie ein biichen von Ihrer

Energie! — Gegenruf der Abg. Monika Schnait-
mann GRITNE)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Wieser,

(Zuruf)

Abg. Wieser CDU: Das ist doch ein groBer Vorteil, Herr
Kollege.

Herr Prisident, meine sehr geebrten Damen und Herren!
Ich will nur einen Satz zu Ihnen sagen, Herr Kollege Pfister.
Wenn Sie Verwaltung nach unten geben, dann entbiirokrati-
sieren Sie vielleicht die Verwaltung, biirokratisieren aber die
Schule.

(Abg. Zeller SPD: Nein, nein! Nicht, wenn man es
richtig macht!)

Heute klagen die meisten Schulleitungen und Lehrer {iber zu
viele Verwaltungsaufgaben.

(Abg. Zeller SPD: Weil zuviel Verwaltung vorge-
schricben wird!)

Jetzt komme ich zu dem Thema Autonomie. Diesen Begriff
mochte ich aus ganz bestimmiten Griinden nicht benutzen;
denp in einem Schulsystem, das einer so vielfiltigen Wirk-
lichkeit begegnet, miissen Kinder Lerninhalte und Ab-
schlilsse haben, die sie spiter auch in einem aufbauenden
System — ob das in Fachschulen, Meisterschulen, Berufs-
akademien, Fachhochschulen oder in vielen anderen Weiter-
bildungseinrichiungen ist — nutzen kdnnen, und da muB
VerlalBlichkeit garantiert sein. Wenn wir Freiraum und Ver-
antwortung in den Schulen stirken wollen, dann werden wir
einen Kernbereich definieren miissen, auf den VerlaB ist.
Genau das wollen wir mit der reformierten Oberstufe im
Gymnasium schaffen. Darum herum missen wir einen Kiir-
bereich definieren, in dem die Schule Gestaltungsspielraum
bekommt. Dann, meine ich, kdnnen wir mit dieser Reform,
die die Vergleichbarkeit sicherstellt, wie die Ministerin sagt,
und die Giitestandards in den Kernbereichen zentral und in
den anderen Bereichen schulbezogen definiert, weiterkom-
men. Ich meine schon, dall wir dieses Thema griindlich mit-
einander diskutieren sollten; denn es ist ganz klar, daB eine
Schulpidagogik unter den besonderen Verhilinissen, die wir
jetzt haben — 45-Minuten-Takt und Vorschreibung aller In-
halte —, nicht alle werden steuern kdnnen.

Ich komme zu einem zweiten Punkt. Die Ministerin hat von
den Zweidrittelangeboten gesprochen und hat die sehr kriti-
siert. So habe ich es zumindest verstanden. Ich denke, in ei-
ner Zeit mit einem Arbeitsmarkt, in dem auch hochqualifi-
zierte Diplomingenieure und andere Akademiker keinen
Arbeitsplatz bekommen, mull alles getan werden, um mit
den bestehenden Mitteln mehr junge Menschen in Arbeits-
verhiltnisse zu bringen. Das ist der eine Punkt.

Der andere Punkt ist das Thema Verjiingung in den Kolle-
gien, zum Beispiel besonders im Gymnasium oder in der
Realschule, wo fast keine Einstellungschancen da sind. Da
miissen wir einfach ein Angebot machen.

(Abg. Pfister FDP/DVP: 0,1 Jahre! Wir haben es
gehort!)

~ Das ist doch der Schritt. Kennen Sie keine Gymnasien,
Herr Pfister, in denen immer wieder gesagt wird, seit
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15 Jahren sei noch kein junger Kollege hinzugekommen?
Das ist natlirlich ein Weg fur junge Kolleginnen oder Kol-
legen. Gehen Sie in die Seminare, in denen niemand mehr
eingestellt werden kann,

(Abg. Plister FDP/DVP: Das ist eine Frage der
Stellen!)

Wenn wir mit dieser MalBnahme zusdtzlich 1 000 Personen
einen Einstieg in das Berufsleben bieten, dann ist das etwas,
Wenn das alle Firmen in Baden-Wirttemberg machten, hit-
ten wir eine andere Lage am Arbeitsmarkt.

Bedauerlicherweise kdnnen nach dem geltenden Beamiten-
recht Beamte nicht in Teilzeitarbeitsverhiltnissen angestellt
werden. DaB das mit dem Beamtenrecht nicht geht, bedaure
ich. Deswegen wire es sicher einmal gut, wenn die Regie-
rung in diesemn Bereich eine Novellierung des Beamtenrechis
anstreben wiirde. Das ist ein Bundesgesetz. Es wiire schin,
wenn eine groBe Koalition auch so etwas durchsetzen wiir-
de. Wir brauchen nimlich im Bundestag und im Bundesrat
eine Zweidrittelmehrheit.

Jetzt komme ich zur Flexibilisierung der Lehrerarbeitszeit.
Meine Fraktion hat dazu eine Anhérung durchgefihrt. Wir
sind sehr daran interessiert, die Bedirfnisse der Lehrer und
die Notwendigkeiten der Schule besser miteinander zu ver-
kniipfen, Es ist die Frage, wie ich auf der Zeitachse vorgehe,
Wenn das innethalb von ein oder zwel Jahren ausgeglichen
werden soll, stimme ich zu, Aber Zeitschulden #ber 10,
20 Jahre zu machen, da habe ich meine Skepsis.

{Abg. Pfister FDP/DVP: Ich auch! — Abg. Hackl
GRUNE: Aber Sie nehmen doch auch einen Kredit
fiir ein Hausle aufl)

— Ja sicher. Aber dann nehme ich den Kredit gleich in den
Staatshaushalt auf und mache nicht Schulden bei meinen ei-
genen Mitarbeitern,

Zweiter Punkt

(Dem Redner wird das Ende seiner Redezeit ange-
zeigt.)

— Herr Prisident, erlauben Sie diese zwel Sdtze noch —:
Wenn ich sage, junge Kolleginnen und Kollegen sollten lin-
ger arbeiten, dann sollte es nicht so sein, dal} sie als 28jih-
rige 1 500 DM weniger verdienen als eine Kollegin oder ein
Kollege mit 55 Jahren und dafiir auch noch ldnger arbeiten
Wdiirfen®. Ich bin sehr dafiir, daB junge Leute mehr Arbeits-
zeil (ibernehmen. Dann miissen aber im Rahmen einer No-
vellierung des Beamtenrechts die Dienstaltersstufen so ver-
indert werden, dall das Geld mit der Arbeitsleistung in einer
Proportion steht,

(Abg. Pfister FDP/DVP meldet sich zu einer Zwi-
schenfrage.)

— Ernst, der Herr Prilsident erlaubt es mir nicht; ich erklire
es dir nachher.

{Abg. Pfister FDP/DVP: Danke!)
Danke schon.

{Beifall bei Abgeordneten der CDU}
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Stellv. Prisident Dr. Geisel: Das Worl erteile ich Herrn
Abg. Zeller.

Abg. Zeller SPD: Herr Prisident, meine Damen und Her-
ren! Hitten Sie genau zugehdrt — ich habe den Eindruck,
weder der Kollege Pfister noch andere haben hier richtig zu-
gehort —, hitten Sie vernommen, daB ich davon gesprochen
habe, daB wir 8 000 neue Deputate brauchen. Diese Depu-
tate erhalten wir zum einen durch strukiurelle MaBnahmen,
die ich kurz skizziert habe, und zum anderen durch die
Schaffung neuer Stellen. Nichts anderes, Frau Ministerin,
habe ich hier vorgetragen. Deswegen kann ich gar nicht ver-
stehen. daB Sie hier von Unseriositdt sprechen und dies kri-
tisieren.

{Abg. Pfister FDP/DVP: Da verstehe ich nicht,
warum Sie dann bei den Haushaltsberatungen nicht
aktiv geworden sind!)

Ich kann das nicht nachvollziehen, Vielleicht kénnen Sie mir
das irgendwann einmal erldutern.

(Abg. Pfister FDP/DVP: Warum haben Sic das
nicht alles bei den Haushaltsberatungen umgesetzt,
wo es hingehort?)

— Herr Kollege Pfister, wir sprechen iiber den Zeitraum bis
zum Jahr 2000. Zukunft geht bei uns dber das Jahr 1996
hinaus.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der CDU)

Wir gehen davon aus, daBl wir heute schon ein Konzept bis
zum Jahr 2000 entwickeln miissen. Damit kdnnen wir nicht
erst 1996 beginnen. Das mag vielleicht fiir Sie zutreffen,
aber nicht fiir uns.

(Abg. Weimer SPD: Bei der FDP/DVP geht 19%6
die Zukunft zu Ende!}

Wir miissen uns heute schon Gedanken tiber eine Fille von
MaBnahmen machen, Es wird nicht die eine Antwort geben.
Das wird nicht méglich sein.

Ich habe lhrer Antwort — Frau Ministerin, lassen Ste mich
das kritisch sagen — nicht entnchmen kdnnen, was Sie nun
tatsdchlich wollen, Sie haben durchaus einige Vorstellungen
— ich wollte sagen: nebulds — im groBen Umfeld vorgetra-
gen; konkret geworden sind Sie aber nicht. Sie sind konkret
geworden in der Antwort auf unsere GroBe Anfrage, als Sie
zum Ausdruck brachten, daBl wir 1 800 neue Lehrerstellen
brauchen. Das ist eine konkrete Zahl. Wie Sie darauf reagie-
ren bzw. was Sie unternehmen wollen, wenn Sie die Lehrer-
stellen nicht bekommen, habe ich zumindest heute und bis-
lang nicht vernommen.

Unser Debattenbeitrag heute soll dazu dienen, Ideen und
Vorschlige zu entwickeln. Ein wichtiger Vorschlag — ich
sage das nochmals — sind diese 8 000 zusitzlichen Deputa-
te, die wir brauchen. Ich bitte Sie, jetzt einmal digse Frage
offen anzugehen und nicht von vornherein zu blocken und
zu sagen, das sei etwas, was Sie nicht machen wollten. Ich
bitte einmal, bildungspolitisch offener zu diskutieren. Wenn
eine Stadt wie Ravensburg ein Gutachten »ur Schulentwick-
lungsplanung in Aufirag gegeben hat und dieses Gutachten
nachweislich feststellt, daB der Schulirdger an den Schulriu-
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men sparen kann und gleichzeitig durch etne Neustrukturie-
rung, indem man die Hauptschule durch eine sogenannte
Mittelstufe, durch eine Sekundarstufe, entsprechend aufwer-
tet, sogar Kosten gespart werden kdnnen, dann will ich wis-
sen, weshalb es hier jemanden gibt, der gegen solche ver-
ndnftige Vorschlige ist.

(Beifall bei der SPD und der Abg. Monika Schnait-
mann GRUNE)

Wer ideologische Scheuklappen hat, sollte die meiner Mei-
nung nach endlich ablegen.

Es geht darum, unseren Kindern ein verniinftiges Angebot
zu machen, ein tragfdhiges Konzept zu entwickeln, das
wohnortnzah 1st, damit sie gute Abschliisse machen kdnnen.
Da miissen solche Dinge auf den Priifstand. Es darf nicht so
sein, dafl man etwas, weil man es bisher anders gemacht hat,
nicht zulaBt. Das sind die entscheidenden Punkte.

Im ibrigen an all diejenigen, die hier gerade geklatscht ha-
ben, als kritisiert wurde, im Zweidrittelarbeitsverhiltnis ein-
zustellen; Ich bin froh, daB sich auch Herr Qettinger der
Meinung von Herrn Maurer angeschlossen hat,

{Abg. Weimer SPD: So ist esl)

denn er hat erkannt, worum es geht und wie man kiinftig
Probleme [8sen kann. Diese Zweidrittellésung wird natiirlich
keine Dauerldsung sein, aber wir miissen doch Ideen haben,
wir miissen doch Antworten finden und kdnnen nicht bei ir-
gendwelchen plakativen AuBerungen stehenbleiben.

Lassen Sie mich auch noch — weil das doch eine Rolle ge-
spielt hat — etwas zur Autonomie sagen. Ich hange nicht
am Begriff. Ich mdchte inhaltlich darlegen, was wir meinen.
Weshalb sollen die einzelnen Schulen nicht eine Okononu-
sche Autonomie erhalten, also eine globale Mittelzuweisung?
Ich weil, daf da natlrlich zundchst die Schultriger gefor-
dert sind.

(Abg. Wieser CDU: Schultriger! So ist es!)

All denjenigen, die jetzt Bedenken haben, méchte ich emp-
fehlen, einmal ein wenig {iber Baden-Wiirtiemberg hinauszu-
blicken.

Genauso bedeutend, wenn nicht sogar wichtiger wird die or-
ganisatorische Autonomie der Schule sein — oder nennen
wir es Freiraum, wenn Sie das so lieber horen wollen. Die
Trennung von Unterricht, die Betreuung und Aufsicht, Kon-
ferenzen und Elternarbeit miissen hier auf den Prifstand.

Eines ist doch klar: Es wird auch eine Neudefinition der
Lehrerarbeitszeit notwendig sein, die zu mehr Flexibilitit
und zu mehr Gerechtigkeit fiihrt. Ebenso ist die Rolle der
Schulaufsicht anders zu gestalten. Denkbar wire hier zum
Beispiel eine Schulaufsicht, die sich auf die Schule als Ge-
samtheit bezieht. Wir brauchen also ganz neue Formen der
Qualitdtssicherung des Schulangebots, um das es uns geht.
Beratung und Fortbildung miissen hier in den Vordergrund
gestellt werden.,

(Glocke des Prisidenten)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Herr Abgeordneter, ich muB Sie
hitten, zum SchluB zu kommen.

Abg. Zeller SPD: Was kénnte mehr organisatorische Auto-
nomie in der Schulpraxis bedeuten? Es pibt da eine ganze
Reihe von Moglichkeiten, die ich jetzt hier leider nicht alle
vortragen kann. Aber eine so verstandene Autonomie muf
von unten wachsen. Wir kdnnen sie nicht aufzwingen, aber
wir miissen von seiten der Politik den Freiraum gewihren,
damit dies méglich ist.

Um Sie zu beruhigen: Selbstverstidndlich werden auch kiinf-
tig die Vorgaben der Politik — Herr Wieser, das will ich an
der Stelle deutlich sagen —, der Kultusministerkonferenz,
der Lehrpline, der Rahmenlehrpline und der von mir so be-
schricbenen und erwiinschten Schulautonomie verbindlich
sein miissen. BEs wird kein Freiraum sein, wie das hier viel-
fach dargelegt wird, in dem jeder tun und lassen kann, was
er will.

{Abg, Wieser CDU: Das heilt aber Autonomie!
Dann miissen Sie einen anderen Begriff nehmen!)

In einem Rahmen mehr Freiraum zu gewihren, das ist das,
was wir wollen.

{Abg. Wieser CDU: Da miissen Sie sprachlich un-
termauert werden!)

Der Staat mull die Chancengleichheit im Bildungssystem si-
chern, Bildungsgiinge festlegen, ebenso Abschlisse, Pflicht-
schuizeiten, Qualititssicherungen, Lehrergehdlter und der-
gleichen. Das sind die entscheidenden Punkte.

Lassen Sie mich zum SchluB sagen: Es geht nicht darum,
nun den Schulen gleichsam Selbstgesetzgebung zu gewihren,
sondern darum, ihnen groBere Freirdume in finanzieller, or-
ganisatorischer und padagogischer Hinsicht einzuriumen.
Das Stichwort lautet ,,Gestaltungsautonomie in staatlicher
Verantwortung”. Wir missen von der verwalteten Schule
endlich Abschied nehmen.

(Beifall bei der SPD)

Stelly. Priisident Dr. Geisel: Meine Damen und Herren,
Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Die vorgesehene Re-
dezeit von 50 Minuten ist auch itberschritten. Damit ist der
Tagesordnungspunkt 10 — Aktuelie Debatte — abgeschlos-
sen.

Meine Damen und Herren, ich sehe mich, nachdem es of-
fensichilich einige Verwirrung gegeben hat, an dieser Stelle
wieder einmal veranlaBt, liber den Ablauf einer Aktuellen
Debatte aufzukldren. In unserer Geschiftsordnung ist vorge-
sehen, daB fiir die einleitenden Erklirungen den Fraktionen
in der Reihenfolge der Fraktionsstirke, wobei jedoch die
Fraktion beginnt, die die Aktuelle Debatte beantragt hat, je
S Minuten eingerdumt werden. In einer zweiten Runde wer-
den weitere 5 Minuten eingerdumt, wobei es hier nach der
Wortmeldung geht, Derjenige, der sich zuerst zu Wort mel-
det, kommt dann auch in der zweiten Runde zuerst dran.
Das ist die Ubung, die wir hier praktizieren. Ich wollte wie-
der einmal ausdriicklich darauf hinweisen, weil ich den Ein-
druck hatte, daB der Ablauf einer Aktuellen Debatte in die-
sem Haus nicht hinreichend bekannt ist.
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(Stellv, Prisident Dr. Geisel)

(Abg. Zeller SPD: Vielen Dank, Herr Prisident! —

Abg. Wieser CDU: Sie sollten ein Lernprogramm

fiir Thren Kollegen Zeller erarbeiten! — Abg. Pfi-

ster FDP/DVP: Weiterbildung fiir Abgeordnste,
aber in der Ferienzeit!)

Mecine Damen und Herren, ich rufe Punkt 11 der Tagesord-
nung auf:

BeschluBempfehlung und Bericht des Finanzausschusses zu
dem Antrag des Finanzministeriums vom 18, November 1994
— Verdullerung der Staatsdomine Falkenstein, Kreis Hei-
denheim — Drucksachen 11/5013, 11/5068

Berichterstatter: Abg. Biitikofer

Ich gehe davon aus, dalB ich ohne formliche Abstimmung die
Zustimmung des Hauses zu der BeschluBempfehlung fest-
stellen kann,

{Abg. Deuschle und Abg. Konig REP; Abstimment!)
— Mochten Sie eine Abstimmung haben?

(Abg. Konig REP: Ja, wir wollen uns nimlich ent-
halten!}

— Gut,

Dann lasse ich dber die BeschluBempfehlung abstimmen.
Wer der BeschluBempfehlung zustimmen mdéchte, den bitte
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthal-
tungen? — Bei etlichen Stimmenthaltungen ist der BeschiuB-
empfehlung zugestimmt.

Punkt i1 der Tagesordnung ist damit erledigt.
Ich rufe Punkt 12 der Tagesordnung auft

a) Beschlufempfehlung und Bericht des Stindigen Ausschus-
ses zu der Mitteilung der Landesregierung vom 19. De-
zember 1994 — Unterrichtung des Landtags in EU-Ange-
legenheiten; hier: Mitteilung der Kommission an den Rat
und das Europiische Parlament: Reaktionen auf den Kon-
sultationsprozeB zum Griinbuch ,, Pluralismus und Medien-
konzentration im Binnenmarkt — Bewertung der Notwen-
digkeit einer Gemeinschaftsaktion® — Drucksachen
115103, 11/5324

Berichterstatterin: Abg. Birgit Kipfer

b) BeschluBempfehlung uné Bericht des Stindigen Ausschus-
ses zu der Mitteilung der Landesregierung vom 16. Januar
1995 — Unterrichtung des Landtags in EU-Angelegenhei-
ten; hier: Bericht der Kommission der Europiiischen Ge-
meinschafien an den Europiiischen Rat iiber dic Anwen-
dung des Subsidiaritiitsprinzips im Jahr 1994 — Druck-
sachen 11/5257, 11/5325

Berichterstatter: Abg. Mogg

Ich lasse zundchst iiber die BeschluBemptehlung Drucksache
11/5324 abstimmen,

Wer zustimmen mdchte, den bitte ich um das Handzeichen.
— Gegenprobe! — Stimmenthaliungen? — Ber einer
Stimmenthattung ist der BeschluBempfehlung zugestimmt,

Wir stimmen jetzt iiber die BeschluBempfehlung Drucksuche
11/5325 ab. Hier geht es nur um eine Kenntnisnzhme. Ich
gehe davon aus, daB ich ohne formliche Abstimmung die
Zustimmung des Hauses zur BeschluBempfehlung feststelien
kann. — Das ist der Fall.

Damit ist Punkt 12 der Tagesordnung erledigt.
Ich rufe Punkt 13 der Tagesordnung auf’

BeschluBempfeblungen und Berichte des Petitionsausschusses
zu  verschiedenen  Eingaben —  Drucksachen  11/4093,
11/4245, 11/5267

Der Herr Vorsitzende des Petitionsausschusses hat gebeten,
die Beschjulempfchlung des Petitionsausschusses zur Num-
mer 42 der Drucksache 11/4093 abzusetzen und die Petition
an den Petitionsausschufl zurtickzuverweisen, Es handelt
sich um die Petition 11/3976. — Sie stimmen dem Vor-
schlag des Vorsitzenden des Petitionsausschusses zu,

Im dbrigen kann ich davon ausgehen, daB Sie den Beschlub-
empfehlungen des Petitionsausschusses zustimmen.

Meine Damen und Herren, damit ist auch Punkt 13 der Tu-
gesordnung erledigt, und wir sind am Ende unserer heutigen
Tagesordnung,

Die niichste Sitzung des Landtags {indet morgen, 9.30 Uhr
statt. Die Tagesordnung ist Ihnen bekannt.

Meine Damen und Herren, ich danke Thnen fiir Thr Aushar-
ren und schlieBe die Sitzung.

Schiuf: 21.04 Uhr
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Vorschlag

der Fraktion der CDU

Umbesetzungen in verschiedenen Ausschiissen

Ausschufl

Funktion

scheidet aus

trifft ein

Finanzausschul3

AusschuB flir Schule,
Jugend und Sport

Wirtschaftsausschuf3

Verkehrsausschull

Ausschull fir Familie,
Frauen, Weiterbildung
und Kunst

Petitionsausschufl

01.02.95

ordentl. Mitglied
stellv, Mitglied

ordentl. Mitglied
stellv. Mitglied

ordentl. Mitglied
stellv. Mitglied

ordentl, Mitglied

ordentl. Mitglied
ordentl. Mitglied
stellv. Mitglied
stellv. Mitglied

ordentl, Mitglied
ordentl. Mitglied
stellv. Mitglied
stellv, Mitglied

Giinther H. Qettinger und Fraktion

Rosely Schweizer

Ursula Lazarus

Ursula Lazarus
Dr. Repnik

Schlee

Rosely Schweizer
Ursula Lazarus

Dr. Repnik
Seimetz
Ursula Lazarus

Rosely Schweizer

Alfred Haas
Rosely Schweizer
Behringer

Seimetz

Ursula Lazarus

Rosely Schweizer

Dr. Repnik

Ursula Lazarus

Rosely Schweizer

Behringer
Behringer

Ursula Lazarus
Rosely Schweizer
Dr. Repnik

Seimetz

Behringer
Seimetz

Rosely Schweizer
Alfred Haas

Anlage 1
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Yorschlag
der Fraktion GRUNE

Umbesetzungen in verschiedenen Ausschiissen

Ausschull Funktion scheidet aus tritt ein
Stindiger Ausschufl ordentl. Mitglied Schiauch Jacobi
stellv. Mitglied Dr. Salomon Hackl
Innenausschul3 stellv. Mitglied Schlauch Krieg
stellv. Mitglied Jacobi Walter
Sozialausschull stellv. Mitglied - Krieg
Ausschull fur Familie, stellv, Mitghlied - Krieg
Frauen, Weiterbildung
und Kunst
Ausschul} fiir Land- stelly. Mitglied Schlauch Dr. Witzel
lichen Raum und - .
Landwirtschaft stellv, Mitglied - Krieg
AusschuB nach Artikel 62 ordentl. Mitglied Schlauch Biitikofer
der Verfassung o ... .
(Notparlament) stellv., Mitglied Biitikofer Krieg
Gremium nach Artikel 10 GG Schlauch Birgitt Bender

01.02.95

Fritz Kuhn und Fraktion
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Enquetekommission ,,Entwicklung, Chancen und Auswirkungen neuer Informations-
und Kommunikationstechnologie in Baden-Wiirttemberg (Multimedia-Enquete)“

Wahlvorschiag
fiir die Wahl der weiteren Mitglieder der Multimedia-Enquete

Zur Wahl werden vorgeschlagen;
Professor Dr. Josef Bugl,
Vorsitzender des Kuratoriums der Akademie fir Technikfolgenabschitzung, Stuttgart
Stellvertreter; Dr. Hans-Joachim Braczyk
Professor Dr. Wolfgang Glatthaar,
Gesellschaft fiir Informatik (GI), Bonn
Stellvertreter: Dr. Dieter Klumpp
Professor Dr. Bernd Kaiser,
Rektor der Fachhochschule fiir Druck Stuttgart
Stellvertreter: Professor Eberhard Hermann
Professor Dr. Frieder Meyer-Krahmer,
Fraunhofer-Institut fiir Systemtechnik und Innovationsforschung (IS1), Karlsruhe
Stellvertreter: Peter Zoche
Professor Dr. Giinter Miller,
Institut fir Informatik und Gesellschaft der Universitit Freiburg
Stellvertreter: Ralf Straull
Professor Dr. Dr. Franz Josef Radermacher,
Forschungsinstitut fliir anwendungsorientierte Wissensverarbeitung Ulm
Stellvertreter: Dr. Thomas Rose
Dr. Hartmut Richter,
Hauptgeschiftsfithrer des Baden-Wiirttembergischen Handwerkstags
Stellvertreter; Gerhard Pfander,
Hauptgeschifisfithrer der Handwerkskammer Heilbronn
Welf Schriter,
DGB-Landesbezirk Baden-Wiirttemberg
Stellvertreter: Siegfried Pommerenke,

Vorsitzender des DGB-Landesbezirks Baden-Wiirttemberg

Wolfgang Wolf,
Geschiftsfithrendes Vorstandsmitglied des Landesverbands
der Baden-Wiirttembergischen Industrie ¢, V. (LVI)

Stellvertreter: Dr. Lothar Ulsamer,
Vorsitzender des Arbeitsausschusses Medienpolitik im LVI

01.02.95

Kdéder

Anlage 3

4609



	Baden-Württemberg Plenarprotokoll 11/56 (Seite I)
	Dokument (Seite 4535)


